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[BayMRVG: Gesetz liber den Vollzug der MaBregeln der Besserung und Sicherung sowie det]
leinstweiligen Unterbringung (Bayerisches MaBregelvollzugsgesetz — BayMRVG) Vom 17. Juli 2015|
[(GVBI S. 222) BayRS 312-3-A (Art. 1-55)|

Gesetz liber den Vollzug der MaBregeln der Besserung und Sicherung sowie der
einstweiligen Unterbringung
(Bayerisches MaBregelvollzugsgesetz — BayMRVG)
Vom 17. Juli 2015
(GVBI S. 222)
BayRS 312-3-A

Vollzitat nach RedR: Bayerisches MaBregelvollzugsgesetz (BayMRVG) vom 17. Juli 2015 (GVBI. S. 222,
BayRS 312-3-A), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 8. Juli 2020 (GVBI. S. 330) gedndert worden ist

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht
wird:

Teil 1 Anwendungsbereich

Art. 1 Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Unterbringung von Personen in einem psychiatrischen Krankenhaus
oder einer Entziehungsanstalt (MaBregelvollzugseinrichtung) auf Grund einer strafgerichtlichen
Entscheidung.

Teil 2 Vollzug der MaBregeln der Besserung und Sicherung
Abschnitt 1 Allgemeines

Art. 2 Ziele und Grundsatze

(1) 1Ziel der Unterbringung ist, die Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten zu schitzen.
°Weitere Ziele sind bei der Unterbringung

1. geman § 63 des Strafgesetzbuchs ( StGB), die untergebrachte Person zu heilen oder ihren Zustand
soweit zu bessern, dass sie keine Gefahr mehr fir die Allgemeinheit darstellt,

2. gemaR § 64 StGB, die untergebrachte Person von ihrem Hang zu heilen und die zugrunde liegende
Fehlhaltung zu beheben.

(2) Die Unterbringung soll den allgemeinen Lebensverhéltnissen so weit wie méglich angeglichen werden
und die untergebrachte Person auf ein straffreies Leben vorbereiten. °Die familiare, soziale und berufliche
Eingliederung soll geférdert werden.

(3) 1Bei allen MaBnahmen auf Grund dieses Gesetzes soll auf das Alter, das Geschlecht, die ethnische
Herkunft, den Gesundheitszustand und die Lebensumsténde der untergebrachten Person Ruicksicht
genommen werden. 2 Art. 5a des Bayerischen Strafvollzugsgesetzes (BayStVollzG) gilt entsprechend.

(4) Die MaBregelvollzugseinrichtungen sollen mit Behérden, Gerichten, Einrichtungen der Wissenschaft und
Forschung sowie sonstigen Stellen und Personen zusammenarbeiten, soweit diese die Ziele der
Unterbringung férdern kénnen.

Art. 3 Stellung der untergebrachten Person
(1) Der untergebrachten Person ist Gelegenheit zu geben, an der Gestaltung ihrer Behandlung und der

weiteren MaBnahmen, die der Verwirklichung der in Art. 2 genannten Ziele und Grundséatze dienen,
mitzuwirken. 2lhre Bereitschaft zur Mitwirkung an der Gestaltung ist zu wecken und zu férdern.



(2) Die untergebrachte Person unterliegt den in diesem Gesetz vorgesehenen Beschrénkungen ihrer
Freiheit. 2Soweit dieses Gesetz keine besondere Regelung enthélt, dirfen der untergebrachten Person
Beschrankungen nur auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer
schwerwiegenden Stérung des geordneten Zusammenlebens in der MaBregelvollzugseinrichtung
unerlasslich sind.

(3) Von mehreren maoglichen und geeigneten MaBnahmen ist diejenige zu wahlen, die die untergebrachte
Person voraussichtlich am wenigsten beeintréchtigt. 2Eine MaBnahme darf nicht zu einem Nachteil fiihren,
der zu dem angestrebten Erfolg erkennbar auBBer Verhaltnis steht. 3Sie ist nur solange zulassig, bis ihr
Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden kann.

(4) Im Rahmen der Unterbringung getroffene Entscheidungen und Anordnungen sind der untergebrachten
Person unverziglich bekannt zu geben und, soweit es ihr Gesundheitszustand zulasst, zu erlautern. °Hat
die untergebrachte Person einen Vertreter, so erhalt dieser eine Ablichtung von schriftlich gegentber der
untergebrachten Person erlassenen Entscheidungen und Anordnungen.

Abschnitt 2 Aufnahme und Behandlung der untergebrachten Person

Art. 4 Aufnahme

(1) Die untergebrachte Person ist Uber ihre Rechte und Pflichten wahrend der Unterbringung unverziglich
zu unterrichten. 2Eine schriftliche Unterrichtung wird sobald als méglich nachgeholt; die untergebrachte
Person hat den Erhalt schriftlich zu bestatigen. SHat die untergebrachte Person einen Vertreter, so ist ihm
Gelegenheit zu geben, an der Unterrichtung teilzunehmen. 4Andere untergebrachte Personen dirfen nicht
anwesend sein.

(2) Die untergebrachte Person ist unverziglich &rztlich zu untersuchen.

Art. 5 Behandlungs- und Vollzugsplan

(1) Unter Berticksichtigung aller Umstande, deren Kenntnis fir eine planvolle Behandlung der
untergebrachten Person erforderlich ist, wird unverziglich ein Behandlungs- und Vollzugsplan aufgestellt.

(2) Der Plan ist langstens im Abstand von sechs Monaten der Entwicklung der untergebrachten Person
anzupassen. °Dabei sind die Maglichkeiten fur Lockerungen des Vollzugs, fir Beurlaubungen, fiir eine
Aussetzung der Vollstreckung der Unterbringung zur Bewahrung und firr eine Entlassung zu prifen.
3Spétestens wenn abzusehen ist, dass die Vollstreckung zur Bewahrung ausgesetzt wird oder dass die
untergebrachte Person entlassen wird, sollen in den Behandlungs- und Vollzugsplan auch Angaben Uber
die notwendigen vorbereitenden MaBnahmen aufgenommen werden.

(3) Der Behandlungs- und Vollzugsplan sowie wesentliche Anderungen sollen mit der untergebrachten
Person erortert werden. 2Die Erdrterung kann unterbleiben, wenn sich dadurch der Gesundheitszustand
oder die therapeutische Entwicklung der untergebrachten Person verschlechtern wiirde. 3Die Erérterung ist
nachzuholen, sobald der Gesundheitszustand dies zuldsst. “Hat die untergebrachte Person einen Vertreter,
so findet die Erdrterung auch mit ihm statt.

Art. 6 Behandlung

(1) Die untergebrachte Person erhélt die nach den anerkannten Regeln der arztlichen Kunst gebotene
Behandlung ihrer Erkrankung, um die Ziele der Unterbringung zu erreichen. °Die untergebrachte Person hat
bei Behandlung anderer als psychischer Erkrankungen Anspruch auf Gesundheitsuntersuchungen,
medizinische Vorsorgeleistungen, Krankenbehandlung und Versorgung mit Hilfsmitteln nach MaBgabe der
Art. 59 bis 61, 63 und 64 BayStVollzG.

(2) 1Behand|ungsmaBnahmen, die in die korperliche Unversehrtheit eingreifen, bedirfen der méglichst
schriftlichen Einwilligung der untergebrachten Person. °Die Einwilligung muss auf der Grundlage einer
arztlichen Aufklarung der untergebrachten Person erfolgen und auf deren freien Willen beruhen. 3Kann eine
Einwilligung nicht rechtzeitig eingeholt werden, darf die BehandlungsmaBnahme ohne Einwilligung
durchgefihrt werden, wenn sie dem mutmaBlichen Willen der untergebrachten Person entspricht.



(3) BehandlungsmafBnahmen im Sinn des Abs. 1, die dem natlrlichen Willen der untergebrachten Person
widersprechen, sind zulassig,

1. um die Entlassungsfahigkeit zu erreichen,

2. um eine konkrete Gefahr fir das Leben oder eine konkrete schwerwiegende Gefahr fiir die Gesundheit
der untergebrachten Person abzuwenden oder

3. um eine konkrete Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit einer anderen Person in der Einrichtung
abzuwenden.

(4) 1Behand|ungsmaBnahmen nach Abs. 3 dlrfen nur angeordnet werden, wenn

1. arztlich Gber Art, Dauer, Erfolgsaussichten und Risiken der beabsichtigten MaBnahmen aufgeklart
wurde,

2. zuvor frihzeitig, ernsthaft und ohne Druck auszuuben versucht wurde, die Zustimmung der
untergebrachten Person zu erhalten,

3. die MaBnahmen geeignet sind, das Behandlungsziel zu erreichen,

4. mildere Mittel keinen Erfolg versprechen,

5. der zu erwartende Nutzen die zu erwartenden Beeintrachtigungen deutlich Uberwiegt,
6. Art und Dauer auf das zwingend erforderliche Maf3 beschrankt werden und

7. inden Fallen des Abs. 3 Nr. 1 und 2 zusatzlich

a) die untergebrachte Person krankheitsbedingt zur Einsicht in die Schwere und die
Behandlungsbedrftigkeit inrer Krankheit oder zum Handeln geman dieser Einsicht nicht fahig ist und

b) der nach § 1901a des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) zu beachtende Wille der untergebrachten
Person den MaBnahmen nicht entgegensteht.

°Die BehandlungsmaBnahmen sind durch einen Arzt oder eine Arztin anzuordnen. 3Die MaBnahmen sind
zu dokumentieren und durch einen Arzt oder eine Arztin durchzufiihren, zu tiberwachen und in
regelmaBigen Abstanden auf ihre Eignung, otwendigkeit und Angemessenheit zu Uberprifen. “Die
Anordnung der MaBnahme gilt héchstens fir zwdlf Wochen und kann wiederholt getroffen werden.

(5) Eine Behandlung nach Abs. 3 ist nur mit vorheriger Genehmigung des Gerichts zulassig. °Der
Einwilligung der untergebrachten Person bedarf es nicht. 3Bei Minderjéhrigen tritt an die Stelle der
gerichtlichen Genehmigung die Zustimmung des Personensorgeberechtigten.

(6) Bei MaBnahmen nach Abs. 3 Nr. 2 und 3 kann bei Gefahr in Verzug von den Vorgaben gemas Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 5 Satz 1 und 3 abgesehen werden. °Die Aufklarung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ist
nachzuholen, sobald es der Gesundheitszustand der untergebrachten Person zul&sst. 3Die Vorlage nach
Abs. 5 Satz 1 ist unverziglich nachzuholen. “Bei Minderjahrigen ist der Personensorgeberechtigte
unverziglich zu benachrichtigen.

(7) Kann die erforderliche BehandlungsmaBnahme in der MaBregelvollzugseinrichtung nicht durchgefiihrt
werden, ist die untergebrachte Person in eine andere MaBregelvollzugseinrichtung, in ein geeignetes
Krankenhaus oder zu einem ambulanten Leistungserbringer auBerhalb des MaBregelvollzugs, der die
gebotene medizinische Versorgung sicherstellt, zu verbringen.

(8) Korperliche Untersuchungen und MaBnahmen, die nicht mit einem kdrperlichen Eingriff verbunden sind,
Entnahmen von Haarproben sowie die Gewinnung einer Urinprobe sind zuldssig, auch wenn sie dem



natiirlichen Willen widersprechen, wenn sie der Kontrolle und Uberwachung von BehandlungsmaBnahmen,
dem Gesundheitsschutz oder der Hygiene dienen und von einem Arzt oder einer Arztin angeordnet werden.

Art. 7 (aufgehoben)

Abschnitt 3 Gestaltung der Unterbringung
Art. 8 Zimmerbelegung

Der untergebrachten Person soll ein Einzel- oder Zweibettzimmer zugewiesen werden. 2Eine
Zimmerbelegung mit mehr als vier Personen ist nicht zulassig. 3Mannern und Frauen sind getrennte Zimmer
zuzuweisen.

Art. 9 Personlicher Besitz und Ausstattung des Unterbringungsraums

(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, persdnliche Gegenstande zu erwerben, zu benutzen und in
ihrem Zimmer aufzubewahren, soweit die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit, das geordnete
Zusammenleben in der MaBregelvollzugseinrichtung oder die Ubersichtlichkeit des Unterbringungsraums
nicht gefahrdet werden.

(2) Ausgeschlossene Gegenstande werden auf Kosten der untergebrachten Person aufbewahrt oder an
eine von ihr benannte Person Gbergeben oder versandt; andernfalls werden sie auf Kosten der
untergebrachten Person aus der MaBregelvollzugseinrichtung entfernt.

(3) Der Besitz von Bild-, Ton- und Datentragern kann davon abh&ngig gemacht werden, dass die
untergebrachte Person deren Uberpriifung zustimmt.

(4) Die untergebrachte Person darf Presseerzeugnisse in angemessenem Umfang durch Vermittlung der
MaBregelvollzugseinrichtung beziehen, sofern diese nicht geeignet sind, die Ziele der Unterbringung zu
gefahrden.

Art. 10 Arbeit, Beschéaftigung, Bildung

(1) Die MaBregelvollzugseinrichtung soll der untergebrachten Person eine Arbeit oder Beschéaftigung
zuweisen und sie dazu anhalten, in Abhangigkeit von deren Gesundheitszustand an Arbeits- und
Beschaftigungsangeboten teilzunehmen. 2Dabei sind deren Fahigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen zu
beriicksichtigen.

(2) Geeigneten untergebrachten Personen kann Gelegenheit zur schulischen Bildung, Berufsausbildung,
beruflichen Weiterbildung oder Teilnahme an anderen aus- oder weiterbildenden MaBnahmen gegeben
werden.

(3) MaBnahmen nach Abs. 1 und 2 kénnen bei entsprechender Lockerung des Vollzugs (Art. 16 und 18) in
Betrieben geeigneter privater Unternehmen oder sonstigen Einrichtungen auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung durchgefihrt werden.

(4) Die MaBregelvollzugseinrichtung soll die untergebrachte Person dazu anhalten, freiwillig an Deutsch-
bzw. Integrationsunterricht entsprechend Art. 40 Abs. 2 und 3 BayStVollzG teilzunehmen, wenn dies den
Zwecken des MaBregelvollzugs nicht widerspricht und ihr mit vertretbarem Aufwand ermdéglicht werden
kann.

Art. 11 Freizeitgestaltung

(1) Die untergebrachte Person erhélt Gelegenheit und Anregungen, ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten.
2Freizeitangebote und tagesstrukturierende MaBBnahmen sind innerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung zu
gewahrleisten.

(2) Der untergebrachten Person ist tAglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im Freien zu ermdglichen.



(8) Beschrankungen bei der Freizeitgestaltung sind nur zulassig, wenn andernfalls die Ziele der
Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der MaBregelvollzugseinrichtung
geféhrdet wirden oder der Aufwand fiir Sicherung und Kontrolle unverhaltnismaiig hoch waére.

Art. 12 Besuch

(1) 'Die untergebrachte Person darf regelméBig Besuch empfangen. °Die Besuchszeit betragt mindestens
eine Stunde in der Woche.

2) T zur Sicherung der Ziele der Unterbringung, aus Griinden der Sicherheit oder des geordneten
Zusammenlebens in der MaBregelvollzugseinrichtung kénnen Besuche

1. untersagt werden,

2. davon abhangig gemacht werden, dass sich die Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln
oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstande absuchen lassen, oder

3. Uberwacht werden.

2In den Fallen des Satzes 1 Nr. 2 findet Art. 24 Abs. 1 Satz 2 bis 5 entsprechende Anwendung.

(3) Eine Uberwachung und Aufzeichnung der Besuche mit technischen Mitteln ist zulassig, wenn die
Besucher und die untergebrachte Person vor dem Besuch darauf hingewiesen werden. °Die
Aufzeichnungen sind spatestens nach einem Monat zu I6schen.

(4) Die Unterhaltung darf nur lberwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus den in Abs. 2 genannten
Griinden erforderlich ist. 2Eine Aufzeichnung der Unterhaltung ist nicht zuldssig.

(5) 'Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Besucher oder die untergebrachte Person gegen die
Vorschriften dieses Gesetzes oder die auf Grund dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen trotz
Abmahnung verstoB3en. °Die Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlasslich ist, den Besuch sofort
abzubrechen.

(6) Gegenstande dirfen beim Besuch nur mit Erlaubnis Uibergeben werden.

Art. 13 AuBenkontakte

Fiir den Schriftverkehr, den Empfang und die Absendung von Paketen, Telefongesprache sowie andere
Formen der Telekommunikation gelten Art. 25 bis 31 des Bayerischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes ( BaySvVollzG) entsprechend mit der MaBgabe, dass dadurch die
Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der
MaBregelvollzugseinrichtung nicht gefahrdet werden. 2Fiir AuBenkontakte und Besuche mit bestimmten
Personen gilt Art. 32 BaySvVollzG entsprechend. SFiir die beim Besuch vom Verteidiger oder von der
Verteidigerin Gbergebenen Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen sowie den Schriftverkehr der
untergebrachten Person mit ihrem Verteidiger oder ihrer Verteidigerin gelten Art. 32 Abs. 3 und 4
BaySvVollzG entsprechend mit der MaBgabe, dass bei erheblichem Verdacht auf Missbrauch des
Schriftwechsels

1. ein Schreiben angehalten und auf unerlaubte Einlagen untersucht werden kann,

2. bei fehlender Absenderangabe zur Feststellung, ob Verteidigerpost vorliegt, die Identitat des Absenders
anhand der auBeren Umsténde des Schreibens lberprift werden kann, soweit mildere Mittel nicht in
Betracht kommen,

3. Schriftstlicke und sonstige Unterlagen, die beim Besuch Ubergeben werden sollen, zur Behandlung nach
Nr. 1 auf Verlangen an die Beschaftigten der MaBregelvollzugseinrichtung herauszugeben sind.

4Bei MaBnahmen nach Satz 3 darf vom Inhalt des Schreibens keine Kenntnis genommen werden, es sei
denn, die duBeren Umstande ergeben, dass keine Verteidigerpost vorliegt.



Art. 14 Recht auf Religionsausiibung

(1) Der untergebrachten Person darf religiése Betreuung durch einen Seelsorger oder eine Seelsorgerin
einer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. 2Auf ihren Wunsch ist ihr zu helfen, mit einem
Seelsorger oder einer Seelsorgerin ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten.

2) 'Die untergebrachte Person darf religidse Schriften besitzen. 2Gegenstémde des religidsen Gebrauchs
sind ihr in angemessenem Umfang zu belassen. 3Beides darf ihr nur bei einem groben Fehlverhalten
entzogen werden.

(3) Die untergebrachte Person hat das Recht, innerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung an Gottesdiensten
und anderen religiésen Veranstaltungen einer Religionsgemeinschaft teilzunehmen.

(4) Die untergebrachte Person kann von der Teilnahme an religiésen Veranstaltungen nur ausgeschlossen
werden, wenn andernfalls die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit, das geordnete Zusammenleben in der
MaBregelvollzugseinrichtung oder das religidse Empfinden des Seelsorgers oder der Seelsorgerin der
Religionsgemeinschaft gefahrdet wirden.

(5) Fir Angehdrige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten Abs. 1 bis 4 entsprechend.

Art. 15 Hausordnung

(1) Die MaBregelvollzugseinrichtungen erlassen im Benehmen mit dem Bezirk oder von diesem mit dem
Vollzug der Unterbringung betrauten Unternehmen (Trager) eine Hausordnung, die die Rechte und Pflichten
der untergebrachten Personen naher regelt. °Die Hausordnung ist den untergebrachten Personen in
geeigneter Weise bekannt zu geben; Art. 4 Abs. 1 Satz 1 bleibt unbertihrt.

(2) Die Hausordnung hat mindestens Folgendes zu regeln:

1. Einteilung des Tages in Beschaftigungs- und Behandlungszeiten, Freizeit und Ruhezeit,
2. Ausstattung der Zimmer mit persénlichen Gegenstanden (Art. 9 Abs. 1),

3. Mdglichkeiten der Verwendung und der Verwahrung eigener Sachen (Art. 9 Abs. 1 und 2),
4. Umgang mit den Sachen der MaBregelvollzugseinrichtung,

5. MaBnahmen zur Freizeitgestaltung (Art. 11),

6. Besuchszeiten sowie Haufigkeit und Dauer von Besuchen (Art. 12),

7. AuBenkontakte (Art. 13),

8. Verfligung Uber Gelder (Art. 31),

9. Nutzung von elektronischen Geraten,

10. Zuléssigkeit des Rauchens,

11. Einschluss.

Abschnitt 4 Lockerungen des Vollzugs; Ausfiihrung und Vorfiihrung
Art. 16 Vollzugslockerungen und Beurlaubung

(1) Der Vollzug der Unterbringung ist zu lockern, sobald

1. zu erwarten ist, dass dadurch die Behandlung und die soziale Wiedereingliederung geférdert werden,



und

2. nach allen aus der bisherigen Behandlung gewonnenen Erkenntnissen davon auszugehen ist, dass die
untergebrachte Person die ihr eingerdumten Vollzugslockerungen nicht missbrauchen wird.

°Bei der Entscheidung Uber die Gewahrung von Vollzugslockerungen wird insbesondere auch
beriicksichtigt, ob eine Entlassung der untergebrachten Person absehbar ist.

(2) Vollzugslockerungen sind

1. das Verlassen der MaBregelvollzugseinrichtung oder des gesicherten Bereichs der
MaBregelvollzugseinrichtung flr eine bestimmte Zeit

a) in Begleitung von Beschéftigten der MaBregelvollzugseinrichtung (begleiteter Ausgang) oder
b) ohne Aufsicht (unbegleiteter Ausgang),

2. die regelmaBige Beschaftigung auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung

a) unter Aufsicht von Beschaftigten der MaBregelvollzugseinrichtung (begleitete AuBenbeschaftigung)
oder

b) ohne deren Aufsicht (unbegleitete AuBenbeschaftigung).

(3) Die untergebrachte Person kann unter den Voraussetzungen des Abs. 1 beurlaubt werden. 2Eine
Beurlaubung darf zusammenhangend héchstens fir zwei Wochen gewahrt werden.

(4) 'Wahrend der Beurlaubung hat die untergebrachte Person Anspruch auf Behandlung nach Art. 6 Abs. 1
nur durch die zustandige MaBregelvollzugseinrichtung. 2Ist eine Behandlung nach Satz 1 wegen einer
Gefahr fiir Leben oder Gesundheit nicht rechtzeitig méglich, darf die untergebrachte Person
BehandlungsmaBnahmen Dritter in Anspruch nehmen. 3Die untergebrachte Person ist verpflichtet, die
MaBregelvollzugseinrichtung unverziglich dariber zu informieren. “Der Trager erstattet dem Dritten die
nach Satz 2 anfallenden Behandlungskosten. SDie Satze 1, 2 und 4 gelten nicht, wenn die untergebrachte
Person auf Grund einer Beschéaftigung auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 10 Abs. 3)
krankenversichert ist.

(5) Vollzugslockerungen und Beurlaubungen kénnen mit Weisungen verbunden werden, die im Interesse
der Sicherheit oder des Gesundheitszustands der untergebrachten Person erforderlich sind.

(6) Die Gewahrung einer Vollzugslockerung oder einer Beurlaubung kann ausgesetzt oder widerrufen
werden, wenn

1. nachtraglich Umsténde eintreten oder bekannt werden, die eine anféangliche Versagung gerechtfertigt
hatten,

2. die untergebrachte Person die Lockerung missbraucht oder

3. die untergebrachte Person Weisungen nicht nachkommt.
Art. 17 (aufgehoben)

Art. 18 Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens

(1) zur Vorbereitung der Entlassung kann ohne Zustimmung der Fachaufsichtsbehdrde nach Unterrichtung
der Strafvollstreckungskammer oder bei einer Unterbringung nach § 7 des Jugendgerichtsgesetzes nach
Unterrichtung des Jugendrichters eine Beurlaubung nach Art. 16 Abs. 3 und 4 in eine geeignete Wohnform
fur 1angstens 18 Monate erfolgen (Probewohnen). 2Eine erneute Beurlaubung nach Satz 1 ist frihestens
nach sechs Monaten zulassig. 3Die Kosten des Probewohnens sind Kosten des MaBregelvollzugs. 4Findet



das Probewohnen in einer Wohnform ohne therapeutische Leistungen Dritter statt, tragt die untergebrachte
Person die Kosten, soweit therapeutische Griinde dem nicht entgegenstehen.

(2) Die Trager kdnnen sich zur Erflllung der Aufgabe des Probewohnens privater Einrichtungen bedienen.
°Die privaten Einrichtungen missen

1. die notwendige Zuverléssigkeit und Fachkunde aufweisen,
2. eine geeignete Wohnform fiir das Probewohnen bereitstellen,

3. die zur ordnungsgemafBen Durchflihrung des Probewohnens erforderlichen personellen, sachlichen,
baulichen und organisatorischen Voraussetzungen erfillen,

4. dem Trager Kontroll- und Eingriffsmdglichkeiten einrdumen sowie

5. die datenschutzrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes einhalten.

3Die Rechte der Fachaufsichtsbehorde gelten entsprechend gegenlber der privaten Einrichtung.

(3) Der Trager kann ausschlieBlich nachfolgende hoheitliche Befugnisse auf die privaten Einrichtungen
Ubertragen, soweit dies nach der Art und Weise des Probewohnens erforderlich ist:

1. Behandlungen, Untersuchungen und MaBnahmen, die die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung
angeordnet hat, nach MaBBgabe des Art. 6 Abs. 3 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 8,

2. Beschrankung der Zimmerausstattung und Entzug von persénlichen Gegenstidnden nach MaBgabe des
Art. 9,

3. Beschrankung des Besuchsrechts nach MaBBgabe der Art. 12 und 44 Abs. 5,

4. Uberwachung von Schriftverkehr bzw. Paketen und von Telefongesprachen nach MaBgabe der Art. 13
und 44 Abs. 5,

5. Erlass einer Hausordnung nach MaBgabe des Art. 15,
6. Vornahme von Durchsuchungen und Untersuchungen nach MaBgabe des Art. 24,
7. Anordnung besonderer SicherungsmaBnahmen nach MaBgabe des Art. 25 bei Gefahr im Verzug und

8. Anwendung unmittelbaren Zwangs nach MaBgabe des Art. 27 bei Gefahr im Verzug.

°Die Ubertragung bedarf der Schriftform. 3 Art. 49 Abs. 2 gilt entsprechend. *Werden Befugnisse nach Satz
1 wahrgenommen, ist die Leitung der zustandigen MaBregelvollzugseinrichtung unverztiglich zu
informieren.

Art. 19 Beteiligung der Volistreckungsbehérde
(1) Bevor unbegleiteter Ausgang, unbegleitete AuBenbeschaftigung, eine Beurlaubung, eine Beurlaubung

zum Zwecke des Probewohnens oder bei Personen mit besonderem Sicherungsbediirfnis unbegleiteter
Gelandegang gewahrt wird, ist die Vollstreckungsbehdérde zu héren.

(2) Werden Lockerungen des Vollzugs gewahrt oder die Gewahrung einer Lockerung langer als ein Monat
ausgesetzt, ist die Vollstreckungsbehérde zu informieren.

Art. 20 (aufgehoben)



Art. 21 Ausfiihrung und Vorfiihrung

(1) 1AusfiJhrungen kénnen aus wichtigen Griinden zugelassen werden, obwohl die Voraussetzungen des
Art. 16 Abs. 1 nicht erfillt sind. 2Die MaBregelvollzugseinrichtung trifft die erforderlichen
Sicherungsvorkehrungen.

(2) 1Auf Ersuchen eines Gerichts ermdglicht die MaBregelvollzugseinrichtung die Vorflhrung der
untergebrachten Person. °Die MaBregelvollzugseinrichtung unterrichtet das Gericht Uber das Veranlasste.

(3) 'Die Kosten von Ausfihrungen und Vorfihrungen, die auf Wunsch der untergebrachten Person oder
Uberwiegend in ihrem Interesse durchgefiihrt werden, trégt die untergebrachte Person. °Dies gilt auch,
soweit der untergebrachten Person hinsichtlich der Kosten von Ausfihrungen und Vorfliihrungen ein
Erstattungsanspruch zusteht. 3Von der Geltendmachung der Kosten gegenliber der untergebrachten
Person kann abgesehen werden, wenn dies die Behandlung oder die Eingliederung behindern wiirde.

Abschnitt 5 Disziplinar- und SicherungsmaBnahmen

Art. 22 DisziplinarmaBnahmen

(1) VerstoBt die untergebrachte Person schuldhaft gegen eine Pflicht, die ihr durch dieses Gesetz oder auf
Grund dieses Gesetzes auferlegt wurde, kdnnen gegen sie DisziplinarmaBnahmen angeordnet werden.

(2) Zuléssige DisziplinarmaBnahmen sind

1. der Verweis,

2. unter Wahrung der Regelung in Art. 11 Abs. 2 der Entzug oder die Beschrankung des Aufenthalts im
Freien,

3. die Beschrankung oder der Entzug der Verfligung tber Geldbetrage geman Art. 31 Abs. 1 bis zu einem
Monat,

4. die Beschrankung oder der Entzug des Horfunk- und Fernsehempfangs bis zu einer Woche,

5. die Beschrankung oder der Entzug der Gegenstande flr eine Beschaftigung in der Freizeit bis zu einer
Woche,

6. die Beschrankung oder der Ausschluss von der Teilnahme an gemeinschaftlichen Unternehmungen bis
zu einer Woche,

7. der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschaftigung bis zu einem Monat unter Wegfall der in diesem
Gesetz geregelten Bezlge.

(3) Art. 109 Abs. 2 und 3, Art. 110 Abs. 3, Art. 111 Abs. 1 und 2 sowie Art. 113 BayStVollzG gelten
entsprechend.

Art. 23 (aufgehoben)
Art. 24 Durchsuchungen und Untersuchungen

(1) Die untergebrachte Person, ihre Sachen und ihr Wohn- und Schlafbereich diirfen durchsucht werden,
um die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der
MaBregelvollzugseinrichtung zu gewahrleisten. °Die Durchsuchung der Person darf auBBer bei Gefahr in
Verzug nur von Personen gleichen Geschlechts vorgenommen werden; dies gilt nicht fir das Absuchen mit
technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln. SAuf das Schamgefihl ist Riicksicht zu nehmen.



4Durchsuchungen der Person durfen nicht von einem Beschaftigten allein durchgefihrt werden. SAndere
untergebrachte Personen dilrfen nicht anwesend sein.

(2) "Nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ist es
zuldssig, eine mit einer Entkleidung verbundene kérperliche Durchsuchung vorzunehmen. 2Sie ist in einem
geschlossenen Raum durchzufihren.

(3) Bestent der begriindete Verdacht, dass eine untergebrachte Person Gegenstande im Kérper versteckt
hat, die die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der
MaBregelvollzugseinrichtung gefahrden, kann die untergebrachte Person durch einen Arzt oder eine Arztin
untersucht werden. 2Abs. 1 Satze 2 bis 5 und Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend.

(4) In den Fallen der Abs. 1 bis 3 kann auch angeordnet werden, dass bestimmte untergebrachte Personen
bei jeder Riickkehr in die MaBregelvollzugseinrichtung oder in die Station und nach jedem Besuch zu
durchsuchen oder zu untersuchen sind.

(5) Art. 91 Abs. 4 bis 6 BayStVollzG gilt entsprechend.

Art. 25 Besondere SicherungsmaBnahmen

(1) Gegen eine untergebrachte Person kdnnen besondere SicherungsmaBnahmen angeordnet werden,
wenn nach ihrem Verhalten oder auf Grund ihres Gesundheitszustands in erhéhtem MaBe die Gefahr von
Gewalttatigkeiten gegen Personen oder Sachen, die Gefahr einer Selbsttétung oder Selbstverletzung oder
die Gefahr besteht, dass die untergebrachte Person entweicht.

(2) Zulassige besondere SicherungsmaBnahmen sind

1. die stéandige Beobachtung, auch mit technischen Mitteln,

2. die Aufhebung der Bewegungsfreiheit an allen GliedmaBen (Fixierung),

3. die sonstige Einschréankung der Bewegungsfreiheit durch mechanische Vorrichtung,

4. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstanden,

5. die nachtliche Nachschau,

6. die Trennung von anderen untergebrachten Personen,

7. der Entzug oder die Beschrankung des gemeinschaftlichen Aufenthalts im Freien,

8. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefahrdende Gegenstande,

9. die Einschréankung der Bewegungsfreiheit durch unmittelbaren Zwang, soweit nicht Nr. 2, 3 oder Nr. 8.

(3) "MaBnahmen nach Abs. 2 Nr. 2 oder Nr. 3 sind nur zulassig, wenn und solange sie zur Abwendung
einer gegenwartigen erheblichen Gefahr von Gewalttatigkeiten gegen Personen oder der Selbsttétung oder
der Selbstverletzung unerlasslich sind. °Die untergebrachte Person ist auf gefahrliche Gegenstande zu
durchsuchen und im Fall der Fixierung durch geeignete Beschaftigte stdndig und unmittelbar zu
beobachten. 3Bei der Fixierung durfen nur Beschéftigte zur Beobachtung eingesetzt werden, die arztlich in
solche Aufgaben eingewiesen wurden. “Die Fixierung ist der untergebrachten Person durch die
MaBregelvollzugseinrichtung anzuklndigen. SEine Fixierung darf nur befristet angeordnet werden,
langstens flir 24 Stunden. 6Nach Beendigung einer Fixierung ist die untergebrachte Person auf die
Maoglichkeit hinzuweisen, die Zuléssigkeit der Fixierung nachtréglich gerichtlich tGberprifen zu lassen.

(4) MaBnahmen nach Abs. 2 Nr. 4 bis 9 sind auch zulassig, wenn die Gefahr besteht, dass sich die
untergebrachte Person selbst oder mit der Hilfe einer dritten Person der Obhut der Einrichtung entzieht,



oder wenn eine erhebliche Stérung des geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung nicht anders
abgewendet werden kann.

(5) MaBnahmen nach Abs. 2 Nr. 9 sind bei einem Transport der untergebrachten Person auch zulassig,
wenn aus anderen als den in Abs. 1 genannten Grinden die Gefahr besteht, dass die untergebrachte
Person entweicht.

(6) Die Anordnung einer besonderen SicherungsmaBnahme nach Abs. 2 Nr. 2, 3, 8 oder Nr. 9 hat durch
eine Arztin oder einen Arzt zu erfolgen. °Die Arztin oder der Arzt stellt eine angemessene arztliche
Uberwachung sicher.

(7) 'Zu dokumentieren sind

1. die Anordnung,
2. Entscheidungen zur Fortdauer,
3. die Durchfiihrung und Uberwachung der MaBnahmen einschlieBlich der arztlichen Tétigkeit und

4. bei einer Fixierung
a) die Grinde der Anordnung und
b) der Hinweis nach Abs. 3 Satz 6.

2Art. 32 bleibt unberiihrt.

(8) TWenn der untergebrachten Person durch besondere SicherungsmaBnahmen nach Abs. 2 Nr. 3, 8 oder
9 Uber einen langeren Zeitraum oder regelméaBig die Freiheit entzogen werden soll, bedarf es der
vorherigen Genehmigung des zustandigen Gerichts. 2Ohne Genehmigung sind diese MaBnahmen nur
zulassig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 3Die Genehmigung ist unverziiglich nachzuholen,
es sei denn, es ist absehbar, dass die besondere SicherungsmaBnahme vor der Erlangung einer
richterlichen Entscheidung beendet sein und eine zeitnahe Wiederholung nicht erforderlich werden wird. 4t
eine richterliche Entscheidung beantragt und die MaBnahme vor deren Erlangung beendet worden, so ist
dies dem Gericht unverziglich mitzuteilen.

9) 'Die Fixierung bedarf stets der vorherigen Genehmigung des zustandigen Gerichts, es sei denn, es
handelt sich um eine kurzfristige MaBnahme. 2Abs. 8 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

Art. 26 (aufgehoben)
Art. 27 Unmittelbarer Zwang

(1) Anordnungen nach diesem Gesetz dirfen im Wege des unmittelbaren Zwangs gegeniber der
untergebrachten Person durchgesetzt werden, wenn der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise
erreicht werden kann.

(2) Gegenliber anderen Personen darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es
unternehmen, untergebrachte Personen zu befreien, wenn sie unbefugt in den Bereich der
MaBregelvollzugseinrichtung eindringen oder sich unbefugt darin aufhalten.

(3) TUnmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. °Die Androhung darf nur unterbleiben, wenn die Umsténde
sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat,
die den Tatbestand eines Strafgesetzes erflillt, zu verhindern oder eine gegenwartige Gefahr abzuwenden.

(4) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund anderer Vorschriften bleibt unberihrt.

(5) Halt sich die untergebrachte Person ohne Erlaubnis auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung auf, so
kann sie durch Beschéftigte der MaBregelvollzugseinrichtung oder auf deren Veranlassung hin
festgenommen und in die MaBregelvollzugseinrichtung zuriickgebracht werden.



Art. 28 Erkennungsdienstliche MaBnahmen

zur Sicherung des Vollzugs der Unterbringung, zur Identitatsfeststellung und zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit oder des geordneten Zusammenlebens in der MaBregelvollzugseinrichtung sind als
erkennungsdienstliche MaBnahmen zul&ssig

1. die Aufnahme von Lichtbildern,
2. die Feststellung duBerlicher kérperlicher Merkmale,
3. Messungen,

4. die Erfassung biometrischer Merkmale von Fingern, Handen, Gesicht und Stimme.

2Daten auf Grund einer erkennungsdienstlichen MaBnahme sind auf Antrag der untergebrachten Person
nach Beendigung der Unterbringung und einer etwaigen Fihrungsaufsicht zu vernichten.

Abschnitt 6 Finanzielle Regelungen

Art. 29 Motivationsgeld, Zuwendungen, Barbetrag

(1) Die untergebrachte Person erhalt fur Leistungen im Rahmen der Arbeitstherapie ein angemessenes
Motivationsgeld.

(2) Ubt die untergebrachte Person aus therapeutischen Griinden eine sonstige Beschéftigung aus oder
nimmt sie an einer heilpddagogischen Férderung, an MaBnahmen der Berufsausbildung, der beruflichen
Fortbildung oder Umschulung teil, so kann ihr eine Zuwendung gewéahrt werden.

(3) Die untergebrachte Person erhélt einen Barbetrag zur persénlichen Verfligung, falls sie mittellos ist.
°Bej Bezug von Motivationsgeld oder einer Zuwendung kann eine Anrechnung erfolgen. 3Die Hohe des
Barbetrags und eine Anrechnung werden durch die Fachaufsichtsbehdrde gesondert festgesetzt.

Art. 30 Uberbriickungsgeld

(1) 'Ein Teil des Arbeitsentgelts, des Motivationsgelds, der Zuwendungen und mit Zustimmung der
untergebrachten Person sonstige ihr zur Verfligung stehende Gelder kénnen zur Bildung eines
Uberbriickungsgelds verwendet werden, wenn dadurch nicht andere rechtliche Verpflichtungen
beeintrachtigt werden. °Das Uberbriickungsgeld dient dazu, den notwendigen Lebensunterhalt der
untergebrachten Person und ihrer Unterhaltsberechtigten flr die ersten vier Wochen nach ihrer Entlassung
zu sichern.

2) 'Das Uberbriickungsgeld ist in geeigneter Weise anzulegen. 2Es wird der untergebrachten Person bei
der Entlassung ausgezahlt. 3Ein Teil des Uberbriickungsgelds kann der untergebrachten Person auch
ausgezahlt werden, wenn ihr eine Beurlaubung gewahrt wird oder wenn sie es fiir sonstige Ausgaben, die
ihrer Eingliederung dienen, bendtigt.

Art. 31 Verfligung tiber Gelder

(1) "Monatlich kann die untergebrachte Person Uber einen Betrag in Hohe des allgemein gewahrten
Barbetrags frei verfligen, es sei denn, dass dadurch die Ziele der Unterbringung gefahrdet wirden. 2Uber
darliber hinausgehende Betrage darf die untergebrachte Person nur mit Einwilligung der
MaBregelvollzugseinrichtung verflgen; hierunter fallt nicht das auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung
befindliche Vermdgen. 3Die Einwilligung ist zu erteilen, wenn die Verfigung auf Grund einer rechtlichen
Verpflichtung erfolgt.

(2) Geldbetrage, die von der untergebrachten Person in die MaBregelvollzugseinrichtung mitgebracht
werden oder die sie wahrend ihrer Unterbringung dort erhalt, sind, soweit sie nicht von ihrem Vertreter



verwaltet oder als Beitrag zum Uberbriickungsgeld (Art. 30) in Anspruch genommen werden, von der
MaBregelvollzugseinrichtung flr sie zu verwahren.

Abschnitt 7 Akten, Datenschutz und MaBregelvollzugsdatei

Art. 32 Aktenfiihrung

(1) Zu jeder untergebrachten Person ist eine Patientenakte entsprechend § 630f BGB zu flhren.

(2) 1Erkennungsdienstliche Unterlagen (Art. 28) sind getrennt von der Patientenakte aufzubewahren. °Sie
kénnen auch elektronisch gefihrt werden.

Art. 33 (aufgehoben)
Art. 34 Datenschutz

Art. 93 Abs. 2 Satz 3 und 4, Art. 95 Abs. 2, Art. 196, 197 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 5 und 7 bis 10, Art. 198
bis 205 BayStVollzG gelten mit folgenden MaBBgaben entsprechend:

1. Personenbezogene Daten Uber die untergebrachte oder andere Personen dirfen ohne deren Kenntnis
oder bei Dritten erhoben werden, soweit sie fir die Beurteilung des Gesundheitszustands der
untergebrachten Person, ihre Eingliederung oder Behandlung oder fiir die Sicherheit oder das geordnete
Zusammenleben in der MaBregelvollzugseinrichtung erforderlich sind; Art. 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2, Satz 3 des
Bayerischen Datenschutzgesetzes (BayDSQG) gilt entsprechend.

2. Die Verarbeitung personenbezogener Daten fir andere Zwecke ist auch zulassig, soweit dies
erforderlich ist far

a) Gutachten in einem Verfahren Uiber die Betreuung einer untergebrachten Person,

b) die Geltendmachung von Anspriichen der MaBregelvollzugseinrichtung oder von gegen sie oder
einen ihrer Beschaftigten gerichteten Anspriichen oder

c) die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Beschéftigten der MaBregelvollzugseinrichtung oder fir die
Uberprifung ihrer Tatigkeit,
und Uberwiegende Interessen des Betroffenen der Verarbeitung nicht entgegenstehen.

3. Die Verarbeitung personenbezogener Daten flr andere Zwecke ist auch zulassig, soweit dies zur
Vorbereitung der Entscheidung Uber die Fortdauer der Unterbringung erforderlich ist.

4. Eine Dateniibermittlung an &ffentliche Stellen nach Art. 197 Abs. 4 BayStVollzG ist auch zulassig, soweit
sie erforderlich ist flr

a) ein Verfahren Uber die Betreuung der untergebrachten Person,
b) die Festsetzung, Prifung oder Genehmigung der Kosten des MaBregelvollzugs oder

c) Entscheidungen lber Vollzugslockerungen oder Beurlaubungen.

Art. 34a MaBregelvollzugsdatei

(1) 'Es besteht eine MaBregelvollzugsdatei. 2Jeder Trager einer MaBregelvollzugseinrichtung hat flr jede
untergebrachte Person folgende Daten zu erfassen:

1. Name, Vornamen, sonstige Namen,
2. Geburtsdatum und Geburtsort,
3. Geschlecht,

4. Familienstand,



5. Staatsangehdrigkeit,

6. Angaben zu einem besonderen Sicherungsbedurfnis,

7. MaBregelvollzugseinrichtung,

8. Rechtsgrundlage der Unterbringung,

9. Anlassdelikt,

10. Tag der gerichtlichen Entscheidung,

11. vom Gericht angeordnete Unterbringungsdauer,

12. gerichtliche Priftermine,

13. Tag der Aufnahme,

14. Beginn und Ende der Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens und die Probewohneinrichtung,

15. Beginn und Ende einer Entweichung oder eines Lockerungsmissbrauchs, sofern dieser eine Fahndung
zur Folge hat,

16. Tag und Grund der Entlassung.

3Er tibermittelt diese Daten auf dem jeweils gegenwartigen Stand an die Fachaufsichtsbehdérde. “Die
Fachaufsichtsbehdrde ist verpflichtet, die Daten zu sammeln (MaBregelvollzugsdatei) und stets auf dem
Laufenden zu halten.

(2) 'Die Fachaufsichtsbehérde kann die ibermittelten Daten zu folgenden Zwecken verarbeiten:

1. Erstellung eines Registers im Sinn des Art. 17 Abs. 3 des Internationalen Ubereinkommens vom 20.
Dezember 2006 zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (BGBI. 2009 Il S. 932; 2011 S.
848),

2. Auskiinfte
a) an den Ausschuss nach Art. 26 des in Nr. 1 genannten Ubereinkommens,

b) an den Ausschuss nach Art. 1 des Europaischen Ubereinkommens vom 26. November 1987 zur
Verhitung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (BGBI. 1989 Il S.
946), das durch die Protokolle Nrn. 1 und 2 vom 4. November 1993 (BGBI. 1996 11 S. 1114, 1115)
geandert worden ist,

c) an die Nationale Stelle nach Art. 3 des Fakultativprotokolls vom 18. Dezember 2002 zum
Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe (BGBI. 2008 I S. 854, 855),

3. Auslbung der Fachaufsicht Giber den MafBregelvollzug (Art. 50),
4. Auskiinfte an die MaBregelvollzugsbeirate,
5. Auskinfte und Berichte an den Landtag,

6. Auskinfte und Berichte an das Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales,



7. Durchflhrung von Unterbringungs- und Betreuungsverfahren,

8. Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten,

9. MaBnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen,

10. MaBnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewahrungshilfe oder Flihrungsaufsicht,
11. Entscheidungen in Gnadensachen,

12. Abwehr von Gefahren fir Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder flir bedeutende
Sachwerte,

13. Suche nach Vermissten oder Identitatsfeststellung von unbekannten Toten,
14. statistische Zwecke und

15. wissenschaftliche Zwecke.

2Eine Ubermittlung an andere Behérden, Gerichte, Stellen oder Dritte ist nur zuldssig, soweit das einem der
in Satz 1 genannten Zwecke dient. 3Soweit dies zur Erflllung des jeweiligen Zwecks ausreicht, ist eine
Ubermittlung auf anonymisierte oder pseudonymisierte Daten zu beschranken. 4Die Fachaufsichtsbehérde
hat mindestens nach fiinf Jahren zu Uberprifen, ob die Speicherung der Daten noch erforderlich ist.

Abschnitt 8 Aussetzung der Unterbringung und Entlassung

Art. 35 Uberpriifung der Voraussetzungen der Unterbringung

(1) 'Die MaBregelvollzugseinrichtung hat wahrend der Gesamtdauer der Unterbringung zu prifen, ob die
Vollstreckung der Unterbringung zur Bewahrung ausgesetzt oder ob die Unterbringung far erledigt erklart
werden kdnnte. 2Halt die MaBregelvollzugseinrichtung dies fir méglich, unterrichtet sie unverziglich die
Vollstreckungsbehérde.

(2) Um die Entlassung vorzubereiten, wirkt die MaBregelvollzugseinrichtung darauf hin, dass der
untergebrachten Person bei Bedarf nachsorgende ambulante Betreuung und Behandlung, insbesondere
auch durch forensisch-psychiatrische Ambulanzen, zur Verfligung stehen werden.

(8) Auf Anforderung der Vollstreckungsbehérde Gbermittelt die MaBregelvollzugseinrichtung eine
gutachterliche Stellungnahme zur Vorbereitung der gerichtlichen Fortdauerentscheidungen.

Art. 36 Freiwilliger Verbleib nach Beendigung der Unterbringung

TAus flrsorgerischen Grinden und auf Kosten der MaBregelvollzugseinrichtung kann der untergebrachten
Person auf schriftlichen unwiderruflichen Antrag der freiwillige Verbleib in der MaBregelvollzugseinrichtung

1. bis zum Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlassungsanordnung folgenden Werktags oder

2. bis zum Vormittag des auf den Ablauf der Unterbringungsfrist folgenden Werktags

gestattet werden. °Die untergebrachte Person ist auf die Mdglichkeit der Antragstellung hinzuweisen.



Teil 3 Vollzug der einstweiligen Unterbringung

Art. 37 Ziel und Grundsatze

(1) Die einstweilige Unterbringung dient dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren rechtswidrigen Taten.
2Der Vollzug der einstweiligen Unterbringung bertcksichtigt zugunsten der einstweilig untergebrachten
Person, dass sie auf einer vorlaufigen strafgerichtlichen Entscheidung beruht. 3Die Sicherung eines
geordneten Verfahrens ist zu beachten. 4Schadlichen Folgen der Freiheitsentziehung ist entgegenzuwirken.

(2) Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 gelten entsprechend.

Art. 38 Trennung des Vollzugs

Die gemeinsame Zimmerbelegung mit anderen untergebrachten Personen ist nur mit Zustimmung der
einstweilig untergebrachten Person oder aus wichtigem Grund zulassig.

Art. 39 Ausfiihrung, Vorfithrung, Ausantwortung

(1) Art. 21 gilt entsprechend.

(2) Einstweilig untergebrachte Personen durfen zur Durchfihrung von ErmittlungsmaBnahmen befristet dem
Gewahrsam einer Polizei-, Zoll- oder Finanzbehérde Uberlassen werden (Ausantwortung).

(3) TVor Durchflihrung einer Ausfiihrung oder einer Ausantwortung ist dem Gericht und der
Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 2Hiervon kann bei Gefahr im Verzug
abgesehen werden; in diesem Fall sind das Gericht und die Staatsanwaltschaft unverziiglich zu
unterrichten.

Art. 40 Ubergang der einstweiligen Unterbringung in den Vollzug

'Bei Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe, einer Sicherungsverwahrung oder einem
Strafarrest, bei denen die Vollstreckung nicht zur Bewéhrung ausgesetzt wird, sind die einstweilig
untergebrachten Personen mit Rechtskraft des Urteils nach den Vorschriften des Bayerischen
Strafvollzugsgesetzes zu behandeln, soweit sich dies schon vor der Aufnahme in den Strafvollzug
durchfiihren lasst. 2Bei rechtskréaftiger Anordnung einer Unterbringung, deren Vollstreckung nicht zur
Bewahrung ausgesetzt wird, sind die einstweilig untergebrachten Personen mit Rechtskraft des Urteils nach
den Teilen 2 und 4 dieses Gesetzes zu behandeln. 3Die MaBregelvollzugseinrichtung wirkt auf eine
umgehende Verlegung in die zustandige Einrichtung hin.

Art. 41 Geltung sonstiger Vorschriften

Unter Bertiicksichtigung des Ziels und der Grundséatze der einstweiligen Unterbringung gelten entsprechend:

1. Art. 4,8und 9, 10 Abs. 2 und 4, Art. 11 bis 15, 24 bis 28, 29 Abs. 1 und 2, Art. 31, 32, 34a und 36,
2. Art. 3 mit der MaBgabe, dass das Verteidigungsinteresse angemessen zu beriicksichtigen ist,
3. Art. 6 mit der MaBgabe, dass Art. 6 Abs. 3 Nr. 1 keine Anwendung findet,

4. Art. 10 Abs. 1 mit der MaBgabe, dass der einstweilig untergebrachten Person eine Arbeit oder eine
Beschéftigung anzubieten ist,

5. Art. 22 mit den MaBgaben, dass DisziplinarmaBnahmen auch bei schuldhaften VerstéB3en gegen
verfahrenssichernde Anordnungen nach § 126a Abs. 2 der StrafprozeBBordnung ( StPO) in Verbindung mit §
119 StPO zulassig sind und dass die Anordnung und der Vollzug einer DisziplinarmaBnahme die
Verteidigung und die Verhandlungsfahigkeit nicht beeintrachtigen drfen,



6. Art. 34 mit folgenden MafB3gaben:
a) Die unter den Voraussetzungen des Art. 197 Abs. 5 Satz 1 BayStVollzG zuldssige Mitteilung besteht
in der Angabe, ob sich eine Person in der MaBregelvollzugseinrichtung im Vollzug der einstweiligen
Unterbringung befindet und wie die voraussichtliche Entlassungsadresse lautet. Art. 197 Abs. 5 Satz 2
BayStVollzG findet keine Anwendung.
b) Bei einer nicht nur vorldufigen Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der
Eréffnung des Hauptverfahrens, einer rechtskraftigen Ablehnung eines Antrags geman § 413 StPO oder
einem rechtskréaftigen Freispruch sind auf Antrag der einstweilig untergebrachten Personen die Stellen,
die eine Mitteilung im Sinn von Buchst. a erhalten haben, Uber den Verfahrensausgang in Kenntnis zu
setzen. Die einstweilig untergebrachten Personen sind auf ihr Antragsrecht bei der Anhérung oder der
nachtraglichen Unterrichtung hinzuweisen.
c¢) Vor einer Auskunft oder Gewahrung von Akteneinsicht nach Art. 204 Abs. 1 BayStVollzG ist dem
Gericht und der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Teil 4 Besondere Vorschriften fiir bestimmte Personengruppen

Art. 42 Untergebrachte schwangere Frauen und Miitter von Neugeborenen

Far untergebrachte schwangere Frauen und Mutter von Neugeborenen gelten Art. 82 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1
und Art. 85 BayStVollzG entsprechend.

Art. 43 Untergebrachte Personen mit Kindern

Far untergebrachte Personen mit Kindern gelten Art. 86 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 3 BayStVollzG
entsprechend.

Art. 44 Junge untergebrachte Personen

(1) Der Vollzug der Unterbringung von Personen, die zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet
hatten, soll erzieherisch ausgestaltet werden, solange sie das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
(junge untergebrachte Personen), soweit dies bei Volljahrigkeit angezeigt ist. 2 Art. 126 Abs. 2 BayStVollzG
gilt entsprechend.

(2) Junge untergebrachte Personen sind nach Méglichkeit in spezialisierten Einrichtungen unterzubringen.

(3) Schulpflichtige junge untergebrachte Personen erhalten in der MaBregelvollzugseinrichtung allgemein-
oder berufsbildenden Unterricht in Anlehnung an die fur 6ffentliche Schulen geltenden Vorschriften, soweit
dies ihr Gesundheitszustand und die rdumlichen und organisatorischen Verhaltnisse der
MaBregelvollzugseinrichtung zulassen.

(4) 1Jungen untergebrachten Personen werden altersgemafie Beschaftigungs-, Bildungs- und
Freizeitmdglichkeiten sowie entwicklungsférdernde Hilfestellungen angeboten. °Die Bereitschaft zur
Annahme dieser Angebote ist zu wecken und zu férdern.

(5) Besuche bei minderjahrigen untergebrachten Personen, ihr Schrift- und Paketverkehr und ihre
Telefongesprache mit bestimmten Personen kénnen auB3er unter den Voraussetzungen der Art. 12 und 13
auch untersagt und abgebrochen werden, wenn die Personensorgeberechtigten damit nicht einverstanden
sind.

Teil 5 Organisation, Fachaufsicht, MaBregelvollzugsbeirate, Kosten

Abschnitt 1 Organisation

Art. 45 Vollzugszustandigkeit

(1) Fur den MaBregelvollzug nach diesem Gesetz sind die Bezirke zustandig. 2Sie werden auf Ersuchen
der Vollstreckungsbehdérden tatig.



(2) Ortlich zustandig ist der Bezirk,

1. in dem die unterzubringende Person ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt hat oder — auf
entsprechenden Antrag des Betroffenen hin — vor einer behdérdlichen Verwahrung zuletzt hatte,

2. in dem die unterzubringende Person behdrdlich verwahrt ist oder

3. der flr den nach Nrn. 1 oder 2 an sich zustandigen Bezirk die MaBregelvollzugseinrichtung unterhalt.

(3) Im Einvernehmen mit der Fachaufsichtsbehérde regelt das Staatsministerium der Justiz im Rahmen der
Abs. 1 und 2 in einem Vollstreckungsplan die ndhere Zustandigkeit der einzelnen
MaBregelvollzugseinrichtungen nach allgemeinen Merkmalen.

(4) Fur die Verlegung und Einweisung in eine andere Einrichtung gilt Art. 10 Abs. 1 BayStVollzG mit der
MaBgabe entsprechend, dass auch der Betroffene einen Antrag auf Verlegung und Einweisung stellen
kann. 2Uber die Verlegung entscheidet der abgebende im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Bezirk.
3Verlegungen aus oder nach Bayern bedurfen der Zustimmung der Fachaufsichtsbehdérde.

Art. 46 Ubertragung der Zustindigkeit fiir den Vollzug

(1) 'Die Bezirke kénnen mit Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde den Vollzug der Unterbringung einem
Dritten Gbertragen, wenn und solange jederzeit sichergestellt ist, dass

1. der Dritte ein Kommunalunternehmen oder eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung ist, deren
samtliche Anteile mittelbar oder unmittelbar vom Ubertragenden Bezirk gehalten werden,

2. die Bezirke die Leitungs-, Steuerungs- und Kontrollverantwortung gewahrleisten kénnen,

3. die vom Trager betriebenen MaBregelvollzugseinrichtungen die personellen, sachlichen, baulichen und
organisatorischen Voraussetzungen fiir ordnungsgemaBen Vollzug einschlieBlich der Mdglichkeit
grundrechtseinschrankender MaBnahmen erflllen,

4. die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung, deren Stellvertreter, die Arztinnen und Arzte mit
Leitungsfunktion und Personen in vergleichbarer Position bei einer solchen Ubertragung bei dem
Ubertragenden Bezirk angestellt sind,

5. im Hinblick auf hoheitliche Handlungen, die nach diesem Gesetz in Grundrechte der untergebrachten
Personen oder Dritter eingreifen, das Weisungsrecht der Bezirke gegentiber den in Nr. 4 genannten
Personen gewéhrleistet ist und

6. Weisungen der Fachaufsicht oder der Bezirke unverziiglich nachgekommen wird.

°Bei der Ubertragung auf ein Kommunalunternehmen gelten Satz 1 Nrn. 2, 4 und 5 sowie Nr. 6 hinsichtlich
der Weisungen der Bezirke nicht. 3Anderungen der nach Satz 1 fiir die Ubertragung relevanten
Rechtsverhéltnisse bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde.

(2) Bei der Ubertragung des Vollzugs der Unterbringung von einem Kommunalunternehmen auf eine
Gesellschaft mit beschrankter Haftung gelten Abs. 1 Satze 1 und 3 entsprechend.

Art. 47 MaBregelvollzugseinrichtungen

(1) 1Beschéiftigte der MaBregelvollzugseinrichtungen missen tber die erforderliche Fachkunde und
persoénliche Eignung verflgen. °Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung Ubt gegenliber Beschéaftigten
ein fachliches Weisungsrecht aus. 3Aus besonderen Griinden kénnen die Aufgaben der
MaBregelvollzugseinrichtung auch vertraglich verpflichteten externen Personen Ubertragen werden.



(2) Die MaBregelvollzugseinrichtungen sind so auszustatten und, soweit es wegen ihrer Gré3e mdglich ist,
so zu gliedern, dass eine auf die unterschiedlichen Anforderungen ausgerichtete Behandlung der
untergebrachten Personen ermdglicht, die Eingliederung der untergebrachten Personen geférdert und der
erforderliche Schutz der Allgemeinheit gewahrleistet werden.

(3) 'Der Trager fuhrt eine fortlaufende Qualitatskontrolle und Evaluation der Unterbringung durch. 2Auf
Verlangen der Fachaufsichtsbehdrde nehmen die Trager an landes- und bundesweiten Datenerhebungen
teil oder erstatten ihr einen Qualitatsbericht. 3Die inhaltlichen Anforderungen und die Haufigkeit des
Qualitatsberichts nach Satz 2 legt die Fachaufsichtsbehdérde fest.

Art. 48 Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung

(1) Die Leitung der MafRregelvollzugseinrichtung wird einem Facharzt oder einer Facharztin flr Psychiatrie
und Psychotherapie mdglichst mit Schwerpunkt forensische Psychiatrie oder einem Arzt oder einer Arztin
mit vergleichbarer fachlicher Qualifikation und Eignung Ubertragen. °In besonderen Fallen kann die Leitung
der MaBregelvollzugseinrichtung auch einem psychologischen Psychotherapeuten oder einer
psychologischen Psychotherapeutin méglichst mit forensischer Zusatzqualifikation Gbertragen werden.

(2) Der Trager zeigt der Fachaufsichtsbehdrde eine beabsichtigte Neubesetzung der Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung oder deren Stellvertreter friihzeitig schriftlich an. 2Eine Neubesetzung nach
Satz 1 bedarf der Zustimmung durch die Fachaufsichtsbehérde.

(3) Die Stellen in der MaBregelvollzugseinrichtung werden vom Trager im Benehmen mit der Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung besetzt; hierbei hat die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ein
Vorschlagsrecht.

(4) Eine Beschaftigung von externen Personen innerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung bedarf der
Zustimmung der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung.

Art. 49 Befugnisse der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung

(1) Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung kann, mit Ausnahme der in Abs. 2 geregelten
Entscheidungen, Befugnisse auf entsprechend qualifizierte Beschéftigte der MaBregelvollzugseinrichtung
Ubertragen. 2Es ist sicherzustellen, dass die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ein umfassendes
fachliches Weisungsrecht gegentber diesen Beschaftigten hat und tber Entscheidungen, die von ihnen
getroffen werden, hinreichend informiert wird.

(2) 1Folgende Entscheidungen sind durch die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung zu treffen:

1. die Auferlegung einer Beschrankung nach Art. 3 Abs. 2 Satz 2,

2. die Anordnung von BehandlungsmafBnahmen, die dem natlrlichen Willen der untergebrachten Person
widersprechen (Art. 6 Abs. 3 bis 7 und Art. 41 Nr. 3),

3. die Anordnung der Einschrankung, Untersagung, Uberwachung und des Anhaltens von Schriftverkehr,
Bild-, Ton- und Datentragern sowie &hnliche Formen der individuellen Nachrichtenlibermittlung und von
Paketen (Art. 13),

4. die Anordnung der Einschrankung, Uberwachung und des Abbruchs von Telefongesprachen (Art. 13),

5. die nicht nur vorlibergehende Verlegung einer untergebrachten Person von einem Bereich in einen
anderen derselben MaBregelvollzugseinrichtung oder in eine andere Maf3regelvollzugseinrichtung,

6. die Festlegung von Lockerungen des Vollzugs sowie damit verbundene Weisungen (Art. 16 und 18),
7. die Anordnung von DisziplinarmaBnahmen (Art. 22),

8. die Anordnung von wiederholt durchzufiihrenden Durchsuchungen und Untersuchungen (Art. 24 Abs. 4),



9. die Anordnung von besonderen SicherungsmaBnahmen (Art. 25),

10. die Unterrichtung der Vollstreckungsbehdrde tber die Mdglichkeit, die Vollstreckung der Unterbringung
zur Bewahrung auszusetzen oder die Unterbringung fir erledigt zu erklaren (Art. 35 Abs. 1 Satz 2),

11. die Entlassung (Art. 36),
12. die Aufnahme von Kindern in der MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 43),

13. das Absehen von der erzieherischen Ausgestaltung des Vollzugs bei jungen untergebrachten Personen
(Art. 44 Abs. 1 Satz 1).

2Anordnungen von BehandlungsmaBnahmen nach Satz 1 Nr. 2 sind im Fall des Art. 48 Abs. 1 Satz 2 vom
ranghdchsten Arzt oder von der ranghdchsten Arztin in Abstimmung mit der Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung zu treffen. 3Satz 2 gilt entsprechend, soweit besondere
SicherungsmaBnahmen nach Satz 1 Nr. 9 nur von einer Arztin oder einem Arzt angeordnet werden diirfen.

(3) Tist die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung nicht rechtzeitig erreichbar, dirfen die Entscheidungen
nach Abs. 2 auch von einem hiermit beauftragten Arzt oder einer hiermit beauftragten Arztin der
MaBregelvollzugseinrichtung oder einem hiermit beauftragten psychologischen Psychotherapeuten oder
einer hiermit beauftragten psychologischen Psychotherapeutin der MaBregelvollzugseinrichtung getroffen
werden; Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 2Bei Gefahr in Verzug dirfen die Anordnungen in den Féllen des
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7 bis 9 auch von anderen Beschaftigten getroffen werden; soweit die Anordnung
an sich nur durch einen Arzt oder eine Arztin erfolgen dirfte, ist unverziiglich deren Zustimmung, im
Ubrigen unverziiglich jedenfalls die Zustimmung eines psychologischen Psychotherapeuten oder einer
psychologischen Psychotherapeutin einzuholen. 3Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ist
unverziglich zu unterrichten.

Art. 50 Fachaufsicht

(1) 'Das Zentrum Bayern Familie und Soziales nimmt die Fachaufsicht Gber den MaBregelvollzug nach
diesem Gesetz wahr (Fachaufsichtsbehdérde). °Es gelten die Vorschriften der Bezirksordnung (BezO). 3Die
Fachaufsichtsbehdrde kann Einsicht in die Patientenakten nehmen, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Befugnisse der Rechts- und Fachaufsicht kbnnen auch unmittelbar gegenlber Tragern nach Art. 46
ausgelibt werden. 2Im Rahmen einer Ersatzvornahme nach Art. 95 BezO tritt die Rechtsaufsichtsbehdrde in
die Rechte des Tragers ein und kann sich seiner personellen, sachlichen, baulichen und organisatorischen
Ausstattung bedienen. 3Der Trager hat sicherzustellen, dass eine Ersatzvornahme jederzeit frei ausgeubt
werden kann und nicht durch Rechte Dritter beeintrachtigt wird.

(3) 'Die Fachaufsichtsbehérde holt fiir jede Person, die aus dem MaBregelvollzug entlassen worden ist,
jeweils zum Ende des auf die Entlassung folgenden Jahres fiir die Dauer von fiinf Jahren eine Auskunft aus
dem Bundeszentralregister ein. °Die erhobenen Daten werden pseudonymisiert gespeichert und dirfen nur
anonymisiert fiir Zwecke der Qualitatssicherung des MaBregelvollzugs verwendet werden.

Art. 51 Praventionsstellen

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales wirkt darauf hin, dass an Einrichtungen fiir forensische
Psychiatrie ein bedarfsgerechtes Angebot an VorsorgemaBnahmen fiir psychisch kranke Menschen
geschaffen wird, bei denen auf Grund der Art und Schwere ihrer Erkrankung ein stark erhéhtes Risiko fur
Handlungen besteht, die eine Unterbringung nach § 63 StGB zur Folge haben kénnten.



Abschnitt 2 MaBregelvollzugsbeirate

Art. 52 MaBregelvollzugsbeirate

Bei den MaBregelvollzugseinrichtungen sind Beirate zu bilden. 2Auf die MaBregelvollzugsbeiréte finden
Art. 185 Abs. 2 und Art. 186 bis 188 BayStVollzG entsprechende Anwendung.

Abschnitt 3 Kosten

Art. 53 Kosten der Unterbringung

(1) Die notwendigen Kosten der Uberfiihrung in die MaBregelvollzugseinrichtung und der Unterbringungen
nach diesem Gesetz tragt der Freistaat Bayern, soweit nicht ein Trager von Sozialleistungen oder ein Dritter
zur Gewahrung von gleichartigen Leistungen verpflichtet ist.

(2) 1Jeder Bezirk kann fiir die von ihm oder von Unternehmen des Bezirks betriebenen
MaBregelvollzugseinrichtungen einen Gesamtbetrag fir einen zukunftigen Zeitraum (Budget) erhalten. °Die
Kosten fur notwendige Investitionen kénnen durch Einzelzuweisung erstattet oder im Budget berlcksichtigt
werden. 3Die Fachaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Vereinbarung mit den Tragern oder durch
Rechtsverordnung die Einzelheiten der Budgetierung sowie der Investitionskostenerstattung festzulegen.

Teil 6 Schlussvorschriften

Art. 54 Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz kénnen die Grundrechte auf Leben, kérperliche Unversehrtheit und Freiheit der
Person sowie das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Art. 2 Abs. 2 S&tze 1 und 2 sowie Art. 10 Abs. 1
des Grundgesetzes, Art. 102 Abs. 1, Art. 109 und 112 Abs. 1 der Verfassung) eingeschrankt werden.

Art. 55 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2015 in Kraft.

Muinchen, den 17. Juli 2015
Der Bayerische Ministerprasident

Horst Seehofer
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Sammlung weiterer gesetzlicher Vorschriften

Zum Zwecke der Ubersichtlichkeit und zur Vermeidung von Wiederholungen verweist das
Bayerische MaBregelvollzugsgesetz (BayMRVG) auf zahlreiche weitere Gesetzestexte und
Vorschriften. Das vorliegende Dokument stellt eine Sammlung der wichtigsten gesetzlichen
Vorschriften dar, auf die das BayMRVG verweist.
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Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) (Auszug)

Art. 4 BayDSG
(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch eine 6ffentliche Stelle ist unbeschadet
sonstiger Bestimmungen zuldssig, wenn sie zur Erfillung einer ihr obliegenden Aufgabe
erforderlich ist.
(2) '"Personenbezogene Daten, die nicht aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen
werden, sind bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis zu erheben. 2Bei Dritten diirfen
personenbezogene Daten erhoben werden, wenn
1. dies durch Rechtsvorschrift vorgesehen oder zwingend vorausgesetzt wird,
2. die zu erfillende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder im Einzelfall eine solche
Erhebung erforderlich macht,
3. die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhaltnismaiigen Aufwand erfordern
wirde oder keinen Erfolg verspricht oder
4. die Daten von einer anderen oOffentlichen Stelle an die erhebende Stelle Gbermittelt
werden durfen.
3In den Fallen des Satzes 2 Nr. 2 und 3 dlrfen keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass
Uberwiegende schutzwiirdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt werden.
“Werden Daten bei der betroffenen Person ohne ihre Kenntnis erhoben, gilt Satz 2 Nr. 1 und
2 entsprechend.



Bayerisches Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz (BaySvVolizG) (Auszug)

Art. 25 BaySvVollzG Telefongesprache

(1) 'Den Sicherungsverwahrten ist zu gestatten, Telefongesprache unter Vermittlung der
Anstalt wahrend der Freizeit zu fihren. 2m Ubrigen kénnen in dringenden Féllen
Telefongesprache gestattet werden; Art. 15 Abs. 1 Satz 3 bleibt unbertihrt. 3Die Vorschriften
iiber den Besuch gelten entsprechend. *Eine beabsichtigte Uberwachung teilt die Anstalt den
Sicherungsverwahrten  rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprachs und den
Gesprachspartnern der Sicherungsverwahrten unmittelbar nach Herstellung der Verbindung
mit.

(2) 'Die Kosten der Telefongespréache tragen die Sicherungsverwahrten. 2Sind sie dazu nicht
in der Lage, kénnen die Kosten in begriindeten Fallen in angemessenem Umfang
Ubernommen werden.

(3) 'Es durfen technische Gerate zur Stérung von Frequenzen betrieben werden, die der
Herstellung unerlaubter Mobilfunkverbindungen auf dem Anstaltsgelande dienen. 2Dabei sind
die von der Bundesnetzagentur nach § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes
festgelegten Rahmenbedingungen zu beachten. 3Der Mobilfunkverkehr auBerhalb des
Gelandes der Anstalt darf nicht beeintrachtigt werden.

Art. 26 BaySvVollzG Recht auf Schriftwechsel

(1) Sicherungsverwahrte haben das Recht, unbeschrankt Schreiben abzusenden und zu

empfangen.

(2) Der Schriftwechsel mit bestimmten Personen kann untersagt werden, wenn

1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet wiirde oder

2. zu befirchten ist, dass der Schriftwechsel mit Personen, die nicht Angehdrige der
Sicherungsverwahrten im Sinn des Strafgesetzbuchs sind, einen schadlichen Einfluss auf
die Sicherungsverwahrten hat oder deren Eingliederung behindern wiirde.

(3) 'Die Kosten des Schriftverkehrs tragen die Sicherungsverwahrten. 2Sind sie dazu nicht in

der Lage, kénnen die Kosten in begrindeten Fallen in angemessenem Umfang Gbernommen

werden.

Art. 27 BaySvVollzG Uberwachung des Schriftwechsels

'Der Schriftwechsel von Sicherungsverwahrten darf ohne ihre Anwesenheit Uberwacht
werden, soweit es aus Griinden der Behandlung oder der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
erforderlich ist. 2Art. 32 Abs. 2 BayStVollzG gilt entsprechend. 3Art. 32 Abs. 4 bleibt unberihrt.

Art. 28 BaySvVollzG Weiterleitung von Schreiben, Aufbewahrung

(1) Sicherungsverwahrte haben Absendung und Empfang ihrer Schreiben durch die Anstalt
vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist.

(2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverziglich weiterzuleiten.

(8) Sicherungsverwahrte haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern
nichts anderes gestattet wird; sie kbnnen sie verschlossen zur Habe geben.

Art. 29 BaySvVollzG Anhalten von Schreiben
(1) Schreiben kédnnen angehalten werden, wenn
1. das Erreichen der Vollzugsziele oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet
wirde,



2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder BuBgeldtatbestand
verwirklichen wirde,
3. Verletzte im Sinn der StrafprozeBordnung dies fir an sie gerichtete Schreiben
beantragen,
4. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhaltnissen
enthalten,
5. sie grobe Beleidigungen enthalten,
sie die Eingliederung anderer Sicherungsverwahrter gefahrden kénnen oder
7. sie in Geheimschrift, unlesbar, unverstéandlich oder ohne zwingenden Grund in einer
fremden Sprache abgefasst sind; ein zwingender Grund zur Abfassung eines Schreibens
in einer fremden Sprache liegt in der Regel nicht vor bei einem Schriftwechsel zwischen
deutschen Sicherungsverwahrten und Dritten, die die deutsche Staatsangehdérigkeit oder
ihren Lebensmittelpunkt im Geltungsbereich des Grundgesetzes haben.
(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben
beigefligt werden, wenn der oder die Sicherungsverwahrte auf der Absendung besteht.
(3) 'Die Anhaltung der Schreiben wird den Sicherungsverwahrten mitgeteilt. 2Angehaltene
Schreiben werden behdérdlich verwahrt oder an den Absender zurlickgegeben.
(4) Schreiben, deren Uberwachung nach den Art. 27 und Art. 32 Abs. 4 ausgeschlossen ist,
durfen nicht angehalten werden.
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Art. 30 BaySvVollzG Andere Formen der Telekommunikation

'Den Sicherungsverwahrten soll gestattet werden, andere von der Aufsichtsbehoérde
zugelassene Formen der Telekommunikation unter Vermittlung der Anstalt zu nutzen, wenn
hierdurch die Sicherheit und Ordnung der Anstalt nicht gefihrdet wird. 2lm Ubrigen finden die
Vorschriften Uber den Schriftwechsel, den Besuch und Uber Telefongespréche entsprechende
Anwendung.

Art. 31 BaySvVollzG Pakete
(1) 'Die Sicherungsverwahrten dirfen Pakete in angemessenem Umfang empfangen.
2Gewicht und GroBe einzelner Pakete koénnen festgesetzt werden. S3Pakete durfen
Gegenstande nicht enthalten, welche

1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder

2. das Erreichen der Vollzugsziele gefahrden.
(2) 'Pakete sind in Gegenwart des oder der Sicherungsverwahrten zu 6ffnen.
2Ausgeschlossene Gegenstande konnen zur Habe genommen oder dem Absender
zurlickgesandt werden. 3Nicht ausgehandigte Gegenstande, durch die bei der Versendung
oder Aufbewahrung Personen verletzt oder Sachschaden verursacht werden kénnen, dirfen
vernichtet werden. “Die hiernach getroffenen MaBnahmen werden dem oder der
Sicherungsverwahrten erdéffnet.
(38) Der Empfang von Paketen kann befristet untersagt werden, wenn dies wegen einer
Gefahrdung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unerlasslich ist.
(4) 'Den Sicherungsverwahrten ist zu gestatten, Pakete zu versenden. 2Der Versand kann aus
Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt untersagt werden. *Zu diesem Zweck kann
der Inhalt Gberprift werden.
(5) 'Die Kosten des Paketverkehrs nach Abs. 2 und 4 tragen die Sicherungsverwahrten. 2Sind
sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begrindeten Fallen in
angemessenem Umfang Ubernehmen.



Art. 32 BaySvVollzG

(1) 'Besuche von Verteidigern, Angehorigen der Gerichtshilfe, der Bewahrungshilfe und der
Aufsichtsstellen fir die Fihrungsaufsicht sowie von Rechtsanwélten oder Notaren in einer die
Sicherungsverwahrten betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. 2Art. 22 Abs. 3 gilt
entsprechend. 2Eine inhaltliche Uberpriifung der von dem Verteidiger oder der Verteidigerin
mitgeflhrten Schriftstlicke und sonstigen Unterlagen ist nicht zulassig. *Art. 32 Abs. 1 Satze 2
und 3 BayStVollzG gelten entsprechend.

(2) Besuche von Verteidigern werden nicht Gberwacht.

(3) 'Art. 24 Abs. 5 gilt nicht fiir die bei dem Besuch von Verteidigern tibergebenen Schriftstlicke
und sonstigen Unterlagen sowie fiir die bei dem Besuch von Rechtsanwalten oder Notaren zur
Erledigung einer die Sicherungsverwahrten betreffenden Rechtssache (bergebenen
Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen; bei dem Besuch von Rechtsanwalten oder Notaren
kann die Ubergabe aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis
abhangig gemacht werden. 2Art. 32 Abs. 1 Satze 2 und 3 BayStVollzG gelten entsprechend.
(4) 'Der Schriftwechsel der Sicherungsverwahrten mit inren Verteidigern wird nicht (iberwacht.
2Art. 32 Abs. 1 Satze 2 und 3 BayStVollzG gelten entsprechend.

Bayerisches Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG) (Auszug)

Art. 5a BayStVollzG Opferbezogene Vollzugsgestaltung

(1) 'Die Belange der Opfer sind bei der Gestaltung des Vollzugs, insbesondere bei
vollzugséffnenden MaBnahmen sowie bei der Eingliederung und Entlassung der Gefangenen,
zu bericksichtigen. 2Dem Schutzinteresse gefahrdeter Dritter ist Rechnung zu tragen.

(2) 'Die Einsicht der Gefangenen in ihre Verantwortung fiir die Tat, insbesondere fiir die beim
Opfer verschuldeten Tatfolgen, soll geweckt werden. 2Die Gefangenen sind anzuhalten, den
durch die Straftat verursachten Schaden wiedergutzumachen. 3Die Durchfiihrung eines Téater-
Opfer-Ausgleichs ist in geeigneten Fallen anzustreben.

Art. 10 BayStVollzG Verlegung, Uberstellung, Ausantwortung
(1) Gefangene kénnen abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere fiir den Vollzug der
Freiheitsstrafe zustandige Anstalt verlegt werden, wenn
1. die Behandlung der Gefangenen oder ihre Eingliederung nach der Entlassung hierdurch
geférdert wird oder
2. dies aus Grunden der Vollzugsorganisation oder aus anderen wichtigen Grinden
erforderlich ist.
(2) Gefangene dirfen aus wichtigem Grund in eine andere Anstalt tberstellt werden.
(3) Gefangene dirfen befristet dem Gewahrsam einer Polizei-, Zoll- oder Finanzbehdrde
Uberlassen werden.

Art. 40 BayStVollzG Unterricht

(1) Far geeignete Gefangene, die den erfolgreichen Abschluss der Haupt- oder Mittelschule
nicht erreicht haben, soll Unterricht in den zum erfolgreichen Abschluss der Mittelschule
fihrenden Fachern oder ein der Férderschule entsprechender Unterricht vorgesehen werden.
2Bei der beruflichen Ausbildung ist berufsbildender Unterricht vorzusehen; dies gilt auch fur
die berufliche Weiterbildung, soweit die Art der MaBnahme es erfordert.

(2) Gefangene haben an einem von der Anstalt angebotenen Deutschunterricht teilzunehmen,
wenn sie der deutschen Sprache nicht ausreichend machtig sind, um sich nach ihrer
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Entlassung im Alltag flieBend in deutscher Sprache verstéandigen zu kénnen, und kérperlich
sowie geistig dazu in der Lage sind.

(3) 'Gefangene haben an einem von der Anstalt angebotenen Integrationsunterricht
teilzunehmen, wenn sie Integrationsdefizite aufweisen und kérperlich sowie geistig dazu in der
Lage sind. 2Der Integrationsunterricht dient den in Art. 1 des Bayerischen Integrationsgesetzes
genannten Integrationszielen.

(4) Unterricht soll wahrend der Arbeitszeit stattfinden.

Art. 59 BayStVollzG Gesundheitsuntersuchungen, medizinische Vorsorgeleistungen
(1) Gefangene, die das 35. Lebensjahr vollendet haben, haben jedes zweite Jahr Anspruch
auf eine arztliche Gesundheitsuntersuchung zur Friherkennung von Krankheiten,
insbesondere zur Friherkennung von Herz-Kreislauf- und Nierenerkrankungen sowie der
Zuckerkrankheit.
(2) Gefangene haben héchstens einmal jahrlich Anspruch auf eine Untersuchung zur
Friherkennung von Krebserkrankungen, Frauen friihestens vom Beginn des 20. Lebensjahres
an, Manner frihestens vom Beginn des 45. Lebensjahres an.
(8) Voraussetzung fur die Untersuchungen nach Abs. 1 und 2 ist, dass

1. es sich um Krankheiten handelt, die wirksam behandelt werden kénnen,

2. das Vor- oder Frihstadium dieser Krankheiten durch diagnostische MaBnahmen

erfassbar ist,

3. die Krankheitszeichen medizinisch-technisch genligend eindeutig zu erfassen sind.
(4) Weibliche Gefangene haben fur ihre Kinder, die mit ihnen in der Anstalt untergebracht sind,
Anspruch auf Untersuchungen zur Friherkennung von Krankheiten, die die kérperliche oder
geistige Entwicklung ihrer Kinder in nicht geringfligigem MafB3e geféhrden.
(5) Gefangene haben Anspruch auf &rztliche Behandlung und Versorgung mit Arznei-,
Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, wenn diese notwendig sind, um

1. eine Schwéachung der Gesundheit, die in absehbarer Zeit voraussichtlich zu einer

Krankheit fihren wiirde, zu beseitigen,

2. einer Gefahrdung der gesundheitlichen Entwicklung eines Kindes entgegenzuwirken,

3. Krankheiten zu verhiiten oder deren Verschlimmerung zu vermeiden oder

4. Pflegebedurftigkeit zu vermeiden.

Art. 60 BayStVollzG Krankenbehandlung
'Gefangene haben Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine
Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung =zu verhliten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. 2Die Krankenbehandlung umfasst

1. &rztliche Behandlung,
zahnarztliche Behandlung,
Versorgung mit Zahnersatz einschlieBlich Zahnkronen und Suprakonstruktionen,
Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,
Krankenhausbehandlung,
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und ergédnzende Leistungen, soweit die
Belange des Vollzugs dem nicht entgegenstehen.

SRS IS

Art. 61 BayStVollzG Versorgung mit Hilfsmitteln

(1) 'Gefangene haben Anspruch auf Versorgung mit Seh- und Horhilfen, Kérperersatzstiicken,
orthopadischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine
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Behinderung auszugleichen, sofern dies nicht mit Rucksicht auf die Klrze des noch
verbleibenden Freiheitsentzugs ungerechtfertigt ist und soweit die Hilfsmittel nicht als
allgemeine Gebrauchsgegenstande des taglichen Lebens anzusehen sind. 2Der Anspruch
umfasst auch die ohne Verschulden des oder der Gefangenen notwendige Anderung,
Instandsetzung und Ersatzbeschaffung von Hilfsmitteln sowie die Ausbildung in ihrem
Gebrauch, soweit die Belange des Vollzugs dem nicht entgegenstehen.

(2) 'Ein Anspruch auf Sehhilfen besteht nur, wenn der oder die Gefangene auf beiden Augen
eine schwere Sehbeeintrachtigung im Sinn des § 33 Abs. 2 Satz 2 des Funften Buches
Sozialgesetzbuch aufweist. 2Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kbnnen Gefangene
Sehhilfen erhalten, wenn sie die Kosten tragen oder wenn sie bediirftig sind. 3Ein Anspruch
auf therapeutische Sehbhilfen besteht, wenn diese der Behandlung von Augenverletzungen
oder Augenerkrankungen dienen. *Anspruch auf Versorgung mit Kontaktlinsen besteht nur in
medizinisch zwingend erforderlichen Ausnahmefallen. SEin erneuter Anspruch auf Versorgung
mit Sehhilfen besteht nur bei einer Anderung der Sehfahigkeit um mindestens 0,5 Dioptrien.

Art. 63 BayStVollzG Art und Umfang der Leistungen, Kostenbeteiligung

(1) Far die Art der Gesundheitsuntersuchungen und medizinischen Vorsorgeleistungen sowie
fir den Umfang dieser Leistungen und der Leistungen zur Krankenbehandlung einschlieBlich
der Versorgung mit Hilfsmitteln gelten die entsprechenden Vorschriften des Sozialgesetzbuchs
und die auf Grund dieser Vorschriften getroffenen Regelungen.

(2) 'Gefangene konnen an den Kosten der Krankenbehandlung im Sinn des Art. 60 in
angemessenem Umfang beteiligt werden. 2Fir nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel
werden in der Regel die vollen Kosten erhoben.

Art. 64 BayStVollzG Ruhen der Anspriiche
Der Anspruch auf Leistungen nach den Art. 59 bis 61 ruht, solang die Gefangenen auf Grund
eines freien Beschéaftigungsverhéltnisses (Art. 42 Abs. 1) krankenversichert sind.

Art. 82 BayStVollzG Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft

(1) 'Bei einer Schwangeren oder einer Gefangenen, die unlangst entbunden hat, ist auf inren
Zustand Rucksicht zu nehmen. 2Die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes (ber die
Gestaltung des Arbeitsplatzes sind entsprechend anzuwenden.

(2) 'Die Gefangene hat wahrend der Schwangerschaft, bei und nach der Entbindung Anspruch
auf arztliche Betreuung und auf Hebammenhilfe in der Anstalt. 2Zur arztlichen Betreuung
wahrend der Schwangerschaft gehéren insbesondere Untersuchungen zur Feststellung der
Schwangerschaft sowie Vorsorgeuntersuchungen einschlieBlich der laborarztlichen
Untersuchungen.

(8) 'Zur Entbindung ist die Schwangere in ein Krankenhaus auBerhalb des Vollzugs zu
bringen. 2Ist dies aus besonderen Griinden nicht angezeigt, so ist die Entbindung in einer
Anstalt mit Entbindungsabteilung vorzunehmen. °Bei der Entbindung wird Hilfe durch eine
Hebamme und, falls erforderlich, durch einen Arzt oder eine Arztin gewahrt.

Art. 85 BayStVollzG Geburtsanzeige

In der Anzeige der Geburt an das Standesamt dirfen die Anstalt als Geburtsstétte des Kindes,
das Verhaltnis der anzeigenden Person zur Anstalt und die Inhaftierung der Mutter nicht
vermerkt sein.



Art. 86 BayStVollzG Miitter mit Kindern

(1) 'Ist das Kind einer Gefangenen noch nicht schulpflichtig, so kann es mit Zustimmung der
aufenthaltsbestimmungsberechtigten Person in der Anstalt untergebracht werden, in der sich
seine Mutter befindet, wenn dies seinem Wohl entspricht. 2Vor der Unterbringung ist das
Jugendamt zu héren.

(2) 'Die Unterbringung einschlieBlich der Gesundheitsfirsorge erfolgt auf Kosten der fiir das
Kind unterhaltspflichtigen Person. 2Von der Geltendmachung des Kostenersatzanspruchs
kann abgesehen werden, wenn hierdurch die gemeinsame Unterbringung von Mutter und Kind
gefahrdet wirde.

(3) 'Kann die Krankheit eines nach Abs. 1 mit der Mutter in der Anstalt untergebrachten Kindes
dort nicht erkannt oder behandelt werden, ist das Kind in ein Krankenhaus auBerhalb des
Vollzugs zu bringen. 2Soweit die Anwesenheit der Mutter medizinisch erforderlich ist und
vollzugliche Griinde nicht entgegenstehen, ist auch die Mutter dorthin zu bringen.

Art. 91 BayStVollzG Durchsuchung
(1) 'Gefangene, ihre Sachen und die Haftrdume dirfen durchsucht werden. 2Die
Durchsuchung méannlicher Gefangener darf nur von Mannern, die Durchsuchung weiblicher
Gefangener darf nur von Frauen vorgenommen werden; dies gilt nicht fir das Absuchen der
Gefangenen mit technischen Mitteln oder mit sonstigen Hilfsmitteln. 3Das Schamgefiihl ist zu
schonen.
(2) "Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung des Anstaltsleiters oder der Anstaltsleiterin
im Einzelfall ist es zulassig, eine mit einer Entkleidung verbundene kérperliche Durchsuchung
vorzunehmen. 2Sie darf bei mannlichen Gefangenen nur in Gegenwart von Mannern, bei
weiblichen Gefangenen nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. 3Sie ist in einem
geschlossenen Raum durchzufiihren. “Andere Gefangene durfen nicht anwesend sein.
(3) Der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin kann allgemein anordnen, dass Gefangene bei
der Aufnahme, nach Kontakten mit Besuchern und nach jeder Abwesenheit von der Anstalt
nach Abs. 2 zu durchsuchen sind.
(4) 'Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Gerate mit Datenspeichern, die
Gefangene ohne Erlaubnis der Anstalt in Gewahrsam haben, dirfen auf schriftliche Anordnung
des Anstaltsleiters oder der Anstaltsleiterin im Einzelfall ausgelesen werden, soweit
tatsachliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dies zu vollzuglichen Zwecken
oder fiir die in Art. 197 Abs. 2 genannten Zwecke erforderlich ist. 2Die so erhobenen Daten
dirfen nur fur die in Satz 1 genannten Zwecke verarbeitet werden.
(5) '"Nach Abs. 4 erhobene Daten dirfen nicht weiterverarbeitet werden, soweit

1. sie Inhalte betreffen, Uiber die das Zeugnis nach den §§ 53, 53a StPO verweigert werden

kénnte, oder sie einem Vertrauensverhaltnis mit anderen Berufsgeheimnistréagern
zuzuordnen sind oder

2. sie dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind.
2Fur Gefangene gilt Satz 1 Nr. 2 nur, soweit die weitere Verarbeitung auch unter
Bertcksichtigung der verfolgten Verarbeitungszwecke sowie der Unzuléssigkeit des Besitzes
und der Nutzung des Datenspeichers fir die betroffenen Gefangenen unzumutbar ist. 3Soweit
die weitere Verarbeitung nach den Sétzen 1 und 2 unzul&ssig ist, sind die Daten unverziglich
zu léschen. “Die Erfassung und die Loschung der Daten sind zu dokumentieren. °Fir die
Dokumentation gilt Art. 199 Abs. 4 entsprechend.
(6) 'Die Gefangenen sind bei der Aufnahme Uber die Moglichkeit des Auslesens von
Datenspeichern zu belehren. 2Die Belehrung ist aktenkundig zu machen.



Art. 93 BayStVollzG Erkennungsdienstliche MaBnahmen
(1) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
oder zur Identitatsfeststellung sind mit Kenntnis der Gefangenen zulassig

1. die Aufnahme von Lichtbildern,

2. die Feststellung auBerlicher kérperlicher Merkmale,

3. Messungen,

4. die Erfassung biometrischer Merkmale von Fingern, Handen, Gesicht und Stimme.
(2) 'Die hierbei gewonnenen Unterlagen oder Daten werden zu den
Gefangenenpersonalakten genommen oder in personenbezogenen Dateien gespeichert. 2Sie
kénnen auch in kriminalpolizeilichen Sammlungen verwahrt werden. 3Die nach Abs. 1
erhobenen Daten durfen nur fir die in Abs. 1, Art. 95 Abs. 2 und Art. 197 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
genannten Zwecke verarbeitet und genutzt werden. 4 Art. 201 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberdihrt.

Art. 95 BayStVollzG Festnahmerecht

(1) Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis auBerhalb der Anstalt
aufhalten, kdnnen durch die Anstalt oder auf ihre Veranlassung hin festgenommen und in die
Anstalt zurtickgebracht werden.

(2) Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten darfen den Vollstreckungs- und
Strafverfolgungsbehdrden Ubermittelt werden, soweit dies fur Zwecke der Fahndung und
Festnahme der entwichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis auBerhalb der Anstalt
aufhaltenden Gefangenen erforderlich ist.

Art. 109 BayStVollzG Voraussetzungen

(1) VerstoBen Gefangene schuldhaft gegen Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf
Grund dieses Gesetzes auferlegt sind, kann der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin gegen
sie DisziplinarmaBnahmen anordnen.

(2) Von einer DisziplinarmaBnahme wird abgesehen, wenn es genlgt, die Gefangenen zu
verwarnen.

(3) Eine DisziplinarmaBnahme ist auch zulassig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf-
oder BuBBgeldverfahren eingeleitet wird.

Art. 110 BayStVollzG Arten der DisziplinarmaBnahmen
(1) Die zulassigen DisziplinarmaBBnahmen sind:
1. Verweis,
2. die Beschrankung oder der Entzug der Verfligung Uber das Hausgeld und des Einkaufs
geman Art. 24 und 25 bis zu drei Monaten,
3. die Beschréankung oder der Entzug des Hoérfunk- und Fernsehempfangs bis zu drei
Monaten,
4. die Beschrankung oder der Entzug der Gegenstande flr eine Beschéftigung in der
Freizeit oder der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu drei Monaten,
5. die getrennte Unterbringung wahrend der Freizeit bis zu vier Wochen,
6. der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschéftigung bis zu vier Wochen unter
Wegfall der in diesem Gesetz geregelten Bezlige,
7. die Beschrankung des Verkehrs mit Personen aufBerhalb der Anstalt auf dringende Falle
bis zu drei Monaten,
8. Arrest bis zu vier Wochen.
(2) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederholter Verfehlungen verhangt
werden.



(8) Mehrere DisziplinarmaBnahmen kénnen miteinander verbunden werden.

Art. 111 BayStVollzG Vollzug der DisziplinarmaBnahmen, Aussetzung zur Bewahrung
(1) DisziplinarmaBnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

(2) Eine DisziplinarmaBnahme kann ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewahrung
ausgesetzt werden.

(3) Wird die Verfugung Uber das Hausgeld beschrankt oder entzogen, ist das in dieser Zeit
anfallende Hausgeld dem Uberbriickungsgeld hinzuzurechnen.

(4) '"Wird der Verkehr der Gefangenen mit Personen auBerhalb der Anstalt eingeschrankt, ist
ihnen Gelegenheit zu geben, dies einer Person, mit der sie im Schriftwechsel stehen oder die
sie zu besuchen pflegt, mitzuteilen. 2Der Schriftwechsel mit den in Art. 32 Abs. 1 und 2
genannten Empfangern, mit Gerichten und Justizbehérden in der Bundesrepublik Deutschland
sowie mit Rechtsanwalten und Notaren in einer den Gefangenen oder die Gefangene
betreffenden Rechtssache bleibt unbeschrankt.

(5) 'Arrest wird in Einzelhaft vollzogen. 2Gefangene kénnen in einem besonderen Arrestraum
untergebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt
bei Tag und Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. 3Soweit nichts anderes angeordnet
wird, ruhen die Befugnisse der Gefangenen aus den Art. 21, 22, 24, 25, 39, 40 und 70 bis 72.

Art. 113 BayStVollzG Verfahren

(1) 'Der Sachverhalt ist zu klaren. 2Vor der Anhérung werden die Gefangenen darlber
unterrichtet, welche Verfehlung ihnen zur Last gelegt wird und dass es ihnen freisteht, sich zur
Sache zu auBern. 3Die Erhebungen, insbesondere die Einlassungen der Gefangenen, werden
schriftlich festgehalten.

(2) Bei schweren VerstéBen soll der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin sich vor der
Entscheidung in einer Konferenz mit Personen besprechen, die bei der Behandlung der
Gefangenen mitwirken.

(38) Die Entscheidung wird den Gefangenen mindlich eréffnet und mit einer kurzen
Begrindung schriftlich abgefasst.

Art. 126 BayStVollzG Zusammenarbeit mit Behorden und freien Tragern

(1) 'Die Jugendstrafvollzugsanstalten arbeiten mit fachbezogenen auBervollzuglichen
Einrichtungen und Organisationen eng zusammen. 2Dies gilt insbesondere fiir Schulen und
Schulaufsichtsbehérden, Einrichtungen fir berufliche Bildung, Behérden und Stellen der
staatlichen und privaten Straffalligenhilfe, die Jugendgerichtshilfe, Trager der 6ffentlichen und
freien  Jugendhilfe, Polizeibehérden, Agenturen fir Arbeit, Gesundheits- und
Auslanderbehérden, Suchtberatungsstellen und Schuldnerberatung, Auslander- und
Integrationsbeauftragte, Trager der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, Hilfeeinrichtungen
anderer Behdrden und Trager der freien Wohlfahrtspflege.

(2) 'Die Personensorgeberechtigten werden in die Planung und Gestaltung des Vollzugs
einbezogen, soweit dies zweckmaBig ist. 2Dies ist zwingend, wenn die
Personensorgeberechtigten anders ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht nachkommen
kénnen.

Art. 185 BayStVollzG Beirate

(1) Bei den Justizvollzugsanstalten sind Beirate zu bilden.

(2) 'Der oder die Vorsitzende und deren Vertreter werden aus der Mitte des Bayerischen
Landtags gewahlt. 2Vollzugsbedienstete diirfen nicht Mitglieder der Beirate sein.



(3) Die Mitglieder der Beirate arbeiten ehrenamtlich.

Art. 186 BayStVollzG Aufgaben

'Die Mitglieder des Beirats wirken bei der Gestaltung des Vollzugs und bei der Betreuung der
Gefangenen mit. 2Sie unterstiitzen den Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin durch
Anregungen und Verbesserungsvorschlage und helfen bei der Eingliederung der Gefangenen
nach der Entlassung.

Art. 187 BayStVollzG Befugnisse

(1) 'Die Mitglieder des Beirats konnen insbesondere Winsche, Anregungen und
Beanstandungen entgegennehmen. 2Sie kdnnen sich Gber die Unterbringung, Beschéftigung,
berufliche Bildung, Verpflegung, arztliche Versorgung und Behandlung unterrichten sowie die
Anstalt und ihre Einrichtungen besichtigen.

(2) 'Die Mitglieder des Beirats kénnen die Gefangenen in ihren Raumen aufsuchen.
2Aussprache und Schriftwechsel werden nicht Gberwacht.

Art. 188 BayStVollzG Pflicht zur Verschwiegenheit

'Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, auBerhalb ihres Amtes lber alle Angelegenheiten,
die ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders Uber Namen und Persédnlichkeit der
Gefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. 2Dies gilt auch nach Beendigung ihres Amtes.

Art. 196 BayStVollzG Datenerhebung

(1) 'Die Anstalt darf personenbezogene Daten erheben, soweit deren Kenntnis fur die
Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 2Sie darf beim Landesamt fir Verfassungsschutz
Anfragen nach vorhandenen Erkenntnissen stellen, die fir die Aufrechterhaltung der
Sicherheit und Ordnung der Anstalt erhebliche Bedeutung haben. 3Bei Gefangenen soll von
der Abfrage nur abgesehen werden, wenn im Einzelfall auf Grund einer Gesamtwirdigung
eine Gefahrdung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ausgeschlossen wird.

(2) 'Daten tiber Personen, die nicht Gefangene sind, diirfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen
oder Stellen auBerhalb der Anstalt nur erhoben werden, wenn sie fir die Behandlung der
Gefangenen, die Sicherheit der Anstalt oder die Sicherung des Vollzugs einer Freiheitsstrafe
unerldsslich sind und die Art der Erhebung schutzwirdige Interessen der betroffenen Person
nicht beeintrachtigt. 2lm Ubrigen gilt Art. 4 Abs. 2 des Bayerischen Datenschutzgesetzes
(BayDSG) entsprechend.

Art. 197 BayStVollzG Datenweiterverarbeitung
(1) 'Die Anstalt darf personenbezogene Daten weiterverarbeiten, soweit dies fur die Erfillung
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 2Die Anstalt kann Gefangene verpflichten, einen
Lichtbildausweis mit sich zu fiihren, wenn dies aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt erforderlich ist.
(2) 'Die Verarbeitung personenbezogener Daten fir andere Zwecke ist zulassig, soweit dies
1. zur Abwehr erheblicher Nachteile fir das Gemeinwohl oder einer Gefahr fir die
offentliche Sicherheit,
2. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einer anderen Person,
3. zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, durch die die Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt gefahrdet werden, oder von Straftaten oder
4. fur MaBnahmen der Strafvollstreckung oder  strafvollstreckungsrechtliche
Entscheidungen
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erforderlich ist. 2Die Anstalten kénnen personenbezogene Daten an
Verfassungsschutzbehdrden des Bundes oder der Lander, den Bundesnachrichtendienst und
den Militdrischen Abschirmdienst Gbermitteln, wenn die Daten konkrete Erkenntnisse zu einer
Gefahrdung der jeweiligen Rechtsgiiter erkennen lassen, die fir die Lagebeurteilung nach
MaBgabe der Aufgaben der genannten Behdrden bedeutsam sind; Art. 24 des Bayerischen
Verfassungsschutzgesetzes bleibt unberihrt.
(3) Eine Verarbeitung flir andere Zwecke liegt tiber die Falle des Art. 6 Abs. 1 BayDSG hinaus
nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechtsschutz nach den §§ 109 bis 121 des
Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) dient.
(4) "Uber die in Abs. 1 und 2 geregelten Zwecke hinaus diirfen zustandigen éffentlichen Stellen
personenbezogene Daten Ubermittelt werden, soweit dies flr
1. MaBnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, = Bewahrungshilfe  oder
FOhrungsaufsicht,
Entscheidungen in Gnadensachen,
Statistiken der Rechtspflege,
sozialrechtliche MaBnahmen,
die Einleitung von HilfsmaBnahmen fir Angehdrige (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB) der
Gefangenen,
6. dienstliche MaBnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme und
Entlassung von Soldaten,
7. auslanderrechtliche MaBnahmen oder
8. die Durchfihrung der Besteuerung oder die Geltendmachung von sonstigen Forderungen
von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts
erforderlich ist. 2Eine Ubermittlung fiir andere Zwecke ist auch zulassig, soweit eine andere
gesetzliche Vorschrift dies vorsieht und sich dabei ausdricklich auf personenbezogene Daten
Uber Gefangene bezieht.
(4a) 'Die Regelungen der Strafprozessordnung fiir die Ubermittlung personenbezogener
Daten in Akten an Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissenschaftliche Forschung
betreiben, und o&ffentliche Stellen fir wissenschaftliche Zwecke gelten entsprechend. 2Es
kénnen auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten Ubermittelt werden. 3Die
Ubermittlung ist, soweit dies zur Erfiillung des jeweiligen Zwecks ausreicht, auf anonymisierte
und pseudonymisierte Daten zu beschranken und kann auch auf elekironischem Wege
erfolgen.
(5) 'Offentlichen und nichtéffentlichen Stellen darf die Anstalt auf schriftlichen Antrag mitteilen,
ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und wann ihre Entlassung voraussichtlich
bevorsteht und wie die Entlassungsadresse lautet, soweit
1. die Mitteilung zur Erfullung der in der Zusténdigkeit der 6ffentlichen Stelle liegenden
Aufgaben erforderlich ist oder
2. von nichtéffentlichen Stellen ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft
dargelegt wird und die Gefangenen kein schutzwirdiges Interesse an dem Ausschluss
der Ubermittlung haben.
2Verletzten einer Straftat kdnnen dartiber hinaus auf schriftlichen Antrag Auskiinfte Gber die
Vermdgensverhaltnisse von Gefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung
oder Durchsetzung von Rechtsanspriichen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist.
3Die Gefangenen werden vor der Mitteilung gehort, es sei denn, hierdurch droht eine
Vereitelung des Zwecks der Mitteilung. “Ist die Anhérung unterblieben, werden die betroffenen
Gefangenen Uber die Mitteilung der Anstalt nachtraglich unterrichtet. SBesteht Anlass zu der
Besorgnis, dass die Offenlegung von Lebensumstédnden von Verletzten einer Straftat deren

A A

11



Leib oder Leben gefahrdet, kann die Offenlegung gegenuber den Gefangenen ganz
unterbleiben. ®Die Mitteilung der Anschrift der Verletzten an die Gefangenen bedarf der
Einwilligung der Verletzten.
(6) 'Akten mit personenbezogenen Daten dirfen nur anderen Justizvollzugsanstalten,
Einrichtungen fir Sicherungsverwahrung, Jugendarrestanstalten, den zur Dienst- oder
Fachaufsicht oder zu dienstlichen Weisungen befugten Stellen, den flr strafvollzugs-,
strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zustandigen Gerichten sowie den
Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehérden tberlassen werden; die Uberlassung an
andere 6ffentliche Stellen ist zuldssig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen unvertretbaren
Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen flr die
Erfillung der Aufgabe nicht ausreicht. 2Entsprechendes gilt fiir die Uberlassung von Akten an
die von der Anstalt mit Gutachten beauftragten Stellen.
(7) Bei der Uberwachung der Besuche oder des Schriftwechsels sowie bei der Uberwachung
des Inhalts von Paketen bekannt gewordene personenbezogene Daten dirfen nur fir die in
Abs. 2 aufgefiihrten Zwecke, fiir das gerichtliche Verfahren nach den §§ 109 bis 121 StVollzG,
zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder nach Anhérung der Gefangenen
fir Zwecke der Behandlung verarbeitet werden.
(8) Personenbezogene Daten, die gemanR Art. 196 Abs. 2 Satz 1 Uber Personen, die nicht
Gefangene sind, erhoben worden sind, dirfen nur zur Erfillung des Erhebungszwecks oder
fir die in Abs. 2 geregelten Zwecke verarbeitet werden.
(9) '"Daten, die erhoben wurden, ohne dass die Voraussetzungen flr inre Erhebung vorgelegen
haben, dirfen nur dann weiterverarbeitet werden, wenn dies erforderlich ist zur Abwehr einer
gegenwartigen Gefahr fur

1. den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes,

2. Leben, Gesundheit oder Freiheit oder

3. Guter der Aligemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen der Existenz der Menschen

berlhrt.

2(Jber die Verarbeitung nach Satz 1 entscheidet der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin oder
der Stellvertreter.
(10) 'Soweit moglich soll erkennbar werden, ob Daten auf Tatsachen oder persénlichen
Einschatzungen beruhen. ?Bei einer Datenverarbeitung soll nach Mdéglichkeit unterschieden
werden, ob die Daten Verdachtige, Verurteilte, Opfer oder andere Personen betreffen.

Art. 198 BayStVollzG Allgemeine Regelungen der Datentlibermittlung
(1) 'Die Anstalt unterlasst die Ubermittlung personenbezogener Daten, die erkennbar
unrichtig, unvollstandig oder nicht mehr auf dem gegenwartigen Stand sind. 2Soweit mdglich
unterzieht sie die Daten vor Ubermittlung einer diesbeziiglichen Uberpriifung. 3Die
empfangende Stelle beurteilt die Richtigkeit, Vollstdndigkeit, die Zuverlassigkeit und Aktualitat
der Daten in eigener Zustéandigkeit. “Die Ubermittelnde Stelle fligt nach Moglichkeit die zur
Prafung erforderlichen Informationen bei.
(2) 'Werden Daten nach ihrer Ubermittlung nach Art. 202 Abs. 4 geldscht oder wird nach Art.
202 Abs. 5 ihre Verarbeitung eingeschrankt, ist dies dem Empfénger unverzuglich mitzuteilen.
2Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Ubermittlung als unrichtig, sind sie
unverzuglich zu berichtigen,
1. bei einer Ubermittlung durch die Anstalt gegeniiber der empfangenden Stelle, wenn dies
zur Wahrung schutzwirdiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist, und
2. bei einer Ubermittlung an die Anstalt gegeniiber der ibermittelnden Stelle, soweit dies
maoglich und zumutbar ist.
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(3) 'Erweist sich die Ubermittlung personenbezogener Daten als unrechtmaBig, ist dies der
empfangenden Stelle unverziiglich mitzuteilen. ?2Die Daten durfen von dieser nicht mehr
verarbeitet werden und sind unverziglich in der Verarbeitung einzuschranken, wenn sie zu
Zwecken der Dokumentation noch benétigt werden; andernfalls sind sie von dieser
unverzuglich zu Iéschen.

(4) 'Die empfangende Stelle darf die UGbermittelten personenbezogenen Daten nur zu dem
Zweck verarbeiten, zu dem sie ihr Gbermittelt worden sind. 2Die empfangende Stelle darf die
Daten fur andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihr auch fir diese Zwecke héatten
Ubermittelt werden dirfen. *Bestehen fiir die Verarbeitung besondere Bedingungen, ist die
empfangende Stelle darauf hinzuweisen. *Nicht 6ffentliche Stellen im Sinn des Art. 1 BayDSG
bedlrfen fir die Weiterverarbeitung nach Satz 2 der Zustimmung der Anstalt; sie sind auf die
Regelungen des Halbsatzes 1 sowie der Satze 1 und 2 hinzuweisen.

(5) Die Anstalt darf auf Empfanger in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder in
Staaten, die die Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes auf Grund eines
Assoziierungsibereinkommens mit der Europaischen Union Uber die Umsetzung, Anwendung
und Entwicklung des Schengen-Besitzstandes anwenden, sowie auf Organisationen der
Européischen Union keine Bedingungen anwenden, die nicht auch fir entsprechende
innerstaatliche Datentbermittlungen gelten.

Art. 199 BayStVollzG Zentrale Datei, automatisiertes Verfahren
(1) Die geman Art. 196 erhobenen Daten kénnen fir sdmtliche Anstalten im Geltungsbereich
dieses Gesetzes in einer zentralen Datei gespeichert werden.
(2) 'Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Verarbeitung, insbesondere die
Ubermittlung oder den Abruf personenbezogener Daten aus der zentralen Datei gemaR den
Art. 196 Abs. 1 Satz 2, Art. 197 Abs. 2 und 4 ermdglicht, ist zulassig. 2Die automatisierte
Ubermittiung der fir § 32 Abs. 2 Satz 1 des Bundeskriminalamtgesetzes erforderlichen
personenbezogenen Daten kann auch anlassunabhéngig erfolgen. ® Art. 7 Abs. 1 Satz 2
BayDSG gilt entsprechend.
(3) '"Folgende Verarbeitungsvorgange nach Abs. 2 missen protokolliert werden:
Erhebung,
Veranderung,
Abruf,
Offenlegung einschlieBlich Ubermittlung,
Verknipfung und

6. Ldschung.
2Die Protokolle Uber Abrufe und Offenlegungen missen die daflir maBgeblichen Grinde
nennen sowie Datum und Uhrzeit dieser Vorgénge enthalten und, soweit mdéglich, die
Feststellung der Identitat der abrufenden oder offenlegenden Person sowie des Empfangers
erma@glichen.
(4) 'Die nach Abs. 3 erstellten Protokolle diirfen nur verwendet werden zur

1. Uberprifung der RechtméaBigkeit der Datenverarbeitung einschlieBlich der

EigenUberwachung,

2. Gewahrleistung der Integritat und Sicherheit der personenbezogenen Daten,

3. Verh(tung oder Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und

4. Kontrolle durch den Landesbeauftragten fir den Datenschutz (Landesbeauftragter).
2Sie sind dem Landesbeauftragten auf Anforderung in auswertbarer Weise zur Verfligung zu
stellen. 3Soweit sie flir Zwecke des Satzes 1 nicht mehr benétigt werden, spatestens aber nach
Ablauf des dritten Kalenderjahres, das dem Jahr der Protokollierung folgt, sind sie zu I6schen.

Al ol A
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“Die Auswertung fiir Zwecke des Satzes 1 Nr. 3 bedarf der Anordnung des Anstaltsleiters oder
der Anstaltsleiterin, der oder die die Anordnungsbefugnis allgemein oder im Einzelfall auf
Beamte oder Beamtinnen, die die Voraussetzungen fir den Einstieg in die vierte
Qualifikationsebene erfillen, delegieren kann.

Art. 200 BayStVollzG Datenschutz-Folgenabschatzung und Anhérung des
Landesbeauftragten

(1) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten automatisiert erfolgt, gelten Art. 35
Abs. 1, 2 und 7 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung — DSGVO)
und Art. 14 Abs. 1 BayDSG entsprechend.

(2) § 69 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) gilt entsprechend.

Art. 201 BayStVollzG Besondere Kategorien personenbezogener Daten, Schutz der
Daten
(1) "Personenbezogene Daten, die
1. Arzten, Zahnarzten oder Angehérigen eines solchen Heilberufs, der fir die
Berufsaustbung oder die Fihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte
Ausbildung erfordert,
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprifung,
3. staatlich anerkannten Sozialarbeitern oder staatlich anerkannten Sozialpddagogen
von Gefangenen als Geheimnis anvertraut oder tber Gefangene sonst bekannt geworden
sind, unterliegen auch gegeniber der Anstalt der Schweigepflicht. 2Die in Satz 1 genannten
Personen haben sich gegeniber dem Anstaltsleiter oder der Anstaltsleiterin zu offenbaren,
soweit dies flr die Aufgabenerfiillung der Anstalt oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren
fiir Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist. Der Arzt oder die Arztin ist
zur Offenbarung ihm oder ihr im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsflirsorge bekannt
gewordener Geheimnisse befugt, soweit dies fir die Aufgabenerfillung der Anstalt
unerlasslich oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren fir Leib oder Leben der Gefangenen
oder Dritter erforderlich ist. “Sonstige Offenbarungsbefugnisse, insbesondere nach einer
Entbindung von der Schweigepflicht, bleiben unberiihrt. °Die Gefangenen sind vor der
Erhebung Uber die nach den Satzen 2 und 3 bestehenden Offenbarungsbefugnisse zu
unterrichten.
(2) 'Die nach Abs. 1 offenbarten Daten dlrfen nur fir den Zweck, flir den sie offenbart wurden
oder fir den eine Offenbarung zuldssig gewesen ware, und nur unter denselben
Voraussetzungen verarbeitet oder genutzt werden, unter denen eine in Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3 genannte Person selbst hierzu befugt ware. 2Der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin kann
unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare Offenbarung gegentber bestimmten
Anstaltsbediensteten allgemein zulassen. Warnhinweise, die keinen Rickschluss auf
konkrete Erkrankungen zulassen, sind zulassig, soweit dies zur Abwehr von erheblichen
Gefahren fir Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist.
(3) Sofern Arzte oder Psychologen auBerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung oder
Behandlung Gefangener beauftragt werden, gilt Abs. 1 entsprechend mit der MaBBgabe, dass
die beauftragte Person auch zur Unterrichtung der in der Anstalt mit der entsprechenden
Behandlung betrauten Person befugt ist.
(4) 'Im Ubrigen ist die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinn
des Art. 9 Abs. 1 DSGVO zulassig,
1. soweit andernfalls die ErfUllung vollzuglicher Aufgaben gefahrdet oder wesentlich
erschwert ist,
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2. Abwehr von Gefahren fir ein bedeutendes Rechtsgut,

3. wenn dies fur MaBnahmen der Strafverfolgung und -vollstreckung, der Gerichtshilfe,
Jugendgerichtshilfe, Bewahrungshilfe oder Flhrungsaufsicht sowie flir Entscheidungen
in Gnadensachen erforderlich ist,

4. wenn die betroffene Person der Datenverarbeitung zugestimmt hat und die Daten nur fir
den Zweck verarbeitet werden, zu dem die Zustimmung erteilt wurde,

5. wenn die betroffene Person sie bereits offensichtlich 6ffentlich gemacht hat,

6. wenn dies zu Zwecken der Eigensicherung erforderlich ist oder

7. soweit dies fur die in Art. 197 Abs. 4a und Art. 204 Abs. 4 genannten Zwecke erforderlich
ist.

2Solche Daten sollen besonders gekennzeichnet und der Zugriff darauf besonders
ausgestaltet werden, wenn und soweit dies der Schutz der betroffenen Personen erfordert.
3Vor Erteilung der Zustimmung nach Satz 1 Nr. 4 ist die betroffene Person lber den Zweck
der Verarbeitung sowie daruber aufzuklaren, dass sie die Zustimmung verweigern sowie
jederzeit widerrufen kann; die Zustimmung ist zu dokumentieren. *Gesundheits- und
Therapieakten sind getrennt von anderen Unterlagen zu fiihren und besonders zu sichern.
(5) Andere personenbezogene Daten Uber die Gefangenen dirfen vorbehaltlich abweichender
Regelung innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies fir ein
geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist.

Art. 202 BayStVollzG Berichtigung, L6schung und Einschriankung der Verarbeitung
(1) "Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 2Die Berichtigung
kann auch eine Erganzung der Daten erforderlich machen, wenn eine mangelnde
Vollstandigkeit die Unrichtigkeit der Daten fiir den Verarbeitungszweck zur Folge hat. 3Ist die
Berichtigung nicht méglich oder nicht hinreichend, ist eine weitere Verarbeitung der Daten
unzulassig.
(2) Die Anstalt soll angemessene MaBnahmen ergreifen, dass gespeicherte
personenbezogene Daten sachlich richtig, vollstdndig und erforderlichenfalls auf dem neusten
Stand sind, und zu diesem Zweck die Qualitat der Daten Uberprifen.
(3) 'Die Speicherung von personenbezogenen Daten ist auf das erforderliche MaB zu
beschréanken. 2Personenbezogene Daten sind spatestens fiinf Jahre nach der Entlassung der
Gefangenen oder ihrer Verlegung in eine andere Anstalt zu l6schen. ®Bis zum Ablauf einer
Aufbewahrungsfrist nach Abs. 6 Satz 1 fir die Gefangenenpersonalakten kénnen die Angaben
Uber Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und
Austrittsdatum der Gefangenen verarbeitet werden, soweit dies flr das Auffinden der
Gefangenenpersonalakte erforderlich ist.
(4) Personenbezogene Daten sind unverziiglich zu Iéschen, wenn

1. ihre Erhebung oder weitere Verarbeitung unzulassig war oder

2. sie zur Erfillung einer rechtlichen Verpflichtung geléscht werden missen.
(5) 'Die Loschung unterbleibt, soweit und solange

1. Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwiirdige Interessen der betroffenen Person
beeintrachtigt wirden,
die Daten fir Beweiszwecke einer weiteren Aufbewahrung bedurfen,
dies zur Verfolgung oder Verhiitung von Straftaten erforderlich ist,
dies im Einzelfall nicht oder nur mit unverhaltnismaiig hohem Aufwand méglich ist,
dies zur Durchfihrung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben nach Art. 197 Abs. 4a
erforderlich ist oder
6. ein Fall des Art. 197 Abs. 9 vorliegt.

abkown
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2In diesen Fallen sind die Daten in der Verarbeitung einzuschranken. 3Sie diirfen nur zu den
in Satz 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 genannten Zwecken oder mit Einwilligung der betroffenen Person
verarbeitet werden.

(6) 'Die Loschung von Daten in Akten unterbleibt auBerdem bis zum Ablauf von in
Rechtsvorschriften bestimmten Aufbewahrungsfristen. 2Die Akten kénnen langer aufbewahrt
werden, sofern dies im Einzelfall fir die in Abs. 5 Satz 1 genannten Zwecke weiterhin
erforderlich ist. 3Abs. 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. “Die Einschrankung der Verarbeitung
endet, wenn die Gefangenen erneut zum Vollzug einer Freiheitsstrafe aufgenommen werden
oder die betroffene Person einwilligt.

(7) 'Es ist ein Verfahren festzulegen, das die Einhaltung der Fristen sicherstellt. 2Die
archivrechtlichen Vorschriften bleiben unberihrt.

Art. 203 BayStVollzG Ausilibung der Rechte der betroffenen Person
(1) 'Die Anstalt informiert die Gefangenen und andere betroffene Personen in allgemeiner und
verstandlicher Form tber
1. die Zwecke, zu denen personenbezogene Daten verarbeitet werden,
2. ihre Bezeichnung und Kontakidaten und diejenigen des behérdlichen
Datenschutzbeauftragten,
3. die Kontaktdaten des Landesbeauftragten sowie das Recht, sich an ihn zu wenden,
4. die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Léschung und Einschrankung der Verarbeitung
personenbezogener Daten.
2Die Anstalt weist auf Verlangen darliber hinaus in geeigneter Weise auf die Rechtsgrundlage
der Datenerhebung sowie auf eine im Einzelfall bestehende gesetzliche Auskunftspflicht oder
die Freiwilligkeit der Auskunft hin. 2Uber eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung
personenbezogener Daten wird die betroffene Person unverziglich unter Angabe dieser Daten
unterrichtet.
(2) 'Die Informationen nach Abs. 1 Satz 2 und 3 kénnen zuné&chst unterbleiben, soweit und
solange
1. die Erreichung der in Art. 196 Abs. 1 genannten Zwecke auf andere Weise geféahrdet oder
wesentlich erschwert wirde,
2. dies fur die in Art. 197 Abs. 2 genannten Zwecke erforderlich ist oder
3. anzunehmen ist, dass dies Uberwiegenden Interessen oder Belangen der betroffenen
Person oder Dritter dient.
2Sind die Voraussetzungen nach Satz 1 entfallen, ist die betroffene Person zu benachrichtigen
und sind unterbliebene Informationen unverziglich zu erteilen. 2Die Benachrichtigung hat
zumindest die Angaben nach Abs. 1 Satz 1, die Rechtsgrundlage der Datenerhebung und
gegebenenfalls der weiteren Verarbeitung, Informationen Uber die mutmaBliche Dauer der
Datenspeicherung oder, falls diese Angabe nicht mdglich ist, Kriterien hierfir sowie
gegebenenfalls lber die Kategorien der Empfanger der Daten zu enthalten. “Bezieht sich die
Benachrichtigung auf die Herkunft personenbezogener Daten von oder deren Ubermittiung an
die  Staatsanwaltschaft, Polizei, Finanzverwaltung, Organe der Uberérilichen
Rechnungsprifung, den Verfassungsschutz, den Bundesnachrichtendienst, den Militarischen
Abschirmdienst oder andere Behdérden des Bundesministeriums der Verteidigung, ist sie nur
nach Zustimmung dieser Stellen zulassig.
(3) 'Die betroffene Person kann nach MaBgabe des Art. 202 Abs. 1, 4 und 5 die unverzigliche
Berichtigung, Loschung oder Einschrankung der Verarbeitung verlangen. 2lm Fall von
Aussagen, Beurteilungen oder anderweitigen Wertungen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht
deren Inhalt, sondern die Tatsache, ob die Aussage, Beurteilung oder anderweitige Wertung
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so erfolgt ist. 3Kann die Richtigkeit der Daten nicht erwiesen werden, werden die Daten in der
Verarbeitung eingeschrankt. 4In diesem Fall wird die betroffene Person unterrichtet, bevor die
Einschrankung der Verarbeitung aufgehoben wird. *Bestehen begriindete Zweifel an der
ldentitdt der antragstellenden Person, kann die Bearbeitung ihres Anliegens von der
Erbringung geeigneter Nachweise abhangig gemacht werden.

(4) 'Die betroffene Person wird unverziiglich dartiber in Kenntnis gesetzt, wie mit dem Antrag
nach Abs. 3 verfahren wird, falls tiber ihn nicht unverzlglich entschieden wird. 2Soweit ein
Antrag abgelehnt wird, ist die betroffene Person hierliber schriftlich und unter Mitteilung der
Grinde zu unterrichten. 3Sie ist darauf hinzuweisen, dass sie Beschwerde bei dem
Landesbeauftragten einlegen, ihre Rechte auch Uber diesen ausliben oder gerichtlichen
Rechtsschutz in Anspruch nehmen kann. *Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

(5) Bei offensichtlich unbegriindeten oder in ungeblhrlichem Umfang gestellten Antragen
kénnen angemessene Kosten erhoben werden, soweit nicht ausnahmsweise schon von der
Bearbeitung abgesehen werden kann.

Art. 204 BayStVollzG Auskunftsrecht und Akteneinsicht
(1) 'Die Anstalt teilt einer Person auf Antrag mit, ob sie betreffende personenbezogene Daten
verarbeitet werden. 2Ist dies der Fall, erhélt die Person ihrem Antrag entsprechend Auskunft
Uber sie betreffende personenbezogene Daten und Uber
1. die Rechtsgrundlage und die Zwecke der Verarbeitung,
2. verflgbare Informationen zur Herkunft der Daten oder, falls dies im Einzelfall nicht
maoglich ist, zu den Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden,
3. die Empfanger, gegenliber denen die personenbezogenen Daten offengelegt wurden,
4. die fur deren Speicherung vorgesehene Dauer oder, falls dies im Einzelfall nicht méglich
ist, die Kriterien flr deren Festlegung,
5. die bestehenden Rechte auf Berichtigung, L&schung oder Einschrankung der
Verarbeitung und
6. die Kontaktdaten des Landesbeauftragten und die Md&glichkeit, bei ihm Beschwerde
einzulegen.
3 Art. 203 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 5 sowie Art. 10 Abs. 2 BayDSG gelten entsprechend.
(2) " Art. 203 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 2Die Griinde fiir die Ablehnung eines Antrags
sind zu dokumentieren. 3Sie sind dem Landesbeauftragten fir dessen Kontrolle in
auswertbarer Weise zur Verfligung zu stellen, soweit nicht die Aufsichtsbehérde im Einzelfall
feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes geféhrdet wiirde. *Eine
Mitteilung des Landesbeauftragten an die betroffene Person im Beschwerdeverfahren darf
keine Ruckschlisse auf den Erkenntnisstand der Anstalt oder der in Art. 203 Abs. 2 Satz 4
genannten Stellen zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmen.
(3) 'Soweit eine Auskunft fiir die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen der betroffenen
Person nicht ausreicht und sie hierfir auf die Einsichtnahme angewiesen ist, erhalt sie
Akteneinsicht. 2Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.
(4) Die Mitglieder einer Delegation des Europaischen Ausschusses zur VerhlUtung von Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe erhalten wahrend des
Besuchs in der Anstalt Einsicht in die Gefangenenpersonalakten und Gesundheitsakten,
soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses erforderlich ist.
Art. 205 BayStVollzG Weitere Bestimmungen
(1) Die datenschutzrechtlichen Regelungen (ber Anstalten gelten entsprechend flr die
Aufsichtsbehdrde.
(2) Die §§ 78 bis 81 BDSG gelten entsprechend.
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(3) Das Bayerische Datenschutzgesetz findet ergdnzend Anwendung.

(4) 'Protokollierungen im Sinn von Art. 199 Abs. 3 missen bei vor dem 6. Mai 2016
eingerichteten automatisierten Verarbeitungssystemen erst ab 6. Mai 2023 erfolgen, wenn
andernfalls ein unverhaltnismaBiger Aufwand entstiinde. 2Die Anwendung von Satz 1 ist zu
begriinden, zu dokumentieren und der Aufsichtsbehdrde mitzuteilen. 3Der Landesbeauftragte
ist Uber das betroffene Verarbeitungssystem und die Griinde fiir die Anwendung von Satz 1
zu unterrichten.

Bayerische Verfassung (Auszug)

Art. 102 Bayerische Verfassung

(1) Die Freiheit der Person ist unverletzlich.

(2) 'Jeder von der offentlichen Gewalt Festgenommene ist spatestens am Tage nach der
Festnahme dem zustadndigen Richter vorzufiihren. 2Dieser hat dem Festgenommenen
mitzuteilen, von welcher Behérde und aus welchen Grinden die Festnahme verfligt worden
ist, und ihm Gelegenheit zu geben, Einwendungen gegen die Festnahme zu erheben. 3Er hat
gegen den Festgenommenen entweder Haftbefehl zu erlassen oder ihn unverziglich in
Freiheit zu setzen.

Art. 109 Bayerische Verfassung

(1) 'Alle Bewohner Bayerns genieBen volle Freizligigkeit. 2Sie haben das Recht, sich an jedem
beliebigen Ort aufzuhalten und niederzulassen, Grundsticke zu erwerben und jeden
Erwerbszweig zu betreiben.

(2) Alle Bewohner Bayerns sind berechtigt, nach auBerdeutschen Landern auszuwandern.

Art. 112 der Bayerischen Verfassung

(1) Das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis ist unverletzlich.

(2) Beschrankungen des Rundfunkempfanges sowie des Bezuges von Druck-Erzeugnissen
sind unzul&ssig.

Bezirksordnung (BezO) (Auszug)

Art. 95 BezO Recht der Ersatzvornahme

'Kommt der Bezirk binnen einer ihm gesetzten angemessenen Frist den Anordnungen der
Rechtsaufsichtsbehdrde nicht nach, so kann diese die notwendigen MaBnahmen an Stelle des
Bezirks verfligen und vollziehen. 2Die Kosten tragt der Bezirk.
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Birgerliches Gesetzbuch (BGB) (Auszug)

§ 630f BGB Dokumentation der Behandlung

(1) 'Der Behandelnde ist verpflichtet, zum Zweck der Dokumentation in unmittelbarem
zeitlichen Zusammenhang mit der Behandlung eine Patientenakte in Papierform oder
elektronisch zu fiihren. 2Berichtigungen und Anderungen von Eintragungen in der
Patientenakte sind nur zulassig, wenn neben dem urspriinglichen Inhalt erkennbar bleibt,
wann sie vorgenommen worden sind. 3Dies ist auch fur elektronisch gefihrte Patientenakten
sicherzustellen.

(2) 'Der Behandelnde ist verpflichtet, in der Patientenakte samtliche aus fachlicher Sicht flr
die derzeitige und klnftige Behandlung wesentlichen MaBnahmen und deren Ergebnisse
aufzuzeichnen, insbesondere die Anamnese, Diagnosen, Untersuchungen,
Untersuchungsergebnisse, Befunde, Therapien und ihre Wirkungen, Eingriffe und ihre
Wirkungen, Einwilligungen und Aufklarungen. 2Arztbriefe sind in die Patientenakte
aufzunehmen.

(3) Der Behandelnde hat die Patientenakte fir die Dauer von zehn Jahren nach Abschluss der
Behandlung aufzubewahren, soweit nicht nach anderen Vorschriffen andere
Aufbewahrungsfristen bestehen.

§ 1901a BGB Patientenverfiigung

(1) 'Hat ein einwilligungsfahiger Volljahriger fur den Fall seiner Einwilligungsunfahigkeit
schriftlich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar
bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder
arztliche Eingriffe einwilligt oder sie untersagt (Patientenverfligung), prift der Betreuer, ob
diese Festlegungen auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutreffen. 2Ist dies der
Fall, hat der Betreuer dem Willen des Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. 3Eine
Patientenverfligung kann jederzeit formlos widerrufen werden.

(2) T'Liegt keine Patientenverfligung vor oder treffen die Festlegungen einer
Patientenverfigung nicht auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der
Betreuer die Behandlungswinsche oder den mutmaBlichen Willen des Betreuten festzustellen
und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in eine arztliche MaBnahme nach Absatz 1
einwilligt oder sie untersagt. 2Der mutmaBliche Wille ist aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu
ermitteln. 3Zu berlcksichtigen sind insbesondere frihere mandliche oder schriftliche
AuBerungen, ethische oder religidsse Uberzeugungen und sonstige personliche
Wertvorstellungen des Betreuten.

(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten unabhangig von Art und Stadium einer Erkrankung des
Betreuten.

(4) Der Betreuer soll den Betreuten in geeigneten Faéllen auf die Méglichkeit einer
Patientenverfigung hinweisen und ihn auf dessen Wunsch bei der Errichtung einer
Patientenverfligung unterstitzen.

(5) 'Niemand kann zur Errichtung einer Patientenverfligung verpflichtet werden. 2Die
Errichtung oder Vorlage einer Patientenverfiigung darf nicht zur Bedingung eines
Vertragsschlusses gemacht werden.

(6) Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Bevollméachtigte entsprechend.
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Grundgesetz (GG) (Auszug)

Art. 2 GG

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persénlichkeit, soweit er nicht die Rechte
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmaBige Ordnung oder das Sittengesetz
verstont.

(2) "Jeder hat das Recht auf Leben und kérperliche Unversehrtheit. 2Die Freiheit der Person
ist unverletzlich. 3In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Art. 10 GG
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.

(2) 'Beschrankungen durfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 2Dient die
Beschrankung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des
Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz
bestimmen, daB sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daB an die Stelle des
Rechtsweges die Nachprifung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und
Hilfsorgane ftritt.

Jugendgerichtsgesetz (JGG) (Auszug)

§ 7 JGG MaBregeln der Besserung und Sicherung

(1) Als MaBregeln der Besserung und Sicherung im Sinne des allgemeinen Strafrechts kénnen
die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt, die
FUhrungsaufsicht oder die Entziehung der Fahrerlaubnis angeordnet werden (§ 61 Nr. 1, 2, 4
und 5 des Strafgesetzbuches).
(2) 'Das Gericht kann im Urteil die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten, wenn
1. der Jugendliche zu einer Jugendstrafe von mindestens sieben Jahren verurteilt wird
wegen oder auch wegen eines Verbrechens
a) gegen das Leben, die kérperliche Unversehrtheit oder die sexuelle Selbstbestimmung
oder
b) nach § 251 des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit § 252 oder § 255 des
Strafgesetzbuches,
durch welches das Opfer seelisch oder kérperlich schwer geschédigt oder einer solchen
Gefahr ausgesetzt worden ist, und
2. die Gesamtwirdigung des Jugendlichen und seiner Tat oder seiner Taten ergibt, dass er
mit hoher Wahrscheinlichkeit erneut Straftaten der in Nummer 1 bezeichneten Art
begehen wird.
2Das Gericht ordnet die Sicherungsverwahrung an, wenn die Gesamtwirdigung des
Verurteilten, seiner Tat oder seiner Taten und erganzend seiner Entwicklung bis zum Zeitpunkt
der Entscheidung ergibt, dass von ihm Straftaten der in Satz 1 Nummer 1 bezeichneten Art zu
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erwarten sind; § 66a Absatz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 3Fur die
Prifung, ob die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung am Ende des Vollzugs der
Jugendstrafe auszusetzen ist, und fir den Eintritt der Fiihrungsaufsicht gilt § 67c Absatz 1 des
Strafgesetzbuches entsprechend.
(3) "Wird neben der Jugendstrafe die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten und
hat der Verurteilte das siebenundzwanzigste Lebensjahr noch nicht vollendet, so ordnet das
Gericht an, dass bereits die Jugendstrafe in einer sozialtherapeutischen Einrichtung zu
vollziehen ist, es sei denn, dass die Resozialisierung des Verurteilten dadurch nicht besser
gefordert werden kann. 2Diese Anordnung kann auch nachtréglich erfolgen. 3Solange der
Vollzug in einer sozialtherapeutischen Einrichtung noch nicht angeordnet oder der Gefangene
noch nicht in eine sozialtherapeutische Einrichtung verlegt worden ist, ist dariiber jeweils nach
sechs Monaten neu zu entscheiden. *Fur die nachtragliche Anordnung nach Satz 2 ist die
Strafvollstreckungskammer zustandig, wenn der Betroffene das vierundzwanzigste
Lebensjahr vollendet hat, sonst die fur die Entscheidung Gber VollzugsmaBnahmen nach § 92
Absatz 2 zustandige Jugendkammer. 5Im Ubrigen gelten zum Vollzug der Jugendstrafe § 66¢
Absatz 2 und § 67a Absatz 2 bis 4 des Strafgesetzbuches entsprechend.
(4) Ist die wegen einer Tat der in Absatz 2 bezeichneten Art angeordnete Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 6 des Strafgesetzbuches fir erledigt
erklart worden, weil der die Schuldfahigkeit ausschlieBende oder vermindernde Zustand, auf
dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledigungsentscheidung nicht bestanden
hat, so kann das Gericht nachtréaglich die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung
anordnen, wenn
1. die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 des Strafgesetzbuches wegen mehrerer
solcher Taten angeordnet wurde oder wenn der Betroffene wegen einer oder mehrerer
solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 des Strafgesetzbuches
fihrenden Tat begangen hat, schon einmal zu einer Jugendstrafe von mindestens drei
Jahren verurteilt oder in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht worden war
und
2. die Gesamtwirdigung des Betroffenen, seiner Taten und erganzend seiner Entwicklung
bis zum Zeitpunkt der Entscheidung ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit erneut
Straftaten der in Absatz 2 bezeichneten Art begehen wird.
(5) Die regelmaBige Frist zur Prifung, ob die weitere Vollstreckung der Unterbringung in der
Sicherungsverwahrung zur Bewahrung auszusetzen oder flr erledigt zu erklaren ist (§ 67e
des Strafgesetzbuches), betragt in den Féllen der Absatze 2 und 4 sechs Monate, wenn die
untergebrachte Person bei Beginn des Fristlaufs das vierundzwanzigste Lebensjahr noch nicht
vollendet hat.
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Strafgesetzbuch (StGB) (Auszug)

§ 63 StGB Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus

'Hat jemand eine rechtswidrige Tat im Zustand der Schuldunfahigkeit (§ 20) oder der
verminderten Schuldféhigkeit (§ 21) begangen, so ordnet das Gericht die Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus an, wenn die Gesamtwurdigung des Taters und seiner
Tat ergibt, da3 von ihm infolge seines Zustandes erhebliche rechtswidrige Taten, durch welche
die Opfer seelisch oder korperlich erheblich geschadigt oder erheblich gefahrdet werden oder
schwerer wirtschaftlicher Schaden angerichtet wird, zu erwarten sind und er deshalb fir die
Allgemeinheit gefahrlich ist. 2Handelt es sich bei der begangenen rechtswidrigen Tat nicht um
eine im Sinne von Satz 1 erhebliche Tat, so trifft das Gericht eine solche Anordnung nur, wenn
besondere Umsténde die Erwartung rechtfertigen, dass der Téter infolge seines Zustandes
derartige erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird.

§ 64 StGB Unterbringung in einer Entziehungsanstalt

'Hat eine Person den Hang, alkoholische Getréanke oder andere berauschende Mittel im
UbermaB zu sich zu nehmen, und wird sie wegen einer rechtswidrigen Tat, die sie im Rausch
begangen hat oder die auf ihren Hang zurlickgeht, verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt,
weil ihre Schuldunfahigkeit erwiesen oder nicht auszuschlieBen ist, so soll das Gericht die
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt anordnen, wenn die Gefahr besteht, dass sie
infolge ihres Hanges erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird. 2Die Anordnung ergeht
nur, wenn eine hinreichend konkrete Aussicht besteht, die Person durch die Behandlung in
einer Entziehungsanstalt innerhalb der Frist nach § 67d Absatz 1 Satz 1 oder 3 zu heilen oder
Uber eine erhebliche Zeit vor dem Ruckfall in den Hang zu bewahren und von der Begehung
erheblicher rechtswidriger Taten abzuhalten, die auf ihren Hang zuriickgehen.

Strafprozessordnung (StPO) (Auszug)

§ 119 StPO Haftgrundbezogene Beschriankungen wahrend der Untersuchungshaft
(1) 'Soweit dies zur Abwehr einer Flucht-, Verdunkelungs- oder Wiederholungsgefahr (§§ 112,
112a) erforderlich ist, kbnnen einem inhaftierten Beschuldigten Beschrankungen auferlegt
werden. 2Insbesondere kann angeordnet werden, dass

1. der Empfang von Besuchen und die Telekommunikation der Erlaubnis bedurfen,

2. Besuche, Telekommunikation sowie der Schrift- und Paketverkehr zu berwachen sind,

3. die Ubergabe von Gegenstinden bei Besuchen der Erlaubnis bedarf,

4. der Beschuldigte von einzelnen oder allen anderen Inhaftierten getrennt wird,

5. die gemeinsame Unterbringung und der gemeinsame Aufenthalt mit anderen Inhaftierten

eingeschrankt oder ausgeschlossen werden.
3Die Anordnungen trifft das Gericht. “Kann dessen Anordnung nicht rechtzeitig herbeigefiihrt
werden, kann die Staatsanwaltschaft oder die Vollzugsanstalt eine vorldufige Anordnung
treffen. °Die Anordnung ist dem Gericht binnen drei Werktagen zur Genehmigung vorzulegen,
es sei denn, sie hat sich zwischenzeitlich erledigt. ®Der Beschuldigte ist tiber Anordnungen in
Kenntnis zu setzen. "Die Anordnung nach Satz 2 Nr. 2 schlieBt die Ermé&chtigung ein, Besuche
und Telekommunikation abzubrechen sowie Schreiben und Pakete anzuhalten.
(2) 'Die Ausfuihrung der Anordnungen obliegt der anordnenden Stelle. 2Das Gericht kann die
Ausfihrung von Anordnungen widerruflich auf die Staatsanwaltschaft ibertragen, die sich bei
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der Ausfihrung der Hilfe durch ihre Ermittlungspersonen und die Vollzugsanstalt bedienen
kann. 3Die Ubertragung ist unanfechtbar.
(3) 'Ist die Uberwachung der Telekommunikation nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 angeordnet, ist
die beabsichtigte Uberwachung den Gespréchspartnern des Beschuldigten unmittelbar nach
Herstellung der Verbindung mitzuteilen. 2Die Mitteilung kann durch den Beschuldigten selbst
erfolgen. SDer Beschuldigte ist rechtzeitig vor Beginn der Telekommunikation Uber die
Mitteilungspflicht zu unterrichten.
(4) 'Die §§ 148, 148a bleiben unberihrt. Sie gelten entsprechend fiir den Verkehr des
Beschuldigten mit
1. der fUr ihn zustandigen Bewahrungshilfe,
der fUr ihn zustandigen Flhrungsaufsichtsstelle,
der flr ihn zustandigen Gerichtshilfe,
den Volksvertretungen des Bundes und der Lander,
dem Bundesverfassungsgericht und dem fur ihn zustédndigen Landesverfassungsgericht,
dem fiir ihn zustéandigen Blrgerbeauftragten eines Landes,
dem oder der Bundesbeauftragten fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit, den
fir die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften Gber den Datenschutz in den Landern
zustandigen Stellen der Lander und den Aufsichtsbehérden nach § 40 des
Bundesdatenschutzgesetzes,
8. dem Europaischen Parlament,
9. dem Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte,
10. dem Européischen Gerichtshof,
11. dem Européischen Datenschutzbeauftragten,
12. dem Européischen Blrgerbeauftragten,
13. dem Européischen Ausschuss zur Verhitung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe,
14. der Europaischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz,
15. dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen,
16. den Ausschissen der Vereinten Nationen fur die Beseitigung der Rassendiskriminierung
und fUr die Beseitigung der Diskriminierung der Frau,
17. dem Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, dem zugehdérigen Unterausschuss
zur Verhitung von Folter und den entsprechenden Nationalen Praventionsmechanismen,
18.den in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 4 genannten Personen in Bezug auf die dort
bezeichneten Inhalte,
19. soweit das Gericht nichts anderes anordnet,
a) den Beiraten bei den Justizvollzugsanstalten und
b) der konsularischen Vertretung seines Heimatstaates.
2Die MaBnahmen, die erforderlich sind, um das Vorliegen der Voraussetzungen nach den
Satzen 1 und 2 festzustellen, trifft die nach Absatz 2 zusténdige Stelle.
(5) 'Gegen nach dieser Vorschrift ergangene Entscheidungen oder sonstige MaBnahmen
kann gerichtliche Entscheidung beantragt werden, soweit nicht das Rechtsmittel der
Beschwerde statthaft ist. 2Der Antrag hat keine aufschiebende Wirkung. Das Gericht kann
jedoch vorlaufige Anordnungen treffen.
(6) 'Die Absatze 1 bis 5 gelten auch, wenn gegen einen Beschuldigten, gegen den
Untersuchungshaft angeordnet ist, eine andere freiheitsentziehende MaBnahme vollstreckt
wird (§ 116b). 2Die Zustandigkeit des Gerichts bestimmt sich auch in diesem Fall nach § 126.

N o O~ WD
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§ 126a StPO Einstweilige Unterbringung

(1) Sind dringende Griinde fir die Annahme vorhanden, daBB jemand eine rechtswidrige Tat im
Zustand der Schuldunféhigkeit oder verminderten Schuldfahigkeit (§§ 20, 21 des
Strafgesetzbuches) begangen hat und daB seine Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt angeordnet werden wird, so kann das Gericht
durch Unterbringungsbefehl die einstweilige Unterbringung in einer dieser Anstalten anordnen,
wenn die 6ffentliche Sicherheit es erfordert.

(2) 'Fur die einstweilige Unterbringung gelten die §§ 114 bis 115a, 116 Abs. 3 und 4, §§ 117
bis 119a, 123, 125 und 126 entsprechend. 2Die §§ 121, 122 gelten entsprechend mit der
MaBgabe, dass das Oberlandesgericht priift, ob die Voraussetzungen der einstweiligen
Unterbringung weiterhin vorliegen.

(3) 'Der Unterbringungsbefehl ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen der einstweiligen
Unterbringung nicht mehr vorliegen oder wenn das Gericht im Urteil die Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt nicht anordnet. 2Durch die
Einlegung eines Rechtsmittels darf die Freilassung nicht aufgehalten werden. 3§ 120 Abs. 3
gilt entsprechend.

(4) Hat der Untergebrachte einen gesetzlichen Vertreter oder einen Bevollmachtigten im Sinne
des § 1906 Abs. 5 des Birgerlichen Gesetzbuches, so sind Entscheidungen nach Absatz 1
bis 3 auch diesem bekannt zu geben.

§ 413 StPO Zulassigkeit

FOhrt die Staatsanwaltschaft das Strafverfahren wegen Schuldunféhigkeit oder
Verhandlungsunféhigkeit des Téters nicht durch, so kann sie den Antrag stellen, MaBregeln
der Besserung und Sicherung sowie als Nebenfolge die Einziehung selbstédndig anzuordnen,
wenn dies gesetzlich zulassig ist und die Anordnung nach dem Ergebnis der Ermittlungen zu
erwarten ist (Sicherungsverfahren).

Strafvollzugsgesetz (StVollzG) (Auszug)

§ 109 StVollzG Antrag auf gerichtliche Entscheidung

(1) 'Gegen eine MaBnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des
Strafvollzuges oder des Vollzuges freiheitsentziehender MaBregeln der Besserung und
Sicherung kann gerichtliche Entscheidung beantragt werden. 2Mit dem Antrag kann auch die
Verpflichtung zum Erlal3 einer abgelehnten oder unterlassenen MaBBnahme begehrt werden.
(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist nur zuldssig, wenn der Antragsteller geltend
macht, durch die MaBnahme oder ihre Ablehnung oder Unterlassung in seinen Rechten
verletzt zu sein.

(3) 'Dient die vom Antragsteller begehrte oder angefochtene MaBnahme der Umsetzung des
§ 66¢c Absatz 1 des Strafgesetzbuches im Vollzug der Sicherungsverwahrung oder der ihr
vorausgehenden Freiheitsstrafe, so ist dem Antragsteller fur ein gerichtliches Verfahren von
Amts wegen ein Rechtsanwalt beizuordnen, es sei denn, dass wegen der Einfachheit der
Sach- und Rechtslage die Mitwirkung eines Rechtsanwalts nicht geboten erscheint oder es
ersichtlich ist, dass der Antragsteller seine Rechte selbst ausreichend wahrnehmen kann.
2(ber die Bestellung und einen Widerruf entscheidet der Vorsitzende des nach § 110
zustandigen Gerichts.
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§ 110 StVollzG Zustandigkeit
Uber den Antrag entscheidet die Strafvollstreckungskammer, in deren Bezirk die beteiligte
Vollzugsbehérde ihren Sitz hat.

§ 110a StVollzG Elektronische Aktenfiihrung; Verordnungsermachtigungen

(1) 'Die Gerichtsakten konnen elektronisch geflihrt werden. 2Die Landesregierungen
bestimmen durch Rechtsverordnung den Zeitpunkt, von dem an die Akten elektronisch gefihrt
werden. 3Sie kénnen die Einfihrung der elektronischen Aktenfihrung dabei auf einzelne
Gerichte oder auf allgemein bestimmte Verfahren beschréanken und bestimmen, dass Akten,
die in Papierform angelegt wurden, auch nach Einfihrung der elektronischen Aktenflihrung in
Papierform weitergefiihrt werden; wird von der Beschrankungsméglichkeit Gebrauch gemacht,
kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die
offentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren die Akten elektronisch zu
fihren sind. “Die Ermé&chtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandigen
Landesministerien Ubertragen werden.

(2) 'Die Landesregierungen bestimmen durch Rechtsverordnung die fiir die elektronische
Aktenfiihrung geltenden organisatorischen und dem Stand der Technik entsprechenden
technischen Rahmenbedingungen einschlieBlich der einzuhaltenden Anforderungen des
Datenschutzes, der Datensicherheit und der Barrierefreiheit. 2Sie kdnnen die Erméachtigung
durch Rechtsverordnung auf die zustandigen Landesministerien tbertragen.

(3) 'Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behdrden und Gerichten
geltenden Standards. 2Sie kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates auf die zustandigen Bundesministerien Ubertragen.

§ 111 StVollzG Beteiligte
(1) Beteiligte des gerichtlichen Verfahrens sind
1. der Antragsteller,
2. die Vollzugsbehérde, die die angefochtene MaBhahme angeordnet oder die beantragte
abgelehnt oder unterlassen hat.
(2) In dem Verfahren vor dem Oberlandesgericht oder dem Bundesgerichtshof ist Beteiligte
nach Absatz 1 Nr. 2 die zustandige Aufsichtsbehérde.

§ 112 StVollzG Antragsfrist, Wiedereinsetzung

(1) Der Antrag muf3 binnen zwei Wochen nach Zustellung oder schriftlicher Bekanntgabe der
MaBnahme oder ihrer Ablehnung schriftlich oder zu Protokoll der Geschéftsstelle des Gerichts
gestellt werden.

(2) War der Antragsteller ohne Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, so ist ihm auf
Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewéhren.

(3) "Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses
zu stellen. 2Die Tatsachen zur Begriindung des Antrags sind bei der Antragstellung oder im
Verfahren Gber den Antrag glaubhaft zu machen. 3Innerhalb der Antragsfrist ist die versaumte
Rechtshandlung nachzuholen. *Ist dies geschehen, so kann die Wiedereinsetzung auch ohne
Antrag gewahrt werden.

(4) Nach einem Jahr seit dem Ende der versdumten Frist ist der Antrag auf Wiedereinsetzung
unzulassig, auBer wenn der Antrag vor Ablauf der Jahresfrist infolge héherer Gewalt
unmaoglich war.
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§ 113 StVollzG Vornahmeantrag

(1) Wendet sich der Antragsteller gegen das Unterlassen einer MaBnahme, kann der Antrag
auf gerichtliche Entscheidung nicht vor Ablauf von drei Monaten seit dem Antrag auf Vornahme
der MaBnahme gestellt werden, es sei denn, daf3 eine friihere Anrufung des Gerichts wegen
besonderer Umstande des Falles geboten ist.

(2) Liegt ein zureichender Grund dafir vor, daB3 die beantragte MaBnahme noch nicht erlassen
ist, so setzt das Gericht das Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm bestimmten Frist aus. Die
Frist kann verlangert werden. Wird die beantragte MaBnahme in der gesetzten Frist erlassen,
so ist der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt.

(3) Der Antrag nach Absatz 1 ist nur bis zum Ablauf eines Jahres seit der Stellung des Antrags
auf Vornahme der MaBnahme zuldssig, auBer wenn die Antragstellung vor Ablauf der
Jahresfrist infolge héherer Gewalt unmdglich war oder unter den besonderen Verhaltnissen
des Einzelfalles unterblieben ist.

§ 114 StVollzG Aussetzung der MaBnahme

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat keine aufschiebende Wirkung.

(2) Das Gericht kann den Vollzug der angefochtenen MaBnahme aussetzen, wenn die Gefahr
besteht, da3 die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich
erschwert wird und ein héher zu bewertendes Interesse an dem sofortigen Vollzug nicht
entgegensteht. Das Gericht kann auch eine einstweilige Anordnung erlassen; § 123 Abs. 1 der
Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden. Die Entscheidungen sind nicht
anfechtbar; sie kbnnen vom Gericht jederzeit geédndert oder aufgehoben werden.

(3) Der Antrag auf eine Entscheidung nach Absatz 2 ist schon vor Stellung des Antrags auf
gerichtliche Entscheidung zulassig.

§ 115 StVollzG Gerichtliche Entscheidung

(1) 'Das Gericht entscheidet ohne miindliche Verhandlung durch Beschluf3. 2Der Beschluss
stellt den Sach- und Streitstand seinem wesentlichen Inhalt nach gedrangt zusammen.
SWegen der Einzelheiten kann auf in der Gerichtsakte befindliche Dokumente, die nach
Herkunft und Datum genau zu bezeichnen sind, verwiesen werden, soweit sich aus ihnen der
Sach- und Streitstand ausreichend ergibt. “Das Gericht kann von einer Darstellung der
Entscheidungsgriinde absehen, soweit es der Begrindung der angefochtenen Entscheidung
folgt und dies in seiner Entscheidung feststellt.

(1a) 'Das Gericht kann anordnen, dass eine Anhorung unter Verzicht auf die persénliche
Anwesenheit des Gefangenen zeitgleich in Bild und Ton in die Vollzugsanstalt und das
Sitzungszimmer Ubertragen wird. 2Eine Aufzeichnung findet nicht statt. 3Die Entscheidung
nach Satz 1 ist nicht anfechtbar.

(2) 'Soweit die MaBnahme rechtswidrig und der Antragsteller dadurch in seinen Rechten
verletzt ist, hebt das Gericht die MaBnahme auf. 2Ist die MaBnahme schon vollzogen, kann
das Gericht auch aussprechen, daB und wie die Vollzugsbehdrde die Vollziehung riickgangig
zu machen hat, soweit die Sache spruchreif ist.

(3) Hat sich die MaBnahme vorher durch Zuriicknahme oder anders erledigt, spricht das
Gericht auf Antrag aus, daB die MaBnahme rechtswidrig gewesen ist, wenn der Antragsteller
ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat.

(4) 'Soweit die Ablehnung oder Unterlassung der MaBnahme rechtswidrig und der
Antragsteller dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der
Vollzugsbehdérde aus, die beantragte Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache spruchreif
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ist. 2Anderenfalls spricht es die Verpflichtung aus, den Antragsteller unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts zu bescheiden.

(5) Soweit die Vollzugsbehérde ermachtigt ist, nach ihnrem Ermessen zu handeln, prift das
Gericht auch, ob die MaBnahme oder ihre Ablehnung oder Unterlassung rechtswidrig ist, weil
die gesetzlichen Grenzen des Ermessens Uberschritten sind oder von dem Ermessen in einer
dem Zweck der Ermachtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist.

§ 116 StVollzG Rechtsbeschwerde

(1) Gegen die gerichtliche Entscheidung der Strafvollstreckungskammer ist die
Rechtsbeschwerde zulassig, wenn es geboten ist, die Nachprifung zur Fortbildung des Rechts
oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu erméglichen.

(2) 'Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestltzt werden, daB die Entscheidung auf einer
Verletzung des Gesetzes beruhe. 2Das Gesetz ist verletzt, wenn eine Rechtsnorm nicht oder
nicht richtig angewendet worden ist.

(3) 'Die Rechtsbeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 2§ 114 Abs. 2 gilt entsprechend.
(4) Fir die Rechtsbeschwerde gelten die Vorschriften der StrafprozeBordnung Gber die
Beschwerde entsprechend, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 117 StVollzG Zustandigkeit fur die Rechtsbeschwerde
Uber die Rechtsbeschwerde entscheidet ein Strafsenat des Oberlandesgerichts, in dessen
Bezirk die Strafvollstreckungskammer ihren Sitz hat.

§ 118 StVollzG Form, Frist, Begriindung

(1) 'Die Rechtsbeschwerde mufB bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird,
binnen eines Monats nach Zustellung der gerichtlichen Entscheidung eingelegt werden. 2In
dieser Frist ist auBerdem die Erklarung abzugeben, inwieweit die Entscheidung angefochten
und ihre Aufhebung beantragt wird. ®Die Antrage sind zu begriinden.

(2) 'Aus der Begriindung muB hervorgehen, ob die Entscheidung wegen Verletzung einer
Rechtsnorm (ber das Verfahren oder wegen Verletzung einer anderen Rechtsnorm
angefochten wird. 2Ersterenfalls miissen die den Mangel enthaltenden Tatsachen angegeben
werden.

(3) Der Antragsteller als Beschwerdeflihrer kann dies nur in einer von einem Rechtsanwalt
unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll der Geschéftsstelle tun.

§ 119 StVollzG Entscheidung liber die Rechtsbeschwerde

(1) Der Strafsenat entscheidet ohne mindliche Verhandlung durch Beschluf3.

(2) Seiner Prufung unterliegen nur die Beschwerdeantrage und, soweit die Rechtsbeschwerde
auf Mangel des Verfahrens gestutzt wird, nur die Tatsachen, die in der Begrindung der
Rechtsbeschwerde bezeichnet worden sind.

(3) Der BeschluB3, durch den die Beschwerde verworfen wird, bedarf keiner Begriindung, wenn
der Strafsenat die Beschwerde einstimmig fir unzulassig oder fir offensichtlich unbegrindet
erachtet.

(4) 'Soweit die Rechtsbeschwerde fiir begriindet erachtet wird, ist die angefochtene
Entscheidung aufzuheben. 2Der Strafsenat kann an Stelle der Strafvollstreckungskammer
entscheiden, wenn die Sache spruchreif ist. 3Sonst ist die Sache zur neuen Entscheidung an
die Strafvollstreckungskammer zurlickzuverweisen.

(5) Die Entscheidung des Strafsenats ist endgdltig.
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§ 119a StVollzG Strafvollzugsbegleitende gerichtliche Kontrolle bei angeordneter oder
vorbehaltener Sicherungsverwahrung

(1) Ist die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten, stellt das
Gericht wahrend des Vollzuges der Freiheitsstrafe nach Ablauf der in Absatz 3 genannten
Fristen von Amts wegen fest,

1. ob die Vollzugsbehérde dem Gefangenen im zurlickliegenden Zeitraum eine Betreuung
angeboten hat, die §66¢c Absatz2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 des
Strafgesetzbuches entspricht;

2. soweit die Betreuung nicht den in Nummer 1 genannten Anforderungen entsprochen hat,
welche bestimmten MaBnahmen die Vollzugsbehérde dem Gefangenen bei sich nicht
wesentlich &ndernder Sachlage kinftig anzubieten hat, um den gesetzlichen
Anforderungen an die Betreuung zu gentgen.

(2) 'Die Vollzugsbehoérde kann jederzeit eine Entscheidung nach Absatz 1 beantragen, sofern
hieran ein berechtigtes Interesse besteht. 2Nach der erstmaligen Aufstellung oder einer
wesentlichen Anderung des Vollzugsplans kann die Vollzugsbehdrde auch beantragen,
festzustellen, ob die im Vollzugsplan vorgesehenen MaBnahmen im Falle ihres Angebots bei
sich nicht wesentlich &ndernder Sachlage eine dem § 66¢ Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1
Nummer 1 des Strafgesetzbuches entsprechende Betreuung darstellen wiirden; in diesem Fall
hat das Gericht die Feststellungen nach Absatz 1 auch zu treffen, wenn die Frist geman
Absatz 3 noch nicht abgelaufen ist.

(3) "Entscheidungen von Amts wegen sind alle zwei Jahre zu treffen. 2Das Gericht kann bei
einer Entscheidung nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2, im Hinblick auf
die Gesamtdauer der noch zu vollziehenden Freiheitsstrafe eine langere Frist festsetzen, die
funf Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Frist fir die erste Entscheidung von Amts wegen
beginnt mit dem Vollzug der Freiheitsstrafe zu laufen, die Frist fur jede weitere mit
Bekanntgabe einer erstinstanzlichen Entscheidung nach Absatz 1.

(4) Die Strafvollstreckungskammer ist bei Entscheidungen nach den Abséatzen 1 und 2 Satz 2
mit drei Richtern unter Einschluss des Vorsitzenden besetzt.

(5) Gegen die gerichtliche Entscheidung ist die Beschwerde zulassig.

(6) "Fir das gerichtliche Verfahren ist dem Gefangenen von Amts wegen ein Rechtsanwalt
beizuordnen. 2Vor einer Entscheidung sind der Gefangene, die Vollzugsbehoérde und die
Vollstreckungsbehérde anzuhéren. 3lm Ubrigen gelten § 109 Absatz 3 Satz 2, die §§ 110 und
110a sowie die auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen, die §§ 111, 115
Absatz 1 Satz1 und 2 sowie die §§ 117, 118 Absatz1 Satz1, § 119 Absatz1 und 5
entsprechend.

(7) Alle Gerichte sind bei nachfolgenden Entscheidungen an die rechtskraftigen Feststellungen
nach den Abséatzen 1 und 2 Satz 2 gebunden.

§ 120 StVollzG Entsprechende Anwendung anderer Vorschriften

(1) '"Kommt die Behorde in den Fallen des § 114 Absatz 2 Satz 2 sowie des § 115 Absatz 2
Satz 2 und Absatz 4 der ihr in der einstweiligen Anordnung oder im Beschluss auferlegten
Verpflichtung nicht nach, gilt § 172 der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend. 2Im
Ubrigen sind die Vorschriften der Strafprozessordnung und die auf der Grundlage des § 32a
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 Nummer 6, des § 32b Absatz 5 und des § 32f Absatz 6
der Strafprozessordnung erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend anzuwenden, soweit
sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.

(2) Auf die Bewilligung der ProzeBkostenhilfe sind die Vorschriften der ZivilprozeBordnung
entsprechend anzuwenden.
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§ 121 StVollzG Kosten des Verfahrens

(1) In der das Verfahren abschlieBenden Entscheidung ist zu bestimmen, von wem die Kosten
des Verfahrens und die notwendigen Auslagen zu tragen sind.

(2) 'Soweit der Antragsteller unterliegt oder seinen Antrag zuriicknimmt, tragt er die Kosten
des Verfahrens und die notwendigen Auslagen. 2Hat sich die MaBnahme vor einer
Entscheidung nach Absatz 1 in anderer Weise als durch Zuricknahme des Antrags erledigt,
so entscheidet das Gericht Uber die Kosten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen
nach billigem Ermessen.

(3) 'Bei erstinstanzlichen Entscheidungen des Gerichts nach § 119a fallen die Kosten des
Verfahrens und die notwendigen Auslagen der Staatskasse zur Last. 2Absatz 2 Satz 2 gilt
nicht im Falle des § 115 Abs. 3.

(4) Im Gbrigen gelten die §§ 464 bis 473 der StrafprozeBordnung entsprechend.

(5) Fur die Kosten des Verfahrens nach den §§ 109ff. kann auch ein den dreifachen Tagessatz
der Eckvergutung nach § 43 Abs. 2 Ubersteigender Teil des Hausgeldes (§ 47) in Anspruch
genommen werden.
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Begriindung:

A. Allgemeines
1. Ausgangslage

a) Vollzug der MaBregeln der Besserung und
Sicherung

Der Vollzug der Mafdregeln der Besserung und Siche-
rung (im Folgenden auch: Malregelvollzug) obliegt
den Landern. § 138 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes
(StVollzG) normiert, dass sich die Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Ent-
ziehungsanstalt nach Landesrecht richtet, soweit
Bundesgesetze nichts anderes bestimmen. Nachdem
der bundesrechtliche Vorbehalt bereits in der Vergan-
genheit nur eingeschrankt Wirkung entfaltet hat, ist
dieser infolge des Gesetzes zur Anderung des
Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBI | S. 2034)
vollstandig entfallen. Infolge der Neuregelung des
Art. 125a Abs. 1 Grundgesetz (GG) gilt das StVollzG
vom 16. Marz 1976 (BGBI | S. 581, 2088; 1977 | S.
436) zwar als Bundesrecht fort, kann aber nunmehr
durch Landesrecht ersetzt werden.

Im Freistaat Bayern ist der Vollzug der Mal3regeln der
Besserung und Sicherung derzeit v. a. in Art. 28 des
Gesetzes uber die Unterbringung psychisch Kranker
und deren Betreuung (Unterbringungsgesetz — Unter-
brG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5.
April 1992 (GVBI S. 60, BayRS 2128-1-A), zuletzt ge-
andert durch § 1 AndG vom 20. Juli 2011 (GVBI
S. 309) geregelt. Art. 28 UnterbrG bestimmt, dass sich
der Vollzug der Mal3regeln der Besserung und Siche-
rung im Wesentlichen nach der Unterbringung von
psychisch Kranken oder Suchtkranken in einem psy-
chiatrischen Krankenhaus richtet.

b) Volizug der einstweiligen Unterbringung

Der Vollzug der einstweiligen Unterbringung und der
Sicherungshaft (als Oberbegriff fur beide Unterbrin-
gungsarten im Folgenden auch: einstweilige Unter-
bringung) findet seine gesetzliche Grundlage in
§ 126a Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) sowie in
§ 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c Abs. 2 Satz 2
StPO jeweils in Verbindung mit § 119 StPO. Dies gilt
jedoch nur, soweit Eingriffsbefugnisse zur Abwehr von
Gefahren flur die Haftzwecke oder die Ordnung der
Anstalt legitimiert werden. Fir dariber hinausgehende
Eingriffe nach MaRgabe vollzugspolitischer Zweckma-
Rigkeiten und nicht gefahrenabwehrrechtlich begrin-
deter Abwagungen bietet § 119 StPO keine ausrei-
chende gesetzliche Grundlage (vgl. BVerfG, NStZ
2008, 521; BVerfG, Beschluss vom 04.02.2009, Az. 2
BvR 455/08). In der Vergangenheit wurde die ndhere
Ausgestaltung des Vollzugs der einstweiligen Unter-
bringung lediglich in einer weitgehend landereinheitli-
chen Verwaltungsvorschrift, der Untersuchungshaft-
vollzugsordnung (UVollzO), geregelt. Die UVollzO ver-
mochte aufgrund ihres untergesetzlichen Normcharak-

ters weder Bindungswirkung fir die Gerichte zu entfal-
ten noch Eingriffe in die Grundrechte der einstweilig
Untergebrachten zu legitimieren. Aufgrund der ver-
gleichbaren Problematik im Bereich des Vollzugs der
Untersuchungshaft wurde in Bayern am 20. Dezember
2011 das Gesetz uber den Vollzug der Untersu-
chungshaft (Bayerisches Untersuchungshaftvollzugs-
gesetz — BayUVollzG) ausgefertigt (GVBI 2011, 678),
das am 1.01.2012 in Kraft trat.

Aufgrund der Zuweisung des Strafvollzugs in die aus-
schlieRliche Gesetzgebungskompetenz der L&nder
durch das Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes
vom 28. August 2006 ist hinsichtlich der Gesetzge-
bungskompetenz fiir den Vollzug der einstweiligen
Unterbringung gegenwartig wie folgt zu differenzieren:

— Soweit das gerichtliche Verfahren betroffen ist,
liegt die Gesetzgebungskompetenz weiter beim
Bund. Hiervon erfasst ist gleichsam die Frage des
,Ob“ des Vollzugs der einstweiligen Unterbrin-
gung. Durch den Bund ist durch das Gesetz zur
Anderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.
September 2009 (BGBI | S. 2274) mit Wirkung
zum 1. Januar 2010 eine umfassende Neurege-
lung der §§ 119 ff. StPO (Anordnung der einstwei-
ligen Untersuchungshaft, verfahrensbezogene
Beschrankungen der Untersuchungsgefangenen,
gerichtliches Verfahren) erlassen worden, die ent-
sprechend fur den Vollzug der einstweiligen Un-
terbringung gelten wird (BT-Drs. 16/11644).

— Hingegen ist das ,Wie" des Vollzugs der einstwei-
ligen Unterbringung — also diejenigen Beschran-
kungen, die zum Schutz der Allgemeinheit und der
Ordnung in der Mafregelvollzugseinrichtung und
zur Behandlung der untergebrachten Person er-
forderlich sind — von der Gesetzgebungskompe-
tenz der Lander umfasst.

In der Praxis kann und wird diese ,parallele Zustan-
digkeit® fir den Vollzug der einstweiligen Unterbrin-
gung dazu fihren, dass zu 8hnlichen Regelungsbe-
reichen (z.B. bei der Besuchsiberwachung) vom Ge-
richt verfahrenssichernde Anordnungen erlassen wer-
den, wahrend die Malregelvollzugseinrichtung gleich-
zeitig aus Griinden der Sicherheit oder des geordne-
ten Zusammenlebens in der Mafdregelvollzugseinrich-
tung eigenstandige - evtl. andere - Anordnungen er-
I&sst. Beide Anordnungen haben in einem solchen
Fall Giltigkeit. Unterlasst es das Gericht hingegen, in
einem bestimmten Bereich einschrédnkende Anord-
nungen zu treffen, so bleibt dadurch die Befugnis der
Malregelvollzugseinrichtung zu einschrankenden An-
ordnungen unberihrt. Im Beispiel der Besuchstiber-
wachung kann also etwa das Gericht die Uberwa-
chung der Unterhaltung wahrend des Besuchs von
bestimmten Personen aus verfahrenssichernden
Grinden anordnen, wahrend etwa die Malregelvoll-
zugseinrichtung aus Grinden der Sicherheit oder des
geordneten Zusammenlebens in der Malregelvoll-
zugseinrichtung eine Uberwachung nicht fir erforder-
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lich halt. In diesem Fall muss der Besuch entspre-
chend den gerichtlichen Anordnungen zur Verfah-
renssicherung Uberwacht werden. Umgekehrt ist die
MalRregelvollzugseinrichtung bei Fehlen einer verfah-
renssichernden Anordnung zur Besuchsiberwachung
nicht daran gehindert, nach den Vorschriften dieses
Gesetzes zum Schutz der Sicherheit oder des geord-
neten Zusammenlebens in der Malregelvollzugsein-
richtung eine Besuchsiiberwachung anzuordnen (vgl.
Art. 12 Abs. 2). Insoweit gelten fir gleiche Bereiche
jeweils zwei unterschiedliche Regelungsmaterien.
Dieses Nebeneinander verschiedener Anordnungsbe-
fugnisse ist die nicht zu vermeidende Konsequenz
aus der Aufspaltung der Gesetzgebungskompetenz
zwischen dem Bund und den Landern.

2. Zielsetzung und Inhalt des Entwurfs

Der Vollzug der Maldregeln der Besserung und Siche-
rung ist gekennzeichnet durch unterschiedliche Ziele,
die sich zum Teil auch entgegenstehen:

— Personen, bei denen eine Malregel der Besse-
rung und Sicherung angeordnet wurde, werden
vom Bundesgesetzgeber als Patienten angese-
hen, die der Hilfe und Behandlung bedirfen
(§§ 136, 137 StVollzG).

— Diese Personen sind aber zugleich Straftater,
denen deshalb die Freiheit entzogen wird, weil bei
ihnen die Gefahr besteht, dass sie in Zukunft er-
hebliche rechtswidrige Taten begehen werden.
Dies macht es erforderlich, wahrend der Unter-
bringung Sicherungsmafinahmen zum Schutz der
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten vorzusehen.

— SchlieRlich haben der Vollzug der Malregeln der
Besserung und Sicherung &hnlich wie der Straf-
vollzug das Ziel, die untergebrachten Personen
wieder in die Gesellschaft einzugliedern (Resozia-
lisierung).

Der Vollzug der Mal3regeln der Besserung und Siche-
rung hat daher sowohl eine qualitativ hochwertige
Behandlung der untergebrachten Personen als auch
ein sehr hohes Mal} an struktureller und baulicher
Sicherheit zum Schutz der Allgemeinheit zu leisten.
Behandlung und Sicherheit sind dabei keine Gegens-
atze, sondern bedingen einander, weil ein Héchstmalf}
an Sicherheit vor allem aus einer klar strukturierten,
an anerkannten wissenschaftlichen Standards orien-
tierten Behandlung resultiert.

Der Vollzug der Mal3regeln der Besserung und Siche-
rung ist im Freistaat Bayern derzeit im Bayerischen
UnterbrG nur punktuell geregelt (Art. 28 UnterbrG),
was seiner Bedeutung seit langerem nicht mehr ge-
recht wird. Die derzeitige gesetzliche Ausgestaltung
des Vollzugs der Maldregeln der Besserung ist auler-
dem an die jungste Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts anzupassen. Zudem haben sich seit
dem Inkrafttreten des UnterbrG im Jahr 1992 (GVBI

1992, S. 60) das Rechtsbewusstsein sowie die struk-
turellen Bedingungen und damit einhergehend die
Praxis der Durchflihrung des Vollzugs geandert. Vor
diesem Hintergrund ist es geboten, die gesetzlichen
Grundlagen des Vollzugs der Maliregeln der Besse-
rung und Sicherung umfassend zu Uberarbeiten und
zu novellieren, um auch in Zukunft die Erreichung der
Ziele des Vollzugs der MaRregeln der Besserung und
Sicherung in optimaler Weise gewahrleisten zu kon-
nen.

Es ist darlber hinaus geboten, den Vollzug der einst-
weiligen Unterbringung und der Sicherungshaft, eben-
so wie im Bereich des Untersuchungshaftvollzugs, auf
eine ausreichende gesetzliche Grundlage zu stellen.
Nur durch eine gesetzliche Regelung ist es zukinftig
moglich, zum Schutz der Allgemeinheit und der Ord-
nung in der Malregelvollzugseinrichtung Eingriffe in
die Grundrechte der einstweilig Untergebrachten zu
legitimieren.

Eckpunkte des Entwurfs sind:
a) Eigenstindiges Gesetz

Entgegen der bisherigen Ausgestaltung im UnterbrG
(Art. 28) wird der Vollzug der Maliregeln der Besse-
rung und Sicherung sowie der einstweiligen Unter-
bringung — ahnlich wie in anderen Bundeslandern —
zuklnftig in einem eigenstandigen Gesetz geregelt.
Zwar erfolgen sowohl die Unterbringung auf Grundla-
ge des UnterbrG auf der einen Seite als auch der
Vollzug der Maldregeln der Besserung und Sicherung
sowie der einstweiligen Unterbringung auf der ande-
ren Seite zum Zwecke der Gefahrenabwehr und zur
Behandlung der betroffenen Personen. Beide Unter-
bringungsformen unterscheiden sich aber sowohl in
rechtlicher als auch in tatsachlicher Hinsicht grundle-
gend von einander.

Nach dem UnterbrG werden psychisch kranke oder
infolge Geistesschwache oder Sucht psychisch ge-
stérte Personen, die noch nicht straffallig geworden
sind, unter Verfahrensfuhrung durch die zustandige
Kreisverwaltungsbehorde durch gerichtliche Entschei-
dung (Familiengericht) oder durch eine Anordnung der
Kreisverwaltungsbehorde oder der Polizei oder der
Leitung eines Krankenhauses untergebracht. Die Un-
terbringung erfolgt zumeist Uber einen Zeitraum von
wenigen Tagen oder Wochen und wird sehr oft in eine
zivilrechtliche Unterbringung gemaf § 1906 BGB um-
gewandelt. Demgegentber beruht die Unterbringung
von Personen im Vollzug der Maldregeln der Besse-
rung und Sicherung sowie der einstweiligen Unter-
bringung auf der Begehung einer Straftat, erfolgt aus-
schliellich aufgrund einer strafgerichtlichen Anord-
nung und erstreckt sich zumeist Gber mehrere Jahre.
Beide Unterbringungsformen werden in unterschiedli-
chen Einrichtungen vollzogen und weisen im tatsach-
lichen Vollzug eine Vielzahl von Unterschieden auf.
Eine gemeinsame Unterbringung beider Personen-
gruppen erfolgt in der Praxis in der Regel nicht.
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Letztlich dient die Ausgestaltung des Vollzugs der
Malregeln der Besserung und Sicherung sowie der
einstweiligen Unterbringung in einem eigenstandigen
Gesetz vor dem Eindruck des Inkrafttretens des Uber-
einkommens der Vereinten Nationen Uber die Rechte
von Menschen mit Behinderungen (UN-Behinderten-
rechtskonvention) am 26. Marz 2009 auch der Ent-
stigmatisierung der auf Grundlage des UnterbrG un-
tergebrachten Personen.

b) Neuregelung der Gestaltung des Volizugs der
MaBregeln der Besserung und Sicherung

Die Ausgestaltung des Vollzugs der MalRregeln der
Besserung und Sicherung war bislang nur punktuell
geregelt. Der Gesetzentwurf enthalt nunmehr detail-
lierte Regelungen und schafft die erforderliche gesetz-
liche Grundlage, insbesondere fir die Beschrankung
der Freiheitsrechte der untergebrachten Personen.
Der Gesetzentwurf enthalt die folgenden wesentlichen
Grundpositionen:

aa) Art. 2 Abs. 1 — Ziele der Unterbringung

Im Gesetzentwurf werden die Ziele der Unterbringung
klargestellt. Ziele der Unterbringung gemall § 63
StGB sind, die Allgemeinheit vor der Begehung weite-
rer Straftaten zu schiitzen und die untergebrachte
Person zu heilen oder ihren Zustand so weit zu bes-
sern, dass sie keine Gefahr mehr fiir die Allgemeinheit
darstellt. Ziele der Unterbringung gemaR § 64 StGB
sind, die Allgemeinheit vor der Begehung weiterer
Straftaten zu schiitzen und die untergebrachte Person
von ihrem Hang zu heilen und die zugrunde liegende
Fehlhaltung zu beheben.

bb) Art. 2 Abs. 2 — Angleichungsgrundsatz

Um die untergebrachten Personen auf eine selbstan-
dige Lebensflihrung auRerhalb des Maliregelvollzugs
vorzubereiten und sie soweit wie mdglich familiar,
beruflich und sozial wieder einzugliedern, soll der Voll-
zug der Unterbringung den allgemeinen Lebensver-
haltnissen aulRerhalb der Malregelvollzugseinrichtung
im Rahmen des Mdglichen angeglichen werden.

cc) Art. 3 Abs. 1 — Betonung der Mitwirkung der un-
tergebrachten Person

Im Gesetzentwurf wird deutlicher als im UnterbrG
hervorgehoben, dass die untergebrachten Personen
im Rahmen der Ausgestaltung ihrer Behandlung aktiv
einzubeziehen sind; ihre Winsche und Bedurfnisse
sind bei allen Maflnahmen im Rahmen des Méglichen
zu berlicksichtigen.

dd) Art. 3 Abs. 2 — Schaffung einer Generalklausel

Wegen der Vielgestaltigkeit der Herausforderungen
des Vollzugs freiheitsentziehender Malinahmen im

allgemeinen und der besonderen Bedingungen des
Malregelvollzugs im speziellen ist es zwingend erfor-
derlich, eine Erméachtigungsgrundlage fir Beschran-
kungen der Rechte der untergebrachten Personen zu
schaffen, die im Einzelfall erforderlich sind, im Gesetz
selbst aber keine konkrete Ausgestaltung erfahren
koénnen.

ee) Art. 4 — Aufnahmeverfahren

Im Gesetzentwurf wird erstmals das Aufnahmeverfah-
ren konkretisiert. Die untergebrachten Personen sind
unmittelbar zu Beginn der Unterbringung durch die
Malregelvollzugseinrichtung Uber ihre Rechte und
Pflichten umfassend zu informieren und arztlich zu
untersuchen.

ff)  Art. 5 bis 7 — Durchfiihrung von Behandlungen

Im Gesetzentwurf ist nunmehr klargestellt, dass die
Behandlung der untergebrachten Person auf Grund-
lage eines Behandlungs- und Vollzugsplans durchzu-
fihren ist. Dieser ist kontinuierlich der tatsachlichen
Entwicklung anzupassen. Zudem wird kinftig zwi-
schen der Behandlung psychischer (Art. 6) und ande-
rer (Art. 7) Erkrankungen unterschieden.

Art. 6 starkt das Selbstbestimmungsrecht der unter-
gebrachten Person und verlangt, dass Behandlungs-
mafnahmen, die in die korperliche Integritat der un-
tergebrachten Person eingreifen, zur Erreichung der
Ziele der Unterbringung grundsatzlich der Einwilligung
der untergebrachten Person bedirfen. Zugleich wer-
den die engen Voraussetzungen festgelegt, unter
denen eine Behandlung gegen den Willen der unter-
gebrachten Person zulassig ist. Neu eingeflihrt wird
ein Richtervorbehalt bei Zwangsbehandlungen. Die
Vorgaben des BVerfG zur Zwangsbehandlung zur
Erreichung der Entlassungsfahigkeit werden mit Art. 6
umgesetzt.

Art. 7 enthalt eine detaillierte Ausgestaltung des Be-
handlungsanspruchs der untergebrachten Personen
wegen anderen Erkrankungen.

gg) Art. 13 — AuRenkontakte

Die Regelungen zur Ausgestaltung der Kommunikati-
on der untergebrachten Personen mit Personen au-
Rerhalb der Malregelvollzugseinrichtungen wurden
noch detaillierter gefasst und berucksichtigen eine
Vielzahl von Erfahrungen und Bedurfnissen der Pra-
xis. Die sicherheitsrechtlichen Standards wurden wei-
ter erhoht. Insbesondere ist nunmehr eine Video-
Uberwachung von Besuchen zulassig.

hh) Art. 14 — Religionsausibung

Bereits in der Vergangenheit wurde den unterge-
brachten Personen in Einklang mit den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben ein Recht auf Religionsaus-
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Ubung gewahrt. Nun erhalt dieses sowohl eine gesetz-
liche Grundlage als auch erforderliche Einschran-
kungsmoglichkeiten.

i)  Art. 16 bis 20 — Lockerungen des Vollzugs

Lockerungen des Vollzugs stellen eine der entschei-
denden Voraussetzungen zur Erreichung der Ziele der
Unterbringung dar. Dieser Regelungsbereich ist im
UnterbrG unvollkommen normiert. Da die unterge-
brachten Personen unter Erfillung bestimmter Vo-
raussetzungen einen Rechtsanspruch auf Gewahrung
von Lockerungen des Vollzugs geltend machen kon-
nen, ist es zum Schutz der Allgemeinheit zwingend
erforderlich, die Voraussetzungen der Entscheidung
tiber eine Lockerung sowie deren hinreichende Uber-
wachung gesetzlich auszugestalten.

i) Art. 21 — Ausfihrung und Vorfuhrung

Im Gegensatz zum UnterbrG enthalt der Gesetzent-
wurf eine Grundlage fir die Durchfiihrung von Ausfiih-
rungen aus wichtigen Griinden sowie zur Vorflihrung
von untergebrachten Personen zu gerichtlichen Ter-
minen infolge eines Vorfihrungsbefehls.

kk) Art. 22 — DisziplinarmaRnahmen

Das Bundesverfassungsgericht hat in zwei Entschei-
dungen aus dem Jahr 2007 (BVerfG vom 06.11.2007,
Az. 2 BvR1136/07 und vom 12.11.2007, Az. 2 BvR
9/06) deutlich gemacht, dass auch im Bereich des
Mafregelvollzugs die Anwendung von Disziplinar-
maflnahmen einer Anlass, Zweck und Grenzen des
Eingriffs festlegenden Ermachtigung bedarf. Eine der-
artige Rechtsgrundlage wird geschaffen.

ll)  Art. 23 — Festnahmerecht

Bislang war im UnterbrG nicht ausreichend klar gere-
gelt, ob Beschéaftigten der Maliregelvollzugseinrich-
tung ein Festnahmerecht zusteht, wenn eine unterge-
brachte Person sich ohne Erlaubnis vom Gelande der
MalRregelvollzugseinrichtung entfernt hat oder sich
aullerhalb der Malregelvollzugseinrichtung aufhalt.
Fir die entsprechende Befugnis wird eine gesetzliche
Grundlage geschaffen.

mm) Art. 24 — Durchsuchungen und Untersuchungen

Im UnterbrG ist die Durchfihrung von Durchsuchun-
gen und Untersuchungen nur punktuell geregelt. Da
Durchsuchungen und Untersuchungen aber erforder-
lich sind und einer gesetzlichen Grundlage bediirfen,
wird eine solche gesetzliche Grundlage geschaffen.

nn) Art. 25 und 26 — Besondere Sicherungsmal}-
nahmen und Fixierungen

Besondere Sicherungsmaflnahmen sowie Fixierungen
sind von Bedeutung, um Gefahrdungslagen abzu-
wenden. Im UnterbrG waren besondere Sicherungs-
mafBnahmen sowie Fixierungen nur im Ansatz gere-
gelt. Aufgrund der mit den besonderen Sicherungs-
mafnahmen sowie Fixierungen verbundenen weitrei-
chenden Grundrechtseingriffe wird eine hinreichende
gesetzliche Grundlage geschaffen. Zwangsfixierungen
unterliegen kiinftig stets der richterlichen Uberpriifung.

00) Art. 29 bis 31 — Finanzielle Regelungen

Gelder fir Leistungen sowie Zuwendungen bei Teil-
nahme an Arbeitstherapien waren im UnterbrG nur
punktuell geregelt und erhalten daher eine neue ge-
setzliche Grundlage (Art. 29). Dasselbe gilt fir den
bereits in der Vergangenheit aufgrund eines Be-
schlusses des Bayerischen Landtags gewahrten Ta-
schengeldanspruch (Barbetragsanspruch) mittelloser
untergebrachter Personen. Mehrkosten sind mit den
Regelungen nicht verbunden, da sie der derzeitigen
Praxis im Maf¥regelvollzug in Bayern entsprechen.

In Anlehnung an die Ausgestaltung im Strafvollzug
wird das Instrument der Bildung eines Uberbri-
ckungsgeldes (Art. 30) etabliert. Dieses kann eine
wichtige Komponente im Rahmen der gesellschaftli-
chen Wiedereingliederung der untergebrachten Per-
son nach deren Entlassung darstellen.

Einem Bedlrfnis der Praxis entspricht die neu ge-
schaffene Mdglichkeit der Maliregelvollzugseinrich-
tung, die Verfugungsbefugnis der untergebrachten
Person uber deren Gelder einzuschranken (Art. 31).

pp) Art. 32 und 33 — Aktenflihrung und Akteneinsicht

Das Erfordernis einer hinreichenden Dokumentation
aller wesentlichen Vorgange im Rahmen der Unter-
bringung sowie die Ausgestaltung der Gewahrung von
Akteneinsicht sind im UnterbrG nicht geregelt. Da
deren gesetzliche Verankerung wiederholt vom Bun-
desverfassungsgericht gefordert wurde, werden ent-
sprechende gesetzliche Regelungen normiert.

qq) Art. 34 — Datenschutz

Das UnterbrG enthielt bislang nur vereinzelte daten-
schutzrechtliche Regelungen. Da aber die mit der
Unterbringung in einer Malregelvollzugseinrichtung
verbundenen Einschrankungen des Rechts auf infor-
mationelle Selbstbeschrankung einer gesetzlichen
Regelung bedirfen (vgl. BVerfGE 65, 1) und vom
Bayerischen Landesbeauftragten fir den Datenschutz
wiederholt angemahnt wurden, werden diese mit
Art. 34 geschaffen.
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rr)  Art. 35 — Uberpriifung der Voraussetzungen der
Unterbringung

Art. 35 bestimmt erstmals im Detail die Mitwirkungs-
pflichten der Maf3regelvollzugseinrichtung im Rahmen
der Entlassungsvorbereitung sowie zur Herbeiflihrung
einer Entscheidung der Strafvollstreckungskammer
oder des Jugendrichters Uber die Beendigung der
Unterbringung.

ss) Art. 36 — Beendigung der Unterbringung

Art. 36 enthalt erstmals eine Regelung zum Vorgehen
bei der Entlassung der untergebrachten Person bei
Beendigung der Unterbringung. Aus fiirsorgerischen
Grinden wird dabei der zu entlassenden unterge-
brachten Person auf Kosten der Malregelvollzugsein-
richtung die Moglichkeit eingeraumt, freiwillig und
kurzzeitig in der Mafregelvollzugseinrichtung zu ver-
bleiben.

c¢) Regelung des Vollzugs der einstweiligen Un-
terbringung

In den Art. 37 bis 41 wird der Vollzug der einstweiligen
Unterbringung (Vollzug der einstweiligen Unterbrin-
gung infolge einer strafgerichtlichen Entscheidung
gemal § 126a StPO und der Vollzug der Sicherungs-
haft infolge einer strafgerichtlichen Entscheidung ge-
mafRk § 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO)
geregelt.

Die Gestaltung des Vollzugs der einstweiligen Unter-
bringung nach § 126a StPO ist lediglich punktuell in
der weitgehend landereinheitlichen Verwaltungsvor-
schrift, der Untersuchungshaftvollzugsordnung (UVoll-
zO) geregelt. Die UVollzO vermag aufgrund ihres
untergesetzlichen Normcharakters weder Bindungs-
wirkung fir die Gerichte zu entfalten noch Eingriffe in
die Grundrechte der einstweilig untergebrachten Per-
sonen zu legitimieren. Die Gestaltung des Vollzugs
der Sicherungshaft hat bislang auRerhalb des Anwen-
dungsbereiches des § 463 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 453c StPO Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 119
StPO keine gesetzliche Regelung erfahren.

Der Gesetzentwurf enthalt nunmehr in den Art. 37 bis
41 detaillierte Regelungen fir die Ausgestaltung des
Vollzugs und schafft die erforderliche gesetzliche
Grundlage. Der Gesetzentwurf orientiert sich an den
fur den Vollzug der Malregeln der Sicherung und
Besserung geltenden Grundsatzen und berucksichtigt
folgende Besonderheiten des Vollzugs der einstweili-
gen Unterbringung:

aa) Art. 37 Abs. 1 — Ziel der einstweiligen Unterbrin-
gung

Die einstweilige Unterbringung dient ausschlie3lich

dem Ziel, durch die sichere Unterbringung der einst-

weilig untergebrachten Personen die Allgemeinheit

vor der Begehung weiterer rechtswidriger Taten zu

schutzen. Es existiert kein Behandlungsauftrag zur
Heilung oder Besserung der einstweilig untergebrach-
ten Personen. Eine Behandlung der einstweilig unter-
gebrachten Personen gegen ihren Willen ist anders
als im Malregelvollzug nur in absoluten Notféllen zu-
I&ssig, um eine schwerwiegende Gefahrdung der Ge-
sundheit der einstweilig untergebrachten Personen
oder anderer Personen abzuwenden (vgl. Art. 41
Nummer 3).

bb) Art. 37 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 — Milderung der Ein-
griffsintensitat

Der mit der einstweiligen Unterbringung einhergehen-
de, in der Regel plétzlich und unerwartet eintretende
Einschnitt in die personliche Lebensfihrung bedeutet
infolge der Unsicherheit Gber den Fortgang und den
Ausgang des Strafverfahrens fiir einstweilig unterge-
brachte Personen eine erhebliche Belastung. Dieser
Belastung ist durch ausreichende Hilfen im Vollzug
der einstweiligen Unterbringung zu begegnen.

cc) Art. 38 — Trennung des Vollzugs

Einstweilig untergebrachte Personen sollen grund-
satzlich nicht mit anderen (nicht einstweilig, sondern
dauerhaft) untergebrachten Personen in demselben
Raum untergebracht werden.

d) Besondere Vorschriften fiir bestimmte Perso-
nengruppen

Der Gesetzentwurf enthalt erstmals besondere Vor-
schriften fur bestimmte Personengruppen.

aa) Art. 42 — Untergebrachte schwangere Frauen
und Mutter von Neugeborenen

Die Vorschriften tragen fur die Falle der Schwanger-
schaft und der Entbindung den Schutzpflichten des
Art. 6 Abs. 4 GG zugunsten der Mutter und des Art. 2
Abs. 2 Satz 1 GG zugunsten des Kindes Rechnung.

bb) Art. 43 — Untergebrachte Personen mit Kindern

Durch Art. 43 wird entsprechend der Ausgestaltung im
Strafvollzug eine klare gesetzliche Grundlage ge-
schaffen, inwieweit ein Aufenthalt von Kindern einer
untergebrachten Person in der Malregelvollzugsein-
richtung zulassig ist.

cc) Art. 44 — Junge untergebrachte Personen

Aufgrund der Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts ist es erforderlich, fur untergebrachte Personen,
die zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hatten, bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres
(junge untergebrachte Personen) altersspezifische
Sonderregelungen zu treffen. In Umsetzung der Vor-
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gaben des Bundesverfassungsgerichts ist der Vollzug
der Unterbringungen nach diesem Gesetzentwurf bei
jungen untergebrachten Personen erzieherisch auszu-
gestalten. Die jungen untergebrachten Personen sol-
len durch die Erziehung wahrend des Vollzugs in die
Lage versetzt werden, nach der Entlassung ein Leben
ohne Straftaten zu fiihren und dies in sozialer Verant-
wortung, d. h. sie sollen im Rahmen ihrer Mdglichkei-
ten ein nitzliches Mitglied in der Gesellschaft werden.
Neben der Pflicht der MaRregelvollzugseinrichtung,
bei allen MaRnahmen auf Grund dieses Gesetzes das
Alter der untergebrachten Person hinreichend zu be-
ricksichtigen (Art. 2 Abs. 3), wird zu diesem Zweck
insbesondere der Erziehungsauftrag gesondert kon-
kretisiert.

e) Organisation des Vollzugs

Die Organisation des Vollzugs der Malregeln der
Besserung und Sicherung sowie der einstweiligen
Unterbringung ist nur punktuell geregelt. Der Gesetz-
entwurf enthalt nunmehr detaillierte Regelungen und
bildet die seit Jahren bewahrte Organisation des Voll-
zugs auf einer gesetzlichen Grundlage ab (Art. 45 bis
49).

Durch die Art. 47 und Art. 49 werden auf gesetzlicher
Grundlage Mindestanforderungen an die personelle
und bauliche Ausstattung sowie die innere Organisa-
tion der MaRregelvollzugseinrichtungen normiert. Von
besonderer Bedeutung ist die Festlegung der fachli-
chen Anforderungen an die Leitung der Vollzugsein-
richtung sowie deren Verantwortungsbereich. Noch
detaillierter als im Unterbringungsrecht wird bestimmt,
welche Entscheidungen ausschlieBlich durch die Lei-
tung der Mafregelvollzugseinrichtung zu treffen sind
und ob und ggf. in welchem Umfang diese auf nach-
geordnete Beschéftigte Ubertragen werden diirfen.

f) Aufsicht
aa) Art. 50- Fachaufsicht

Wegen der stets wachsenden Bedeutung des Malire-
gelvollzugs wird eine neue Kontrollinstanz eingefihrt,
die klnftig die Fachaufsicht Gber den Maliregelvollzug
ausubt.

bb) Art. 51— Maldregelvollzugsbeirate

Aufgrund der Eingriffsintensitat der Unterbringungen
nach diesem Gesetz und zur Gewahrleistung eines
hohen Qualitatsstandards des Vollzugs ist es neben
der klassischen Fach- und Rechtsaufsicht (Art. 50)
erforderlich, ein den Vollzug begleitendes Gremium zu
installieren, das bei der Gestaltung des Vollzugs und
bei der Betreuung der untergebrachten Personen
mitwirkt. Der bewahrten Praxis im Strafvollzug folgend
werden daher bei den Maldregelvollzugseinrichtungen
Beirate geschaffen. Im Bereich der Unterbringungen
nach diesem Gesetz sind — dhnlich der Ausgestaltung

im Strafvollzug — an jeder Malregelvollzugseinrich-
tung Beirate zu bilden, die den untergebrachten Per-
sonen sowie allen Beschaftigten der Malregelvoll-
zugseinrichtung einschlieBlich deren Leitung nicht nur
punktuell, sondern dauerhaft als Ansprechpartner zur
Gestaltung des Vollzugs sowie bei der Betreuung der
untergebrachten Personen zur Verfigung stehen soll.
Mit der Schaffung von Malregelvollzugsbeiraten als
stédndigen Gremien ist zudem die Erwartung verbun-
den, dass eine Vielzahl der in den Maldregelvollzugs-
einrichtungen entstehenden Probleme durch Kommu-
nikation der Beteiligten mit den Malregelvollzugsbei-
raten vor Ort geldst werden konnen.

Damit kann die Aufgabe der Besuchskommissionen,
die Maliregelvollzugseinrichtungen mindestens alle
zwei Jahre einmal, in der Regel unangemeldet, da-
raufthin zu Uberprifen, ob die Rechte der unterge-
brachten Personen gewahrt werden (Art. 28 Abs. 1
Satz 1 in Verbindung mit Art. 21 Abs. 1 UnterbrG)
entfallen.

3. Gesetzesfolgen

Der Gesetzentwurf bildet im Wesentlichen die allge-
meinen Grundsatze des in Bayern praktizierten Voll-
zugs der Malregeln der Besserung und Sicherung
sowie der einstweiligen Unterbringung ab. So sind die
Aufstellung eines Behandlungs- und Vollzugsplanes
(Art. 5) sowie das Erfordernis hinreichender Doku-
mentation im Rahmen der Unterbringung getroffener
Entscheidungen (Art. 32) schon heute Teil der Voll-
zugspraxis. Auch entsprechen die bayerischen Ein-
richtungen des Maldregelvollzuges bereits derzeit den
in Art. 47 BayMRVG-E vorgegebenen Mindestvoraus-
setzungen. Der Gesetzentwurf bedingt daher mit Aus-
nahme der nachfolgend benannten Punkte keine
Mehrausgaben.

Durch die Neuausrichtung der Aufgabe der Fachauf-
sicht Gber den Mafiregelvollzug entstehen geschatzte
jahrliche Mehrkosten in Héhe von ca. 900.000 Euro,
die sich aus Personalkosten fur 10 VK (2015: ca.
535.000 Euro; 2016: ca. 667.000 Euro) und Sachkos-
ten in Hohe von ca. 300.000 Euro ergeben.

Durch die Errichtung von Malfdregelvollzugsbeiraten
(Art. 51) entsteht bei Orientierung an den Kosten der
Anstaltsbeirate im Strafvollzug (Art. 185 bis 188 Bay-
StVollzG) ein Mehrbedarf an Haushaltsmitteln in Hohe
von jahrlich ca. 10.000 Euro. Aufgrund der Eingriffsin-
tensitat der Unterbringungen nach diesem Gesetz und
zur Gewahrleistung eines hohen Qualitatsstandards
des Vollzugs soll nach dem Vorbild des Strafvollzugs
neben der klassischen Fach- und Rechtsaufsicht ein
den Vollzug begleitendes Gremium installiert werden,
das bei der Gestaltung des Vollzugs mitwirkt.

Gleichzeitig werden durch die Schaffung der Malire-
gelvollzugsbeirate und der Neuausrichtung der Fach-
aufsicht die bestehenden Besuchskommissionen ent-
lastet, so dass Haushaltsmittel in H6he von ca. 40.000
Euro jahrlich (0,5 VK) bei den Regierungen eingespart
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werden kdnnen. Weiterhin kénnen bei der Regierung
von Oberbayern die fiir die Durchfiihrung der Kosten-
erstattung und Rechnungspriifung vorhandenen 2,05
VK und damit Haushaltsmittel in HOéhe von ca.
165.000 Euro (Personalvollkosten) jahrlich eingespart
werden.

Einsparungen, die mit den neuen Regelungen zur
Kostenbeteiligung im Bereich der Gesundheitsfiirsor-
ge (Art. 7 Abs. 1) verbunden sind, lassen sich nicht
beziffern.

B. Zwingende Notwendigkeit einer normativen
Regelung

Eingriffe in Grundrechte bedirfen einer gesetzlichen
Grundlage. Seit 1972 ist geklart, dass von diesem
Erfordernis auch Eingriffe in die Grundrechte von
Strafgefangenen nicht ausgenommen sind (BVerfGE
33, 1, 9 f.; vgl. auch BVerfGE 58, 358, 367). Entspre-
chendes gilt fiir Personen, deren Unterbringung durch
strafgerichtliche Entscheidung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt
angeordnet wurde. Grundrechtseingriffe, die Gber den
Freiheitsentzug als solchen hinausgehen, bedirfen
unabhangig von den guten oder sogar zwingenden
sachlichen Grinden, die fir sie sprechen mogen,
einer eigenen gesetzlichen Grundlage, die die Ein-
griffsvoraussetzungen in hinreichend bestimmter Wei-
se normiert (vgl. BVerfGE 40, 276, 283). Nichts ande-
res gilt auch fir den Vollzug der einstweiligen Unter-
bringung, bei dem die Eingriffsschwere angesichts der
Unschuldsvermutung sogar als noch tiefgehender zu
qualifizieren ist, so dass erst recht eine Grundlage in
Form eines Gesetzes unabdingbar ist. Dies hat das
Bundesverfassungsgericht gerade fir den Untersu-
chungshaftvollzug in dem Beschluss vom 04.02.2009
(Az. 2 BvR 455/08) bestatigt. Das BVerfG hat auch in
seinen Entscheidungen vom 23.03.2011 (Az. 2 BvR
882/09), 12.10.2011 (Az. 2 BvR 633/11) und
18.01.2012 (Az. 2 BvR 133/10) zum Malregelvollzug
klargestellt, dass es sich bei den Mallnahmen im
Mafregelvollzug teilweise um besonders schwerwie-
gende Grundrechtseingriffe handelt und dabei die
hohen Anforderungen an die entsprechenden Rechts-
grundlagen hervorgehoben.

C. Regelungsumfang

Dieses Gesetz ersetzt im Freistaat Bayern die §§ 136
bis 138 des Gesetzes uber den Vollzug der Freiheits-
strafe und der freiheitsentziechenden Maliregeln der
Besserung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz —
StVollzG) vom 16. Marz 1976 (BGBI | S. 581, ber. S.
2088, 1977 | S. 436), zuletzt geadndert durch Art. 7 des
Gesetzes vom 25. April 2013 (BGBI | S. 935), mit
Ausnahme der Vorschriften Uber den Pfandungs-
schutz (§ 138 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 51
Abs. 4 und 5 StVollzG) und das gerichtliche Verfahren
(§ 138 Abs.3 in Verbindung mit §§ 109 bis 121
StVollzG).

D. Zu den einzelnen Vorschriften
Zu Teil1  Anwendungsbereich:
Teil 1 regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes.

Zu Art. 1
Anwendungsbereich:

Art. 1 umfasst strafgerichtliche Entscheidungen Uber
Mafregeln der Besserung und Sicherung nach §§ 61
Nrn. 1 und 2 Strafgesetzbuch (StGB), § 7 Jugendge-
richtsgesetz (JGG) sowie Uber einstweilige Unterbrin-
gungen nach § 126a Strafprozessordung (StPO) und
§ 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO.

Die Hauptfalle des Vollzugs der Mal3regeln der Bes-
serung und Sicherung sind die Unterbringungen nach
§§ 63 und 64 StGB sowie § 7 JGG. Unter den An-
wendungsbereich des Gesetzes fallen alle gerichtli-
chen Entscheidungen, in denen eine Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Ent-
ziehungsanstalt angeordnet wird. Umfasst sind nach
derzeitigem Recht insbesondere auch die befristete
Wiedereinsetzung der Unterbringung nach § 63 oder
§ 64 StGB gemal § 67h StGB sowie die Uberweisung
in eine Malregel nach § 63 oder § 64 StGB gemal
§ 67a StGB.

Der Vollzug der einstweiligen Unterbringung nach
§ 126a StPO und der Sicherungshaft nach § 463
Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO ist vom Vollzug
der Malregeln der Besserung und Sicherung zu un-
terscheiden. Zwar gibt es hinsichtlich des Vollzugs
dieser Unterbringungsarten viele Parallelen zum Mal}-
regelvollzug. Anderseits ist aber zu bertcksichtigen,
dass die einstweilige Unterbringung nach § 126a
StGB und die Sicherungshaft nach § 463 Abs. 1 in
Verbindung mit § 453c StPO eben (noch) keine Mal3-
regel der Besserung und Sicherung im Sinne des
§ 61 StGB sind, sondern lediglich mafregeldhnliche
Unterbringungen darstellen. Zudem ist der Vollzug
dieser Unterbringungen durch bundesgesetzliche Be-
stimmungen gepragt (v. a. § 126a Abs. 2 StPO in Ver-
bindung mit § 119 StPO). In den Bereichen, die nicht
bundesrechtlich geregelt sind, kommt die Anwendung
der fir den Bereich des Malregelvollzugs geltenden
Bestimmungen nur insoweit in Betracht, als sie dem
Ziel und den Grundsatzen der einstweiligen Unter-
bringung nach § 126a StPO und der Sicherungshaft
nach §463 Abs.1 in Verbindung mit § 453c StPO
entsprechen. So ist zum Beispiel zu beachten, dass
die nach § 126a StPO einstweilig in einem psychiatri-
schen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt
untergebrachten Personen aufgrund der strafgerichtli-
chen Entscheidung zwar als gefahrlich anzusehen
sind, andererseits aber zu behandeln sind, als hatten
sie die ihnen zur Last gelegte rechtswidrige Tat nicht
begangen und als wirde eine Unterbringung in einem
psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entzie-
hungsanstalt nicht angeordnet werden. Die Unterbrin-
gung dient in erster Linie dem Schutz der Allgemein-
heit; es besteht anders als bei den nach §§ 63 und 64
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StGB untergebrachten Personen kein Behandlungs-
auftrag. Aufgrund dieser Besonderheiten wird der
Vollzug der einstweiligen Unterbringung sowie der
Sicherungshaft in einem gesonderten Teil des Geset-
zes geregelt. Im Gesetz wird fir den Vollzug der
einstweiligen Unterbringung sowie der Sicherungshaft
einheitlich der Begriff der einstweiligen Unterbringung
verwendet.

Der Begriff ,Entziehungsanstalt” entspricht zwar der in
§ 64 StGB sowie in § 137 StVollzG verwandten Ter-
minologie, ist aber nicht mehr zeitgemal. Im Geset-
zestext wird daher einheitlich als Oberbegriff fir die
Bezeichnungen ,psychiatrisches Krankenhaus® und
.Entziehungsanstalt® der Begriff ,Malregelvollzugs-
einrichtung“ verwandt.

Zu Teil 2 Vollzug der MaBregeln der Besserung

und Sicherung:

Die Vorschriften des Teils 2 regeln die Rechte und
Pflichten der untergebrachten Personen sowie die
Eingriffsbefugnisse und Pflichten der Beschéftigten
der MalRregelvollzugseinrichtung. Die Vorschriften des
Teils 2 sind fir einstweilig untergebrachte Personen
nicht unmittelbar anwendbar.

Zu Abschnitt1  Allgemeines:

Abschnitt 1 bestimmt fir den Vollzug der MaRregeln
der Besserung und Sicherung die Ziele und Grunds-
atze und regelt in allgemeiner Form die fiir die unter-
gebrachten Personen geltenden Rechte und Pflichten.

Zu Art. 2
Ziele und Grundsitze:

Art. 2 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die
Ziele und Grundsatze der Unterbringung.

Zu Abs. 1

Die untergebrachten Personen sind psychisch kranke
oder suchtkranke Straftater, denen deshalb die Frei-
heit entzogen wird, weil bei ihnen die Gefahr besteht,
dass sie in Zukunft erneut erhebliche rechtswidrige
Taten begehen werden. Ziel der Unterbringung ist es
daher zum einen, sie zum Schutz der Allgemeinheit
gesichert unterzubringen.

Zum anderen ist es Ziel der Unterbringung, die unter-
gebrachten Personen zu heilen oder ihren Zustand
soweit zu bessern, dass sie keine Gefahr mehr fur die
Allgemeinheit darstellen (§ 63 StGB) bzw. die unter-
gebrachten Personen von ihrem Hang zu heilen und
die zugrunde liegende Fehlhaltung zu beheben (§ 64
StGB). Diese Vollzugsziele wurden urspriinglich durch
den Bundesgesetzgeber vorgegeben (§§ 136, 137
StVollzG) und haben nach wie vor Giltigkeit. Ziel des
Vollzugs ist es, einen Zustand zu erreichen, bei dem
zu erwarten ist, dass die untergebrachten Personen

aulRerhalb des Maldregelvollzugs keine rechtswidrigen
Taten mehr begehen werden (§ 67d StGB).

Um deutlich zu machen, dass die untergebrachten
Personen einerseits Patienten oder Patientinnen sind,
die der Hilfe und Behandlung bedirfen, andererseits
aber aufgrund der Begehung einer Straftat unterge-
bracht sind, wird im Gesetz einheitlich der neutrale
Begriff ,untergebrachte Personen“ gewahilt.

Zu Abs. 2

Elementarer Bestandteil des Vollzugs der Unterbrin-
gung ist es, die untergebrachten Personen auf eine
selbstandige Lebensflhrung auferhalb des Malire-
gelvollzugs vorzubereiten und sie soweit wie mdglich
familiar, beruflich und sozial wieder einzugliedern. Um
dies zu realisieren, soll die Unterbringung selbst den
allgemeinen Lebensverhaltnissen aulerhalb der Mal3-
regelvollzugseinrichtung im Rahmen des Mdglichen
angeglichen werden (Angleichungsgrundsatz). Das
Vollzugsleben ist den ,allgemeinen Lebensverhaltnis-
sen® anzugleichen, nicht also den konkreten Lebens-
verhaltnissen der einzelnen untergebrachten Person
vor deren Unterbringung. Andernfalls wiirde ein ,Klas-
senvollzug” drohen, in welchem wohlhabende unter-
gebrachte Personen in vergleichsweise luxuriésen
Raumen untergebracht wirden und auch eine Viel-
zahl von Annehmlichkeiten genieRen kdnnten, wah-
rend umgekehrt flir weniger gut gestellte unterge-
brachte Personen lediglich eine Erflllung der elemen-
tarsten Grundbediirfnisse sichergestellt ware. Eine
derartige Vollzugsgestaltung wirde zu unertraglichen
Spannungen zwischen den untergebrachten Perso-
nen fihren und die Ordnung in der Malregelvollzugs-
einrichtung massiv gefahrden. Darlber hinaus ist dies
aber auch aus grundsatzlichen Erwagungen abzu-
lehnen.

Zu Abs. 3

Die Regelung enthalt den Leitsatz fur das grundsatzli-
che Verhalten gegeniber den untergebrachten Per-
sonen und beansprucht fir alle MaRnahmen nach
diesem Gesetz uneingeschrankte Geltung. Mit dieser
Vorschrift wird zu Beginn des Gesetzes deutlich ge-
macht, dass die untergebrachten Personen in ihrer
Ganzheit hinreichend beachtet und behandelt werden
mussen.

Die Regelung entspricht im Ansatz Art. 4 UnterbrG
(Fursorgegrundsatz) und wurde um die Merkmale
Alter, Geschlecht, ethnische Herkunft und Lebensum-
stdnde der untergebrachten Personen erganzt. Noch
starker als in der Vergangenheit soll damit zum Aus-
druck gebracht werden, dass vor Durchfihrung aller
MaRnahmen nach diesem Gesetz, insbesondere bei
solchen mit grundrechtseingreifender Wirkung, Uber-
pruft werden muss, ob diese in der konkreten Situati-
on die untergebrachte Person hinreichend als Indivi-
duum berlcksichtigen.
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Aufgrund der zwingenden Geltung der Norm ist es mit
Ausnahme der besonderen Vorschriften in Teil 4 nicht
erforderlich, gesonderte alters- oder geschlechterspe-
zifische Regelungen im Gesetz aufzunehmen. Zu be-
achten ist insoweit, dass unabhangig von den beson-
deren Vorschriften in Teil 4 die Besonderheiten bei
der Behandlung von beispielsweise weiblichen, alte-
ren und jlingeren untergebrachten Personen bei der
Anwendung der einzelnen Vorschriften dieses Geset-
zes ausreichend zu berlcksichtigen sind. Die Vor-
schriften in Teil 4 finden insoweit lediglich erganzende
Anwendung.

Der Begriff der ethnischen Herkunft ist inhaltsgleich
mit der Regelung in § 1 AGG. Dadurch soll sicherge-
stellt werden, dass bei untergebrachten Personen
auch deren nationaler Ursprung oder deren Volkstum
ausreichend Beachtung finden.

Zu Abs. 4

Um die Ziele der Unterbringung mdglichst schnell
erreichen zu kdnnen, ist auch eine enge und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit der Mafregelvollzugsein-
richtung mit Behdrden, Gerichten, Einrichtungen der
Wissenschaft und Forschung sowie Stellen und Per-
sonen, die diese fordern konnen, von besonderer
Bedeutung. Hierauf haben die Malregelvollzugsein-
richtungen stets zu achten.

Zu Art. 3
Stellung der untergebrachten Person:

Art. 3 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die
Stellung der untergebrachten Person.

Zu Abs. 1

MafRnahmen zur Heilung oder Besserung der unter-
gebrachten Person sind gegen ihren Willen kaum
moglich. Gerade die soziale Rehabilitation eines Men-
schen kann ohne seine Bereitschaft zur Mitarbeit
kaum Erfolg versprechend durchgefuhrt werden. Da-
her muss es ein wesentlicher Bestandteil aller Mal}-
nahmen sein, zu versuchen, die untergebrachte Per-
son an diesen aktiv mitwirken zu lassen. Die Art der
Mitwirkung der untergebrachten Person hangt vom
Einzelfall ab.

Die untergebrachte Person ist allerdings nicht ver-
pflichtet, aktiv an ihrer Behandlung mitzuwirken. Die
Normierung einer entsprechenden Pflicht ware mit
dem allgemeinen Personlichkeitsrecht kaum in Ein-
klang zu bringen.

Die untergebrachte Person hat sich jedoch so zu ver-
halten, dass die Ziele der Unterbringung auch fir die
anderen untergebrachten Personen nicht gefahrdet
werden und das geordnete Zusammenleben in der
Malregelvollzugseinrichtung nicht gestért wird. Ihr soll
ermdglicht werden, an der Verantwortung fur Angele-
genheiten von gemeinsamem Interesse teilzuhaben,

die sich ihrer Eigenart und der Aufgabe der Mafregel-
vollzugseinrichtung nach fiir eine Mitwirkung eignen.
Denn zur sozialen Rehabilitation gehort auch, dass
die untergebrachten Personen nicht nur an Entschei-
dungen, die sie selbst betreffen, mitwirken, sondern
dass sie es auch lernen, Belange der Gemeinschaft in
ihre Uberlegungen einzubeziehen und gegebenenfalls
zu vertreten. Beispielsweise kdnnen einzelne Angele-
genheiten des Zusammenlebens auf einer Station in
einer Mal¥regelvollzugseinrichtung durch die unterge-
brachten Personen selbst entschieden werden (ge-
meinsamer Einkauf, Einteilung von Kichendiensten
usw.).

Auch wenn die Mitwirkung der untergebrachten Per-
son geweckt und geférdert werden soll, liegt die Ent-
scheidungsbefugnis Uber die zu treffenden MalRnah-
men allein bei der Malregelvollzugseinrichtung.

Zu Abs. 2

Grundrechtseingriffe bedirfen einer Rechtsgrundlage.
Trotz der Tatsache, dass dieses Gesetz zum Schutz
der untergebrachten Personen sehr viel detaillierter
die Voraussetzungen fur Eingriffe in die Grundrechte
der untergebrachten Personen normiert als dies im
UnterbrG der Fall war, ist es wegen der Vielgestaltig-
keit der Herausforderungen des Vollzugs und der
besonderen Bedingungen des Mafregelvollzugs un-
bedingt erforderlich, Anordnungen von Beschrankun-
gen fir die untergebrachten Personen, die im Einzel-
fall erforderlich sind, im Gesetz selbst aber keine kon-
krete Ausgestaltung erfahren haben, zu legitimieren.

Satz 1 stellt klar, dass die Grundlage einer Anordnung
von Beschrankungen zunachst in diesem Gesetz zu
suchen ist. Satz 2 enthalt eine Generalklausel, die
gegenuber einer speziellen Eingriffsgrundlage sub-
sidiar und somit zwar nur von untergeordneter prakti-
scher Bedeutung, aber wegen der Vielgestaltigkeit
vollzuglicher Situationen nicht verzichtbar ist. Da die
Generalklausel im Rahmen ihres engen Anwen-
dungsbereiches der Maliregelvollzugseinrichtung ein
weites Handlungs- und Auswahlermessen einrdumt,
wird gemal Art. 49 Abs. 2 Nr. 1 die Entscheidung
Uber die Anordnung von Beschrankungen auf dieser
Grundlage der Kompetenz der Leitung der MalRregel-
vollzugseinrichtung zugewiesen.

Die Regelung orientiert sich an Art. 6 Abs. 2 BaySt-
VollzG, der wiederum § 4 Abs. 2 Satz 2 StVollzG ent-
spricht und vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG,
StV 1996, 499) fur zulassig erachtet wurde.

Der Begriff der Sicherheit ist in Abs. 2 sowie im ge-
samten Gesetz in einem umfassenden Sinn zu ver-
stehen. Er umfasst zunachst sowohl die Abwendung
von Gefahren fir Personen oder Sachen in der MaR-
regelvollzugseinrichtung als auch die Sicherung des
durch den Freiheitsentzug begriindeten Gewahrsams,
also die Sicherung vor Entweichungen aus der Maf}3-
regelvollzugseinrichtung oder vor Befreiungsaktionen
von aufen. Zugleich wird auch der Schutz der Allge-
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meinheit vor der Begehung von weiteren Straftaten
durch die untergebrachten Personen erfasst. Auf-
grund der Besonderheiten des Maliregelvollzugs, ins-
besondere der im Vergleich zum Strafvollzug anders-
artigen Gewahrung von Lockerungen des Vollzugs,
wird im Gesetz nicht gesondert zwischen interner und
externer (6ffentlicher) Sicherheit differenziert.

Ist eine bestimmte Malnahme nicht zuldssig, weil
diese zur Aufrechterhaltung der Sicherheit nicht uner-
lasslich ist, kommt eine MalRnahme gleichwohl in Be-
tracht, wenn diese zur Abwendung einer schwerwie-
genden Stérung des geordneten Zusammenlebens in
der Malregelvollzugseinrichtung getroffen werden
muss. Das geordnete Zusammenleben in der Malre-
gelvollzugseinrichtung umfasst die Gesamtheit aller
strukturellen und interaktiven Bedingungen und Vo-
raussetzungen des Lebens in der Malregelvollzugs-
einrichtung. Durch das Abstellen auf ,schwerwiegen-
de Stoérungen® wird deutlich, dass von der General-
klausel nur bei Vorliegen eines gesteigerten Schwe-
regrades der Storung Gebrauch gemacht werden darf.

Zu Abs. 3

Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ist fir die
Durchfiihrung des Vollzugs der MalRregeln der Besse-
rung und Sicherung von elementarer Bedeutung und
gilt daher fur alle in diesem Gesetz geregelten Be-
schrankungen. Die Regelung entspricht Art. 6 Abs. 2
BaySvVollzG. Im Rahmen des Satz 2 sind nicht nur
die Interessen der untergebrachten Person, sondern
beispielsweise auch die Interessen der Mafdregelvoll-
zugseinrichtung an einem ordnungsgemafien Vollzug
sowie die Interessen anderer untergebrachter Perso-
nen zu berlcksichtigen.

Zu Abs. 4

Die Verpflichtung zur Bekanntgabe und Erlauterung
von Entscheidungen und Anordnungen gegenuber der
untergebrachten ergibt sich aus dem hoheitlichen
Charakter der Behandlung im Malregelvollzug. Die
untergebrachte Person muss sich dariber einen Wil-
len bilden kdénnen und in die Lage versetzt werden,
die MalRnahmen gerichtlich tGberpriifen zu lassen (Art.
19 Abs. 4 GG; s.a. Volckart/Griinebaum, Maliregel-
vollzug, 6. Auflage, S. 238). Diesem Zweck dient auch
die Erteilung einer Ablichtung von schriftlich gegen-
Uber der untergebrachten Person erlassenen Ent-
scheidungen und Anordnungen an deren gesetzlichen
oder gewillkiirten Vertreter, soweit ein solcher vor-
handen ist.

Zu Abschnitt 2 Aufnahme und Behandlung der

untergebrachten Person:
In Abschnitt 2 werden die wesentlichen Gesichtspunk-
te zur Ausgestaltung der Aufnahme und der Behand-
lung der untergebrachten Personen geregelt.

Zu Art. 4
Aufnahme:

Art. 4 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die
Pflichten der Malregelvollzugseinrichtung im Rahmen
der Aufnahme einer untergebrachten Person.

Zu Abs. 1

Fir die untergebrachte Person ist die Aufnahme in die
Malregelvollzugseinrichtung ein sehr einschneiden-
des Erlebnis, das mit einer Vielzahl von Anderungen
ihres taglichen Lebens verbunden ist. Um dem da-
durch entstehenden Informationsbedarf Genlge zu
tun, ist es erforderlich, dass die untergebrachte Per-
son unmittelbar zu Beginn der Unterbringung Uber
ihre Rechte und Pflichten informiert wird. Soweit dies
krankheitsbedingt maoglich ist, soll die untergebrachte
Person so umfassend wie madglich informiert werden.
Dazu kénnen insbesondere auch gehoren, dieses Ge-
setz und die jeweils geltende Hausordnung zur Verfi-
gung zu stellen. Informationen Uber die Rechte und
Pflichten der untergebrachten Personen haben in
Schriftform, in verstandlicher Sprache und, sofern dies
erforderlich und mit vertretbarem Aufwand maoglich ist,
in auslandischer Sprache zu erfolgen. Die unterge-
brachte Person hat den Erhalt schriftlich zu bestati-
gen.

Hat die untergebrachte Person einen gesetzlichen
oder gewillkirten Vertreter, ist diesem Gelegenheit zu
geben, der Unterrichtung beizuwohnen. Soweit dies
sinnvoll ist und von der untergebrachten Person ge-
wilnscht wird, kann ebenfalls eine Unterrichtung von
nahen Angehdrigen und Vertrauenspersonen erfol-
gen.

Zum Schutz der untergebrachten Person dirfen ande-
re untergebrachte Personen bei der Aufnahme nicht
anwesend sein.

Zu Abs. 2

Die Eingangsuntersuchung ist unverzichtbar fir jede
stationdre Behandlung. Sie muss alsbald, d.h. unver-
zuglich nach der Aufnahme erfolgen und eine kérper-
liche Untersuchung umfassen, welche notfalls auch
zwangsweise (Art. 27) durchgefihrt werden kann. Die
medizinische Untersuchung dient dazu, den allgemei-
nen Gesundheitszustand und die Vollzugsfahigkeit
der untergebrachten Person festzustellen. Weiterge-
hende MaRnahmen zur Erstellung des Behandlungs-
und Vollzugsplans (Art. 5) mussen nicht im Rahmen
der Eingangsuntersuchung durchgefiihrt werden und
sind jederzeit moglich.

Zu Art. 5

Behandlungs- und Vollzugsplan:

Art. 5 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die Not-
wendigkeit des Aufstellens sowie den Inhalt eines
Behandlungs- und Vollzugsplans.
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Zu Abs. 1

Wesentliche Grundlage der Behandlung der unterge-
brachten Person ist die Aufstellung eines Behand-
lungs- und Vollzugsplans. Dieser hat insbesondere
alle erforderlichen MaRnahmen zur Behandlung psy-
chischer Krankheiten (Art. 6), einschlieBlich psycho-
therapeutischer Mallnahmen sowie medizinische,
padagogische, soziale und berufliche Eingliede-
rungsmafRnahmen sowie aller sonstigen Krankheiten
(Art. 7) zu enthalten und soll die untergebrachte Per-
son als verantwortlichen Teilnehmer in den therapeu-
tischen Prozess einbinden. Der Behandlungs- und
Vollzugsplan soll zum einen alle behandelnden Be-
schéaftigten der MafRregelvollzugseinrichtung anhalten,
die zur Erreichung der Ziele der Unterbringung erfor-
derlichen Schritte ber einen langeren Zeitraum im
Sinne einer Zielvorgabe festzulegen und auf deren
Einhaltung und Umsetzung hinzuwirken. Zum anderen
soll der untergebrachten Person jederzeit bewusst
sein, welche MalRnahmen noch erfolgreich umgesetzt
sein mussen, bevor Lockerungen des Vollzugs oder
eine Beendigung der Unterbringung in Betracht kom-
men kdnnen.

Der Behandlungs- und Vollzugsplan ist individuell zu
erstellen und bedarf auRer der Schriftform keiner be-
stimmten Form. Die geplanten Mallnahmen sind so
konkret festzulegen, dass eine spéatere Uberpriifung
ihrer Umsetzung maglich ist.

Die weiteren Anforderungen sind in Abs. 2 Satze 2
und 3 festgelegt, ohne dass diese Aufzahlung ab-
schlieRend ist.

Zu Abs. 2

Der Behandlungs- und Vollzugsplan ist regelmafig,
langstens im Abstand von sechs Monaten, zu Uber-
prufen und fortzuschreiben. Die Anpassungspflicht ist
unabhangig von den gemalR § 67e StGB von der
Strafvollstreckungskammer zu treffenden Entschei-
dungen Uber die Mdoglichkeit einer Beendigung der
Unterbringung. Grundlage der Uberpriifung und Fort-
schreibung bilden Berichte, Aufzeichnungen und Gut-
achten des Vollzugspersonals sowie samtliche andere
Erkenntnisquellen auch auf3erhalb des Vollzugs.

Die inhaltlichen Anforderungen der Satze 2 und 3 sind
nicht abschlieend.

Zu Abs. 3

Die Aufstellung eines Behandlungs- und Vollzugs-
plans sowie dessen regelmaRige Anpassung dienen
nicht nur der Information der untergebrachten Person
sondern sollen diese auch zur Mitarbeit motivieren
und in ihrer Verantwortlichkeit fir den Therapieverlauf
unterstutzen. Daher ist es von elementarer Bedeu-
tung, dass der Behandlungs- und Vollzugsplan mit der
untergebrachten Person ausfuhrlich erértert wird. Von
dieser Informationspflicht darf gegenuber der unter-
gebrachten Person nur abgesehen werden, wenn und

solange dies mit ihrem Gesundheitszustand oder ihrer
therapeutischen Entwicklung nicht zu vereinbaren ist.
Das Erorterungsgebot ist insoweit als ,Soll*-Vorschrift
gefasst, um therapeutisch kontraindizierte oder von
vornherein (z.B. wegen fehlender Krankheitseinsicht)
sinnlose Erdrterungen nicht zu erzwingen. Hat die
untergebrachte Person einen gesetzlichen oder ge-
willkirten Vertreter, so hat immer auch eine Erodrte-
rung mit dem Vertreter zu erfolgen. Dies gilt auch im
Falle des Abs. 3 Satz 2.

Zu Art. 6

Behandlung psychischer Erkrankungen:

Art. 6 enthalt eine Neuregelung, die nur teilweise in-
haltlich identisch ist mit der Ausgestaltung der Heilbe-
handlung in Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit
Art. 13 UnterbrG. Wahrend in Art. 13 UnterbrG nicht
zwischen der Behandlung psychischer Erkrankungen
und der Behandlung anderer Erkrankungen (so ge-
nannte Begleit- oder interkurrente Erkrankungen)
unterschieden wurde, wird aufgrund der unterschiedli-
chen Voraussetzungen nunmehr eine entsprechende
Differenzierung vorgenommen (vgl. Art. 7).

Zu Abs. 1

Die Regelung geht Uber Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit Art. 13 Abs. 1 UnterbrG hinaus. Im Maf3-
regelvollzug untergebrachte Personen haben einen
Anspruch auf Untersuchung und Behandlung der
Krankheit, die Anlass fur die Unterbringung war, und
etwaiger weiterer psychischer Erkrankungen. Dies
schliet insbesondere die Férderung durch psycho-
therapeutische sowie durch beschéaftigungs- und ar-
beitstherapeutische MalRhahmen ein. Zugleich kon-
kretisiert Absatz 1 den Behandlungsauftrag, welcher
der Maldregelvollzugseinrichtung durch Art. 2 Abs. 1
(vgl. auch §§ 136, 137 StVollzG) erteilt ist. Behand-
lungen sind alle MaRnahmen, die darauf ausgerichtet
sind, zu einer Besserung des Zustandes zu flihren
oder zumindest dessen Verschlimmerung zu verhin-
dern. Der Begriff ist weit auszulegen und reicht von
der Untersuchung bis hin zu MalRnahmen, die erfor-
derlich sind, um der untergebrachten Person nach
ihrer Entlassung ein eigenverantwortliches Leben in
der Gemeinschaft ermoglichen.

Zu Abs. 2

Absatz 2 ist Ausdruck des grundsatzlich zu respektie-
renden Selbstbestimmungsrechts der untergebrach-
ten Person. Demnach ist eine Zwangsbehandlung
selbst dann als Eingriff in diese Rechte zu qualifizie-
ren, wenn sie zum Zweck der Heilung vorgenommen
wird oder die untergebrachte Person der abgelehnten
Behandlung keinen physischen Widerstand entge-
gensetzt (BVerfG — Beschluss v. 23.3.2011 — 2 BvR
882/09, Rz. 39-41). Insbesondere die Verabreichung
von Neuroleptika stellt aufgrund deren Wirkungsweise
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einen besonders schweren Grundrechtseingriff dar.
Dies gilt sowohl im Hinblick auf die nicht auszuschlie-
Rende Moglichkeit schwerer, irreversibler und lebens-
bedrohlicher Nebenwirkungen als auch auf die mit
Psychopharmaka erzielten Auswirkungen auf die see-
lischen Ablaufe und damit den Kern der Persoénlichkeit
des Betroffenen (BVerfG — Beschluss v. 23.3.2011 - 2
BVvR 882/09, Rz. 44).

Die medizinische Behandlung einer untergebrachten
Person, die ihrer Art nach das Grundrecht auf kérper-
liche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) berihrt,
greift in dieses Grundrecht allenfalls dann nicht ein,
wenn sie von der frei, auf der Grundlage der gebote-
nen arztlichen Aufklarung, erteilten Einwilligung der
untergebrachten Person gedeckt ist. Dies setzt vo-
raus, dass die untergebrachte Person einwilligungsfa-
hig ist, keinem unzuldssigen Druck ausgesetzt, etwa
durch das Inaussichtstellen von Nachteilen im Falle
der Behandlungsverweigerung, die sich nicht als not-
wendige Konsequenzen aus dem Zustand ergeben, in
dem der Betroffene unbehandelt voraussichtlich ver-
bleiben oder in den er aufgrund der weiteren Entwick-
lung voraussichtlich geraten wird (BVerfG — Beschluss
v. 23.3.2011 — 2 BvR 882/09, Rz. 41) und hinreichend
arztlich aufgeklart wurde. Auch einsichtsunfahige un-
tergebrachte Personen sind lber das Ob und Wie
einer Behandlung aufzuklaren.

Die Einwilligung der untergebrachten Person in Be-
handlungsmafnahmen, die in deren korperliche Integ-
ritat eingreifen, ist demnach vorbehaltlich des Abs. 3
notwendig. Ein Eingriff in die kdrperliche Integritat und
das diesbezugliche Selbstbestimmungsrecht stellt
neben operativen Eingriffen und Zwangsinjektionen
insbesondere auch die orale Verabreichung von Me-
dikamenten dar, die durch ihre Wirkstoffe auf die Ver-
anderung seelischer Ablaufe gerichtet sind oder bei
deren Verabreichung mit kdrperlichen Wirkungen zu
rechnen ist. Die Erteilung der Einwilligung hat auf
Grundlage einer umfassenden und den Verstandnis-
mdglichkeiten der untergebrachten Person entspre-
chenden arztlichen Aufklarung zu erfolgen, die insbe-
sondere auch Auskunft Uber Art, Dauer, Erfolgsaus-
sichten und Risiken gibt.

Bei minderjahrigen untergebrachten Personen ist fur
die Vornahme von Behandlungsmafinahmen grund-
satzlich die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters,
in der Regel der Eltern, mafigeblich. Diesen ftrifft im
Rahmen der Personensorge (Art. 6 Abs. 2 GG bzw.
einfachgesetzlich § 1626 Abs. 1 Satz 2, 1. Alternative
BGB) die Pflicht Schaden von der Person des Kindes
fernzuhalten. Der behandelnde Arzt hat darlber hin-
aus im Vorfeld eines Eingriffs festzustellen, ob der
Minderjahrige die Bedeutung und Tragweite des Ein-
griffs und der damit verbundenen Risiken erkennen
und beurteilen kann (vgl. st. Rspr. BGH, etwa BGH
NJW 1959, 811; NJW 1972, 355 VersR 1991, 812;
NJW 2007, 217). Dies ist Ausdruck des Selbstbe-
stimmungsrechts des Minderjahrigen und Bestandteil
des allgemeinen Personlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1

i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG). Ist die minderjahrige unter-
gebrachte Person aufgrund ihrer geistigen und sittli-
chen Reife fahig, Bedeutung und Tragweite der beab-
sichtigten MalRhahme zu erfassen, so muss der be-
handelnde Arzt von seiner Schweigepflicht entbunden
werden, um den gesetzlichen Vertreter informieren
und dessen Einwilligung erreichen zu kdnnen. Ist die
minderjahrige untergebrachte Person dagegen hierzu
nicht in der Lage, muss der behandelnde Arzt nicht
von seiner Schweigepflicht entbunden werden und
hat, nach entsprechender Aufklarung, die Einwilligung
des gesetzlichen Vertreters einzuholen. Die Einwilli-
gung muss auf der Grundlage einer arztlichen Aufkla-
rung der untergebrachten Person und ihrer gesetzli-
chen Vertretung unter Beachtung der arztlichen
Schweigepflicht erfolgen und auf deren freien Willen
beruhen.

Die Einwilligung hat aufgrund der besonderen Bedeu-
tung der MalRnahme schriftlich zu erfolgen.

BehandlungsmalRnahmen, die nicht in die korperliche
Integritat der untergebrachten Person eingreifen (z.B.
die Anordnung der Teilnahme an einer Gruppen- oder
Arbeitstherapie, um bei der untergebrachten Person
ein Interesse an der Therapie zu wecken), sind von
dem Einwilligungserfordernis nicht erfasst, da in die-
sen Fallen kein Eingriff in das Grundrecht auf kérperli-
che Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) vorliegt.

Zu Abs. 3

In der Regelung wird die Durchflihrung von Behand-
lungsmaflnahmen ohne die Einwilligung der unterge-
brachten Person auch gegen den ausgedrickten na-
turlichen Willen der untergebrachten Person normiert
(Zwangsbehandlung). Das Gesetz stellt sehr enge
Voraussetzungen an die Zulassigkeit derartiger Be-
handlungsmaRnahmen. Eine Behandlungsmalnahme
nach Abs. 3 ist nur dann zulassig, wenn die unterge-
brachte Person zur Einsicht in die Schwere ihrer
Krankheit und die Notwendigkeit von Behandlungs-
maRnahmen oder zum Handeln gemal solcher Ein-
sicht krankheitsbedingt nicht fahig ist und die Behand-
lung der Erreichung der Entlassungsfahigkeit der un-
tergebrachten Person (Nr. 2a) oder der Abwehr einer
konkreten Gefahr fiir das Leben der untergebrachten
Person oder der Abwehr einer konkreten schwerwie-
genden Gefahr fir die Gesundheit der untergebrach-
ten Person (Nr. 2b) dient. In der Praxis besteht Bedarf
fur Behandlungen zur Erreichung der Entlassungsfa-
higkeit. Es ist Aufgabe des Landesgesetzgebers, eine
bestimmte Rechtsgrundlage fir Behandlungsmal}-
nahmen gegen den Willen der untergebrachten Per-
sonen zu schaffen, die den Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts gerecht wird (vgl. BVerfG vom
23.03.2011 — Az.: 2 BvR 882/09; vom 12.10.2011 -
Az.: 2 BvR 633/11; vom 20.02.2013 — Az.: 2 BvR
228/12).

Durch die bundesgesetzliche Ausgestaltung der Maf3-
regeln der Besserung und Sicherung ist dem Vollzug
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die Aufgabe der Besserung des Zustandes der unter-
gebrachten Personen zugewiesen, sodass sie in Frei-
heit ein straffreies Leben fihren kdnnen. Diesem ge-
setzlichen Auftrag zur Besserung kann nur nachge-
kommen werden, wenn Zwangsbehandlungen zur Er-
reichung der Entlassungsfahigkeit der untergebrach-
ten Person zugelassen werden. Andernfalls wirde die
Unterbringung in derartigen Fallen auf eine lebens-
lange ,Verwahrung“ hinauslaufen (vgl. OLG Zweibri-
cken, R&P 2009, S. 152 ff.).

Das BVerfG (a.a.0.) hat klargestellt, dass die Rege-
lung von Zwangsbehandlungen mit dem Ziel der Er-
reichung der Entlassungsfahigkeit dem Gesetzgeber
nicht prinzipiell verwehrt ist. Die Praxis des Maliregel-
vollzugs hat aufgezeigt, dass derartige Behandlungen
in vielen Fallen aus therapeutischen Griinden sinnvoll
sind. Mit Hilfe der Zwangsbehandlung nach Nr. 2a
kann einsichtsunfahigen untergebrachten Personen
die Moglichkeit eroffnet werden, aufgrund der Thera-
pie eine Verbesserung des Krankheitszustands und
damit die Entlassungsfahigkeit zu erreichen.

Nr. 2b ist Ausdruck des Schutzauftrags des Staates
gegeniber untergebrachten Personen und schafft
eine gesetzliche Grundlage fir ein Handeln in Situati-
onen, in denen das Selbstbestimmungsrecht der un-
tergebrachten Person aufgrund hoherrangiger grund-
rechtlich geschuitzter Interessen zurtcktritt.

Voraussetzung der Anordnung einer Zwangsbehand-
lung nach Absatz 3 ist, dass die beabsichtigte Mal-
nahme nicht mit einer erheblichen Gefahr fiir Leben
oder Gesundheit der untergebrachten Person verbun-
den (Nr. 3h) und im Hinblick auf das Ziel der MafR-
nahme nach Nummern 2a und b verhaltnismaRig ist.
Nrn. 3d bis g konkretisieren die Vorgaben bezlglich
der Verhaltnismafigkeit der Mallnahme.

Des Weiteren hat das BVerfG (a. a. O.) weitreichende
Verfahrensvorgaben fur Behdrden und Gerichte fest-
gelegt, die insbesondere einen effektiven Rechts-
schutz der untergebrachten Person sicherstellen sol-
len. Diese werden in Nrn. 3a bis ¢ und Absatz 4 Satz
1 bis 4 geregelt.

Nach Nr. 3a muss der ernsthafte, das heil’t ohne
Ausiibung von (unzuladssigem) Druck und mit dem
notigen Zeitaufwand erfolgte, Versuch unternommen
werden, bei der untergebrachten Person, soweit diese
gesprachsfahig ist, eine auf Vertrauen gegriindete
Zustimmung zu der Behandlungsmalinahme zu errei-
chen (vgl. BVerfG vom 23.03.2011 — Az.: 2 BvR
882/09). Eine geheime Verabreichung von Medika-
menten ist unzulassig.

Dartber hinaus muss nach Nr. 3b im Vorfeld der
MaRnahme eine ausfihrliche arztliche Aufklarung ge-
genulber der untergebrachten Person erfolgen. Nach
Satz Nr. 3c ist die angeordnete Malinahme der unter-
gebrachten Person unter Aufklarung Uber die Rechts-
schutzmdglichkeiten mindestens 48 Stunden vorher
anzukindigen. Die MalRnahme ist gemaR Abs. 4

Satz 3 durch einen Arzt oder eine Arztin auszufiihren,
zu Uberwachen und zu kontrollieren.

Die BehandlungsmafRnahme wird durch die Leitung
der Maliregelvollzugseinrichtung angeordnet, vgl.
Art. 49 Abs. 2 Nr. 2.

Die Anordnung und Beendigung der Zwangsbehand-
lungen sowie Griinde der Anordnung, die Wirkungs-
Uberwachung und deren Ausfihrung sowie die nach
Nrn. 3 a bis ¢ unternommenen Mallnahmen sind zu
dokumentieren.

Zu Abs. 4

Willigt die betroffene untergebrachte Person in die
Behandlung nicht ein, ist durch die Malregelvollzugs-
einrichtung zwingend eine gerichtliche Entscheidung
Uber die Rechtmafigkeit der Zwangsbehandlung her-
beizufiihren. Eine gerichtliche Entscheidung ist nicht
nur in den Fallen, in welchen die betroffene unterge-
brachte Person die Behandlung ablehnt herbeizufuh-
ren, sondern auch dann, wenn die betroffene Perso-
nen keinen Willen aufert. Durch die gerichtliche
Uberpriifung in Satz 1 wird sichergestellt, dass dem
haufig schwerwiegenden Eingriff eine unabhangige
Prifung vorausgeht. Das gerichtliche Verfahren richtet
sich nach den §§ 109 ff. StVollzG. Eines Antrags der
betroffenen Person auf gerichtliche Entscheidung
bedarf es nicht. Der Inhalt des vorzulegenden Vor-
gangs muss dem Gericht die Beurteilung ermdoglichen,
ob die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 BayMRVG
vorliegen. Die untergebrachte Person ist grundsatzlich
fur das Verfahren nach §§ 109 ff. StVollzG als verfah-
rensfahig anzusehen, weil sonst die Gefahr der
Rechtswegverkirzung droht (vgl. Callies/Muller-Dietz,
Strafvollzugsgesetz, 11. Auflage 2008, § 109 Rn. 17).

Nach Satz 4 sind die MaBnahmen durch einen Arzt
oder eine Arztin auszufiihren, zu tUberwachen und in
regelmafRigen Abstanden auf ihre Eignung, Notwen-
digkeit und Angemessenheit zu Uberprifen. Die An-
ordnung der MalRnahme darf eine Behandlungsdauer
von zwolf Wochen nicht Uberschreiten. Soll eine Be-
handlung verlangert werden, so gelten nach Satz 2
die Vorschriften zur erstmaligen Anordnung entspre-
chend.

Satz 5 stellt klar, dass eine Patientenverfigung i.S.d.
§ 1901a BGB zu beachten ist. lhre Erwahnung in die-
sem Gesetz betont, dass schriftliche Festlegungen
eines einwilligungsfahigen Volljahrigen fir den Fall
seiner Einwilligungsunfahigkeit bei Untersuchungen
und Behandlungen psychischer Erkrankungen im
Malregelvollzug zum Tragen kommen. Hinsichtlich
der Bestimmtheit der Patientenverfigung gelten
strenge Malstabe. Es muss sich anhand der Erkla-
rung des Patienten feststellen lassen, in welcher Be-
handlungssituation nach dem Willen des Patienten
welche arztlichen MaRnahmen durchgefiihrt oder
unterlassen werden sollen. Dies bedeutet, dass eine
Patientenverfiigung im Sinne dieses Absatzes eine
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Regelung zu Zwangsbehandlungen nach Abs. 3 ent-
halten muss, um Wirkung entfalten zu kénnen.

Zu Abs. 5

Abs. 5 normiert, dass im Fall von Mallnahmen nach
Abs. 3 Nr. 2 b bei Gefahr im Verzug von den Vorga-
ben des Absatz 3 Nrn. 3 a bis ¢ und Absatz 4 Satz 1
abgesehen werden kann, da diesen Vorgaben auf-
grund der gebotenen Eile in der Regel nicht nachge-
kommen werden kann. Die MaRnahmen nach Ab-
satz3 Nr. 3 b ist nachzuholen, soweit der Gesund-
heitszustand der untergebrachten Person dies erlaubt;
die MaBnahme nach Abs. 4 Satz 1 ist unverziglich
nachzuholen.

Zu Abs. 6

Nach Satz 1 darf ohne Einwilligung der untergebrach-
ten Person eine Behandlung gemaR Abs. 3 bei einer
schwerwiegenden Gefahr fiir das Leben oder die Ge-
sundheit einer anderen Person vorgenommen wer-
den. Das Leben der untergebrachten Person darf da-
durch nicht erheblich gefahrdet werden. Da bei Be-
handlungsmafinahmen zum Schutz Dritter nicht nur
widerstreitende Interessen der untergebrachten Per-
son, sondern auch Interessen Dritter von Bedeutung
sind, kann nach Abwagung beiderseitiger Interessen
eine Zwangsbehandlung auch bei Einwilligungsfahig-
keit der untergebrachten Person vorgenommen wer-
den. Die MaRnahme muss verhaltnismaRig sein.

Nach Satz 2 sind die Malnahmen durch einen Arzt
oder Arztin auszufiihren, zu (iberwachen und in re-
gelmaRigen Abstanden auf ihre Eignung, Notwendig-
keit und Angemessenheit zu tUberprifen.

ZuArt. 7
Behandlung andere Erkrankungen:

Art. 7 enthalt eine Neuregelung und gestaltet in Ab-
grenzung zu Art. 6 den Anspruch der untergebrachten
Personen auf Behandlung wegen Krankheiten, die
keine psychischen Krankheiten sind.

Zu Abs. 1

Die untergebrachten Personen haben einen umfas-
senden Anspruch auf eine angemessene gesundheit-
liche Firsorge und Betreuung. Der Behandlungsan-
spruch leitet sich aus der Fursorgepflicht einer frei-
heitsentziehenden Institution ab, die einen Ausgleich
daflr zu schaffen hat, dass die untergebrachte Person
sich nicht wie ein freier Blrger um seine Gesundheit
kimmern kann.

Hinsichtlich des Umfangs des Anspruches, Art und
Umfang der Leistungen sowie der Kostenbeteiligung
sind untergebrachte Personen nicht anders zu behan-
deln als Gefangene im Strafvollzug. Es wird daher auf
das BayStVollzG sowie auf dessen Gesetzesbegriin-

dung (Drs. 15/8101) zu den Art. 59 bis 61 sowie 63
verwiesen. Insoweit erfolgt eine Anlehnung an die
einschlagigen Regelungen des Rechts der gesetzli-
chen Krankenversicherung im flinften Buch Sozialge-
setzbuch (SGB V).

Zu Abs. 2

Die Regelung entspricht im Ansatz Art. 67 BaySt-
VollzG. Als Krankenhduser auferhalb des Malregel-
vollzugs kénnen nach Abstimmung mit der zustandi-
gen Anstaltsleitung auch Krankenhduser von Justiz-
vollzugsanstalten in Frage kommen, weil dort die noti-
gen Sicherungseinrichtungen vorhanden sind. Ambu-
lante Leistungserbringer aul3erhalb des Malregelvoll-
zugs sind beispielsweise niedergelassene Arzte,
Zahnarzte und sonstige Therapeuten, wie Physiothe-
rapeuten.

Zu Abs. 3

Eine BehandlungsmalRnahme wegen einer nicht psy-
chischen Erkrankung ist grundsatzlich nur zuldssig,
wenn die untergebrachte Person auf Grundlage einer
umfassenden arztlichen Aufklarung eine Einwilligung
erteilt hat. Bei arztlichen Mallnhahmen an einer unter
Betreuung stehenden Person bedarf die Einwilligung
eines Betreuers der Genehmigung des Betreuungsge-
richts.

Satz 1 ermdoglicht die Behandlung ohne Einwilligung
der betroffenen Person nur in den Fallen, in denen
eine Gefahr fir das Leben oder schwerwiegende Ge-
fahr fir die Gesundheit der untergebrachten Person
oder einer anderen Personen besteht. Dies kann er-
folgen zur Gefahrenabwehr bei Erkrankungen, die —
beispielsweise aufgrund einer Ansteckungs- und Ver-
breitungsgefahr — auch eine ernst zu nehmende Ge-
sundheitsgefahrdung fir die Bediensteten und die
ubrigen Untergebrachten der Vollzugseinrichtung
darstellen. Aufgrund der Eingriffsintensitat sind diese
BehandlungsmalRnahmen durch einen Arzt oder Arz-
tin anzuordnen.

Nach Satz 2 ist die zwangsweise Behandlung einer
nicht psychischen Erkrankung in Notsituationen der
untergebrachten Person zuldssig. Derartige Notsitua-
tionen liegen etwa vor bei Lebensgefahr aufgrund
einer Vergiftung. Eine latent vorhandene Grunder-
krankung reicht hierflr nicht aus. Eine langfristig zu
erwartende Schadigung auch durch eine Erkrankung,
deren potentielle Spatfolgen hinlanglich bekannt sind,
ist nicht geeignet, eine Zwangsbehandlung zu recht-
fertigen; diese darf allenfalls als ein Mittel der Inter-
vention dienen, um einen Untergebrachten aus einer
krisenhaften Extremsituation herauszuholen (vgl. OLG
SchiH Beschl. v. 29.11.2011).

Satz 3 stellt klar, dass eine Patientenverfiigung i.S.d.
§ 1901a BGB zu beachten ist, soweit durch sie die
Behandlung einer Gefahr fur das Leben der unterge-
brachten Person ausdriicklich ausgeschlossen ist.
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Durch eine Patientenverfigung koénnen aber nicht
solche BehandlungsmaRnahmen ausgeschlossen
werden, die der Abwehr von Gefahren Dritter dienen.

Allgemein muss die Behandlungsmafl3nahme selbst
verhaltnismaRig sein und darf das Leben der unterge-
brachten Person nicht gefahrden und nur unter Lei-
tung eines Arztes oder einer Arztin durchgefihrt wer-
den (Art. 6 Abs. 4 Satz 2). AuRerhalb dieses engen
Anwendungsbereiches darf eine BehandlungsmafR-
nahme bei fehlender Erteilung der Einwilligung nicht
durchgefiihrt werden. Vielmehr ist das Selbstbestim-
mungsrecht der untergebrachten Person zu respektie-
ren.

Zu Abs. 4

Abs. 4 ermdoglicht MaRRnahmen des vorbeugenden
Gesundheitsschutzes sowie einfache Untersuchungen
zur Kontrolle und Uberwachung von Behandlungs-
maflnahmen ohne Einwilligung der untergebrachten
Person. Diese Untersuchungen sind insbesondere bei
suchtkranken untergebrachten Personen von beson-
derer Bedeutung (Drogentests). Sie dirfen die unter-
gebrachte Person nicht erheblich beeintrachtigen.
MaRnahmen nach Abs. 4 dirfen nur auf Anordnung
eines Arztes oder einer Arztin durchgefiihrt werden.
Da die benannten MalRnahmen aber mit verhaltnis-
maRig geringen Eingriffen in die Rechte der unterge-
brachten Person verbunden sind und es medizinisch
nicht veranlasst ist, kbnnen diese MaRnahmen zwar
auf Anordnung aber auch ohne Uberwachung eines
Arztes oder einer Arztin durchgefihrt werden.

Zu Abschnitt 3  Gestaltung der Unterbringung:

In Abschnitt 3 werden die wesentlichen Gesichtspunk-
te zur Ausgestaltung der Rechte der untergebrachten
Personen wahrend der Unterbringung geregelt.

Zu Art. 8
Zimmerbelegung:

Die Satze 1 und 2 sind der Regelung in Art. 20 Bay-
StVollzG nachgebildet unter Berlicksichtigung, dass
es sich bei den in Maldregelvollzugseinrichtungen
untergebrachten Personen um psychisch und/oder
suchtkranke Menschen mit besonderen Bedlrfnissen
hinsichtlich ihrer Unterbringung handelt. Unter ,Zim-
mer* im Sinne der Norm ist der personliche ,Wohn-
und Schlafbereich* zu verstehen.

Zu Art. 9
Personlicher Besitz und Ausstattung des Unter-
bringungsraums:

Art. 9 knupft an Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung
mit Art. 14 UnterbrG an und gestaltet das Recht der
untergebrachten Personen auf Ausstattung des Un-
terbringungsraums sowie des persdnlichen Besitzes

detaillierter aus. Art. 9 zielt darauf ab, den Individual-
interessen der untergebrachten Personen, den Ge-
meinschaftsinteressen — vor allem bei gemeinsamer
Unterbringung mehrerer untergebrachter Personen in
einem Unterbringungsraum — sowie den Interessen
der Malregelvollzugseinrichtung zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder des geordneten Zusammen-
lebens in der Malregelvollzugseinrichtung gerecht zu
werden.

Zu Abs. 1

Die Achtung der Menschenwirde schliel3t die Pflicht
ein, die Privat- und Intimsphare der untergebrachten
Personen so weit wie moglich zu wahren. Hierzu ge-
hort insbesondere das Recht, persénliche Kleidung zu
tragen.

Zu Abs. 2

Nach Satz 1 hat die untergebrachte Person auf
Grundlage der Art. 1 und 2 GG das Recht, sich mit
einem Mindestbestand personlicher Gegenstande zu
umgeben, soweit keine gesundheitlichen Nachteile fir
die untergebrachte Person oder andere Personen zu
beflrchten sind oder soweit die Sicherheit oder das
geordnete Zusammenleben in der Mafdregelvollzugs-
einrichtung nicht gefahrdet wird. Hierzu gehort ein in
Abhangigkeit von den konkreten Verhaltnissen in der
MaRregelvollzugseinrichtung in angemessenem Um-
fang personlich gestaltbarer Wohn- und Schlafbe-
reich. Unter den personlich gestaltbaren Wohn- und
Schlafbereich fallen nicht die allen untergebrachten
Personen zugewiesenen Gemeinschaftsraume (z.B.
gemeinsamer Fernsehraum).

Was als ,angemessener Umfang“ zur Gestaltung des
Unterbringungsraums mit eigenen Sachen anzusehen
ist, ist nach den jeweiligen Gegebenheiten der Mal3-
regelvollzugseinrichtung in einer Hausordnung (Art. 15
Abs. 2 Nr. 2) zu konkretisieren.

Satz 2 bestimmt die Voraussetzungen, welche Ge-
genstande fur den persdnlichen Besitz ausgeschlos-
sen sind. Mal3geblich fur die Untersagung des Besit-
zes von Gegenstanden ist eine Gefdhrdung des Voll-
zugsziels sowie der Sicherheit (z.B. Brandschutz)
oder des geordneten Zusammenlebens in der Malre-
gelvollzugseinrichtung oder der Ubersichtlichkeit des
Wohn- und Schlafbereichs. Die Malregelvollzugsein-
richtung kann den persdnlichen Besitz auch be-
schranken, wenn eine Durchsuchung des Wohn- und
Schlafbereichs nicht mehr mit angemessenem Auf-
wand durchgeflhrt werden kann.

Zu Abs. 3

Satz 1 gewahrt der Malregelvollzugseinrichtung die
Befugnis, der untergebrachten Person nach Abs. 2
Satz 2 ausgeschlossene Gegenstande zu entziehen.
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Von der Nutzung ausgeschlossene Gegenstande
kénnen zeitlich befristet in geeigneter Weise aufbe-
wahrt werden, soweit dies nach Art und Umfang mog-
lich ist und fir die Maldregelvollzugseinrichtung keine
Kosten entstehen. Ein Anspruch auf Aufbewahrung
besteht nicht. Erfolgt eine Aufbewahrung, gelten die
Regeln der verwaltungsrechtlichen Verwahrungsver-
haltnisse, d.h. die Malregelvollzugseinrichtung hat die
Sachen mit derselben Sorgfalt aufzubewahren, mit
der auch Staatseigentum behandelt wird. Ist eine Auf-
bewahrung nach Art (z.B. verderbliche Waren, Tiere)
oder Umfang (z.B. Hausrat, Mdbel) nicht mdglich, sind
die Gegenstande auch gegen den Willen der unterge-
brachten Person, jedoch unter Wahrung ihrer berech-
tigten Interessen, an eine von ihr benannte Person zu
Ubergeben oder zu versenden, sofern der Malregel-
vollzugseinrichtung dadurch keine Kosten entstehen.
Ist auch dies nicht mdglich, besteht eine Verwer-
tungsbefugnis der Malregelvollzugseinrichtung zu-
gunsten der untergebrachten Person. Letztlich ist
auch eine Vernichtung der Gegenstande auf Kosten
der untergebrachten Person mdglich. Allerdings sollte
von dieser Moglichkeit zur Wahrung des Eigentums-
rechts nur im Ausnahmefall Gebrauch gemacht wer-
den. Zudem kann eine Vernichtung die Erreichung der
Ziele der Unterbringung negativ beeinflussen. Sie
sollte daher allenfalls bei — auch ideell — wertlosen
Gegenstanden erfolgen.

Zu Abs. 4

Nach Abs. 4 kann der Besitz von Bild-, Ton- und Da-
tentragern von deren Uberpriifung abhéngig gemacht
werden. Da Bild-, Ton- und Datentrager als solche
nicht den in Abs. 2 Satz 2 bestimmten ausgeschlos-
senen Gegenstanden zuzuordnen sind, ihr Inhalt aber
dazu fiuhren kann, dass ihr Besitz im Einzelfall zu
untersagen ist, kann es erforderlich sein, ihren Besitz
von einer vorherigen Uberpriifung abhangig zu ma-
chen. Bei der Uberpriifung ist der unantastbare Kern-
bereich der persénlichen Lebensgestaltung der unter-
gebrachten Person zu wahren. Abs 4 enthalt lediglich
eine entsprechende Befugnis zur Uberprifung fiir die
MalRregevollzugseinrichtung und begriindet keinen
Anspruch der untergebrachten Personen auf den Be-
sitz von Bild-, Ton- und Datentragern.

Anders als beim Vollzug der Sicherungsverwahrung,
hat die untergebrachte Person im Mafregelvollzug
keinen Anspruch einen eigenen Fernseher besitzen
zu durfen. Wegen der unterschiedlichen Gegebenhei-
ten und Verhaltnissen in den Malregelvollzugseinrich-
tungen, soll es den Einrichtungen Uberlassen bleiben,
ob und unter welchen Voraussetzungen sie eigene
Fernsehgerate gestatten (vgl. Art. 15 Abs. 2 Nrn. 2
und 9).

Zu Abs. 5

Anknipfend an die Regelung in Art. 70 BayStVollzG
dirfen von der untergebrachten Person gemafl Abs. 5

auch Presseerzeugnisse, d.h. Zeitungen und Zeit-
schriften, in angemessenem Umfang bezogen wer-
den. Um eine Gefahrdung der Erreichung der Ziele
der Unterbringung auszuschlie3en, ist insoweit die
Vermittlung durch die Malfregelvollzugseinrichtung
erforderlich. Dies andert aber nichts daran, dass aus-
schliellich die untergebrachte Person Vertragspartner
entsprechender Vertrage ist.

Zu Art. 10
Arbeit, Beschiiftigung, Bildung:

Art. 10 knlpft an Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung
mit Art. 12 Abs. 3 Satz 1 UnterbrG an und bestimmt
die Grundsatze zur Gewahrleistung von Arbeits-, Be-
schaftigungs- und Bildungsangeboten.

Zu Abs. 1

Im Gegensatz zum Strafvollzug gibt es im Malregel-
vollzug aufgrund der Anlasserkrankung der unterge-
brachten Person keine Arbeitspflicht. Mit Blick auf die
Ziele der Unterbringung soll den untergebrachten
Personen eine ihren jeweiligen Fahigkeiten entspre-
chende Arbeit oder Beschaftigung zugewiesen wer-
den. Arbeit und Beschaftigung dienen der Therapie,
der Rehabilitation und Resozialisierung. Der Unter-
schied zwischen den Begriffen ,Arbeit* und ,Beschaf-
tigung“ besteht darin, dass es bei der Arbeit auch
darauf ankommt, ein wirtschaftlich verwertbares Ar-
beitsergebnis zu erzielen, wahrend es bei der Be-
schaftigung darauf ankommt, dass es sich um eine
sinnvolle und fir die untergebrachte Person nitzliche
Tatigkeit handelt. Wegen der Besonderheiten im Maf3-
regelvollzug kénnen auch nur entsprechende alterna-
tive Zielsetzungen aufgenommen werden.

Die Entlohnung von Arbeits- und Beschaftigungsleis-
tungen ist in Art. 29 Abs. 1 und 2 geregelt.

Zu Abs. 2

Dem Wiedereingliederungsgebot folgend kann die
MaRregelvollzugseinrichtung, soweit es sinnvoll und
erforderlich ist, der untergebrachten Person Gelegen-
heit zur schulischen Bildung, Berufsausbildung, beruf-
lichen Weiterbildung oder Teilnahme an anderen aus-
bildenden oder weiterbildenden Mallnhahmen gewah-
ren. Selbstverstandlich ist, dass die Durchfihrung
einer BildungsmaRnahme, beispielsweise das Anstre-
ben eines Schulabschlusses, die Beendigung der
Unterbringung nicht verzégern oder beeintrachtigen
darf.

Fir junge untergebrachte Personen (Art. 44) ist die
Sondervorschrift in Art. 44 Abs.1 Satz 2 i.V.m.
Art. 126 Abs. 2 BayStVollzG erganzend zu beachten.

Zu Abs. 3

Abs. 3 ermdglicht Arbeit, Beschéaftigung und Bil-
dungsmalinahmen auch in geeigneten Betrieben pri-



Drucksache 17/4944

Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode

Seite 37

vater Unternehmen und sonstigen Einrichtungen au-
Rerhalb der Malregelvollzugseinrichtung, sofern der
Vollzug der Maldregel entsprechend gelockert ist.

Zu Art. 11
Freizeitgestaltung:

Art. 11 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die
Gestaltung der Freizeit.

Zu Abs. 1

Mittels umfangreicher und moglichst differenzierter
Angebote zur Freizeitgestaltung kann den Regressi-
ons- und Hospitalisierungsgefahren der Unterbringung
begegnet werden. Hilfestellungen zu einer sinnvollen
Gestaltung der Freizeit sind zudem ein weiteres Mittel,
den Malregelvollzug an die allgemeinen Lebensver-
héltnisse anzugleichen, soziale Handlungskompeten-
zen zu starken und die untergebrachte Person auf
eine selbstandige Lebensfiihrung vorzubereiten. Inso-
fern verpflichtet Abs. 1 die Malregelvollzugseinrich-
tung, Gelegenheiten und Anregungen zur Freizeitge-
staltung zu bieten. Ein subjektives Recht der unterge-
brachten Personen auf Durchfiihrung einer bestimm-
ten Freizeitgestaltungsmalnahme existiert nicht.

Einzelheiten sind nach den jeweiligen Gegebenheiten
der Malregelvollzugseinrichtung in einer Hausord-
nung (Art. 15 Abs. 2 Nr. 5) zu regeln.

Zu Abs. 2

Abs. 2 erfullt den im Beschluss des Ministerkomitees
des Europarats vom 19. Oktober 1973 unter der Ziffer
20 festgelegten Mindestanspruch von Gefangenen fir
einen Aufenthalt im Freien (vgl. Volckart/Griinebaum,
Mafregelvollzug, 2003, S. 102 f.). Die Wahrung die-
ses Mindestanspruchs ist auch im Rahmen des
Art. 22 Abs. 2 Nr. 2 zu beachten.

Der Anspruch der untergebrachten Person darf nicht
durch Verweis auf eine bestimmte Witterung verwehrt
werden. Vielmehr ist die Malregelvollzugseinrichtung
verpflichtet, durch bauliche, personelle und organisa-
torische Malnahmen die Sicherung der Wahrneh-
mung des Anspruchs durch die untergebrachten Per-
sonen zu gewahrleisten.

Im Gegensatz zur Regelung in Art. 66 BayStVollzG ist
der tagliche Aufenthalt im Freien im Rahmen der Frei-
zeitgestaltung effektiv auch dann zu gewahren, wenn
die untergebrachte Person einer Arbeit oder Beschaf-
tigung im Freien nachgekommen ist. Eine ,Verrech-
nung“ entsprechender Zeiten ist nicht zulassig, da es
sich um kranke Menschen handelt.

Zu Abs. 3

Abs. 3 bestimmt restriktiv die Anhaltspunkte fiir eine
Beschrankung der Freizeitgestaltung. Beschrankun-
gen sind nur zulassig, wenn andernfalls die Ziele der

Unterbringung oder die Sicherheit oder das geordnete
Zusammenleben in der Maliregelvollzugseinrichtung
gefahrdet wirden oder der Aufwand fir Sicherung
und Kontrolle unverhaltnismafRig hoch ware. Mit Aus-
nahme des Entzuges des HoOrfunk- und Fernsehemp-
fanges und des Entzugs von Gegenstanden (Art. 22
Abs. 2 Nrn. 4 und 5) ist eine Beschrankung der Frei-
zeitgestaltung aus disziplinarischen Griinden ausge-
schlossen.

Zu Art. 12
Besuch:

Art. 12 knlpft an die bewahrte Regelung in Art. 28
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 15 UnterbrG an
und gestaltet das Recht der untergebrachten Perso-
nen auf Besuch detaillierter aus.

Zu Abs. 1

Das Malf} an sozialer Integration ist u.a. von entschei-
dender Bedeutung fir den Verlauf und die Dauer des
Vollzugs sowie die Rehabilitationschancen der unter-
gebrachten Personen. Insofern treffen hier in der Re-
gel die Winsche der untergebrachten Personen mit
den Zielen und den Interessen der Maf3regelvollzugs-
einrichtung zusammen. SchlieRlich gehéren zum Be-
sucherkreis in der Regel gerade auch die Bezugsper-
sonen, welche die untergebrachte Person bei Voll-
zugslockerungen und Urlaub benétigt und die bei
einer Aussetzung der Vollstreckung zur Bewahrung
sowie bei der Erklarung der Erledigung der Maliregel
dazu beitragen sollen, die untergebrachte Person
wieder einzugliedern. In diesem Sinne gewahrt Satz 1
ein Recht auf Besuch, aus dem sich umgekehrt auch
das Recht der untergebrachten Person ableitet, im
Rahmen ihrer grundrechtlich geschutzten Handlungs-
freiheit den Empfang von Besuch abzulehnen. Im
Gegensatz zur Ausgestaltung im Strafvollzug (Art. 27
Abs. 1 Satz 2 BayStVollzG) wird die urspringliche
Regelung in Art. 15 Abs. 1 Satz 2 UnterbrG beibehal-
ten und nach Satz 2 eine Mindestbesuchszeit von
einer Stunde in der Woche gewahrt.

Die allgemeine Besuchsregelung ist nach den jeweili-
gen Gegebenheiten der Maldregelvollzugseinrichtung
in einer Hausordnung (Art. 15 Abs. 2 Nr. 6) festzule-
gen.

Zu Abs. 2

Mit Abs. 2 wird die zur Einschrankung des Besuchs-
rechts erforderliche gesetzliche Grundlage geschaf-
fen, wobei hier Beschrankungen eine seltene Aus-
nahme bleiben sollen. Beschrankungen von Besu-
chen koénnen zunachst bei einer Gefahrdung der Er-
reichung der Ziele der Unterbringung erfolgen, z.B.
wenn aus der Behandlung der untergebrachten Per-
son bekannt ist, dass die Kontaktaufnahme mit einer
bestimmten Person fir deren Gesundheitszustand
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oder Therapieaussichten nachteilige Wirkungen ha-
ben wirde. Zudem kénnen Beschrankungen aus Si-
cherheitsgriinden erforderlich werden, z.B. wenn die
untergebrachte Person und ihr Besucher einer Verei-
nigung zuzuordnen sind, aus der die Begehung von
Straftaten droht, oder wenn beide suchtmittelabhangig
sind, so dass die Gefahr des Einschleusens von lega-
len oder illegalen Rauschmitteln besteht. Einem Aus-
schluss von Besuch sind nach Maoglichkeit andere,
minder schwerwiegende Beschrankungen, wie z.B.
die Uberwachung des Besuchs, die Durchsuchung
des Besuchers oder das Anbringen einer Trennschei-
be vorzuziehen. Auch kénnen und sollen nahe Ange-
horige nicht flr langere Zeit vom Besuch ausge-
schlossen werden (Art. 6 GG).

Die Regelung in Nr. 3 entspricht im Kern der bewahr-
ten Regelung in Art. 15 Abs. 3 Satz 2 UnterbrG.

Zu Abs. 3

Die Regelung der Besuchsiberwachung in Abs. 3
erweitert die Befugnis nach Abs. 2 Nr. 3. Sie wurde an
die technische Entwicklung angepasst und orientiert
sich an der Ausgestaltung fir den Strafvollzug (Art. 30
Abs. 1 und 2 BayStVollzG). Nach Satz 1 ist die opti-
sche Uberwachung und Aufzeichnung mittels techni-
scher Mittel zulassig, wenn die untergebrachte Person
und die Besucher und Besucherinnen vor dem Be-
such darauf hingewiesen wurden. Dieser Hinweis
kann auch in allgemeiner Form z.B. durch entspre-
chende Beschilderung im Besuchsbereich erfolgen.
Fir die Verarbeitung und Nutzung der gewonnenen
Daten qilt Art. 34 Satz 2 i.V.m. Art. 21a Abs. 3 Bay-
DSG. Die Lange der Aufbewahrungsfrist von einem
Monat ist erforderlich, da in der Praxis oft erst nach
einigen Tagen oder Wochen bekannt wird, dass uner-
laubte Gegenstédnde Ubergeben wurden und dass
eine spatere Uberpriifung des Besuchsvorgangs notig
ist.

Fir Besuche von Verteidigern gilt Art. 13 Satz 2 in
Verbindung mit Art. 32 Abs. 2 BaySvVollzG.

Zu Abs. 4

Eine akustische Uberwachung ist im Einzelfall nur
unter den Voraussetzungen des Abs. 2 zulassig. Eine
Aufzeichnung ist nicht zulassig.

Zu Abs. 5

Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Besu-
cher oder die untergebrachte Person gegen die Vor-
schriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Ge-
setzes getroffene Anordnung trotz Abmahnung ver-
stoRen. Wegen des Verhaltnismaligkeitsgrundsatzes
bedarf es der vorherigen Abmahnung. Diese darf nur
dann nach Satz 2 unterbleiben, wenn es unerlasslich
ist, den Besuch sofort abzubrechen.

Zu Abs. 6

Die Regelung entspricht der bewahrten Regelung in
Art. 15 Abs. 3 Satz 3 UnterbrG mit dem Unterschied,
dass die Erteilung der Erlaubnis nicht zwingend durch
die Leitung der Mafregelvollzugseinrichtung zu erfol-
gen hat, da sich dies in der Praxis nicht bewahrt hat.
Das Erfordernis einer Erlaubnis besteht sowohl bei
Ubergabe von Gegenstanden an die untergebrachte
Person als auch von der untergebrachten Person an
den Besucher oder Besucherin.

Zu Art. 13
AuBenkontakte:

Schriftverkehr:

Aufgrund von Art. 2 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1 und Art. 10
GG hat die untergebrachte Person grundséatzlich ein
Recht auf unbeschrankten und uniberwachten
Schriftverkehr. Fur die Mehrheit der untergebrachten
Personen ist der Schriftverkehr die einzig regelmaRige
und oftmals wichtigste Kontaktmdoglichkeit zur Au-
Renwelt. So kénnen durch Briefwechsel erwiinschte
Verbindungen der untergebrachten Person zu nahe
stehenden Personen aufrechterhalten und dariber
hinaus auch neue Beziehungen aufgebaut und die
Wiedereingliederung geférdert werden.

Die untergebrachten Personen mussen auch die Mog-
lichkeit haben, sich Material zum Verfassen und Ver-
senden von Briefen zu beschaffen und unbeobachtet
Briefe zu verfassen sowie empfangene Briefe ver-
schlossen verwahren zu kénnen (Zimmermann, Un-
terbrG, Art. 16 Rz. 1).

Alle Einschrankungen des Schriftverkehrs missen
verhaltnismafRig sein (BVerfGE 85, 386). Das abge-
stufte System von Mallnhahmen zur Einschréankung
des Schriftverkehrs ist im jeweiligen Einzelfall nach
den Kriterien der Eignung, Erforderlichkeit und Zu-
mutbarkeit des Eingriffs zu handhaben.

Das Verfahren bei Absendung und Empfang von
Schreiben ist nach den jeweiligen Gegebenheiten der
MaRregelvollzugseinrichtung in einer Hausordnung
(Art. 15 Abs. 2 Nr. 7) zu konkretisieren.

Satz 3 i.V.m. Art. 32 Abs. 4 BaySvVollzG definiert den
unantastbaren Schriftwechsel, der von jeglicher Uber-
wachung und Beschrankung ausgenommen ist. Fir
den Schriftwechsel mit Verteidigern oder Verteidige-
rinnen bleiben die bundesrechtlichen Vorgaben ge-
mafR § 148 Abs. 2, § 148a StPO unberihrt. Die Ver-
teidigereigenschaft setzt ein bereits durch gerichtliche
Beiordnung oder durch Annahme des Verteidigungs-
auftrages bestehendes Verteidigungsverhaltnis vo-
raus. Ein Anbahnungsverhaltnis reicht hierflir nicht
aus (OLG Munchen Beschl. v. 30.04.2012).

In der Praxis hat sich gezeigt, dass der in Satz 3 privi-
legierte Schriftverkehr, sei es durch den genannten
Personenkreis oder durch Personen, die sich als sol-
che ausgeben, immer wieder missbraucht wird. So
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wird unter anderem versucht, Drogen oder gefahrliche
Gegenstande in die Einrichtungen zu schleusen, was
dem therapeutischen Auftrag des Malregelvollzugs
sowie der Sicherheit der Einrichtung entgegensteht.
Besteht ein Verdacht auf Missbrauch kann seitens der
Einrichtung eine auf duflere Umstande beschrankte
Kontrolle durchgefiihrt werden (z.B. optische Kontrolle
auf verbotene Gegenstande oder Durchleuchtung des
Schriftverkehrs). Ein begriindeter Verdacht auf Miss-
brauch kann sich ergeben, wenn der Aufgabeort der
Sendung weit vom Buro des Verteidigers entfernt
liegt, wenn Drogenpéackchen in dem Umschlag ertast-
bar sind oder der Einrichtung Hinweise auf einen
Missbrauch bekannt geworden sind. In einem solchen
Fall muss dem &ffentlichen Interesse Vorrang vor dem
Interesse eines freien Verteidigerverkehrs eingeraumt
werden, so dass auch als Verteidigerpost gekenn-
zeichneter Schriftverkehr einer Kontrolle unterliegen
kdnnen muss. Dabei ist sicherzustellen, dass von dem
gedanklichen Inhalt des Schriftverkehrs, keine Kennt-
nis erlangt wird. Bei Zweifeln an dem Bestehen der
Verteidigereigenschaft kann die Einrichtung eine
Sichtkontrolle vornehmen (OLG Minchen, Beschl. v.
16.08.2012). Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeit
missen die Einrichtungen aber stets vor Offnung und
Sichtkontrolle des Schriftverkehrs versuchen, durch
eine telefonische Anfrage bei dem Absender heraus-
zufinden, ob es sich bei dem Schriftstiick um Verteidi-
gerpost handelt.

Beim Besuch von Verteidigern sind nach Satz 3 Nr. 3
bei erheblichem Verdacht auf Missbrauch Schriftsti-
cke oder sonstigen Unterlagen zur Uberpriifung nach
Satz 3 Nr. 1 herauszugeben. Sonstige Unterlagen im
Sinne der Norm sind Gegenstande, die einen gedank-
lichen Inhalt verkdrpern; darunter fallen beispielsweise
Abbildungen und Tontrager.

Pakete:

Fir den Empfang und das Absenden von Paketen gilt
Art. 31 BaySvVollzG entsprechend. Dieser bestimmt,
dass die untergebrachte Person auch einen Rechts-
anspruch auf grundsatzlich unbeschrankte(n) und un-
Uberwachte(n) Absendung und Empfang von Paketen
hat. Begrifflich sind auch Packchen erfasst.

Telefongesprache:

Fir das Fuhren von Telefongesprachen gilt Art. 25
BaySvVollzG entsprechend. Art. 25 BaySvVollzG gibt
der untergebrachten Person das Recht aus der Mal3-
regelvollzugseinrichtung zu telefonieren sowie in der
Malregelvollzugseinrichtung Telefongesprache emp-
fangen zu durfen. Telefongesprache sind insbesonde-
re fur diejenigen untergebrachten Personen wichtig,
die wegen der rdumlichen Entfernung nicht oder nur
selten Besuch erhalten. Daruber hinaus hat sich das
Telefon zu einem allgemein verbreiteten Kommunika-
tionsmittel entwickelt, zu dem jeder Zugang hat. Die-
ser soll den untergebrachten Personen nicht vorent-

halten werden, zumal nicht wenige von ihnen — be-
dingt durch mangelnde Ausbildung oder Minderbega-
bung — in ihrer Fahigkeit zum schriftlichen Ausdruck
und Lesen beschrankt sind. Gerade diese unterge-
brachten Personen brauchen das Telefon, um Kontak-
te mit Angehdérigen und anderen Bezugspersonen
pflegen zu kénnen. Dies fordert auch die Resozialisie-
rung.

Art. 25 Abs. 1 BaySvVollzG verweist fir eine notwen-
dige Uberwachung und Beschrénkung der Telefonge-
sprache auf die entsprechenden Vorschriften zum
Besuch. Nach Art. 12 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 ist ins-
besondere eine akustische Uberwachung von Telefo-
naten zulassig; eine Aufzeichnung des gesprochenen
Wortes ist hingegen unzuldssig. Wird ein Telefonge-
sprach uberwacht, so sind die untergebrachte Person
sowie die Gesprachspartner zuvor davon zu unterrich-
ten. Die vorherige Information der Gesprachspartner
Uber die MaRnahme der Uberwachung hat schon
deshalb zu erfolgen, weil sonst hierdurch ohne deren
Kenntnis in deren Grundrecht nach Art. 10 GG einge-
griffen wird.

Die Einzelheiten der Telefonbenutzung sind nach den
jeweiligen Gegebenheiten der Malregelvollzugsein-
richtung unter Berlcksichtigung der technischen Vo-
raussetzungen und des normalen Tagesablaufs in der
MaRregelvollzugseinrichtung in einer Hausordnung
(Art. 15 Abs. 2 Nr. 7) zu konkretisieren. Dabei kann
auch die Dauer von Telefongesprachen geregelt wer-
den, um allen untergebrachten Personen eine Tele-
fonbenutzung zu ermdglichen (Zimmermann, Unter-
brG, Art. 18 Rz. 1).

Die untergebrachten Personen tragen die Kosten der
Telefongesprache aus Eigenmitteln; in begriindeten
Fallen kénnen die Kosten in angemessenen Umfang
Ubernommen werden (Art. 25 Abs. 2 BaySvVollzG).

Art. 25 Abs. 3 BaySvVollzG enthalt eine Ermachti-
gungsgrundlage zum Einsatz von sog. ,Handyblo-
ckern® im Bereich der Malfiregelvollzugseinrichtung.
Unerlaubte Mobilfunkgesprache lassen die grundsatz-
lich zulassige Uberwachung von Telefongesprachen
leer laufen und stellen eine ganz erhebliche Gefahr-
dung der Sicherheit oder des geordneten Zusammen-
lebens in der Malregelvollzugseinrichtung dar. Trotz
sorgfaltiger Kontrollen lasst sich das unerlaubte Ein-
bringen von Mobiltelefonen nicht véllig verhindern,
zumal die Gerate immer kleiner werden. Das mit den
Erfordernissen der Durchfiihrung des Vollzugs der
Unterbringung begriindbare Interesse, die Nutzung
von Mobilfunk zu unterbinden, ist auf das Gelande der
jeweiligen Malregelvollzugseinrichtung beschrankt.
Die telekommunikationsrechtlichen Voraussetzungen
ergeben sich nicht aus dieser Vorschrift, sondern aus
§ 55 des Telekommunikationsgesetzes.

Andere Formen der Telekommunikation:

Fur andere Formen der Telekommunikation gilt Art. 30
BaySvVollzG entsprechend.
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Zu Art. 14
Recht auf Religionsausiibung:

Art. 14 enthalt eine Neuregelung und knlpft hinsicht-
lich des Rechts auf Religionsaustibung an die be-
wahrte Ausgestaltung im Strafvollzug an (Art. 55 bis
57 BayStVollzG sowie §§ 53 bis 55 StVollzG).

Zu Abs. 1und 3

Art. 4 Abs. 2 GG gewahrleistet die ungestorte Religi-
onsaustbung. Dies gilt grundsatzlich auch fir den
Malregelvollzug. Entsprechend bestimmen Abs. 1
und 3 das Recht der untergebrachten Person auf un-
gestorte Religionsausiibung in der MaRregelvollzugs-
einrichtung, zu der neben der Teilnahme an stattfin-
denden religiésen Veranstaltungen auch eine ausrei-
chende seelsorgerische Betreuung einschlief3lich des
Anspruchs auf Vermittlung eines Kontakts mit einem
Seelsorger oder einer Seelsorgerin gehort. Ein An-
spruch auf Teilnahme an religidsen Veranstaltungen
aulderhalb der MalRregelvollzugseinrichtung besteht
nicht. Ebenso besteht gegeniiber der Malregelvoll-
zugseinrichtung kein Anspruch auf Durchfiihrung reli-
gidser Veranstaltungen sowie seelsorgerischer Be-
treuung.

Religionsgemeinschaften im Sinne des Gesetzes sind
alle unter den Schutz des Art. 140 GG in Verbindung
mit Art. 137 Weimarer Reichsverfassung (WRV) fal-
lenden religidsen Vereinigungen; mithin auch weltan-
schauliche Bekenntnisse (Art. 140 GG in Verbindung
mit Art. 137 Abs. 7 WRV). Nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE, 32, 98,
107) ist unter einer Religion oder Weltanschauung
eine mit der Person des Menschen verbundene Ge-
wissheit Uber bestimmte Aussagen zum Weltganzen
sowie zur Herkunft und zum Ziel des menschlichen
Lebens zu verstehen. Die Religion legt eine den Men-
schen uberschreitende und umgreifende (,transzen-
dente“) Wirklichkeit zu Grunde, wahrend sich die
Weltanschauung auf innerweltliche (,immanente®)
Bezlige beschrankt. Eine Vereinigung ist dann als
Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft im
Sinne des GG anzusehen, wenn ihre Mitglieder oder
An-hanger auf der Grundlage gemeinsamer religiéser
oder weltanschaulicher Uberzeugungen eine unter
ihnen bestehende Ubereinstimmung Uber Sinn und
Bewaltigung des menschlichen Lebens bezeugen
(BAGE 79, 319 ff.).

Zu Abs. 2

Die untergebrachte Person ist zudem berechtigt, sich
grundlegende religiése Schriften und Gegenstande
des religidsen Gebrauchs auf eigene Kosten zu be-
sorgen und zu nutzen. Diese durfen nicht schon bei
jedem Pflichtverstol3, sondern nur bei grobem Miss-
brauch entzogen werden.

Zu Abs. 4

Abs. 4 steckt die Grenzen fiir Einschrankungen der
Religionsausubung ab, die zur Erreichung der Ziele
der Unterbringung oder des geordneten Zusammen-
lebens in der Mafdregelvollzugseinrichtung oder aus
Respekt vor dem religiosen Empfinden des Seelsor-
gers oder der Seelsorgerin einer Religionsgemein-
schaft unvermeidlich sind. Aufgrund des Art. 4 GG
missen Uberwiegende Griinde und konkrete Gefah-
ren vorliegen, die anders als durch den Ausschluss
nicht vermieden oder behoben werden kdnnen.

Zu Abs. 5

Angehdrigen weltanschaulicher Bekenntnisse stehen
entsprechende Rechte zu.

Zu Art. 15
Hausordnung:

Art. 15 knlpft an die bewahrte Vorschrift in Art. 28
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 20 UnterbrG an
und gestaltet die Regelung zum Erlass einer oder
mehrerer Hausordnung(en) detaillierter aus.

Zu Abs. 1

Abs. 1 definiert als Trager der Malregelvollzugsein-
richtungen (Trager) die Bezirke oder von ihnen mit
dem MalRregelvollzug betrauten Unternehmen.

Die allgemeinen Regelungen des Gesetzes mussen
unter Bertcksichtigung der tatséchlichen Gegebenhei-
ten in der jeweiligen Maliregelvollzugseinrichtung
durch eine Hausordnung konkretisiert werden. Dieser
kommt lediglich eine konkretisierende Ausgestal-
tungsmaoglichkeit der Ordnung der Malregelvollzugs-
einrichtung auf Grundlage der zu beachtenden Geset-
zesbestimmungen zu. Die Hausordnung kann in kei-
nem Fall eine rechtfertigende Funktion fir einen voll-
zuglichen Eingriff in die Grundrechte der unterge-
brachten Personen ausiiben. Die Hausordnung wird
von der Malfregelvollzugseinrichtung im Benehmen
mit dem Trager erlassen. Eine fur die ganze Malire-
gelvollzugseinrichtung geltende Hausordnung kann
durch Stationsordnungen erganzt werden.

Zu Abs. 2

Abs. 2 enthalt keine abschlieRende Aufzahlung, son-
dern nur die Regelungsbereiche, die eine Hausord-
nung in jedem Fall enthalten muss.

Nr. 9 betrifft alle elektronischen Gerate innerhalb (be-
achte hierzu auch Nr. 2) und aufRerhalb des Wohn-
und Schlafbereichs der untergebrachten Person. Zu-
I&ssig ist dabei insbesondere auch die Regelung des
Gebrauchs von Fernsehern, Radios und anderen
elektrischen Geraten in allen untergebrachten Perso-
nen zur Verfugung stehenden Gemeinschaftsrdumen.
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Zu Abschnitt4 Lockerung des Vollzugs; Aus-

fiihrung und Vorfiihrung:

Abschnitt 4 bestimmt fur den Vollzug der Mafdregeln
der Besserung und Sicherung mdgliche Lockerungen.
Der Begriff ,Lockerung des Vollzugs® ist als Oberbe-
griff fur die Begriffe Vollzugslockerungen (Art. 16),
Beurlaubung (Art. 17) und Beurlaubung zum Zwecke
des Probewohnens (Art. 18) zu verstehen. Darlber
hinaus werden die Voraussetzungen einer Ausfiihrung
sowie Vorfihrung (Art. 21) normiert.

Die Gewahrung einer Lockerung des Vollzugs befin-
det sich in einem besonderen Spannungsfeld zwi-
schen der Gewahrleistung von Sicherheit auf der ei-
nen Seite und dem Auftrag zur Heilung oder Besse-
rung des Zustandes der untergebrachten Personen
auf der anderen Seite. Zum einen ist es Vorausset-
zung einer Unterbringung auf Grundlage der §§ 63, 64
StGB, dass von der untergebrachten Person die Be-
gehung erheblicher rechtswidriger Taten zu erwarten
ist und sie deshalb fur die Allgemeinheit gefahrlich ist.
Durch die §§ 67b, 67c, 67d Abs. 2 StGB ist zudem
sichergestellt, dass die Vollstreckung nur so lange
dauert, wie die Kriminalprognose in dem fiir das Er-
kenntnisverfahren geltenden Sinn unginstig ist. Somit
dirfen die allein unter dem Aspekt der Sicherheit und
unabhangig von der Schuld verhangten freiheitsent-
ziehenden MalRregeln nur in den engen Grenzen ver-
hangt, vollstreckt und vollzogen werden, die zum
Schutze der Allgemeinheit unerlasslich erscheinen.
Zum anderen ist es aber vorrangige Aufgabe der
Mafregelvollzugseinrichtung, die ,Entlassungsreife”
der untergebrachten Personen in dem Sinne herzu-
stellen, dass ,zu erwarten ist, dass der Untergebrach-
te aulRerhalb des Malregelvollzugs keine rechtswidri-
gen Taten mehr begehen wird“ (§ 67d Abs. 2 Satz 1
StGB).

Die Entscheidung, ob ,Entlassungsreife” vorliegt, kann
aber nur auf Grundlage einer stufenweisen Erpro-
bung, ob die untergebrachte Person tatsachlich in der
Lage ist, aulRerhalb der Malregelvollzugseinrichtung
ein straffreies Leben zu fihren, getroffen werden.
Jede Gewahrung einer schrittweisen Erprobung tragt
dabei immanent das Risiko einer Fehlbeurteilung.
Nicht anders als sonst bei der vorausschauenden
Beurteilung menschlichen Verhaltens birgt die Ent-
scheidung uber eine Lockerung des Vollzugs die Ge-
fahr, dass sich die untergebrachte Person anders ver-
halt, als dies die vorherige Beurteilung erwarten lief3.

Trotz dieser Gefahren hat sich der Vollzug der Mal3-
regeln der Besserung und Sicherung dieser Aufgabe
zu stellen. Der Schutz der Allgemeinheit gebietet es
insoweit vor allem, bei der Entscheidung Uber eine
Lockerung des Vollzugs alle Aufklarungsmoglichkei-
ten auszuschdépfen und sie nur dann zuzulassen,
wenn — abgesehen von der grundsatzlichen Unvor-
hersehbarkeit allen menschlichen Verhaltens — keine
vernunftigen Zweifel an der Sicherheit der Bevolke-
rung wahrend der Lockerung des Vollzugs bestehen.
Wenn eine Entlassung der untergebrachten Person

absehbar ist, ist dies bei der Entscheidung Uber die
Gewahrung von Vollzugslockerungen zu beriicksichti-
gen.

Im Jahr 2013 betrug die Quote der Lockerungsmiss-
brauche in Bayern lediglich drei Promille, das heilt,
dass 99,97 % der Lockerungsentscheidungen richtig
waren.

Zu Art. 16
Vollzugslockerungen:

Art. 16 knlpft an die Regelung des Art. 28 Abs. 2 in
Verbindung mit Art. 23 UnterbrG an, stellt die Gewéah-
rung von Vollzugslockerungen aber auf eine neue
gesetzliche Grundlage. Verzichtet wird insbesondere
auf die formliche Antragspflicht fiir die Gewahrung von
Vollzugslockerungen. Diese wird von der Praxis fur
problematisch gehalten, da sich die Antragspflicht als
unnotiger Formalismus und Verwaltungsaufwand dar-
stellt. Abgesehen davon ist nicht ersichtlich, wieso der
Ehegatte der untergebrachten Person oder der
Rechtsanwalt ein Antragsrecht besitzen soll. Die Re-
gelung fuhrt zudem zu einer Reihe von verwaltungs-
technisch aufwandigen Mitteilungspflichten. Im Ergeb-
nis wird daher auf eine férmliche Festlegung von An-
tragsbefugnissen verzichtet. Dagegen besteht fiir die
MaRregelvollzugseinrichtungen die Pflicht, regelmaRig
zu prufen, ob einer untergebrachten Person eine Voll-
zugslockerung gewahrt werden kann. Daneben kann
die untergebrachte Person ihr grundsatzliches Recht
auf Vollzugslockerungen einfordern.

Vollzugslockerungen sollten grundsatzlich nur im Ein-
vernehmen mit der untergebrachten Person gewahrt
werden. Gleichwohl sind Falle denkbar (z.B. bei aus-
gepragter Hospitalisierung der untergebrachten Per-
son), in denen eine Vollzugslockerung gegen den
Willen der untergebrachten Person zu erfolgen hat
(z.B. bei einer Verlegung in eine spezialisierte Heim-
einrichtung auRerhalb des Mafregelvollzugs).

Zu Abs. 1

Abgeleitet aus den bundesrechtlichen Vorgaben kann
die im Mafregelvollzug untergebrachte Person unter
Erfullung bestimmter Voraussetzungen einen Rechts-
anspruch auf Gewahrung von Vollzugslockerungen
geltend machen. Durch Satz 1 erhalt dieser Anspruch
eine vollzugsrechtliche Absicherung.

Nr. 1 verlangt, dass durch die Gewahrung von Voll-
zugslockerungen die Behandlung und die soziale
Wiedereingliederung gefoérdert werden. Das entspricht
dem besonderen Stellenwert der Vollzugslockerun-
gen, die als integrale MalRnahmen der Behandlung im
MaRregelvollzug unterschiedliche Funktionen (sozia-
les Training, Motivation zu therapeutischer Kooperati-
on, Erprobung des Verhaltens in Freiheit) erfiillen.

Vollzugslockerungen kommen dariiber hinaus nach
Nr. 2 nur in Betracht, wenn nach allen aus der bishe-
rigen Behandlung gewonnenen Erkenntnissen davon
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auszugehen ist, dass die untergebrachte Person die
ihr eingeraumten Vollzugslockerungen nicht miss-
brauchen, insbesondere die Allgemeinheit nicht durch
rechtswidrige Taten gefahrden wird.

Absatz 1 Satz 2 betrifft insbesondere die Falle, in
denen eine Entlassung der untergebrachten Person
aufgrund gerichtlicher Erledigterklarung aus Grinden
der VerhaltnismaRigkeit (§ 67 d Abs. 3, Abs. 4 StGB)
absehbar ist. Hier kann eine erhdhte Notwendigkeit
bestehen, die untergebrachte Person durch Locke-
rungen auf das Leben aulerhalb der Malregelvoll-
zugseinrichtung vorzubereiten.

Bei der Priifung der Voraussetzungen des Abs. 1 sind
neben dem Umstand, ob eine Entlassung der unter-
gebrachten Person absehbar ist (Satz 2) in der Regel
folgende Punkte besonders zu beachten:

— Die Entscheidung Uber Vollzugslockerungen er-
fordert eine genaue Kenntnis des Zustandes der
untergebrachten Person. Vollzugslockerungen
dirfen nur aufgrund einer eingehenden individuel-
len arztlichen Beurteilung gewahrt und aufrecht-
erhalten werden. Voraussetzung ist eine ange-
messene Beobachtungszeit.

— Grundlage fir die Entscheidung sind stets der
gegenwartige Gesundheitszustand der unterge-
brachten Person und die aktuelle therapeutische
Entwicklung unter Bericksichtigung von Vorge-
schichte sowie Gesamtverlauf der Unterbringung.
Durch geeignete organisatorische MalRnahmen
muss deswegen ein ausreichender Informations-
fluss innerhalb der Maliregelvollzugseinrichtung
sichergestellt werden.

— Die Aufnahme der untergebrachten Person in eine
bestimmte Therapiestufe kann die fortdauernde
individuelle Beobachtung nicht ersetzen. Es ist da-
rauf zu achten, dass bestimmte Freiheiten nicht
schon aufgrund der Aufnahme in die betreffende
Stufe oder einer bestimmten ,Mindestzeit® in einer
Stufe, sondern jeweils nur aufgrund des aktuellen
Gesundheitszustandes und der jeweiligen Gefahr-
lichkeit gewahrt und aufrechterhalten werden.

— Fur die prognostische Beurteilung sind insbeson-
dere die folgenden Risikovariablen zu bertcksich-
tigen und zu werten:

— das Ausgangsdelikt, u.a.
— statistische Rickfallwahrscheinlichkeit,

— Bedeutung situativer Faktoren fiir das De-
likt,

— Einfluss einer voribergehenden Krankheit,

— Zusammenhang mit einer Personlichkeits-
stérung,

— Erkennbarkeit kriminogener oder sexuell
devianter Motivation,

— anamnestische Daten, u.a.
— frihe Gewaltanwendung,
— Alter bei der ersten Gewalttat,

— Stabilitat von Partnerbeziehungen,
— Stabilitat in Arbeitsverhaltnissen,
— Alkohol- / Drogenmissbrauch,

— psychische Stérung,

— friihe Anpassungsstérung,

— Persodnlichkeitsstérung,

— frihere VersttRe gegen Bewahrungsauf-
lagen,

— die postdeliktische Persoénlichkeitsentwicklung
(klinische Variablen), u.a.

— Krankheitseinsicht und Therapiemotivati-

on,

— selbstkritischer Umgang mit bisheriger De-
linquenz,

— Besserung psychopathologischer Auffal-
ligkeiten,

— pro-/ antisoziale Lebenseinstellung,
— emotionale Stabilitat,
— Entwicklung von Copingmechanismen,

— Widerstand gegen Folgeschaden durch
Institutionalisierung,

— der soziale Empfangsraum (Risikovariablen),
u.a.

— Arbeit,
— Unterkunft,

— soziale Beziehungen mit Kontrollfunktio-
nen,

— offizielle Kontrolimdglichkeiten,

— Verfugbarkeit von Opfern,

— Zugangsmaglichkeiten zu Risiken,
— Compliance,

— Stressoren.

Aufgrund der Uberragenden Bedeutung der Entschei-
dung Uber die Gewahrung einer Vollzugslockerungs-
stufe sowie der damit verbundenen hohen Verantwor-
tung ist die Entscheidungskompetenz gemafy Art. 49
Abs. 2 Nr. 6 ausschlieBlich der Leitung der Maliregel-
vollzugseinrichtung zugewiesen. Diese Kompetenz
erfasst die Erstentscheidung Uber die Gewahrung
einer bestimmten Vollzugslockerungsstufe sowie jede
weitergehende héhergradige Vollzugslockerungsstufe.
Ist diese durch die Leitung der Mafregelvollzugsein-
richtung festgelegt, kann die tatsachliche (meist mehr-
fache) Gewahrung durch andere Beschéaftigte der
Malregelvollzugseinrichtung erfolgen, sofern keine
neuen Umstande eintreten, die eine erneute Ent-
scheidung bedingen. Wurde einer untergebrachten
Person eine bereits gewahrte Vollzugslockerungsstufe
wieder entzogen, hat die Leitung der Malregelvoll-
zugseinrichtung Uber die erneute Gewahrung zu ent-
scheiden.
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Trotz des Wegfalls eines formalen Antragserforder-
nisses soll eine Vollzugslockerung grundsatzlich im
Einvernehmen mit der untergebrachten Person erfol-
gen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 konkretisiert die mdglichen Formen von Voll-
zugslockerungen. Das abgestufte System von Voll-
zugslockerungen wird in der Praxis seit vielen Jahren
angewendet und hat sich bewahrt. Die einzelnen Voll-
zugslockerungsstufen bauen aufeinander auf. Dies
hat zur Folge, dass eine weitergehende Vollzugslo-
ckerungsstufe grundsatzlich erst dann zu gewahren
ist, wenn eine ausreichende Erprobung der vorherigen
Vollzugslockerungsstufe stattgefunden hat.

Zu Nr. 1

Die geringste Vollzugslockerungsstufe ist der begleite-
te Ausgang auBerhalb der Malregelvollzugseinrich-
tung oder auferhalb des gesicherten Bereichs der
MaRregelvollzugseinrichtung fiir einen vorab bestimm-
ten Zeitraum innerhalb eines Tages. Hierbei ist die
untergebrachte Person durch Beschéaftigte der Mal-
regelvollzugseinrichtung zu begleiten. Entscheidend
ist, dass jederzeit ein Zugriff durch Beschaftigte der
Mafregelvollzugseinrichtung mdglich ist.

Der unbegleitete Ausgang erfolgt — im Unterschied
zum begleiteten Ausgang — ohne Beaufsichtigung
durch Beschaftigte der Malregelvollzugseinrichtung.
Auch die Begleitung durch einen Angehorigen oder
eine Angehdrige, eine Person des Vertrauens oder
eine andere untergebrachte Person fallt unter diese
Vollzugslockerungsstufe.

Eine Vollzugslockerung nach Nr. 1 ist auch in folgen-
den Fallen erforderlich:

— Unterbringung im nicht gesicherten Bereich der
Malregelvollzugseinrichtung,

— Beschéftigung auf dem nicht gesicherten Gelande
der Malregelvollzugseinrichtung und

— Wahrnehmung therapeutischer Angebote auf dem
nicht gesicherten Gelande der Malregelvollzugs-
einrichtung.

Zu Nr. 2

Eine besondere Vollzugslockerungsstufe ist die Ge-
wahrung einer regelmafligen Beschaftigung auller-
halb der Mafregelvollzugseinrichtung. Auch insoweit
ist zwischen einem Verlassen der Malregelvollzugs-
einrichtung mit (begleitete Auflenbeschaftigung) und
ohne Beschaftigte der Maldregelvollzugseinrichtung
(unbegleitete Aulenbeschéaftigung) zu unterscheiden.

Auch die AulRenbeschaftigung hat so zu erfolgen,
dass die untergebrachte Person die Malregelvoll-
zugseinrichtung innerhalb eines Tages nur fur eine
vorab bestimmte Zeit verlasst. Im Unterschied zu

Nr. 1 ist es aber nicht erforderlich, jedes tatsachliche
Verlassen der MaRregelvollzugseinrichtung formal zu
gewahren. Hier ist es ausreichend, wenn die ,regel-
mafige“ Beschaftigung aullerhalb der MaRregelvoll-
zugseinrichtung an sich gewahrt wird.

Zu Art. 17
Beurlaubung:

Art. 17 knipft an der Regelung in Art. 28 Abs. 2 in
Verbindung mit Art. 22 UnterbrG an, stellt die Beur-
laubung aber auf eine neue gesetzliche Grundlage.
Verzichtet wird auch hier (vgl. die Begrindung zu
Art. 16) auf die férmliche Antragspflicht fir die Gewah-
rung von Urlaub.

Zu Abs. 1

Wahrend Vollzugslockerungen nur wahrend einer
vorab bestimmten Zeit innerhalb eines Tages gewahrt
werden, darf eine beurlaubte untergebrachte Person
auch Uber Nacht der Malregelvollzugseinrichtung
fernbleiben. Die Beurlaubung ist deshalb ein beson-
ders wichtiges Mittel zur Aufrechterhaltung von famili-
aren Kontakten und zur Wiedereingliederung der un-
tergebrachten Person. Auch wenn mit dieser am Wei-
testen gehenden Lockerung die unmittelbare Kontrolle
der Malregelvollzugseinrichtung Uber die unterge-
brachte Person fiir einen bestimmten Zeitraum aufge-
hoben wird, stellt die Beurlaubung keine Vollstre-
ckungsunterbrechung dar. Vielmehr ist die Beurlau-
bung als eine ,Fortsetzung des Maliregelvollzugs mit
anderen Mitteln“ zu verstehen.

Die Voraussetzungen fur die Gewahrung von einer
Beurlaubung ergeben sich aus Art. 16 Abs. 1. Da es
sich bei der Beurlaubung um die umfassendste Ge-
wahrung einer Lockerung des Vollzugs handelt und
die Kontrolimdglichkeiten der MalRregelvollzugsein-
richtung sehr begrenzt sind, ist bei der Entscheidung
das Sicherheitsbedtirfnis der Bevoélkerung in besonde-
rem Male zu bericksichtigen. Die Entscheidung ist
durch die Leitung der Malregelvollzugseinrichtung zu
treffen. Es gelten dieselben Grundsatze wie bei
Art. 16.

Nach Satz 2 besteht aulRerhalb der Vorbereitung der
Entlassung die Mdglichkeit zur Gewahrung einer Be-
urlaubung fir einen Zeitraum von zusammenhangend
héchstens zwei Wochen und innerhalb eines Jahres
héchstens fur einen Zeitraum von sechs Wochen.
Zukulnftig differenziert die Beurlaubungsregelung da-
nach, ob diese im Rahmen der Vorbereitung der Ent-
lassung (Art. 18) erfolgt oder nicht.

Zu Abs. 2

Die medizinische Versorgung der untergebrachten
Personen aufgrund einer sonstigen Erkrankung (Art. 7),
muss auch wahrend einer Beurlaubung sichergestellt
sein. Die untergebrachte Person befindet sich trotz
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der Beurlaubung nach wie vor im Malfiregelvollzug
und ist daher in der Regel nicht gesetzlich kranken-
versichert. Zur Vermeidung der Inanspruchnahme ex-
terner medizinischer Leistungen und der damit ver-
bundenen Kosten, die die Malregelvollzugseinrich-
tung zu tragen hatte, ist klarzustellen, dass die unter-
gebrachte Person ausschlieRlich gegenuber der fir
sie zustandigen Malregelvollzugseinrichtung oder
einer anderen geeigneten Malregelvollzugseinrich-
tung, die die Behandlung im Einvernehmen mit der
zustandigen Malregelvollzugseinrichtung Ubernom-
men hat, einen Anspruch auf Behandlung gemaf
Art. 7 hat. Ausgenommen sind lediglich Notfalle, in
denen eine Malregelvollzugseinrichtung nicht recht-
zeitig in Anspruch genommen werden kann. In diesen
Fallen hat die untergebrachte Person zur Vermeidung
von unndétigen Kosten die Malregelvollzugseinrich-
tung unverzuglich zu informieren und der Trager der
Mafregelvollzugseinrichtung die durch die unterge-
brachte Person verursachten Behandlungskosten
dem Dritten zu erstatten.

Zu Art. 18
Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens:

Die bisher in Art. 28 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 22
Abs. 1 Satz 1 UnterbrG bestimmte maximale Dauer
zur Urlaubsgewahrung hat sich in der Praxis als nicht
ausreichend erwiesen. Problematisch war insbeson-
dere die Beurlaubung im Rahmen der Vorbereitung
der Entlassung (so genanntes ,Probewohnen®). Im
Rahmen der Optimierung der Entlassungsvorberei-
tung ist es zur Erreichung der Ziele der Unterbringung
und zur weiteren Erhéhung der Sicherheit erforderlich,
in begrindeten Einzelfallen eine Beurlaubung in eine
geeignete Wohnform fir einen langeren Zeitraum zu
gewahren. Nur so kann von den Verantwortlichen in
der Maldregelvollzugseinrichtung hinreichend gepruft
werden, ob sich die untergebrachte Person Uber einen
langeren Zeitraum auferhalb der Malregelvollzugs-
einrichtung in relativer Selbstandigkeit bewahrt. Um
die Entlassungsvorbereitung Uber einen langeren
Zeitraum durchfuihren zu kdnnen, waren in der Ver-
gangenheit, sogenannte ,Kettenbeurlaubungen® (wie-
derholte Anordnung von Beurlaubungen fur zwei Wo-
chen) notwendig. Dies erwies sich als nicht praxisge-
recht.

Zu Abs. 1

Art. 18 ist eine besondere Form der Beurlaubung,
wonach eine Beurlaubung in eine geeignete Wohn-
form grundsatzlich bis zu 18 Monate erfolgen kann.
Die Strafvollstreckungskammer oder bei einer Unter-
bringung nach § 7 JGG der Jugendrichter ist hierliber
zu unterrichten. Die Beurlaubung zur Vorbereitung der
Entlassung muss nicht auf einen Zeitraum von 18
Monaten ausgerichtet sein, sondern kann auch einen
kirzeren Zeitraum umfassen. Sie kann bis zum Errei-
chen dieser zeitlichen Grenze wiederholt gewahrt

werden. Eine Beurlaubung Uber einen Zeitraum von
18 Monaten hinaus ist nur nach Genehmigung der
Fachaufsichtsbehdrde (Art. 50 Abs. 1) zulassig.

Durch die Regelung in Satz 2 soll die untergebrachte
Person in besonderem MalRe motiviert werden, alle
Anstrengungen zur erfolgreichen Durchfiihrung der
Entlassungsvorbereitung zu unternehmen. Die Rege-
lung ist erforderlich, weil in der Praxis wiederholt die
Problematik aufgetreten ist, dass eine erfolgreiche Be-
urlaubung in eine geeignete Wohnform tatsachlich
nicht zur Entlassung fUhren konnte, weil die unterge-
brachte Person aus der Unterbringung nicht entlassen
werden wollte. Satz 2 ist nur anwendbar, auch bei
wiederholten Beurlaubungen, wenn der in Satz 1 ge-
nannte maximale Beurlaubungszeitraum (18 Monate)
abgelaufen ist.

Nach Satz 3 sind die Kosten der Unterbringung wah-
rend des Probewohnens Kosten des Malregelvoll-
zugs. Mit einer derartigen Regelung besteht fir die
untergebrachten Personen kein Hemmnis in das Pro-
bewohnen zu gehen. In der Vergangenheit haben sich
untergebracht Personen teilweise geweigert in Ein-
richtungen des Probewohnens zu gehen, da sie an
den entstehenden Kosten beteiligt werden konnten,
soweit sie vermodgend waren. Die vorgesehene Rege-
lung soll zu kirzeren Aufenthaltsdauern und zu einer
Reduzierung der Anzahl der im Mafregelvollzug un-
tergebrachten Personen flihren und so langfristig eine
Senkung der Kosten des Malregelvollzugs bewirken.

Da es sich beim Probewohnen um eine besondere
Form der Beurlaubung handelt, hat die untergebrach-
te Person auch wahrend dem Probewohnen einen
Anspruch auf medizinische Versorgung. Hier gilt das
zu Art. 17 Abs. 2 Gesagte entsprechend.

Zu Abs. 2

Mit Abs. 2 wird den Tragern die Mdglichkeit erdffnet,
die Aufgabe des Probewohnens auf private Einrich-
tungen zu Ubertragen. Dies kann durch Beleihungs-
vertrag oder Beleihungsverwaltungsakt erfolgen. Eine
solche Ubertragungsméglichkeit auf private Einrich-
tungen ist in der Praxis erforderlich. Die unterzubrin-
genden Personen missen und sollen sich im Rahmen
des Probewohnens aus therapeutischen Grinden in
einem Setting erproben, das nicht dem Umfeld der
Malregelvollzugseinrichtung entspricht. Vielmehr sol-
len die im Probewohnen unterzubringenden Personen
im Kontakt mit Personen, die nicht im MaRregelvoll-
zug untergebracht sind, ihren sozialen Umgang er-
proben. Ein derartiges Setting kdnnen die Maliregel-
vollzugseinrichtungen nicht abbilden. Je nach Art und
Weise der Form des Probewohnens, insbesondere
beim Probewohnen in geschlossenen Einrichtungen,
ist die Ubertragung von hoheitsrechtlichen Befugnis-
sen auf die privaten Einrichtungen erforderlich.
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Zu Abs. 3

Abs. 3 regelt in engen Grenzen mit welchen hoheitli-
chen Befugnissen die privaten Einrichtungen beliehen
werden koénnen. Durch Satz 3 wird insbesondere si-
chergestellt, dass solche nach Satz 1 Ubertragenen
Entscheidungen, die nach Art. 49 Abs. 2 normaler-
weise durch die Leitung der MaBregelvollzugseinrich-
tung zu treffen sind, im Rahmen des Probewohnens in
der Regel ebenfalls nur durch die Leitung der Probe-
wohneinrichtung getroffen werden diirfen.

Zu Art. 19
Beteiligung der Volistreckungsbehdérde:

Art. 19 enthalt eine Neuregelung. In der Vergangen-
heit wurden die Einzelheiten der Beteiligung der Voll-
streckungsbehoérde bei der Gewahrung von Vollzugs-
lockerungen sowie der Beurlaubung unter Erganzung
der Regelung in Art. 28 Abs. 2 UnterbrG auf Verwal-
tungsebene geregelt. Diese bewahrte Praxis wird mit
Art. 19 auf eine gesetzliche Grundlage gestellt.

Die Lockerungen des Vollzugs umfassen alle Maf-
nahmen nach Art. 16 bis 18.

Zu Abs. 1

Abs. 1 bestimmt in Anknupfung an Art. 28 Abs. 2 Un-
terbrG, bei welchen Lockerungen des Vollzugs zuvor
die Vollstreckungsbehdrde zu héren ist, bevor eine
endgultige Entscheidung hiertiber getroffen wurde.

Das Erfordernis der Beteiligung der Vollstreckungsbe-
hérde umfasst jede Erst—Entscheidung Uber eine ho-
hergradige Lockerung. Eine erneute Einbindung der
Vollstreckungsbehérde ist in den benannten Fallen
nur dann erforderlich, wenn sich Umstande, die fur die
Gewahrung der Lockerungsentscheidung von Bedeu-
tung sind, geandert haben. Dies gilt insbesondere flr
Vorfalle, welche zu einer Rickstufung oder einem
Widerruf einer Vollzugslockerung geflhrt haben.

Zu Abs. 2

Abs. 2 bestimmt in Anknupfung an Art. 28 Abs. 2 Un-
terbrG, in welchen Fallen die Vollstreckungsbehdrde
Uber die tatsachliche Gewahrung von Lockerungen
des Vollzugs zu informieren ist. Abs. 2 spricht aus-
drucklich zwar nur von der Gewahrung; in der Praxis
kann es aber sinnvoll sein, die Vollstreckungsbehdérde
auch Uber eine Ablehnung bzw. Versagung zu infor-
mieren.

Der Fachaufsichtsbehoérde ist auch zukunftig moglich,
erganzend zur gesetzlichen Regelung das Verfahren
und die weiteren Einzelheiten der Beteiligung der Voll-
streckungsbehérde sowie der zustandigen Polizei-
dienststellen bei der Gewahrung von Lockerungen
des Vollzugs im Einvernehmen mit den fur diese Be-
hérden zustandigen Staatsministerien naher auszu-
gestalten. In Betracht kommen beispielsweise ergan-

zende Regelungen bei der Gewahrung von Lockerun-
gen des Vollzugs bei untergebrachten Personen, bei
denen auch die Maldregel der Sicherungsverwahrung
angeordnet wurde.

Zu Art. 20
Weisungen, Widerruf von Lockerungen des Voll-
zugs:

Art. 20 knipft an der Regelung in Art. 28 Abs. 2 in
Verbindung mit Art. 22 Abs. 3 und 23 Abs. 1 Satz 3
UnterbrG an, stellt die Erteilung von Weisungen und
den Widerruf von Lockerungen des Vollzugs aber auf
eine neue gesetzliche Grundlage.

Zu Abs. 1

Die Gewahrung von Lockerungen des Vollzugs ist
immer mit einem Sicherheitsrisiko fur die Allgemein-
heit verbunden. Damit dieses auf niedrigem Niveau
gehalten und beherrscht werden kann, ist die Ertei-
lung von Weisungen und deren Uberwachung von
besonderer Bedeutung. Auch der Gesundheitszu-
stand der untergebrachten Person darf bei der Ge-
wahrung von Lockerungen des Vollzugs nicht auller
Acht gelassen werden.

Der Weisung kommt bei der naheren Ausgestaltung
der jeweiligen Lockerungsmafinahme und deren Indi-
vidualisierung auf die Bedarfe und die Behandlungssi-
tuation der jeweiligen untergebrachten Person eine
besondere Bedeutung zu. Darlber hinaus dienen
Weisungen insbesondere dazu, im Hinblick auf spate-
re Bewahrungsauflagen in kleinen Schritten zu erpro-
ben, wie weit die untergebrachte Person bereit und in
der Lage ist, selbstandig die notwendigen Verhal-
tensmaliregeln zu befolgen.

Als Weisungen kdnnen insbesondere erteilt werden,
— die Behandlung nach Art. 6 fortzusetzen,

— sich von einer bestimmten Stelle oder Person
beaufsichtigen zu lassen,

— Anordnungen Uber den Aufenthalt oder ein be-
stimmtes Verhalten auflerhalb der Malregelvoll-
zugseinrichtung zu befolgen,

— Kontrollen des Wohn- und Beschéaftigungsberei-
ches auferhalb der Maldregelvollzugseinrichtung
durch deren Beschéftigte oder durch andere be-
auftragte Personen zu dulden,

— in bestimmten zeitlichen Abstanden in die Malire-
gelvollzugseinrichtung zurtickzukehren,

— sich regelmafRig Untersuchungsmafinahmen ge-
maf Art. 7 Abs. 4 durch Beschaftigte einer Mal3-
regelvollzugseinrichtung oder durch andere beauf-
tragte Personen zu unterziehen; damit kdénnen
solche Untersuchungsmalinahmen sowohl von
Beschaftigten der zustédndigen Maliregelvollzugs-
einrichtung als auch durch Beschéftigte einer an-
deren geeigneten Malregelvollzugseinrichtung,
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die die Untersuchungsmaflinahmen im Einverneh-
men mit der zustandigen Malregelvollzugseinrich-
tung Gbernommen hat, sowie durch andere beauf-
tragte Personen durchgefuhrt werden.

Zu Abs. 2

Lockerungen des Vollzugs sind jederzeit widerruflich.
Allerdings missen hierfiir sachliche Griinde vorliegen.
Abs. 2 bestimmt, unter welchen Umstanden gewahrte
Lockerungen des Vollzugs widerrufen werden kénnen.
Insbesondere der Widerruf der Anordnung einer oder
mehrerer LockerungsmalRnahmen muss maoglich sein,
wenn die untergebrachte Person die Malinahme
durch Begehung einer rechtswidrigen Tat miss-
braucht, Anstalten zur Flucht trifft oder sich therapie-
widrig verhalt, oder um schwere Nachteile fir das
Gemeinwohl zu verhiten.

Zu Art. 21
Ausfiihrung und Vorfiihrung:

Art. 21 enthalt eine Neuregelung und ermdglicht in
Anlehnung an die Regelungen in den Art. 37 und 38
BayStVollzG (§§ 35, 36 StVollzG) begleitete Ausfuh-
rungen und Vorflihrungen.

Zu Abs. 1

Eine Ausfiihrung im Sinne des Gesetzes ist die Ver-
bringung der untergebrachten Person zu einem be-
stimmten Zweck und zu einem bestimmten Ziel unter
Beachtung der erforderlichen Sicherungsmafinahmen.
Ausfuihrungen sind auch dann mdéglich, wenn diese
keine therapeutische Funktion erflillen oder noch nicht
erwartet werden kann, dass die untergebrachte Per-
son die ihr eingerdumten Vollzugslockerungen nicht
missbrauchen wird; mithin die Voraussetzungen zur
Gewahrung von Lockerungen des Vollzugs noch nicht
vorliegen.

Wichtige Griinde im Sinne des Satz 1 liegen insbe-
sondere bei Erledigung medizinischer, rechtlicher
oder persdnlicher Angelegenheiten der untergebrach-
ten Person vor. Ausfuhrungen erfolgen in aller Regel
auf Wunsch der untergebrachten Personen und ent-
sprechen deren Willen. Beispielsweise kommen Aus-
fuhrungen zur Beerdigung von nahen Familienange-
hdérigen sowie zur Wahrnehmung von gerichtlichen
Terminen in Betracht. Untergebrachte Personen kdn-
nen auch gegen ihren Willen ausgefuhrt werden. Ge-
dacht ist hierbei zum Beispiel an eine Ausfiihrung zu
einer Auslandsvertretung zur Erlangung der fiir eine
Abschiebung oder Uberstellung erforderlichen Papie-
re.

Den untergebrachten Personen steht kein subjektives
Recht auf eine Ausfiihrung zu. Eine Ausfihrung kann
sich auch Uber mehrere Tage erstrecken. Den Anfor-
derungen geman Art. 16 Abs. 1 Nr. 2 ist durch erhdh-
te Sicherungsmalnahmen zu entsprechen. Kdnnen

diese nicht mit einem vertretbaren Aufwand geleistet
werden oder ist eine Gefahrdung der Bevolkerung
nicht auszuschlie®en, darf eine Ausfiihrung nicht er-
folgen.

Zu Abs. 2

Eine Vorflhrung liegt bei einem Verbringen der unter-
gebrachten Person auf Anweisung eines Gerichts zu
einem gerichtlichen Termin vor. Auf den entgegenste-
henden Willen der untergebrachten Person kommt es
nicht an. Die Malregelvollzugseinrichtung ist ver-
pflichtet, die Durchfihrung der Vorfihrung zu ermdgli-
chen. Ebenso wie bei der Ausfiihrung sind die nach
Lage des Falles erforderlichen Sicherungsvorkehrun-
gen zu treffen.

Zu Abs. 3

Abs. 3 bestimmt die Kostentragungspflicht fir Ausfih-
rungen und Vorfuhrungen. Danach haben die unter-
gebrachten Personen die Kosten fir Ausflihrungen
und Vorflihrungen, die auf ihren Wunsch hin oder
Uberwiegend in ihrem Interesse erfolgen, grundsatz-
lich selbst zu tragen. Soweit den untergebrachten
Personen ein Erstattungsanspruch fir die Kosten der
Ausfuhrung oder Vorfiihrung zusteht, sind sie eben-
falls zur Kostentragung verpflichtet. Dies kann z.B.
dann der Fall sein, wenn eine untergebrachte Person
als Zeuge geladen wird. Es sind keine Griinde ersicht-
lich, warum in diesen Fallen, in denen die Ausflihrung
oder Vorfliihrung moglicherweise nicht auf Antrag oder
im Uberwiegenden Interesse der untergebrachten
Person erfolgt, der Staat und damit die Allgemeinheit
die entstehenden Kosten tragen sollten. Unabhangig
davon, ob ein Zeuge inhaftiert ist oder nicht, missen
die Prozessbeteiligten dessen Auslagen anlasslich
der Zeugeneinvernahme erstatten.

Ahnlich wie Art. 37 Abs. 3 Satz 3 sowie Art. 38 Abs. 2
Satz 4 BayStVollzG bestimmt Satz 3, dass von der
Geltendmachung der Kosten gegeniber der unterge-
brachten Person abgesehen werden kann, wenn dies
deren Behandlung oder Eingliederung behindern wir-
de.

Zu Abschnitt 5 Disziplinar- und SicherungsmabB-
nahmen:

Abschnitt 5 bestimmt zulassige Disziplinar- und Siche-
rungsmalnahmen, auf die zur Gewahrleistung der
Sicherheit oder des geordneten Zusammenlebens in
der Malregelvollzugseinrichtung nicht verzichtet wer-
den kann.

Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ist bei Diszip-
linar- und Sicherungsmaflinahmen von besonderer Be-
deutung und gilt fur alle MalRnahmen in diesem Ab-
schnitt.
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Zu Art. 22
DisziplinarmaBnahmen:

Art. 22 enthalt eine Neuregelung und knupft an der
Ausgestaltung von Disziplinarmalinahmen im Straf-
vollzug an (Art. 109 bis 114 BayStVollzG). Die gesetz-
liche Regelung ist erforderlich, weil das Bundesver-
fassungsgericht in zwei Entscheidungen aus dem
Jahr 2007 (BVerfG vom 06.11.2007, Az. 2 BvR
1136/07 und vom 12.11.2007, Az. 2 BvR 9/06) deut-
lich gemacht hat, dass auch im Bereich des Malire-
gelvollzugs die Anwendung von Disziplinarmafinah-
men einer Anlass, Zweck und Grenzen des Eingriffs
festlegenden Ermachtigung bedarf. Die Schaffung
einer Rechtsgrundlage fiir DisziplinarmaRnahmen im
Malregelvollzug ist notwendig, da Therapiemalnah-
men oftmals auch als Disziplinarmallinahme gewertet
werden koénnen (vgl. die ausfuhrliche Darlegung in
Volckart/Griinebaum, Maldregevollzug, 7. Auflage, Teil
lll, Rdnr. 171 ff.).

Zu Abs. 1

Wahrend SicherungsmalRnahmen praventiven Cha-
rakter haben, wirken DisziplinarmafRnahmen repres-
siv. Allerdings ist die Repression nicht Zweck an sich,
sondern sie dient der Unterstlitzung der Behandlung
und ist mit ihr in Zusammenhang zu sehen. Diszipli-
narmafinahmen mit rein vergeltendem Charakter sind
ausgeschlossen.

DisziplinarmalRnahmen sind aber von Behandlungs-
malnahmen nach Art. 6 zu unterscheiden. Die Ein-
ordnung einer konkreten MalRnahme in Reaktion auf
ein unerwlinschtes Verhalten als Disziplinarmalfinah-
me oder als BehandlungsmalRnahme kann im Einzel-
fall schwierig sein, weil es insoweit zu Uberschnei-
dungen kommen kann. So ist auch in der Rechtspre-
chung und im Schrifttum umstritten, ob die Beantwor-
tung unerwilnschter Verhaltensweisen von unterge-
brachten Personen im MaRregelvollzug mit sanktions-
artigen MaRnahmen, die den Patienten im Sinne einer
,negativen Verstarkung“ beeinflussen und damit pra-
ventiv wirken sollen, als BehandlungsmalRnahmen
anzusehen sind (in diesem Sinne LG Marburg, Be-
schluss vom 28.08.1991, Az. 7b StVK 131/91; Kreu-
zer, Behandlung, Zwang und Einschrankungen im
Malregelvollzug, 1994, S. 30 ff.) oder ob derartigen
Reaktionen des Personals einer Malregelvollzugsein-
richtung eher der Charakter von Disziplinarmalnah-
men zukommt (vgl. LG Koblenz, StraFo 2006, S. 87;
Pollahne, R & P 1992, S. 47 ff.). Die Einordnung einer
bestimmten MalRnahme ist in der konkreten Situation
durch den Anordnenden oder die Anordnende zu tref-
fen, je nachdem, inwieweit die MalRnahme therapeu-
tisch oder rehabilitativ ausgerichtet ist. Dabei ist zu
beachten, dass DisziplinarmalRnahmen im Kontext der
Erreichung der Ziele der Unterbringung stehen und
daher subsidiaren Charakter gegeniber Behand-
lungsmaflinahmen haben. Es gilt der Vorrang der Be-
handlung, so dass DisziplinarmaRnahmen nur ange-

ordnet werden dlrfen, wenn sich die weitere Durch-
fihrung des Vollzugs nicht mit Behandlungsmafinah-
men erreichen lasst.

DisziplinarmalRnahmen kommen nur in Betracht, wenn
eine untergebrachte Person schuldhaft gegen eine
Pflicht, die ihr durch dieses Gesetz auferlegt ist oder
die ihr infolge einer Anordnung auf Grund dieses Ge-
setzes auferlegt wurde, verstofit. Damit scheidet die
Anwendung von DisziplinarmaRnahmen bei Schuldlo-
sen von vornherein aus. MalRgebend bei der Beurtei-
lung der Schuldfahigkeit einer untergebrachten Per-
son ist der Zeitpunkt der Begehung der Pflichtwidrig-
keit. Zudem rechtfertigen Pflichtverstof3e mit Bagatell-
charakter keine Disziplinarmalinahmen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 enthalt einen abschlielenden Katalog der zu-
I&ssigen Disziplinarmafinahmen. Art und Umfang der
zulassigen Disziplinarmalinahmen wurden deutlich
weniger einschneidend ausgestaltet als im Strafvoll-
zug. Dadurch wird die therapeutische Zielsetzung der
Unterbringung in besonderem Male beriicksichtigt.

Nr. 6 umfasst auch die Beschrankung oder den Aus-
schluss von der Teilnahme der untergebrachten Per-
son am gemeinsamen Hofgang. Alleiniger Hofgang
darf nach Art. 11 Abs. 2 nicht versagt werden.

Ist eine DisziplinarmaBnahme abgeschlossen und
dauert der Verstol3 nach wie vor an oder wird dieser
erneut begangen, ist die erneute Anordnung einer
Disziplinarmalinahme zuldssig.

Zu Abs. 3

Abs. 3 nimmt Bezug auf bewahrte Regelungen des
BayStVollzG.

Zu Art. 23
Festnahmerecht:

Art. 23 enthalt eine Neuregelung. Er bestimmt das
Festnahmerecht und orientiert sich an der bewahrten
Ausgestaltung im Strafvollzug (Art. 95 BayStVollzG).

Das Festnahmerecht der Beschaftigten der MalRregel-
vollzugseinrichtung wird erforderlich, wenn eine un-
tergebrachte Person sich ohne Erlaubnis aulerhalb
des Malregelvollzugseinrichtungsgewahrsams auf-
halt. Durch Art. 23 wird klargestellt, dass die Beschaf-
tigten der MaRregelvollzugseinrichtung auch auler-
halb der Malregelvollzugseinrichtung ohne Erlass
eines Vollstreckungshaftbefehls tatig werden durfen,
um eine entwichene untergebrachte Person zuriick-
zuholen, und dass sie zur Festnahme einer entwiche-
nen untergebrachten Person auch die Hilfe anderer
Personen, die nicht Beschaftigte der Malregelvoll-
zugseinrichtung sind, in Anspruch nehmen durfen.

Das Festnahmerecht besteht allerdings nur dann und
nur so lange, als noch ein unmittelbarer Bezug zum
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Vollzug der Unterbringung gegeben ist. Fuhrt die un-
mittelbare Verfolgung oder die von der Malregelvoll-
zugseinrichtung veranlasste Fahndung nicht alsbald
zur Wiederergreifung, so sind weitere MalRnahmen
der Vollstreckungsbehdrde zu Gberlassen. Eines Voll-
streckungshaftbefehls bedarf es zur Festhnahme dann,
wenn sich die untergebrachte Person schon Uber
einen langeren Zeitraum dem Vollzug entzogen hat.

Zu Art. 24
Durchsuchungen und Untersuchungen:

Art. 24 enthalt eine Neuregelung und orientiert sich an
der bewahrten Ausgestaltung im Strafvollzug (Art. 91
BayStVollzG). Im UnterbrG waren Durchsuchungen
und Untersuchungen nicht gesondert geregelt. Sie
waren — soweit die Voraussetzungen vorlagen — nur
nach den Vorschriften Gber den unmittelbaren Zwang
mdglich. Da diese Vorschriften aber nur bedingt ge-
eignet sind, Grundrechtseingriffe zu legitimieren und
zudem nicht alle Falle erfassen, in denen eine Durch-
suchung oder eine Untersuchung erforderlich ist, ist
eine gesetzliche Neuregelung geboten.

Zu Abs. 1

Die Durchsuchung der untergebrachten Person ein-
schlielllich der Durchsuchung der Kleidung und Sa-
chen fallt in den Schutzbereich der Art. 1 und 2 GG.
Sie bedarf einer gesetzlichen Grundlage, die mit
Abs. 1 gegeben wird.

Auf Durchsuchungen kann im Interesse der Sicherheit
und des geordneten Zusammenlebens in der Malre-
gelvollzugseinrichtung, aber auch im Interesse einer
wirksamen Behandlung nicht verzichtet werden.
Durchsuchungen zielen vorrangig darauf ab, Drogen,
Ausbruchswerkzeuge, Waffen oder als Waffen nutz-
bare Gegenstande zu finden.

Nach Satz 1 durfen die untergebrachte Person, ihre
Sachen sowie ihren Wohn- und Schlafbereich durch-
sucht werden. Der Begriff der Durchsuchung ent-
spricht grundsatzlich dem des Polizei- und Strafpro-
zessrechts. Danach besteht das Durchsuchen der
untergebrachten Person im Suchen nach Sachen
oder Spuren in oder unter der Kleidung sowie auf der
Koérperoberflache und in Mund, Nase und Ohren, die
ohne Eingriff mittels medizinischer Hilfsmittel zu er-
kennen sind. Unter Beachtung des Grundsatzes der
VerhaltnismaRigkeit ist die Durchsuchung des Wohn-
und Schlafraums einer untergebrachten Person jeder-
zeit zulassig, da es sich im Rahmen des Vollzugsver-
haltnisses hier um keine Wohnung im Sinne des
Art. 13 GG handelt. Im Ubrigen Bereich der Maldregel-
vollzugseinrichtung sind Durchsuchungen auf Grund
des Hausrechts ohne weiteres zulassig.

Die Satze 2 bis 5 bestimmen das Verfahren der
Durchsuchung. Danach darf diese keinesfalls allein
von einem Beschéftigten der Malregelvollzugseinrich-
tung und nicht im Beisein einer anderen unterge-

brachten Person durchgefiihrt werden. Dies kann zur
Versachlichung einer angespannten Atmosphare bei-
tragen, vor Ubergriffen der untergebrachten Person
gegeniber den Beschaftigten der MaRregelvollzugs-
einrichtung schitzen oder ungerechtfertigten Be-
schuldigungen durch die untergebrachte Person vor-
beugen. Die Durchsuchung einer mannlicher Perso-
nen ist nur von Mannern und die Durchsuchung einer
weiblichen Person nur von Frauen vorzunehmen. Nur
wenn eine Durchsuchung unverziglich durchgefiihrt
werden muss und kein mit der untergebrachten Per-
son gleichgeschlechtliches Personal zur Verfligung
steht, ist eine Durchsuchung im Ausnahmefall durch
eine Person anderen Geschlechtes zulassig. Auf das
Schamgeflhl ist Ricksicht zu nehmen.

Das Absuchen der untergebrachten Person nach Me-
tallgegenstdnden mit einem Detektorrahmen oder
einer Handdetektorsonde ist keine Durchsuchung im
Sinn dieser Vorschrift, da bei dieser Malnahme kein
direkter Kontakt der absuchenden Person mit dem
Koérper der untergebrachten Person stattfindet. Diese
MaRnahme darf daher auch von Personen anderen
Geschlechts durchgeflihrt werden, muss nicht in ei-
nem geschlossenen Raum durchgefiihrt werden und
findet ihre gesetzliche Grundlage in Art. 3 Abs. 2
Satz 2.

Zu Abs. 2

Wie Art. 91 Abs.2 Satz1 BayStVollzG bestimmt
Abs. 2, dass eine mit einer Entkleidung verbundene
Durchsuchung der untergebrachten Person nur bei
Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der Leitung der
Malregelvollzugseinrichtung in einem geschlossenen
Raum zulassig ist.

Zu Abs. 3

Abs. 3 ermoglicht die ausschlieBlich von einem Arzt
oder einer Arztin durchzufiihrende Untersuchung ei-
ner untergebrachten Person, wenn der begriindete
Verdacht besteht, dass diese Gegenstande im Korper
versteckt, die die Ziele der Unterbringung oder die
Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der
Malregelvollzugseinrichtung gefdhrden. Die Untersu-
chung hat in einem geschlossenen Raum stattzufin-
den und die in Abs. 1 Satze 2 bis 5 genannten Verfah-
rensgrundsatze zu beachten.

Die Untersuchung umfasst auch die Kontrolle der
intimen Koérperhdhlen und -6ffnungen, u. a. auch das
Abtasten des Darmausganges. Abs. 3 legitimiert aber
keine invasiven Eingriffe in das Korperinnere, wie
beispielsweise eine Magen- oder Darmspiegelung.

Zu Abs. 4

Abs. 4 normiert die Anlasse, fur die — bezogen auf
bestimmte einzelne untergebrachte Personen — eine
allgemeine Anordnung zur Durchsuchung erfolgen
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kann. Die Notwendigkeit zum Erlass einer allgemei-
nen Anordnung liegt im Ermessen der Leitung der
Malregelvollzugseinrichtung. Dabei ist die Verhalt-
nismaRigkeit zu wahren, was eine Beriicksichtigung
der Personlichkeit der untergebrachten Person und
unter Umstanden Differenzierungen nach der Art der
Malregel sowie nach Patientengruppen gebietet.

Die Entscheidungskompetenz ist gemaf Art. 49 Abs. 2
Nr. 8 der Leitung der Mafdregelvollzugseinrichtung zu-
gewiesen.

Zu Art. 25
Besondere SicherungsmaBBnahmen:

Art. 25 enthalt eine Neuregelung und orientiert sich an
der bewahrten Ausgestaltung im Strafvollzug (Art. 96
ff. BayStVollzG). Im UnterbrG waren besondere Si-
cherungsmafnahmen nicht gesondert geregelt. Sie
waren — soweit die Voraussetzungen vorlagen — nur
nach den Vorschriften Gber den unmittelbaren Zwang
moglich. Da diese Vorschriften aber nur bedingt ge-
eignet sind, Grundrechtseingriffe zu legitimieren und
zudem nicht alle Falle erfassen, in denen besondere
Sicherungsmallnahmen erforderlich sind, ist eine
gesetzliche Neuregelung geboten.

Zu Abs. 1

Im Vollzug der Unterbringung kann es Situationen
geben, die durch die Behandlung der untergebrachten
Person und ihre Unterbringung in einer Maf3regelvoll-
zugseinrichtung allein nicht zu beherrschen sind. Fur
diese Falle sind unter Wahrung des VerhaltnismaRig-
keitsgrundsatzes besondere Sicherungsmallinahmen
vorzusehen, um eine gegenwartige Gefahr von erheb-
lichem oder groflerem Ausmald oder eine bereits ein-
getretene erhebliche Stérung abzuwenden. Sie die-
nen der Gefahrenabwehr und durfen ausschlieBlich zu
diesem praventiven Zweck eingesetzt werden. Als
Mittel der Disziplinierung oder als Behandlungsmalf}-
nahme sind sie nicht zulassig.

Abs. 1 definiert, unter welchen Voraussetzungen be-
sondere Sicherungsmallnahmen gegen die unterge-
brachte Person angeordnet werden durfen. Er stellt
malgebend auf eine Gefadhrdungslage ab, die von
einem Verhalten der untergebrachten Person aus-
geht.

Aufgrund der Schwere des mit besonderen Siche-
rungsmallnahmen verbundenen Grundrechtseingriffs
ist die Entscheidungskompetenz gemaf Art. 49 Abs. 2
Nr.9 der Leitung der Malregelvollzugseinrichtung
zugewiesen.

Zu Abs. 2

In Abs. 2 werden die zuldssigen besonderen Siche-
rungsmaRnahmen abschlieRend aufgefihrt.

— Nr. 1: Die standige Beobachtung, auch mit techni-
schen Mitteln, ermdglicht neben der standigen

unmittelbaren Beobachtung durch Beschaftigte
der Maldregelvollzugseinrichtung auch eine Vi-
deoiliberwachung, z.B. bei Selbstmordgefahr der
untergebrachten Person. Eine Videoaufzeichnung
ist insoweit unzulassig.

Nr. 2: Die voribergehende Verabreichung not-
wendiger Medikamente darf ausschlielich im
Ausnahmefall als praventive Malinahme ergriffen
werden. Dabei sind jedoch die Regelungen der
Art. 6 und 7 zu beachten. Die voriibergehende
Verabreichung notwendiger Medikamente, bei-
spielsweise zur Ruhigstellung, kann im Einzelfall
auch als milderes Mittel gegenuber der Unterbrin-
gung in einem besonders gesicherten Raum oder
einer Fixierung vorzugswurdig sein.

Nr. 3: Der Entzug oder die Vorenthaltung von
Gegenstanden ist zulassig, wenn der Verbleib ob-
jektiv zu einer Gefahrdungssituation nach Abs. 1
fuhren kénnte. Die Gegenstande kénnen ganzlich
entzogen oder wahrend gewisser Zeiten vorent-
halten werden, wahrend sie zu anderen Zeiten
den untergebrachten Personen Uberlassen wer-
den koénnen.

Nr. 4. Die nachtliche Nachschau (Zimmerkontrol-
len) ist wahrend der Ruhezeiten zulassig, um ins-
besondere die Mdglichkeit einer Verletzung oder
Totung der betroffenen Person selbst oder einer
anderen mit ihr untergebrachten Person auszu-
schlieen. Die Haufigkeit der nachtlichen Kontrol-
len ist am jeweiligen Einzelfall auszurichten, aber
so gering wie moglich zu halten. Die in Kranken-
hausern uUblichen routinemafligen Kontrollen des
Gesundheitszustands sind keine besondere Si-
cherungsmafinahme im Sinne dieser Vorschrift.

Nr. 5: Die Trennung der untergebrachten Person
von anderen untergebrachten Personen ist nur vo-
ribergehend zulassig.

Nr. 6: Der ganzliche Entzug des Aufenthalts im
Freien ist nicht zuldssig. Der gemeinschaftliche
Aufenthalt im Freien mit anderen untergebrachten
Personen kann jedoch eingeschrankt oder unter-
sagt werden.

Nr. 7: Die Unterbringung in einem besonders ge-
sicherten Raum ohne gefadhrdende Gegensténde
(Isolationszimmer oder so genannter ,Time-out-
Raum®) ist ebenfalls nur voriibergehend zulassig
und muss die Moglichkeit einer Selbstverletzung
oder Selbsttétung der untergebrachten Person
ausschlief3en.

Nr. 8: Die Einschrankung der Bewegungsfreiheit
durch unmittelbaren Zwang. Unmittelbarer Zwang
ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen
durch korperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel und
durch Waffen (Art. 61 Abs. 1 Bayerisches Polizei-
aufgabengesetz). Hilfsmittel der kérperlichen Ge-
walt sind z.B. Hand- oder auch Fuf¥fesseln. Fixie-
rungen unterliegen der gesonderten Regelung des
Art. 26.
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Zu Abs. 3

Abs. 3 entspricht weitgehend der Regelung in Art. 96
Abs. 3 BayStVollzG und bildet einen selbstandigen
Eingriffstatbestand fir die aufgezahlten besonderen
Sicherungsmalnahmen. Er unterscheidet sich von
der Regelung in Abs. 1 dadurch, dass hier die Gefahr
nicht von der untergebrachten Person selbst auszu-
gehen braucht. Die Malinahmen kdnnen beispielswei-
se auch zum Schutz vor anderen untergebrachten
Personen angeordnet werden.

Zu Abs. 4

Abs. 4 entspricht weitgehend der Regelung in Art. 96
Abs. 4 BayStVollzG und enthalt fir Mallnahmen zur
Einschrankung der Bewegungsfreiheit durch Hilfsmit-
tel der korperlichen Gewalt einen erweiterten Eingriffs-
tatbestand. Beispielsweise eine Fesselung kommt
danach nicht nur aus den in Abs. 1 genannten Griin-
den in Betracht, sondern auch wenn die unterge-
brachte Person Widerstand leistet oder eine fluchtver-
dachtige untergebrachte Person ausgefiihrt oder dem
Gericht vorgefihrt werden muss (vgl. Art. 21). Ohne
die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage waren
entsprechenden MalRnahmen unzulassig (LG Pader-
born, R & P 2009, 154 f.).

Zu Art. 26
Fixierungen:

Art. 26 enthalt eine Neuregelung. Im UnterbrG war die
Moglichkeit der Vornahme von Fixierungen an unter-
gebrachten Personen nicht gesondert geregelt. Sie
war — soweit die Voraussetzungen vorlagen — nur
nach den Vorschriften Gber den unmittelbaren Zwang
mdglich. Da diese Vorschriften aber nur bedingt ge-
eignet sind, Grundrechtseingriffe zu legitimieren, ist
eine gesetzliche Neuregelung geboten. Aufgrund der
Schwere des mit einer Fixierung verbundenen Grund-
rechtseingriffes erfolgt eine von den besonderen Si-
cherungsmaflinahmen (Art. 25) gesonderte Regelung.

Zu Abs. 1

Unter einer Fixierung wird im medizinischen Sprach-
gebrauch das Anbinden der untergebrachten Person
an einen festen Gegenstand (z.B. mit einem Bauch-
gurt am Bett) verstanden, um die untergebrachte oder
andere Personen vor Schaden zu bewahren. Die Fi-
xierung ist die starkste Beschrankung der Freiheit
einer Person und darf wegen der Schwere des darin
liegenden Eingriffs in die Persdnlichkeitsrechte der
untergebrachten Person keinesfalls routinemafig vor-
genommen werden. In besonderen Situationen muss
hierauf jedoch als letztes Mittel zurlickgegriffen wer-
den konnen.

Fixierungen haben immer nach den aktuellen Richtli-
nien und Behandlungsleitlinien zu erfolgen. Fixierun-
gen mussen auf mdglichst schonende Art und Weise

erfolgen und mussen aufgehoben werden, sobald die
Voraussetzungen des Satz 1 nicht mehr vorliegen.
Fixierungen durch Verabreichung von Medikamenten
sind unzulassig.

Voraussetzung fur eine Fixierung sind nach Abs. 1
bestimmte gegenwartige, schwerwiegende Gefahren,
die sich durch weniger einschneidende MalRnahmen
nicht abwenden lassen. Die Fixierung ist nicht zur
Abwendung von Gewalttatigkeiten gegen Sachen
oder bei Fluchtgefahr zuldssig. Die fixierte Person darf
sich nicht selbst Uberlassen werden, sondern muss
nach Satz 2 standig und in geeigneter Weise betreut
(insbesondere zur Befriedigung des Durst- und Hun-
gergefiihls sowie des Harn- und Stuhldranges) und
Uberwacht werden. Sofern korperlicher und psychi-
scher Zustand der fixierten Person es zulassen, kann
dies z.B. auch durch eine Videouberwachung erfol-
gen, wenn die liickenlose Uberwachung des Monitors
sichergestellt ist und die fixierte untergebrachte Per-
son auch auf ihr Verlangen unverziiglich von einer zur
Betreuung geeigneten Person aufgesucht wird. An-
dernfalls hat eine standige Sitzwache zu erfolgen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 bestimmt restriktiv, dass die Fixierung nur be-
fristet und dies langstens fir 24 Stunden angeordnet
werden darf. Dies schlie3t allerdings nicht aus, dass
aufgrund neuerlicher arztlicher Prifung und bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des Abs. 1 eine erneute
Fixierung angeordnet werden kann.

Aufgrund der Schwere des mit Fixierung verbundenen
Grundrechtseingriffs ist die Entscheidungskompetenz
gemal Art. 49 Abs. 2 Nr. 10 der Leitung der Malire-
gelvollzugseinrichtung zugewiesen.

Bei der Durchfihrung von Fixierungen sind deren
Anordnung sowie Begrundung, der Beginn, das Ende
und die Form der Fixierung sowie die erfolgten Uber-
wachungsmafinahmen in den Uber die untergebrachte
Person gefuhrten Akten (Art. 32) zu vermerken. Die
Dokumentationspflicht soll sicherstellen, dass die
Notwendigkeit einer FixierungsmalRnahme sowie Art
und Ausmalf der notwendigen Betreuung jeweils sorg-
faltig gepruft werden und zu spéateren Prifzwecken
nachvollziehbar dokumentiert sind.

Zu Abs. 3

Mit der neuen Regelung in Abs. 3 wird sichergestellt,
dass Zwangsfixierungen richterlich Uberprift werden.
Grundsatzlich ist vor jeder Fixierung eine gerichtliche
Entscheidung der Strafvollstreckungskammer herbei-
zufiihren. Ausnahmsweise kann bei Gefahr in Verzug
die Fixierung bereits durchgefuhrt werden, bevor die
Entscheidung der Strafvollstreckungskammer ergan-
gen ist. Eine gerichtliche Uberpriifung ist nur dann
entbehrlich, wenn die betroffene Person mit der Fixie-
rung einverstanden ist bzw. diese winscht (z.B. Bor-
derline-Patienten). Voraussetzung eines wirksamen
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Einverstandnisses ist, dass das Einverstandnis freiwil-
lig zustande gekommen ist und die betroffene Person
die Bedeutung und Tragweite ihres Handelns erfas-
sen kann. Das Einverstandnis der untergebrachten
Person ist in den Akten zu dokumentieren. Hat sich
die Fixierung vor der Entscheidung der Strafvollstre-
ckungskammer erledigt, spricht das Gericht auf An-
trag aus, dass die MalRnahme rechtswidrig gewesen
ist, wenn der Antragsteller ein berechtigtes Interesse
an dieser Feststellung hat. Durch die gerichtliche Kon-
trolle wird sichergestellt, dass der schwerwiegende
Eingriff einer unabhangigen Priifung unterzogen wird.

Zu Art. 27
Unmittelbarer Zwang:

Art. 27 entspricht im Wesentlichen der Regelung in
Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 19 Unter-
brG und bestimmt die Zulassigkeit der Anwendung
unmittelbaren Zwangs.

MaRnahmen unmittelbaren Zwangs stellen einen Ein-
griff in die Grundrechte der betroffenen Person nach
Art. 2 GG dar. Art. 27 beinhaltet die erforderliche ge-
setzliche Grundlage, damit die Beschaftigten der
MaRregelvollzugseinrichtung Uber die Berechtigung
verfligen, die nach diesem Gesetz zulassigen Mafl3-
nahmen notfalls auch zwangsweise durchzusetzen,
wenn die Bereitschaft und Mitwirkung der unterge-
brachten Person oder gegebenenfalls anderer Perso-
nen zur Befolgung von Anordnungen nicht anders zu
erreichen sind.

Eine gesonderte Regelung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaRigkeit (vgl. Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit Art. 19 Abs. 3 UnterbrG; Art. 103 BaySt-
VollzG) ist nicht erforderlich, da dieser gemaR Art. 3
Abs. 4 fur alle auf Grundlage dieses Gesetzes erge-
henden MalRnahmen uneingeschrankt Geltung bean-
sprucht.

Zu Art. 28
Erkennungsdienstliche MaBnahmen:

Art. 28 enthalt eine Neuregelung der Zulassigkeit er-
kennungsdienstlicher MaRnahmen. Die Norm orien-
tiert sich an der bewahrten Ausgestaltung im Straf-
vollzug (Art. 93 BayStVollzG, §§ 86, 86a StVollzG).
Die Regelung geht den allgemeinen datenschutz-
rechtlichen Regelungen in des Art. 34 vor.

Erkennungsdienstliche MaRnahmen im Malregelvoll-
zug sind nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfGE 65, 1 ff.) nur zulassig,
wenn das Landesrecht hierzu eine besondere gesetz-
liche Regelung beinhaltet. Da diese im UnterbrG bis-
lang nicht verankert war, wird diese mit Art. 28 ge-
schaffen.

Die erkennungsdienstliche Behandlung einer unterge-
brachten Person durch die Malregelvollzugseinrich-
tung ist darauf gerichtet, vorsorglich diejenigen Unter-
lagen anzufertigen und bereit zu halten, welche ins-
besondere im Falle einer Entweichung einer unterge-
brachten Person fur die Fahndung bendtigt werden.
Insbesondere ist die Uberpriifung der ldentitat von
untergebrachten Personen von grofer Bedeutung.
Der Katalog zulassiger erkennungsdienstlicher Mal3-
nahmen, der der Regelung in Art. 93 Abs. 1 BaySt-
VollzG entspricht, ist abschliefiend.

Zu Abschnitt 6  Finanzielle Regelungen:

Abschnitt 6 fasst die Regelungen Uber die Gelder der
untergebrachten Personen zusammen.

Zu Art. 29
Motivationsgeld, Zuwendungen, Barbetrag:

Art. 29 erganzt Art. 10 und bestimmt die den unterge-
brachten Personen zu gewahrenden finanziellen Leis-
tungen. Die Vorschrift enthalt Neuregelungen und
orientiert sich unter Berlcksichtigung der Besonder-
heiten des Maliregelvollzugs an der bewahrten Aus-
gestaltung im Strafvollzug (Art. 46 f., 51 ff. BaySt-
VollzG).

Zu Abs. 1

Erbringt die untergebrachte Person Leistungen im
Rahmen der Arbeitstherapie, hat sie einen Anspruch
auf die Gewahrung eines Motivationsgeldes es. Die
Hohe des Motivationsgeldes es ist nach den Umstan-
den des Einzelfalls durch den Trager der Malregel-
vollzugseinrichtung in angemessener Hohe festzule-
gen. Geht die untergebrachte Person im Rahmen des
Art. 10 Abs. 3 einer Arbeit auBerhalb der Maliregel-
vollzugseinrichtung nach, so richtet sich diese Vergu-
tung eines im Rahmen eines freien Beschaftigungs-
verhaltnisses erworbenen Arbeitslohns nach den Ver-
einbarungen zwischen der untergebrachten Person
und dem Arbeitgeber.

Zu Abs. 2

Zuwendungen koénnen untergebrachte Personen er-
halten, die aus therapeutischen Griinden eine sonsti-
ge Beschéftigung ausiben oder die an einer heilpa-
dagogischen Foérderung, an MaRnahmen der Berufs-
ausbildung oder der beruflichen Fortbildung oder an
einer Umschulung teilnehmen. Die Gewahrung einer
Zuwendung soll zur Forderung der Motivation und der
Teilnahme der untergebrachten Person an entspre-
chenden Angeboten beitragen. Auch insoweit gilt,
dass die Hohe der Zuwendung nach den Umstanden
des Einzelfalls durch den Trager der Mafregelvoll-
zugseinrichtung festzulegen ist.
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Zu Abs. 3 Zu Art. 30
Uberbriickungsgeld:

Bereits in der Vergangenheit wurde mittellosen unter-
gebrachten Personen auf Grundlage entsprechender
Verwaltungsanweisungen ein Barbetrag (so genann-
tes Taschengeld) durch die Maldregelvollzugseinrich-
tung gewahrt. In diesem Zusammenhang war strittig,
ob untergebrachte Personen gemaR Art. 2 Abs. 1 GG,
Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaats-
prinzip einen Anspruch auf Gewahrung eines ange-
messenen Barbetrags zur Sicherung ihres Existenz-
minimums gegen die flr sie zustandige Sozialbehdrde
geltend machen kénnen (vgl. BVerfG vom 24.7.2008,
Az. 2 BvR 840/06). Erfahrungen der Praxis haben ge-
zeigt, dass jedenfalls die kurzfristige Realisierung des
gof. bestehenden sozialhilferechtlichen Anspruchs
nicht moglich ist. Wirden die untergebrachten Perso-
nen gleichwohl auf die Geltendmachung gegeniber
der zustandigen Sozialbehorde verwiesen, hatte dies
zur Folge, dass untergebrachte Personen oftmals fir
einen erheblichen Zeitraum keine Madglichkeit zum
Einkauf von Nahrungs- und Genussmitteln sowie Ge-
genstanden des personlichen Bedarfs, die Uber die
Grundversorgung durch die Malregelvollzugseinrich-
tung hinausgehen, haben.

Nachdem das Bundesverfassungsgericht in der be-
nannten Entscheidung angedeutet hat, dass die Ge-
wahrung eines Barbetragsanspruchs (Taschengeldan-
spruches) einer gesetzlichen Grundlage bedarf, wird
diese durch Abs. 3 geschaffen. Danach haben unter-
gebrachte Personen ebenso wie Strafgefangene
(Art. 54 BayStVollzG) bei Mittellosigkeit Anspruch auf
einen ihnen zu gewahrenden monatlichen Barbetrag.
Dieses ist der Betrag, welcher der untergebrachten
Person auf jeden Fall verbleiben muss. Sinn und
Zweck des Barbetrags liegt darin, der mittellosen un-
tergebrachten Person in entsprechender Anwendung
des Rechtsgedankens der Sozialhilfe in bescheide-
nem Male eine Mindestausstattung zur Befriedigung
solcher Bedurfnisse zukommen zu lassen, die Uber
die auf Existenzsicherung ausgerichtete Grundversor-
gung durch die Mafregelvollzugseinrichtung hinaus-
gehen. Durch die Gewahrung eines Barbetragsan-
spruchs soll auch vermieden werden, dass unterge-
brachte Personen anféllig werden fir behandlungs-
feindliche subkulturelle Abhangigkeiten von anderen
untergebrachten Personen.

Anhnlich wie im Strafvollzug ist eine untergebrachte
Person mittellos im Sinne des Gesetzes, soweit ihr im
laufenden Monat aus anderen Quellen (z.B. Renten-
einkinfte, Geschenke) ein Betrag bis zur Hohe des
Barbetrags nicht zur Verfligung steht.

Hinsichtlich des Erhalts von Motivationsgeld oder
einer Zuwendung bestimmt Satz 2, dass eine Anrech-
nung erfolgen kann.

Eine Anrechnung und die Hohe des Barbetrags wer-
den durch Verwaltungsvorschrift geregelt. Durch die
gesetzliche Neuregelung ist keine Umstellung der
derzeitigen Praxis der Gewahrung veranlasst. Finan-
zielle Mehrkosten entstehen nicht.

Art. 30 ist eine Neuregelung und bestimmt die Vo-
raussetzungen der Bildung eines Uberbruckungsgel-
des. Die Norm orientiert sich unter Bericksichtigung
der Besonderheiten des MaRregelvollzugs an der be-
wahrten Ausgestaltung im Strafvollzug (Art. 51 Bay-
StVollzG).

Beabsichtigte Entscheidungen Uber die Bildung und
die Auszahlung des Uberbrickungsgeldes sollen mit
der untergebrachten Person erdrtert werden.

Fir das Uberbriickungsgeld gelten besondere Pfan-
dungsschutzbestimmungen (§ 138 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 51 Abs. 4 und 5 StVollzG) gemal Art. 54
unverandert fort.

Zu Abs. 1

Die Vorschrift bezweckt, fur die besonders schwierige
Zeit unmittelbar nach der Entlassung eine finanzielle
Vorsorge durch das zwangsweise Ansparen eines
Geldbetrags fiir den notwendigen Lebensunterhalt der
untergebrachten Person und ihrer Unterhaltsberech-
tigten fur die ersten vier Wochen nach der Entlassung
treffen zu kénnen. Hintergrund der Norm ist, dass die
Wiedereingliederung der untergebrachten Person er-
leichtert wird, wenn ihr bei der Entlassung ein Geldbe-
trag zur Verfligung steht, aus dem die in der ersten
Zeit Ublicherweise entstehenden Aufwendungen ge-
deckt werden kénnen. Zugleich soll mit Blick auf die
Ruckfallgefahrdung der untergebrachten Person ver-
mieden werden, dass diese wahrend der besonders
schwierigen Phase unmittelbar nach der Entlassung
sofort in wirtschaftliche Not gerat.

Im Gegensatz zur Ausgestaltung im Strafvollzug wird
davon abgesehen, die Bildung eines Uberbriickungs-
geldes als zwingend vorzuschreiben. Bei der Unter-
bringung von psychisch kranken oder suchtkranken
Menschen kann es Situationen geben, in denen die
zwangsweise Inanspruchnahme von Geldern der un-
tergebrachten Person zu einer Beeintrachtigung der
Behandlungs- und Therapieaussichten fihren kann.
Aus diesem Grund ist durch die Maldregelvollzugsein-
richtung, moglichst unter Beteiligung der unterge-
brachten Person, im konkreten Einzelfall festzulegen,
ob die Bildung eines Uberbriickungsgeldes sinnvoll
ist.

Das Uberbriickungsgeld ist aus den Einkiinften der
untergebrachten Person anzusparen, woraus sich fur
die Dauer der Unterbringung eine Verfliigungsbe-
schrankung uber die in der Malregelvollzugseinrich-
tung erworbenen Einkiinfte ergibt, sofern ein Uberbri-
ckungsgeld gebildet wird. Grundsatzlich kommen hier-
fur nur die von der untergebrachten Person im Rah-
men des Vollzugs erzielten Einkunfte in Betracht (Mo-
tivationsgeld nach Art. 29 Abs. 1 in Verbindung mit
Art. 10 Abs. 1 und 3 und Zuwendungen nach Art. 29
Abs. 2 in Verbindung mit Art. 10 Abs. 1 und 2 sowie
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Arbeitsentgelt bei einer entgeltlichen Auflenbeschafti-
gung). Sonstige der untergebrachten Person zur Ver-
figung stehende Gelder kénnen nur herangezogen
werden, wenn die untergebrachte Person ausdrick-
lich zustimmt. Durch die Bildung eines Uberbrii-
ckungsgeldes dirfen andere rechtliche Verpflichtun-
gen der untergebrachten Person nicht beeintrachtigt
werden; die Bildung eines Uberbriickungsgeldes ist
daher nachrangig. Leistet die untergebrachte Person
beispielsweise Unterhaltsleistungen und wirden diese
durch die Bildung des Uberbriickungsgeldes gefahr-
det, ist dessen Bildung nicht zulassig.

Zu Abs. 2

Abs. 2 schreibt der Maf¥regelvollzugseinrichtung vor,
wie sie die Mittel fiir das Uberbriickungsgeld zu ver-
walten und auszuzahlen hat. Die Bestimmung der
Anlageform liegt im Ermessen der Malregelvollzugs-
einrichtung; sie muss aber ,geeignet” sein.

Zu Art. 31
Verfiigung iiber Gelder:

Art. 31 ist eine Neuregelung und beruht auf einem von
der Praxis geduflerten Erfordernis zur Beschrankung
des Geldbesitzes der untergebrachten Personen.

Zu Abs. 1

Satz 1 stellt klar, das die untergebrachten Personen
grundsatzlich Uber einen Betrag in H6he des allge-
mein gewahrten Barbetrags frei verfligen koénnen
(Art. 29 Abs. 3). Dabei bleibt auRer Betracht, ob die
untergebrachten Personen aufgrund ihrer Mittellosig-
keit einen Barbetrag erhalten oder ob es sich um ei-
gene Gelder handelt. Zur Wahrung und Férderung der
Vollzugsziele kénnen in begrindeten Fallen Ein-
schrankungen vorgenommen werden.

Satz 2 bildet die fUr eine Beschrankung des Bargeld-
besitzes erforderliche gesetzliche Voraussetzung.
Uber Geldbetrage, die Uber den Barbetrag hinausge-
hen, dirfen die untergebrachten Personen nur mit
Einwilligung der Mafregelvollzugseinrichtung verfu-
gen. Dadurch sollen unerwiinschte Geschéafte und
Abhangigkeitsverhaltnisse zwischen den unterge-
brachten Personen verhindert werden. Hingegen un-
terliegen die untergebrachten Personen hinsichtlich
ihres sonstigen, auBerhalb der Malregelvollzugsein-
richtung befindlichen Vermdgens keiner Verfligungs-
beschrankung. Sobald aber Vermdégen in die Maldre-
gelvollzugseinrichtung gebracht wird, unterliegt dieses
der Beschrankung des Satzes 2. Die Ausgestaltung
des Genehmigungserfordernisses obliegt der Malire-
gelvollzugseinrichtung. Insoweit kann es beispielswei-
se auch zulassig sein, bestimmten ,zuverlassigen®
untergebrachten Personen eine generelle Genehmi-
gung zur Verfligung Uber deren Gelder zu erteilen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 verpflichtet die Malregelvollzugseinrichtung,
Geldbetrage, die von der untergebrachten Person in
die Mafregelvollzugseinrichtung eingebracht werden
oder die sie wahrend ihrer Unterbringung dort erhalt,
soweit sie nicht von der Vertretung der untergebrach-
ten Person verwaltet oder als Beitrag zum Uberbrii-
ckungsgeld (Art. 30) in Anspruch genommen werden,
zu verwahren. Erfolgt eine Verwahrung, gelten die
Regeln der verwaltungsrechtlichen Verwahrungsver-
héltnisse. Eine Pflicht der Malregelvollzugseinrich-
tung zur Anlage der Geldbetrage existiert nicht.

Wird die Maldregelvollzugseinrichtung in persdnlichen
Angelegenheiten der untergebrachten Person tatig
und entspricht dies dem wirklichen oder mutmalli-
chen Willen der untergebrachten Person, richtet sich
der Ersatz der zur Geschéaftsbesorgung erforderlichen
Aufwendungen nach den birgerlich rechtlichen Vor-
schriften des Auftragsrechts und der Geschaftsfih-
rung ohne Auftrag. Von der Geltendmachung des
Anspruchs auf Ersatz von Aufwendungen kann abge-
sehen werden, wenn dies die Behandlung oder die
Eingliederung beeintrachtigen wirde.

Rechtsgrundlage etwaiger Anspriiche sind aus-
schlie8lich die entsprechenden Regelungen des Biir-
gerlichen Gesetzbuches.

Zu Abschnitt 7  Akten und Datenschutz:

Abschnitt 7 enthalt die malRgebenden Regelungen zur
Aktenflihrung und zum Datenschutz.

Zu Art. 32
Aktenfiihrung:

Art. 32 ist eine Neuregelung und bestimmt Mindestan-
forderungen fur die Dokumentation des Vollzugs der
Unterbringung.

Zu Abs. 1

Wie jeder andere Arzt oder jede andere Arztin auch
unterliegt der Arzt oder die Arztin im MaRregelvollzug
der Dokumentationspflicht. Nach § 10 der Musterbe-
rufsordnung Arzte/Arztinnen der Bundeséarztekammer
haben Arzte und Arztinnen Uber die in Ausiibung ihres
Berufes gemachten Feststellungen und getroffenen
MaRnahmen die erforderlichen Aufzeichnungen zu
fuhren. Diese sind nicht nur Ged&chtnisstitzen fir den
Arzt oder die Arztin, sie dienen auch dem Interesse
des Patienten oder der Patientin an einer ordnungs-
gemalen Dokumentation. Darlber hinaus gehort die
Dokumentationspflicht im Mafregelvollzug systema-
tisch zu den Dienstpflichten des Arztes oder der Arztin
gegenuber der Aufsicht filhrenden Behdrde. Die Do-
kumentation ist in den jeweiligen Krankenakten aufzu-
nehmen, wobei im Hinblick auf die Besonderheiten
psychiatrisch-psychotherapeutisch-psychologischer

Krankengeschichten und Behandlungsverldufe nur
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Objektives bzw. Objektivierbares dokumentations-
pflichtig ist.

Die untergebrachte Person hat ein umfassendes
Recht an der Gestaltung ihrer Unterbringung sowie
ihrer Behandlung mitzuwirken (vgl. Art. 3 Abs. 1). Zur
Gewabhrleistung dieses Rechts sowie zu dessen
Uberpriifung sind schriftiche Stellungnahmen der
untergebrachten Person sowie ihrer Vertretung zur je-
weiligen Krankenakte zu nehmen.

Bei Zwangsbehandlungen gemaf Art. 6 Abs. 3, 5 und
6 sind deren Anordnung und Beendigung, die Griinde
der Anordnung, die Wirkungsiberwachung und deren
Ausflhrung zu dokumentieren. Bei Zwangsmalinah-
men nach Art. 6 Abs. 3 sind zusatzlich die nach Art. 6
Abs. 3 Nummer 3 a bis ¢ unternommenen Mafinah-
men zu dokumentieren. Dies dient der Sicherung der
VerhaltnismaRigkeit des Eingriffs sowie einem effekti-
ven Rechtsschutz der untergebrachten Person. Weiter
soll die Dokumentation eine Behandlungskontinuitat
auch bei wechselnder arztlicher Betreuung sicherstel-
len sowie eine systematische verbesserungsorientier-
te Qualitatskontrolle und Evaluation ermdglichen.

Bei Fixierungen gemaR Art. 26 sind deren Anordnung
sowie Begrlindung, der Beginn, das Ende, die Form
der Fixierung und die arztlichen Uberprifungen sowie
die erfolgten Betreuungs-, Versorgungs- und Uberwa-
chungsmalnahmen in der zu der untergebrachten
Person gefiihrten Krankenakte zu vermerken. Dies
soll sicherstellen, dass die Notwendigkeit einer Fixie-
rung sowie Art und Ausmaf der notwendigen Betreu-
ung jeweils sorgfaltig geprift werden und zu spateren
Prufzwecken eindeutig nachvollziehbar sind. Ist die
betroffene untergebrachte Person mit der Fixierung
einverstanden, so ist das Einverstandnis in der Kran-
kenakte zu dokumentieren.

Im Ubrigen liegen die Festlegung der dokumentati-
onspflichtigen Personen sowie Art und Umfang der
Dokumentation in der Verantwortung der Maliregel-
vollzugseinrichtung.

Infolge der Regelungen in Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2
sind durch die Malregelvollzugseinrichtung zumindest
drei voneinander getrennte Akten zu flhren.

In diesem Zusammenhang wird auf die Hinweis- und
Informationspflicht in Art. 3 Abs. 4 und dessen Be-
grindung nochmals hingewiesen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 verpflichtet die MalRregelvollzugseinrichtung,
die erkennungsdienstlichen Unterlagen getrennt von
den Krankenakten aufzubewahren. Damit wird dem
datenschutzrechtlichen Erfordernis eines zweckge-
bundenen Umgangs mit den Daten in besonderer
Weise entsprochen.

Zu Abs. 3

Nach Art. 195 Abs. 4 BayStVollzG kénnen die Akten
auch elektronisch gefiihrt werden.

Zu Art. 33
Akteneinsicht:

Art. 33 ist eine Neuregelung und bestimmt das Recht
der untergebrachten Person auf Gewadhrung von Ak-
teneinsicht.

Zu Abs. 1

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts (vgl. Beschluss vom 09.01.2006, Az. 2 BvR
443/02) haben Malregelvollzugspatienten durch das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ein
in besonderem Male verbiirgtes Informationsrecht, zu
erfahren, wie mit ihrer Gesundheit umgegangen wur-
de, welche Daten sich dabei ergeben haben und wie
man die weitere Entwicklung einschatzt. Das Bundes-
verfassungsgericht schlussfolgert daraus ein grund-
satzliches Recht der untergebrachten Personen auf
Einsicht in ihre Krankenakten. Das Recht der unterge-
brachten Personen auf Akteneinsicht erhalt in Abs. 1
eine gesetzliche Grundlage.

Méogliche Grenzen fir das Einsichtsrecht ergeben sich
vor allem aus einer Verletzung schutzwirdiger Belan-
ge anderer Personen. Eine Einschrankung kann sich
daraus ergeben, dass Krankenakten gerade bei psy-
chischen Erkrankungen nicht nur objektivierte Befun-
de und Berichte Uber Behandlungsmaflinahmen, son-
dern auch subjektive Beurteilungselemente sowie An-
gaben von Dritten Uber Dritte enthalten. Das Bundes-
verfassungsgericht (a.a.0.) hat in Abgrenzung zur
hdchstrichterlichen Rechtsprechung zum privaten
Arztrecht (vgl. BGHZ 85, 339 ff; BGH NJW 1985, 674;
NJW 1989, 764) unter besonderer Beriicksichtigung
des offentlich-rechtlichen Verhaltnisses zwischen Arzt
und untergebrachter Person im Malregelvollzug in-
soweit entschieden, dass das Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung beziglich des Zugangs zu
fur die personliche Selbstbestimmung erheblichen
Daten in jedem Fall eine Abwagung verlangt, in der
die Belange der untergebrachten Person mit dem ihr
von Verfassungswegen zukommenden Gewicht be-
rucksichtigt werden missen. Dabei ist in jedem ein-
zelnen Fall konkret und substantiiert abzuwagen, ob
und inwieweit der verfassungsmafige Anspruch auf
Information eingeschrankt werden darf. Pauschale
Wertungen oder Hinweise auf eine abstrakte Miss-
brauchsgefahr geniigen den grundrechtlichen Anfor-
derungen bei Einschrankung des Zugangs zur Infor-
mation nicht.

In Umsetzung dieser Vorgaben schrankt Satz 2 das
Akteneinsichtsrecht aus der Natur der Sache ein.
SchlieBlich soll das Recht zur Einsichtnahme der In-
formation der untergebrachten Person dienen und ist
daher fehl am Platze, wenn diese die Information
krankheitsbedingt Uberhaupt nicht zu verstehen ver-
mag. Ebenso kénnen zu beflrchtende nachteilige
Auswirkungen auf ihren Gesundheitszustand oder ihre
Therapieaussicht dem Akteneinsichtsverlangen ent-
gegengehalten werden, sofern die vom Bundesver-
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fassungsgericht geforderte Abwagung zu diesem Er-
gebnis fuhrt.

Zu Abs. 2

Abs. 2 erganzt das in Abs. 1 gewahrte Akteneinsichts-
recht und bestimmt einen Rechtsanspruch der unter-
gebrachten Person gegenuber der Malregelvollzugs-
einrichtung auf Erstellung von Ablichtungen auf eige-
ne Kosten. Es gilt Lfd. Nr. 1.111.0/1.2 des Kostenver-
zeichnisses entsprechend. Das Kostenverzeichnis ist
der Verordnung Uber den Erlass des Kostenverzeich-
nisses zum Kostengesetz als Anlage beigefligt. Das
Recht auf Erstellung von Ablichtungen bezieht sich
nur auf Aktenbestandteile, in die nach MalRgabe des
Abs. 1 Einsicht zu gewahren ist.

Zu Art. 34
Datenschutz:

Das UnterbrG enthielt bislang nur vereinzelt daten-
schutzrechtliche Regelungen. Da aber die mit der
Unterbringung in einer Malregelvollzugseinrichtung
verbundenen Einschrankungen des Rechts auf infor-
mationelle Selbstbestimmung einer gesetzlichen Re-
gelung bedirfen (vgl. BVerfGE 65, 1), wird diese mit
Art. 34 geschaffen.

Es wird auf die Begriindung der Art. 95 Abs. 2, Art.
196, 197 Abs. 3, 4, 5 und 7, Art. 198, 199 Satze 1
und 2, Art. 200, 201 Abs. 1, Art. 202, 204 und 205
BayStVollzG sowie des Bayerischen Datenschutzge-
setzes verwiesen. Besondere personenbezogene Da-
ten im Sinn des Art. 200 BayStVollzG sind besonders
sensible Daten und erfordern daher eine besondere
Berucksichtigung.

Zu Abschnitt 8 Aussetzung der Unterbringung

und Entlassung:

Abschnitt 8 enthalt die Pflichten der Malregelvoll-
zugseinrichtung zur Uberpriifung des Vorliegens der
Voraussetzungen der Unterbringung und bestimmt
das Verfahren der Entlassung der untergebrachten
Person aus der Mal¥regelvollzugseinrichtung.

Zu Art. 35

Uberpriifung der Voraussetzungen der Unterbrin-
gung:

Art. 35 ist eine Neuregelung und bestimmt im Wesent-
lichen die Mitwirkung der MaRregelvollzugseinrichtung
zur Herbeiflhrung einer Entscheidung der Strafvoll-
streckungskammer oder des Jugendrichters, die Voll-
streckung der Maldregel zur Bewdhrung auszusetzen
oder diese fir erledigt zu erklaren. Im UnterbrG gab
es bislang eine vergleichbare Regelung (Art. 24
Abs. 1 UnterbrG) lediglich fur den Bereich der 6ffent-
lich-rechtlichen Unterbringungen auf Grundlage des
UnterbrG.

Zu Abs. 1

Die untergebrachten Personen dirfen nur solange
untergebracht werden, bis eine Aussetzung der Voll-
streckung der Malregel zur Bewahrung oder die Er-
klarung deren Erledigung nach Malgabe des § 67d
StGB erfolgt. Die Aussetzung der Vollstreckung der
Malregel zur Bewahrung oder die Erklarung deren
Erledigung sind die eigentlichen Ziele der Unterbrin-
gung in einer MaRregelvollzugseinrichtung (vgl. § 67d
Abs. 2, 5, 6 StGB). Die Malregelvollzugseinrichtung
hat daher nach Satz 1 wahrend der gesamten Dauer
der Unterbringung zu priifen, ob die Vollstreckung der
Unterbringung zur Bewahrung maglicherweise auszu-
setzen oder ob die Unterbringung fiir erledigt zu erkla-
ren ist. Da die benannten Entscheidungen von der
Strafvollstreckungskammer oder dem Jugendrichter
zu treffen sind, ist es erforderlich, dass diese Uber alle
Informationen, die fiir die Beendigung der Unterbrin-
gung wesentlich sein kénnen, hinreichend und unver-
zlglich informiert werden. Liegen die bundesgesetz-
lich geregelten Voraussetzungen vor, ist die Leitung
der Mafregelvollzugseinrichtung (Art. 49 Abs. 2 Nr. 12)
daher nach Satz 2 verpflichtet, die Vollstreckungsbe-
hérde entsprechend zu informieren. Die Vollstre-
ckungsbehorde unterrichtet dann ihrerseits die Straf-
vollstreckungskammer.

Mit dem Gesetz zur Sicherung der Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer Ent-
ziehungsanstalt vom 16. Juli 2007 (BGBI | S. 1327)
hat der Bundesgesetzgeber die Neuregelung des
§ 463 Abs. 4 StPO eingefiihrt. Diese sieht vor, dass
im Rahmen der Uberprifungen nach § 67e StGB das
Gericht nach jeweils funf Jahren vollzogener Unter-
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus das
Gutachten eines Sachverstandigen einholen soll
(§ 463 Abs. 4 Satz1 StPO), der weder im Rahmen
des Vollzugs der Unterbringung mit der Behandlung
der untergebrachten Person befasst gewesen ist
(§ 463 Abs. 4 Satz 2 Alt. 1 StPO) noch in dem psychi-
atrischen Krankenhaus arbeitet, in dem sich die un-
tergebrachte Person befindet (§ 463 Abs. 4 Satz 2
Alt. 2 StPO). Die Vorschrift konkretisiert das verfas-
sungsrechtliche Gebot bestmdglicher Sachaufklarung
im Strafvollstreckungsverfahren, indem durch die Hin-
zuziehung eines oder einer bisher nicht mit der unter-
gebrachten Person befassten Gutachters oder Gut-
achterin, der oder die eine kritische Distanz zu den
bisherigen - im Laufe der letzten finf Jahre eingehol-
ten - Stellungnahmen halt, der Gefahr von Routinebe-
urteilungen vorgebeugt und die Prognosesicherheit
des Gerichts entscheidend verbessert werden soll
(vgl. BT-Drucks 16/1110, S. 19). Nach einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts ist ein externes
Gutachten als Grundlage einer nach funf Jahren zu
treffenden Uberprifungsentscheidung nur in sehr eng
begrenzten Ausnahmefallen entbehrlich (Beschluss
vom 26.03.2009, Az. 2 BvR 2543/08; ebenso: OLG
Frankfurt am Main, NStZ-RR 2008, 292). Das Bun-
desverfassungsgericht hat in der benannten Entschei-
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dung zudem angedeutet, dass ein Absehen von der
Einholung des Gutachtens selbst dann nicht gerecht-
fertigt ist, wenn die fortbestehende Gefahrlichkeit der
untergebrachten Person fiir die Allgemeinheit ,vollig
unzweifelhaft ist. Es ist ausschlieBlich Aufgabe des
zustandigen Strafvollstreckungsgerichts, zu entschei-
den, in welchen Einzelfdllen von einer Einholung ei-
nes externen Sachverstandigengutachtens abgese-
hen werden kann (vgl. BVerfG, Beschluss vom
26.03.2009, Az. 2 BvR 2543/08). In Anbetracht der
Bedeutung einer externen Begutachtung fur die un-
tergebrachte Person und der Tatsache, dass diese
oftmals infolge ihrer Erkrankung nicht hinreichend in
der Lage ist, ihre berechtigten Interessen in vollem
Umfang wahrzunehmen, soll die Maf3regelvollzugein-
richtung in den Fallen des § 463 Abs. 3 Satz 3
2. Halbsatz und Abs. 4 Satz 1 StPO im Interesse der
untergebrachten Person darauf hinwirken, dass ein
Sachverstandigengutachten durch das Gericht einge-
holt wird.

Zu Abs. 2

Abs. 2 bestimmt, dass die Malregelvollzugseinrich-
tung so friih wie mdéglich die Erforderlichkeit von Maf-
nahmen zur nachsorgenden ambulanten Betreuung
sowie Behandlung prifen soll. In enger Zusammenar-
beit mit der Flhrungsaufsichtsstelle, der Bewah-
rungshilfe und dem zustandigen Sozialhilfetrager so-
wie sonstigen Versorgungsanbietern soll gewahrleis-
tet werden, dass die untergebrachte Person in einen
geschutzten und betreuten sozialen Empfangsraum
entlassen wird. Durch begleitende MalRnahmen soll
sichergestellt werden, dass die untergebrachte Per-
son in Freiheit ein eigenverantwortliches Leben in der
Gemeinschaft ohne die Begehung von Straftaten fihrt
und die erreichten Ziele der Unterbringung nicht ge-
fahrdet werden.

Zu Abs. 3

Absatz 3 normiert eine bereits ganz Uberwiegend
praktizierte Handhabung: Vor Ubersendung der Akten
an die Strafvollstreckungskammer holt die Vollstre-
ckungsbehoérde zur Vorbereitung der Antragstellung
fur die Fortdauerentscheidung und der Anregung von
Weisungen im Rahmen einer etwaigen Fiuhrungsauf-
sicht eine gutachterliche Stellungnahme der Maflre-
gelvollzugseinrichtung ein, in der der Verurteilte un-
tergebracht ist. Die gutachterliche Stellungnahme
kann sowohl von entsprechend qualifizierten Arztin-
nen und Arzten als auch von Psychologischen Psy-
chotherapeutinnen und Psychologischen Psychothe-
rapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten erstellt werden. Durch die ausdriickliche Nor-
mierung wird dieser wichtigen Aufgabe der Malregel-
vollzugseinrichtung Rechnung getragen und ihre Be-
deutung fur die gerichtliche Fortdauerentscheidung
betont. Durch die Begrifflichkeit ,gutachterliche Stel-

lungnahmen® werden diese in zwei Richtungen abge-
grenzt: Auf der einen Seite geniigt ein bloRer ,Arzt-
brief als Grundlage fir die gerichtliche Fortdauerent-
scheidung nicht. Vielmehr missen in der Stellung-
nahme jedenfalls Ausfihrungen dazu enthalten sein,
ob und welche Art rechtswidrige Taten von dem Un-
tergebrachten drohen, wie ausgepragt das Mall der
Gefahrdung ist (Haufigkeit und Ruckfallfrequenz), wie
hoch die Wahrscheinlichkeit zuktinftiger rechtswidriger
Taten ist, durch welche MalRnahmen die Gefahrlich-
keit der untergebrachten Person (weiter) gemindert
werden kann und inwieweit im Falle einer Aussetzung
der Maldregel zur Bewahrung im Rahmen der Fih-
rungsaufsicht Malnahmen der Aufsicht und Hilfe (§§
68a, 68b StGB) als weniger belastende Mallnahmen
ausreichen konnen, um den Zweck der Malregel zu
erreichen. Auf der anderen Seite kdnnen seitens des
Gerichts an die Stellungnahmen der Mafregelvoll-
zugseinrichtungen nicht die gleichen Anforderungen
gestellt werden wie an ein Sachverstandigengutach-
ten.

Zu Art. 36
Freiwilliger Verbleib nach Beendigung der Unter-
bringung:

Art. 36 ist eine Neuregelung und bestimmt bei Been-
digung der Unterbringung das Verfahren des Ver-
bleibs der untergebrachten Person in der Maliregel-
vollzugseinrichtung auch nach deren Entlassung.

Eine Entlassung der untergebrachten Person aus dem
Malregelvollzug muss sofort erfolgen, sobald die
Unterbringungsfrist abgelaufen ist bzw. die entspre-
chende Entlassungsanordnung der Vollstreckungsbe-
hoérde vorliegt. Bei verzogerter Entlassung steht die
Verwirklichung des Straftatbestandes der Freiheitsbe-
raubung geman § 239 StGB im Raum. Grundsatzlich
ist fir die Entlassung der untergebrachten Person
eine Entlassungsanordnung der Vollstreckungsbehdr-
de erforderlich, auch wenn eine gerichtliche Entschei-
dung gem. § 67d Abs. 2 und 4 bis 6 StGB ergangen
ist oder das Gericht die an sich im Anschluss zu voll-
ziehende Freiheitsstrafe gem. § 57 Abs. 1 StGB zur
Bewahrung ausgesetzt hat. Lediglich bei isolierter
Anordnung einer Mal3regel gem. § 64 StGB erfolgt die
Entlassung durch die Maldregelvollzugseinrichtung bei
Fristablauf ohne gesonderte Anordnung seitens der
Vollstreckungsbehdrde.

Selbstverstandlich ist, dass eine Entlassung der un-
tergebrachten Person nur dann mdglich ist, wenn
nicht in anderer Sache eine richterlich angeordnete
Freiheitsentziehung zu vollziehen ist.

Aufgrund der weitreichenden Folgen der tatsachlichen
Entlassung der untergebrachten Person aus der Maf3-
regelvollzugseinrichtung ist die Entscheidungskompe-
tenz gemal Art. 49 Abs.2 Nr. 13 der Leitung der
Malregelvollzugseinrichtung zugewiesen.

Satz 1 eroffnet der Maldregelvollzugseinrichtung aus
fUrsorgerischen Griinden und auf deren Kosten die
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Moglichkeit, der untergebrachten Person auf deren
schriftichen Antrag den freiwilligen Verbleib in der
MaRregelvollzugseinrichtung bis zum Vormittag des
zweiten auf den Eingang der Entlassungsanordnung
oder den Ablauf der Unterbringungsfrist folgenden
Werktages zu gestatten. Diese Regelung soll gewahr-
leisten, dass untergebrachte Personen in den selte-
nen Fallen einer unerwartet erfolgenden Entlassungs-
anordnung nicht ohne die notwendigen Vorberei-
tungsmaflnahmen zur Sicherung insbesondere ihres
sozialen Empfangsraumes entlassen werden mussen.
Der freiwillige Verbleib setzt das schriftliche Einver-
stédndnis der untergebrachten Person voraus, dass die
bisher bestehenden Beschrankungen bis zur Entlas-
sung aufrechterhalten bleiben und sich die unterge-
brachte Person den Regelungen der Hausordnung bis
zur Entlassung unterwirft.

Nach Satz 2 ist die untergebrachte Person auf die
Moglichkeit der Stellung eines Antrages hinzuweisen.

Zu Teil 3 Vollzug der einstweiligen Unterbringung:

Die Vorschriften des Teils 3 regeln den Vollzug der
einstweiligen Unterbringung infolge einer strafgericht-
lichen Entscheidung gemaR § 126a StPO sowie den
Vollzug der Sicherungshaft infolge einer strafgerichtli-
chen Entscheidung gemal § 463 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 453¢ StPO.

Vollzug der einstweiligen Unterbringung infolge einer
strafgerichtlichen Entscheidung gemaf § 126a StPO

In der Vergangenheit fand der Vollzug dieser einstwei-
ligen Unterbringung seine gesetzliche Grundlage aus-
schlieBlich in § 126a Abs. 2 in Verbindung mit § 119
StPO. Insoweit konnten aber nur Eingriffe in die Rech-
te der einstweilig untergebrachten Personen legiti-
miert werden, soweit diese zur Abwehr von Gefahren
fur die Haftzwecke oder die Ordnung der Anstalt er-
forderlich waren (§ 119 Abs. 3 StPO a. F.). Fur dar-
Uber hinausgehende Eingriffe nach Mallgabe voll-
zugspolitischer ZweckmaRigkeiten und nicht gefah-
renabwehrrechtlich begriindeter Abwagungen bot
§ 119 StPO keine ausreichende gesetzliche Grundla-
ge (vgl. BVerfG, NStZ 2008, 521). Dieser Bereich
wurde lediglich in einer weitgehend landereinheitli-
chen Verwaltungsvorschrift, der Untersuchungshaft-
vollzugsordnung (UVollzO), geregelt. Die UVollzO ver-
mochte aufgrund ihres untergesetzlichen Normcha-
rakters weder Bindungswirkung fir die Gerichte ent-
falten noch Eingriffe in die Grundrechte der einstweilig
untergebrachten Personen legitimieren.

Infolge der Zuweisung des Strafvollzugs in die aus-
schlielliche Gesetzgebungskompetenz der Lander
obliegt es nunmehr dem Freistaat Bayern, das ,Wie“
des Vollzugs der einstweiligen Unterbringung zu re-
geln. Die entsprechenden Regelungen erfolgen nun-
mehr in den Art. 37 bis 41.

Soweit das gerichtliche Verfahren betroffen ist und
soweit es um die Frage des ,Ob“ des Vollzugs der
einstweiligen Unterbringung geht, liegt die Gesetzge-
bungskompetenz weiter beim Bund. Durch den Bund
sind mit Wirkung vom 1. Januar 2010 Regelungen zur
Untersuchungshaft in den §§ 114a ff. StPO umfas-
send geandert worden, wobei diese Regelungen nach
MaRgabe des § 126a Abs. 2 StPO auch fir den Voll-
zug der einstweiligen Unterbringung Anwendung fin-
den.

Das Gesetz orientiert sich inhaltlich an der bewahrten
Ausgestaltung des Vollzugs der einstweiligen Unter-
bringung in der UVollzO sowie der Ausgestaltung des
Rechts der Untersuchungshaft im Bayerischen Unter-
suchungshaftvollzugsgesetz (BayUVollzG).

Bei der Unterbringung aufgrund einer strafgerichtli-
chen Entscheidung gemaf § 126a StPO ist die Un-
schuldsvermutung grundlegendes Prinzip. Die Un-
schuldsvermutung resultiert aus dem Rechtsstaats-
prinzip sowie aus Art. 6 Abs. 2 der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten. Sie
pragt den gesamten Vollzug der einstweiligen Unter-
bringung und ist bei samtlichen die einstweilig unter-
gebrachten Personen belastenden Mallnahmen zu
beachten. Konkret hat dies insbesondere zur Folge,
dass zu Gunsten der einstweilig untergebrachten Per-
sonen im gesamten Vollzug der einstweiligen Unter-
bringung zu unterstellen ist, dass sie einerseits die
ihnen zu Last gelegte rechtswidrige Tat nicht began-
gen haben und andererseits eine Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Ent-
ziehungsanstalt nicht angeordnet werden wird.

Vollzug der Sicherungshaft infolge einer strafgerichtli-
chen Entscheidung gemal § 463 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 453c StPO

In der Vergangenheit fand der Vollzug der Siche-
rungshaft seine gesetzliche Grundlage ausschlieflich
in §463 Abs.1 in Verbindung mit § 453c Abs. 2
Satz 2 jeweils in Verbindung mit § 119 StPO. Insoweit
konnten nur Eingriffe in die Rechte der einstweilig
untergebrachten Personen legitimiert werden, soweit
diese zur Abwehr von Gefahren fiur die Haftzwecke
oder die Ordnung der Malregelvollzugseinrichtung
erforderlich waren (§ 119 Abs. 3 StPO a. F.). Fir dar-
Uber hinausgehende Eingriffe nach Mallgabe voll-
zugspolitischer Zweckmafigkeiten und nicht gefah-
renabwehrrechtlich begriindeter Abwagungen bot und
bildet § 119 StPO - ahnlich wie beim Vollzug der
einstweiligen Unterbringung gemaR § 126a StPO —
keine ausreichende gesetzliche Grundlage.

Diese gesetzliche Grundlage wird nunmehr durch die
Art. 37 bis 41 geschaffen.

Zu Art. 37
Ziel und Grundsitze:

Art. 37 bestimmt das Ziel und die wesentlichen
Grundsatze der einstweiligen Unterbringung.
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Zu Abs. 1

Die einstweilige Unterbringung dient dem Schutz der
Allgemeinheit vor der Begehung weiterer rechtswidri-
ger Taten durch gefahrliche Personen, bei denen
dringende Grinde fir die Annahme vorhanden sind,
eine rechtswidrige Tat im Zustand der Schuldunfahig-
keit oder verminderten Schuldfahigkeit begangen zu
haben, und bei denen davon auszugehen ist, dass
deren Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus oder einer Entziehungsanstalt angeordnet
werden wird. Anders als die Untersuchungshaft, die
vor allem verfahrenssichernde Bedeutung hat, stellt
die einstweilige Unterbringung in erster Linie eine
vorbeugende Malinahme dar (OLG Frankfurt, NStZ
1985, 284 f.).

Nach Satz 2 ist beim Vollzug der einstweiligen Unter-
bringung zugunsten der einstweilig untergebrachten
Person zu berlicksichtigen, dass dieser auf einer vor-
laufigen strafgerichtlichen Entscheidung beruht.

Satz 3 stellt klar, dass auch wenn es nicht das Ziel der
einstweiligen Unterbringung als solches ist, gleichwohl
auch auf die Sicherung eines geordneten Verfahrens
Bedacht zu nehmen ist.

Der in Satz4 normierte Gegensteuerungsgrundsatz
nimmt die MaBregelvollzugseinrichtung dariiber hin-
aus in die Pflicht, schadlichen unbeabsichtigten Ne-
benfolgen des Freiheitsentzugs aktiv entgegenzuwir-
ken. In den meisten Fallen werden einstweilig unter-
gebrachte Personen von der Unterbringung weitge-
hend unvorbereitet getroffen. Daraus resultieren zum
einen eine verstarkte psychische Belastung, zum an-
deren typischerweise aber auch Probleme im sozialen
Bereich (z.B. zwischenmenschliche Beziehungen,
Arbeitsplatz), die insbesondere zu Beginn der Unter-
bringung einer Lésung zugefuhrt werden missen.
Dabei haben die einstweilig untergebrachten Perso-
nen aber keinen Rechtsanspruch auf bestimmte Mal3-
nahmen oder eine spezifische Hilfeleistung.

Zu Abs. 2

Die einstweilige Unterbringung soll den allgemeinen
Lebensverhaltnissen so weit wie mdglich angeglichen
werden. Der Angleichungsgrundsatz ist einer der ele-
mentaren Gestaltungsgrundsatze des Vollzugs der
einstweiligen Unterbringung. Da die beim Vollzug der
einstweiligen Unterbringung zugunsten der einstweilig
untergebrachten Person zu berlcksichtigen, dass
dieser auf einer vorlaufigen strafgerichtlichen Ent-
scheidung beruht, soll es ihnen soweit als mdglich ge-
stattet werden, in Verhaltnissen zu leben, die denjeni-
gen in Freiheit entsprechen. Dieser Grundsatz ist bei
der Ausgestaltung des Vollzugs der einstweiligen
Unterbringung durch die Mafregelvollzugseinrichtun-
gen zu beachten; unmittelbare Rechte kdnnen die
einstweilig untergebrachten Personen aus dieser Vor-
schrift jedoch nicht herleiten.

Das Vollzugsleben ist den ,allgemeinen Lebensver-
haltnissen“ anzugleichen, nicht also den konkreten
Lebensverhaltnissen der einzelnen einstweilig unter-
gebrachten Person. Es gelten die gleichen Grundsat-
ze wie in Art. 2 Abs. 2.

Da Art. 2 Abs. 3 nicht unmittelbar Anwendung auf den
Vollzug der einstweiligen Unterbringung findet, die
dort benannten Grundsatze aber uneingeschrankte
Geltung beanspruchen, erklart Abs. 2 Art. 2 Abs. 3 flr
entsprechend anwendbar.

Zu Art. 38
Trennung des Vollzug:

Art. 38 orientiert sich an der bisherigen Ausgestaltung
der Untersuchungshaft (§ 119 Abs.1 Satz2 StPO
a.F., Nr. 22 Abs. 1 UVolIzO). Die Norm beinhaltet als
Ausfluss der Unschuldsvermutung und der daran ori-
entierten Behandlung der einstweilig untergebrachten
Personen in der Malregelvollzugseinrichtung den
Trennungsgrundsatz.

Grundsatzlich dirfen einstweilig untergebrachte Per-
sonen nicht mit anderen untergebrachten Personen in
demselben Zimmer im Sinn des Art. 8 untergebracht
werden. Darliber hinaus sollen negative Einflisse
durch untergebrachte Personen weitgehend vermie-
den werden.

Ausnahmen von diesem Grundsatz sind zulassig,
wenn die einstweilig untergebrachten Personen zu-
stimmen oder wenn dies aus Grunden der Sicherheit
oder Ordnung, der Vollzugsorganisation oder aus
anderen wichtigen Grinden erforderlich ist. Dadurch
wird dem Umstand Rechnung, dass aullere Gege-
benheiten vorliegen kdnnen, die Ausnahmen vom
Trennungsgrundsatz gebieten oder zumindest erlau-
ben. Solche auReren Umstande kénnen aus Griinden
der Sicherheit und Ordnung sowie vollzugsorganisato-
risch (beispielsweise infolge der geringen Zahl von
einstweilig untergebrachten Personen in einer Malre-
gelvollzugseinrichtung), aber auch durch verfahrens-
sichernde Anordnungen nach § 119 StPO (wie Tren-
nungsgebote von anderen einstweilig untergebrachten
Personen) bedingt sein. Da die Unschuldsvermutung
nicht dazu fuhren soll, dass einstweilig untergebrachte
Personen schlechter gestellt werden als unterge-
brachte Personen, sind Ausnahmen vom Trennungs-
grundsatz auch dann zuldssig, wenn die einstweilig
untergebrachten Personen zustimmen.

Ergénzt wird die Regelung in Art. 38 durch Art. 8
Satz 3, wonach auch im Vollzug der einstweiligen
Unterbringung Mannern und Frauen getrennte Zim-
mer zuzuweisen sind. Daruber hinaus sind junge
einstweilig untergebrachte Personen nach Mdéglichkeit
in spezialisierten Einrichtungen unterzubringen.
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Zu Art. 39
Ausfiihrung, Vorfiihrung, Ausantwortung:

Art. 39 bestimmt in Abs. 1 die entsprechende An-
wendbarkeit des Art. 21 und regelt ergénzend in
Abs. 2 die Ausantwortung der einstweilig unterge-
brachten Personen.

Zu Abs. 3

Da durch Ausfihrung und Ausantwortung die einst-
weilig untergebrachten Personen zumindest zeitweise
aus der Malregelvollzugseinrichtung entfernt werden,
werden diese MaRnahmen davon abhangig gemacht,
dass zuvor dem Gericht und der Staatsanwaltschaft
die Gelegenheit zur Stellungnahme eingeraumt wird.
Hierdurch soll dem Gericht ermdglicht werden, zu
entscheiden, ob ergdnzende verfahrenssichernde An-
ordnungen (nach der Generalklausel des § 119 Abs. 1
StPO) zu treffen sind. In Fallen von Gefahr im Verzug
(etwa dringende medizinische Versorgung auferhalb
der Mafregelvollzugseinrichtung) kann die Malregel-
vollzugseinrichtung auf die vorherige Anhérung ver-
zichten; dann sind das Gericht und die Staatsanwalt-
schaft aber unverziglich von der MalRnahme zu unter-
richten.

Zu Art. 40
Ubergang der einstweiligen Unterbringung in den
Vollzug:

Art. 40 bestimmt das bei der Beendigung der einstwei-
ligen Unterbringung durch Ubergang in eine Freiheits-
strafe, Jugendstrafe, Sicherungsverfahrung oder ei-
nen Strafarrest zu beachtende Verfahren.

Die untergebrachte Person ist auf Anordnung des
Gerichts oder der Staatsanwaltschaft unverzuglich
aus der Malregelvollzugseinrichtung zu entlassen, es
sei denn, es ist in anderer Sache eine richterlich an-
geordnete Freiheitsentziehung zu vollziehen. Die Be-
endigung der Unterbringung kann durch die Staats-
anwaltschaft nur vor Erhebung der 6ffentlichen Klage
angeordnet werden (vgl. § 126a Abs. 3 Satz 3i. V. m.
§ 120 Abs. 3 StPO). Zu beachten ist, dass eine Ent-
lassung der einstweilig untergebrachten Person we-
gen Ablaufs einer Hochstfrist nicht mdglich ist, da die
Entlassung immer auf Grundlage einer Anordnung
des Gerichts zu erfolgen hat. Aus flirsorgerischen
Grinden und auf Kosten der Maldregelvollzugseinrich-
tung kann der einstweilig untergebrachten Person auf
schriftlichen unwiderruflichen Antrag der freiwillige
Verbleib in der MafRregelvollzugseinrichtung bis zum
Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlas-
sungsanordnung oder auf den Ablauf der Unterbrin-
gungsfrist folgenden Werktag gestattet werden. Die
untergebrachte Person ist auf die Mdglichkeit der
Antragstellung hinzuweisen (Art. 41 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Art. 36).

Art. 40 regelt das zu beachtende Verfahren, wenn die
einstweilig untergebrachte Person rechtskraftig zu

einer Freiheits- oder Jugendstrafe, Sicherungsver-
wahrung oder Strafarrest, deren oder dessen Vollstre-
ckung nicht zur Bewahrung ausgesetzt wird, verurteilt
wird oder wenn rechtskraftig eine Unterbringung nach
Art. 1 Nr. 1, deren Vollstreckung nicht zur Bewahrung
ausgesetzt wird, angeordnet wird. In diesen Fallen hat
die Maldregelvollzugseinrichtung auf eine umgehende
Verlegung in die zustandige Einrichtung hinzuwirken
und bis dahin die betroffene Person nach den fiir die
zuklnftige Unterbringung geltenden gesetzlichen
Grundlagen zu behandeln.

Zu Art. 41
Geltung sonstiger Vorschriften:

Art. 41 regelt die erganzende Anwendbarkeit be-
stimmter Regelungen des Vollzugs der Mal3regeln der
Besserung und Sicherung.

Die weitgehende Verweisung der Nr. 1 bedeutet nicht,
dass einstweilig untergebrachte Personen unterge-
brachten Personen gleichgesetzt wirden, sondern ist
allein dem Umstand geschuldet, dass sich in diesen
Bereichen eine Vielzahl von in der Vollzugspraxis
auftretenden Problemen im Vollzug der Malregeln
der Besserung und Sicherung in ahnlicher Weise stel-
len. Es liegt deshalb nahe, die Lésung dieser Proble-
me normativ in entsprechender Weise zu regein.

Alle in Bezug genommenen Normen haben das Ziel
und die Grundsatze der einstweiligen Unterbringung
(Art. 37), insbesondere die Unschuldsvermutung,
hinreichend zu beachten. Die Anwendung der in Be-
zug genommenen Vorschriften setzt daher im Einzel-
fall stets voraus, dass diese dem Ziel und der Eigenart
der einstweiligen Unterbringung nicht entgegenste-
hen.

Nr. 2 unterstreicht das Recht der einstweilig unterge-
brachten Personen auf eine effektive Verteidigung,
das wahrend der gesamten Zeit der Unterbringung
und bei sadmtlichen in diesem Zusammenhang zu
treffenden Beschrankungen zu beachten ist.

Nach Nr. 3 gilt Art. 6 mit der MaRgabe, dass sich die
Behandlung auf die Erkrankung bezieht, die Anlass
fir die einstweilige Unterbringung ist. Nr. 3 unter-
scheidet sich grundlegend von der Ausgestaltung der
Behandlungen zur Erreichung der Ziele der Unterbrin-
gung gemal Art. 6. Im Gegensatz zum Vollzug der
Malregeln der Besserung und Sicherung ist es aus-
schlielliches Ziel der einstweiligen Unterbringung, die
Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten zu
schitzen. Es besteht kein Auftrag, die einstweilig un-
tergebrachten Personen zu heilen oder ihren Ge-
sundheitszustand zu verbessern. Entsprechende Mal}-
nahmen sind grundsatzlich unzulassig und nur in Aus-
nahmefallen nach Mafigabe des Art. 6 Abs. 2 bis 4
mdglich. Nr. 3 stellt vielmehr klar, dass die einstweilig
untergebrachte Person wegen einer Erkrankung, die
Anlass fur die Anordnung der einstweiligen Unterbrin-
gung war, einen Anspruch auf die nach den anerkann-
ten Regeln der arztlichen Kunst gebotene Behandlung
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hat. Ob sie diesen wahrnimmt, obliegt allein ihrer Ent-
scheidung. Obwohl noch kein rechtskraftiges Urteil
vorliegt und daher die Notwendigkeit einer Behand-
lung der einstweilig untergebrachten Person noch
nicht (rechtskraftig) feststeht, ist zu konstatieren, dass
sich die einstweilige Unterbringung Uber einen lange-
ren Zeitraum erstrecken kann und aufgrund der An-
nahme des die einstweilige Unterbringung anordnen-
den Gerichts erfolgt, dass eine Krankheit im Sinne
des § 63 oder § 64 StGB vorliegt. Liegt auch nach
Einschatzung der Malregelvollzugseinrichtung eine
Krankheit im Sinne der § 63 oder § 64 StGB zweifels-
frei vor, muss aus diesen Grinden die Mdglichkeit
einer Behandlung der einstweilig untergebrachten
Personen aus Anlass der einstweiligen Unterbringung
auch gegen ihren Willen in sehr engen Grenzen Aner-
kennung finden. Deshalb finden die Regelungen des
Art. 6 Abs. 2 bis 6 entsprechende Anwendung.

Nach Nr. 4 gilt Art. 10 entsprechend mit der Mal3gabe,
dass der einstweilig untergebrachten Person eine
Arbeit oder eine Beschaftigung lediglich anzubieten
ist. Die einstweilig untergebrachte Person hat das
Recht, einer Arbeit oder Beschaftigung nachzugehen.
Eine Schlechterstellung gegeniiber untergebrachten
Personen ware insoweit nicht zuldssig. Da die einst-
weilig untergebrachte Person in keiner Form verpflich-
tet ist, einer Arbeit oder Beschéaftigung nachzugehen
und zu behandeln ist, als hatte sie die ihr zu Last ge-
legte rechtswidrige Tat nicht begangen und als wiirde
eine Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus oder einer Entziehungsanstalt nicht ange-
ordnet werden, darf diese aber von der Malregelvoll-
zugseinrichtung auch nicht angehalten werden, an
Arbeits- und Beschéaftigungsangeboten teilzunehmen.

Nach Nr. 5 gilt Art. 22 entsprechend mit den Maliga-
ben, dass Disziplinarmalinahmen auch bei schuldhaf-
ten VerstoRen der einstweilig untergebrachten Person
gegen verfahrenssichernde  Anordnungen nach
§ 126a Abs. 2 in Verbindung mit § 119 StPO zulassig
sind und dass die Anordnung und der Vollzug einer
DisziplinarmaRnahme die Verteidigung und die Ver-
handlungsfahigkeit der einstweilig untergebrachten
Person nicht beeintrachtigen dirfen.

Fir die Regelung der 1. Mal3gabe besteht auch eine
Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers,
da die Verhdngung von Disziplinarmalinahmen bei
solchen VerstdéRen nicht unmittelbar der Sicherung
des Verfahrens dient, sondern vielmehr der Aufrecht-
erhaltung der Ordnung in der MaRregelvollzugsein-
richtung. Der Verhdngung von DisziplinarmalRhahmen
steht auch die Unschuldsvermutung nicht entgegen.
Voraussetzung ist stets ein (nachgewiesener) schuld-
hafter Versto® gegen Verhaltensvorschriften im Voll-
zug der einstweiligen Unterbringung.

Die 2. MaRRgabe konkretisiert das Gebot der Rick-
sichtnahme auf das Verteidigungsinteresse der einst-
weilig untergebrachten Personen nach Art. 49 Abs. 3.

Nr. 6 regelt die Anwendbarkeit der jeweiligen Bestim-
mungen fir den Vollzug der Malregeln der Besse-
rung und Sicherung im Bereich der Akteneinsicht so-
wie der datenschutzrechtlichen Bestimmungen und
tragt zugleich den Besonderheiten der einstweiligen
Unterbringung, insbesondere der Unschuldsvermu-
tung, Rechnung.

Nr. 6 Buchst. a beschrankt zum Schutz der einstweilig
untergebrachten Personen nach § 126a StPO die
zulassige Mitteilung an offentliche und nichtéffentliche
Stellen auf die Mitteilung der Tatsache des Vollzugs
der einstweiligen Unterbringung und der voraussichtli-
chen Entlassungsadresse. Infolge der Unschuldsver-
mutung scheidet eine Mitteilung nach Art. 197 Abs. 5
Satz 2 BayStVollzG an — in diesem Stadium des Er-
mittlungsverfahrens nur potenziell — Verletzte aus.

Nr. 6 Buchst. b stellt sicher, dass einstweilig unterge-
brachte Personen nach § 126a StPO, gegen die kein
auf Schuldspruch lautendes Urteil ergeht oder bei
denen keine Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt angeord-
net wird, in Erflillung ihres berechtigten Rehabilitie-
rungsinteresses verlangen kénnen, dass Dritte, denen
ihre einstweilige Unterbringung nach Art. 197 Abs. 5
Satz 1 BayStVollzG mitgeteilt wurde, auch von dem
fur die einstweilig untergebrachten Personen positiven
Verfahrensausgang zu unterrichten sind.

Das Erfordernis, dass nach Nr. 6 Buchst. ¢ vor einer
Auskunft oder Akteneinsicht an den Betroffenen dem
Gericht und der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben ist, gewahrleistet, dass ge-
gebenenfalls erforderliche verfahrenssichernde An-
ordnungen getroffen werden kénnen, zumal der Inhalt
der Akten in der Regel jedenfalls teilweise das Straf-
verfahren unmittelbar betrifft. Gegebenenfalls kann
dann die Malregelvollzugseinrichtung zur Aufrechter-
haltung der Sicherheit oder Abwendung einer nicht
unerheblichen Stérung des geordneten Zusammenle-
bens in der Malregelvollzugseinrichtung oder zur von
Anordnungen nach § 126a Abs. 2 in Verbindung mit
§ 119 StPO Auskunft oder Akteneinsicht zur Erfillung
der verfahrenssichernden Anordnung verweigern.

Zu Teil4 Besondere Vorschriften fiir bestimmte

Personengruppen:

Teil 4 enthalt besondere Vorschriften fur bestimmte
Personengruppen. Die besonderen Vorschriften fin-
den erganzend Anwendung auf alle Unterbringungen
nach diesem Gesetz (Art. 1). Daher gelten fir die
benannten Personengruppen, soweit die nachfolgen-
den Vorschriften keine Besonderheiten vorsehen, die
sonstigen Vorschriften des Gesetzes unmittelbar.
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Zu Art. 42
Untergebrachte schwangere Frauen und Miitter
von Neugeborenen:

Art. 42 enthalt besondere Vorschriften fir unterge-
brachte schwangere Frauen und Mutter von Neugebo-
renen. Die Norm kniipft an die bewahrten Regelungen
in Art. 82 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und Art. 85 BayStVollzG
an. Sie tragt den Schutzpflichten des Art. 6 Abs. 4 GG
zugunsten der Mutter und des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG
zugunsten des Kindes Rechnung.

Eine Entbindung soll grundsatzlich auRerhalb der
Malregelvollzugseinrichtung in einem Krankenhaus
erfolgen (Art. 82 Abs. 3 Satz 1 BayStVollzG). Es soll
in aller Regel vermieden werden, dass ein Kind in
einer Malregelvollzugseinrichtung geboren wird.
Selbstverstandlich ist, dass die schwangere Frau
wahrend der Schwangerschaft, bei und nach der Ent-
bindung alle erforderlichen medizinischen Leistungen
erhalt. Dazu zahlen insbesondere die Hilfe durch eine
Hebamme und, falls erforderlich, durch einen Arzt
oder eine Arztin. Im Ubrigen gilt ergdnzend Art. 7.

Die Verweisung auf Art. 85 BayStVollzG (Geburtsan-
zeige) will Nachteile fur das Kind auf seinem Lebens-
weg verhindern, die aus der Dokumentation der Ge-
burt in einer MaRregelvollzugseinrichtung erwachsen
kdnnen.

Zu Art. 43
Untergebrachte Personen mit Kindern:

Die Norm knipft an die bewahrten Regelungen in
Art. 86 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 3 BayStVollzG an.
Sie berlcksichtigt die Schutzpflichten des Art. 6
Abs. 4 GG zugunsten des Elternteils und des Art. 2
Abs. 2 Satz 1 GG zugunsten des Kindes.

Mit dieser Vorschrift sollen Schaden abgewendet
werden, die dem Kind einer untergebrachten Person
durch die Trennung von der Mutter oder dem Vater
entstehen wirden. Im Einzelfall ist eine sorgfaltige
Abwagung erforderlich, in deren Mittelpunkt das Kin-
deswohl steht. Diese Vorschrift ermachtigt die Malire-
gelvollzugseinrichtung, bei Vorliegen der Vorausset-
zungen das Kind aufzunehmen, verpflichtet sie aber
nicht dazu.

Die Aufnahme eines Kindes in einer Malregelvoll-
zugseinrichtung kommt nur in Betracht, wenn die auf-
enthaltsbestimmungsberechtigte Person zustimmt und
dies dem Wohl des Kindes entspricht. Die mit der
Wahrung der Eltern-Kind-Beziehung verbundenen
Vorteile mussen die durch die Aufnahme in der MaR-
regelvollzugseinrichtung drohenden Gefahren Uber-
wiegen. Auch missen alternative Regelungen zur
Wahrung der Eltern-Kind-Beziehung abgewogen wor-
den sein. Malgebend fur die Beurteilung des Wohles
des Kindes wird in aller Regel die Einschatzung des
Jugendamtes sein. Dieses ist daher zwingend vor
einer Aufnahme des Kindes zu horen.

Im Gegensatz zur Ausgestaltung im Strafvollzug findet
Art. 43 sowohl auf Frauen als auch auf Manner An-
wendung (untergebrachte Personen mit Kindern).
Zwar ist fir den Strafvollzug die gemeinsame Unter-
bringung mannlicher Gefangener mit Kleinkindern in
einer allgemeinen Abteilung einer Justizvollzugsan-
stalt wegen einer Gefahrdung des Kindeswohls unzu-
lassig (vgl. BVerfG BIStVK 4/1992, 12). Da beide EI-
ternteile hinsichtlich der Personensorge gleichberech-
tigt sind, ist aber unter den besonderen Bedingungen
des Maldregelvollzugs vertretbar, dass die Vorschrift
auch auf Vater Anwendung findet. Auch wenn die
Anwendung der Norm in aller Regel nur bei Frauen in
Betracht kommen wird, sind doch Falle denkbar, in
denen im Malregelvollzug eine Aufnahme eines Kin-
des bei seinem untergebrachten Vater erfolgen kann,
insbesondere wenn die Mutter ihrer Personensorge-
pflicht nicht nachkommt oder bereits verstorben ist.

Aufgrund der weitreichenden Folgen der Aufnahme
eines Kindes in der MalRregelvollzugseinrichtung ist
die Entscheidungskompetenz gemaR Art. 49 Abs. 2
Satz 1 Nr. 14 der Leitung der Malregelvollzugsein-
richtung zugewiesen.

Die Zahlungspflicht der unterhaltspflichtigen Person
(Art. 86 Abs. 2 Satz 1 BayStVollzG) ergibt sich bereits
aus dem biurgerlichen Recht und umfasst alle Auf-
wendungen, die infolge des Aufenthaltes des Kindes
in der Malregelvollzugseinrichtung entstehen (z.B.
Aufwendungen fir Unterkunft, Verpflegung, Beklei-
dung und Spielzeug). Im Regelfall erfolgt die Aufnah-
me eines Kindes nur, wenn seine Mitgliedschaft in der
gesetzlichen Krankenversicherung (oder eine ander-
weitige Absicherung) auf Kosten Unterhaltspflichtiger
oder Dritter (einschlieflich der Sozialbehdrden) ge-
wabhrleistet ist.

Die entsprechende Anwendung der Vorschrift in
Art. 86 Abs. 3 BayStVollzG tragt den besonderen Be-
durfnissen eines im Vollzug erkrankten Kindes einer
untergebrachten Person Rechnung.

Eine Begleitung des Kindes durch die untergebrachte
Person kommt auch in den Fallen in Betracht, in de-
nen eine Begleitung fur das Kind aus emotiona-
len/psychischen Griinden medizinisch erforderlich ist.

Zu Art. 44
Junge untergebrachte Personen:

Art. 44 ist eine Neuregelung und enthalt besondere
Vorschriften flr junge untergebrachte Personen.

Zwar bestimmt Art. 2 Abs. 3 bei allen MaRnahmen auf
Grund dieses Gesetzes, dass auf das Alter der unter-
gebrachten Person Riicksicht genommen werden soll.
Dies gebietet insbesondere auch, die Belange und
Bedurfnisse von Jugendlichen und Heranwachsenden
sowie jungen Erwachsenen gesondert zu bertcksich-
tigen. Neben dieser allgemeinen und verbindlichen
Vorgabe ist es jedoch erforderlich, fir untergebrachte
Personen, die zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch
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nicht vollendet hatten, bis zur Vollendung des 24.
Lebensjahres (junge untergebrachte Personen) unter
Anwendung der Grundsatze der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 31. Mai 2006 (BVerf-
GE 116, 69, 80 ff.) altersspezifische Sonderregelun-
gen zu treffen. Fir den Jugendstrafvollzug hat das
Bundesverfassungsgericht in dem zitierten Urteil deut-
lich ausgesprochen, dass die Verpflichtung des Staa-
tes, negative Auswirkungen des Strafiibels auf die
Lebenstiichtigkeit der Gefangenen weitest mdglich zu
mindern, hier besonders ausgepragt sei, weil auf den
Jugendstrafgefangenen in einer Lebensphase einge-
wirkt werde, die auch bei nicht delinquentem Verlauf
noch der Entwicklung zu einer Persoénlichkeit diene,
die in der Lage sei, ein rechtschaffenes Leben in vol-
ler Selbstandigkeit zu fihren. Indem der Staat in diese
Lebensphase durch Entzug der Freiheit eingreife,
ubernehme er fur die weitere Entwicklung des Be-
troffenen eine besondere Verantwortung. Dieser ge-
steigerten Verantwortung kénne er nur durch eine
Vollzugsgestaltung gerecht werden, die in besonderer
Weise auf Forderung - vor allem auf soziales Lernen
sowie die Ausbildung von Fahigkeiten und Kenntnis-
sen, die einer kiunftigen beruflichen Integration dienen
- gerichtet sei. Diese Ausfuhrungen gelten nach ihrem
Schutzzweck auch fir den Vollzug der Unterbringun-
gen nach diesem Gesetz bei jungen untergebrachten
Personen.

In Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts ist der Vollzug der Unterbringungen nach
diesem Gesetz bei jungen untergebrachten Personen
erzieherisch auszugestalten. Die jungen unterge-
brachten Personen sollen durch die Erziehung wah-
rend des Vollzugs in die Lage versetzt werden, nach
der Entlassung ein Leben ohne Straftaten zu fihren,
einen rechtschaffenen Lebenswandel zu fuhren, und
dies zusatzlich in sozialer Verantwortung, d. h. sie
sollen im Rahmen ihrer Mdglichkeiten ein nitzliches
Glied in der Gesellschaft werden.

Auch wenn die meisten Regelungsmaterien fur junge
untergebrachte Personen und fur die Ubrigen unter-
gebrachten Personen identisch sind, ist der Vollzug
der Unterbringungen nach diesem Gesetz bei jungen
untergebrachten Personen von seinem Wesen her
etwas anderes als bei den Ubrigen untergebrachten
Personen.

Zu Abs. 1

In Satz 1 wird der Begriff der jungen untergebrachten
Personen definiert und schliet dabei neben den ju-
gendlichen untergebrachten Personen auch — parallel
zum Jugendstrafvollzug — diejenigen jungen erwach-
senen untergebrachten Personen bis zur Vollendung
des 24. Lebensjahres mit ein, die zum Tatzeitpunkt
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten (Her-
anwachsende im Sinne des JGG). Die Einbeziehung
der zweiten Personengruppe ist sachgerecht und
entspricht dem fur den Jugendstrafvollzug geltenden

Rechtsgedanken des § 89b JGG, wonach der Vollzug
in der Regel bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres
in einer Jugendstrafvollzugsanstalt vollzogen wird,
und so maglichst friihzeitig eine Annaherung an die
fur Gefangene dieser Altersgruppe angebrachte Form
der Vollzugsgestaltung erreicht werden kann.

Entsprechend der vergleichbaren Konzeption im Be-
reich des Jugendstrafvollzugs wird davon abgesehen,
ein eigenstandiges Gesetz fur den Vollzug der Unter-
bringungen nach diesem Gesetz fir junge unterge-
brachte Personen zu schaffen. Daher findet Art. 44
erganzend Anwendung auf den Vollzug der Unter-
bringungen nach diesem Gesetz. Gleichwohl wird der
selbstandige Charakter des Vollzugs der Unterbrin-
gungen nach diesem Gesetz bei jungen unterge-
brachten Personen, wie schon erwahnt, ausdricklich
anerkannt.

Der Vollzug der Unterbringung soll bei jungen unter-
gebrachten Personen erzieherisch gestaltet werden.
Dies hat fir die Maldregelvollzugseinrichtung zur Fol-
ge, dass alle Mallnahmen im Rahmen der Unterbrin-
gung in besonderer Weise darauf auszurichten sind,
die Entwicklung der Personlichkeit der jungen unter-
gebrachten Personen soweit als mdglich zu unterstit-
zen und zu leiten. Der Vollzug ist bei jungen unterge-
brachten Personen noch starker auf ein soziales Ler-
nen sowie die Ausbildung von Fahigkeiten und Kennt-
nissen, die einer kiinftigen beruflichen Integration
dienen, auszurichten.

Abs. 1 vermittelt den jungen untergebrachten Perso-
nen einerseits keinen Anspruch auf Durchfiuhrung
einer konkreten MalRnahme durch die Malregelvoll-
zugseinrichtung. Andererseits enthadlt er aber auch
keinen bloRen Programmsatz, sondern verpflichtet die
Malregelvollzugseinrichtung, den Vollzug der Unter-
bringungen bei jungen untergebrachten Personen
altersspezifisch und eigenstandig auszugestalten.

Bei volljahrigen jungen untergebrachten Personen, die
nicht oder nicht mehr erziehungsbedurftig sind, wird
der Malregelvollzugseinrichtung ermdglicht, von der
Anwendung des Art. 44 abzusehen.

Aufgrund der weitreichenden Folgen der Nichtanwen-
dung der Vorschriften fir junge untergebrachte Per-
sonen ist die Entscheidungskompetenz gemaf Art. 49
Abs. 2 Nr. 15 der Leitung der Maliregelvollzugsein-
richtung zugewiesen.

Satz 2 bestimmt durch Verweisung auf Art. 126 Abs. 2
BayStVollzG die Zusammenarbeit mit den Personen-
sorgeberechtigten.

Durch die Regelung werden die Personensorgebe-
rechtigten in die Lage versetzt, ihrer gesetzlichen
Verpflichtung gegeniber den jungen untergebrachten
Personen, soweit diese noch minderjahrig sind, nach-
zukommen. Dabei ist aufgrund der richterlich ange-
ordneten Freiheitsentziehung zu beachten, dass die
Mafregelvollzugseinrichtungen, die gesetzlich fur die
jungen untergebrachten Personen verantwortlich sind,
in Erflllung ihres Auftrages bei den erzieherischen
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MalRnahmen ein vorrangiges Bestimmungsrecht ha-
ben missen. Dies schlief3t natirlich nicht aus, Anre-
gungen oder Vorschlage der Personensorgeberech-
tigten, die mit dem Erziehungsauftrag in Einklang
stehen, auch bei der Vollzugsgestaltung zu bertck-
sichtigen. Nachdem aber junge untergebrachte Per-
sonen in einer Vielzahl von Féllen aus zerritteten und
von Alkoholismus, Drogen, Gewalt und sozialer Ver-
wahrlosung gezeichneten Verhaltnissen stammen,
missen die Beschaftigten der Malregelvollzugsein-
richtung, sollte es nicht bereits zu einem Entzug der
Personensorgeberechtigung gekommen sein, vorsich-
tig abwagen, ob sie einer Anregung nachkommen.
Oberste Maxime muss daher immer die Erflllung des
Erziehungsauftrags sein.

Eine Verpflichtung der Mafregelvollzugseinrichtung,
die Winsche der Personensorgeberechtigten, ggf.
sogar erst deren Aufenthalt, zu ermitteln, Iasst sich
aus Satz 2 in Verbindung mit Art. 126 Abs. 2 BaySt-
VollzG nicht herleiten. Es wird lediglich festgehalten,
dass sich die Malregelvollzugseinrichtung mit den
AuRerungen der Personensorgeberechtigten nach
pflichtgemaflem Ermessen auseinandersetzen muss.
Sollten Personensorgeberechtigte das Erreichen der
Ziele der Unterbringungen nach diesem Gesetz be-
hindern oder vereiteln, kann die Malregelvollzugsein-
richtung den Kontakt abbrechen oder unterbinden. Es
sollte dann das zustandige Familiengericht verstandigt
werden.

Zu Abs. 2

Nach Abs. 2 sind junge untergebrachte Personen
nach Mdaglichkeit in spezialisierten Einrichtungen fir
junge untergebrachte Personen unterzubringen. Da-
durch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
junge untergebrachte Personen im Interesse des
Schutzes vor einer etwaigen negativen Beeinflussung
durch erwachsene untergebrachte Personen sowie
aufgrund der altersbedingten spezifischen Vollzugs-
gestaltung mdglichst getrennt von erwachsenen un-
tergebrachten Personen in spezialisierten Einrichtun-
gen untergebracht werden sollen.

Zu Abs. 3

Nach Art. 10 Abs. 2 kann untergebrachten Personen,
soweit es sinnvoll und erforderlich ist, Gelegenheit zur
schulischen Bildung, Berufsausbildung, beruflichen
Weiterbildung oder Teilnahme an anderen ausbilden-
den oder weiterbildenden Mallnahmen gegeben wer-
den. Abs. 3 erganzt diese Regelung, indem fir schul-
pflichtige junge untergebrachte Personen die Ver-
pflichtung zur Teilnahme am allgemein- oder berufs-
bildenden Unterricht normiert wird. Schulische und
berufliche Bildung haben flr junge untergebrachte
Personen fur die Entwicklung ihrer Personlichkeit eine
herausragende Bedeutung. Erfahrungsgemal beste-
hen insoweit erhebliche Defizite.

Die Verpflichtung nach Abs. 3 steht zum einen unter
dem Vorbehalt, dass der Gesundheitszustand der
jungen untergebrachten Person die Teilnahme am
allgemein- oder berufsbildenden Unterricht zulasst.
Dies ist erforderlich, weil eine Unterrichtspflicht nur bei
deren Vereinbarkeit mit der Krankheit, die Anlass flr
die Unterbringung ist, denkbar ist. Zum anderen mus-
sen die raumlichen und organisatorischen Verhaltnis-
se der Malregelvollzugseinrichtung eine Unterrich-
tung zulassen, weil méglicherweise in kleineren Maf3-
regelvollzugseinrichtungen entsprechende Angebote
schon aufgrund geringer Unterbringungszahlen nicht
vorgehalten werden kénnen. Zwar wird in solchen
Fallen eine Verlegung in eine andere Maliregelvoll-
zugseinrichtung mit entsprechenden Angeboten hau-
fig angezeigt sein, doch kénnen gerade in einem Fla-
chenstaat wie Bayern auch andere Gesichtspunkte
(Nahe zu den Familienangehdrigen) ausnahmsweise
gegen eine Verlegung in eine Maldregelvollzugsein-
richtung mit entsprechenden Angeboten sprechen.
Hier ist im Einzelfall eine Abwagung durch die Malre-
gelvollzugseinrichtung erforderlich. Liegen die ent-
sprechenden Voraussetzungen vor, kann die Teil-
nahme am allgemein- oder berufsbildenden Unterricht
auch in geeigneten Einrichtungen auf3erhalb der Mal3-
regelvollzugseinrichtung im Wege der Vollzugslocke-
rung (Art. 16) sowie durch Ausfihrungen (Art. 21)
gewahrt werden. Die erforderlichen Sicherheitsvor-
kehrungen sind durch die Malregelvollzugseinrich-
tungen zu treffen.

Zu Abs. 4

Abs. 4 konkretisiert den Erziehungsauftrag und be-
nennt die vielfaltigen Angebote, die in der Malregel-
vollzugseinrichtung vorgehalten werden sollen, und
verpflichtet die Maldregelvollzugseinrichtung, die jun-
gen untergebrachten Personen zur Mitwirkung zu
motivieren.

Zu Abs. 5

Abs. 5 enthalt eine Neuregelung. Er entspricht der
Regelung in Art. 144 Abs. 2 Satz 3 BayStVollzG und
erganzt fir AuRenkontakte der jungen untergebrach-
ten die Art. 12 und 13.

Die Rechte der Personensorgeberechtigten werden
bei minderjahrigen untergebrachten Personen da-
durch gewahrt, dass Besuche, Schrift- und Paketver-
kehr sowie Telefongesprache mit bestimmten Perso-
nen auch unter der Voraussetzung untersagt werden
kénnen, dass die Personensorgeberechtigten hiermit
nicht einverstanden sind. Allerdings wird der Maldre-
gelvollzugseinrichtung hierbei ein Ermessen einge-
raumt, da ein von den Personensorgeberechtigten
ausgesprochenes Kontaktverbot nicht in jedem Fall
dem wohl verstandenen Interesse der minderjahrigen
untergebrachten Person dienen muss. Eine gesonder-
te Befragung der Personensorgeberechtigten vor je-
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dem neuen Kontakt ist schon wegen des unvertretba-
ren Verwaltungsaufwands nicht erforderlich.

Zu Teil 5 Organisation, Fachaufsicht, MaBregel-
vollzugsbeiréte, Kosten:

Die Vorschriften des Teils 5 regeln die Organisation
der Mafregelvollzugseinrichtungen, die Fachaufsicht,
die Errichtung sowie die Aufgaben und Befugnisse der
MalRregelvollzugsbeirate, sowie die Tragung der Kos-
ten. Die Vorschriften des Teils 5 sind fiir alle Unter-
bringungen nach diesem Gesetz unmittelbar anwend-
bar.

Zu Abschnitt 1 Organisation:

Abschnitt 1 enthalt die wesentlichen Regelungen zur
Organisation des Maliregelvollzugs sowie des Voll-
zugs der einstweiligen Unterbringung im Freistaat
Bayern und bestimmt die wesentlichen Anforderungen
an die interne Organisation der MaRregelvollzugsein-
richtungen.

Zu Art. 45
Vollzugszusténdigkeit:

Art. 45 enthélt die wesentlichen Regelungen zur Uber-
tragung des Vollzugs der Unterbringungen nach die-
sem Gesetz auf die Bezirke und entspricht im We-
sentlichen Art. 95 Abs. 1 bis 3 AGSG.

Zu Abs. 1

Satz 1 und Satz 2 entsprechen inhaltlich der bewahr-
ten Regelung in Art. 95 Abs. 1 AGSG und wurden
lediglich redaktionell angepasst.

Zu Abs. 2

In Abs. 2 wird die Zustandigkeit der Bezirke bei einer
behdrdlichen Verwahrung der untergebrachten Per-
son vor der Unterbringung neu geregelt. Wahrend
gemal Art. 95 Abs. 2 Satz 2 AGSG grundséatzlich fur
die Zustandigkeit der Verwahrungsort maflgebend
war und eine Unterbringung in dem Bezirk, in dessen
Bereich die untergebrachte Person wohnte, nur dann
in Betracht kam, wenn ein entsprechendes Ersuchen
des Staatsministeriums der Justiz gestellt wurde, gilt
zuklnftig, dass neben dem Wohnsitz, dem gewdhnli-
chen Aufenthaltsort und dem Verwahrungsort auch
der vor der Verwahrung bestandene Wohnsitz oder
mangels eines solchen der gewdhnliche Aufenthalt
der untergebrachten Person fir die Zustandigkeit
malfdgeblich ist, wenn die untergebrachte Person ei-
nen entsprechenden Antrag stellt. Diese Regelung
entspricht einem Bedurfnis der Praxis und beriicksich-
tigt in besonderem Male den Grundsatz der wohnort-
nahen Unterbringung.

Zu Abs. 3

Zur Konkretisierung der Zustandigkeitsregelungen
nach diesem Gesetz ist nach Abs. 3 das flr den Voll-
streckungsplan zustandige Staatsministerium der Jus-
tiz im Einvernehmen mit der Fachaufsichtsbehorde
berechtigt, ergdnzende Regelungen zur Zustandigkeit
im Vollstreckungsplan fiir den Freistaat Bayern zu
erlassen. Die Norm kniipft damit an die bewahrte Re-
gelung in Art. 174 BayStVollzG sowie die tatsachli-
chen Ausgestaltung in der Praxis an. Die Regelung
der Zustandigkeit der Mafiregelvollzugseinrichtungen
in einem Vollstreckungsplan ist nicht nur aus organi-
satorischen, sondern auch aus verfassungsrechtli-
chen Grinden erforderlich. Die Zustandigkeit der
Malregelvollzugseinrichtungen wird nach allgemeinen
Merkmalen bestimmt, wie z.B. Alter, Geschlecht, Art
der Maliregel sowie Wohn- oder Aufenthaltsort.

Zu Abs. 4

Abs. 4 Satz 1 enthalt eine Neuregelung und ermoég-
licht in Anlehnung an die Bestimmungen im Strafvoll-
zug eine Vollziehung der Unterbringungen abwei-
chend vom Vollstreckungsplan gemaf Abs. 3.

Die Vorschrift begrenzt das Ermessen der in Satz 2
genannten Entscheidungstrager und regelt abschlie-
Rend, unter welchen Voraussetzungen eine Einwei-
sung oder Verlegung durchgefihrt werden darf. Fur
eine Einweisung oder Verlegung nach Abs. 4 bedarf
es keines entsprechenden Antrages der unterge-
brachten Person; sie kann auch gegen den Willen der
untergebrachten durchgefiihrt werden. Gleichwohl
sollte insbesondere eine Verlegung in der Regel nur
im Einvernehmen mit der untergebrachten Person
erfolgen.

Stellt eine untergebrachte Person einen Antrag auf
Verlegung in eine andere als nach Abs. 2 zustandige
Malregelvollzugseinrichtung, steht ihr ein Recht auf
fehlerfreie Ermessenaustbung zu (BVerfG, NStZ-RR
2006, 325f.).

Eine Einweisung oder Verlegung kommt in folgenden
Fallen in Betracht:

— Forderung der Behandlung oder Eingliederung:
Die Regelung entspricht Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 Bay-
StVollzG. Die Entscheidung Uber die Einweisung
oder Verlegung hat in besonderem Mal3e den Re-
sozialisierungsgrundsatz zu bericksichtigen (vgl.
BVerfG, NStZ-RR 2006, 325 f.).

— Grunde der Sicherheit: Die Regelung knipft an
Art. 92 BayStVollzG an und ermdglicht beispiels-
weise eine Einweisung oder Verlegung in eine
besser geeignete Malregelvollzugseinrichtung,
wenn in erhéhtem Mal} Fluchtgefahr gegeben ist
oder das Verhalten oder der Zustand der unterge-
brachten Person eine Gefahr fir die Sicherheit in
der Maldregelvollzugseinrichtung darstellt.
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— Grunde der Vollzugsorganisation: Die Regelung
entspricht Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 1. Alt. BayStVollzG
und ermdglicht eine Abweichung vom Vollstre-
ckungsplan aus Griinden, die mit der Gestaltung
oder Anderung der administrativen Struktur des
Vollzugs zusammenhangen.

— Andere wichtige Griinde: Die Regelung enthalt
einen Auffangtatbestand und ist entsprechend
restriktiv anzuwenden. Ein wichtiger Grund fir ei-
ne Einweisung oder eine Verlegung kann bei-
spielsweise die Tatsache sein, dass eine Erkran-
kung, die nicht Anlass fiir die Anordnung der Un-
terbringung war, in einer anderen Malregelvoll-
zugseinrichtung besser behandelt werden kann.

In Satz 2 wurde die bewahrte Regelung des Art. 95
Abs. 3 AGSG lGbernommen, durch Satz 3 erganzt und
bildet nunmehr die seit Jahren bewahrte Praxis auf
gesetzlicher Grundlage ab.

Zu Art. 46
Ubertragung der Zustédndigkeit fiir den Vollzug:

Art. 46 enthélt die wesentlichen Regelungen zur Uber-
tragung des Vollzugs der Unterbringungen nach die-
sem Gesetz von den Bezirken auf Kommunalunter-
nehmen oder im Wege der Beleihung auf eine Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung. Durch eine solche
Ubertragung werden die genannten Unternehmen
anstelle des Ubertragenden Bezirks zum Trager der
MaRregelvollzugseinrichtungen im Sinn dieses Geset-
zes. Die Regelungen in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 6
entsprechen inhaltlich Art. 95 Abs. 6 bis 8 AGSG.

In Konsequenz zu den in der Entscheidung des 2. Se-
nats des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Januar
2012 (2 BvR 133/10) entwickelten verfassungsrechtli-
chen MalRstdben und Vorgaben fur eine (formelle)
Privatisierung des Maldregelvollzugs werden in Abs. 1
Satz 1 Nrn. 2,4 und 5 und in Abs. 2 in Verbindung mit
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2,4 und 5 die notwendigen Rege-
lungen hinsichtlich hoheitlicher Befugnisse bei Grund-
rechtseingriffen getroffen. Nach Satz 1 Nr. 1 ist nur
eine formelle Privatisierung des Malregelvollzugs
zulassig, an die zwar geringere Anforderungen zu
stellen sind, als an eine materielle Privatisierung. Mit
der Regelung in Satz 1 Nrn. 4 und 5 wird jedoch si-
chergestellt, dass auch nach einer Ubertragung der
Aufgabe des Maliregelvollzugs auf eine Gesellschaft
mit beschrankte Haftung die verfassungsrechtlichen
Anforderungen an die demokratische Legitimation
hoheitlichen Handelns (Art. 20 Abs. 2 GG) erfiillt sind
und damit eine ununterbrochene Legitimationskette
gegeben ist, indem alle mit Leitungsfunktion ausge-
statteten Personen, die in der betroffenen Maliregel-
vollzugseinrichtung beschaftigt sind, weiterhin beim
Ubertragenden Bezirk oder Kommunalunternehmen
angestellt sein missen.

Im Unterschied zu GmbHs kdénnen Kommunalunter-
nehmen selbst hoheitlich tatig werden, so-weit ihnen
der Bezirk hoheitliche Aufgaben und Befugnisse uber-

tragt (Art. 75 Abs. 2 BezO). Daher finden die Rege-
lungen, die die demokratische Legitimation sicherstel-
len sollen bei der Ubertragung des Vollzugs vom Be-
zirk auf ein Kommunalunternehmen keine Anwen-
dung.

Im Falle einer Ubertragung des Vollzugs der Unter-
bringung von einem Kommunalunternehmen auf eine
Gesellschaft mit beschrankter Haftung gelten nach
Abs. 2 die Satze 1 und 3 des Abs. 1 entsprechend.
Das bedeutet u.a., dass das in Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
genannte Personal beim Bezirk oder dem Kommunal-
unternehmen angestellt sein muss.

Zu Art. 47
MaBregelvolizugseinrichtungen:

Art. 47 enthalt eine Neuregelung und beinhaltet die
wesentlichen Vorgaben zur Ausstattung einer Mal3re-
gelvollzugseinrichtung sowohl in sachlicher als auch
in personeller Hinsicht.

Zu Abs. 1

Nach Satz 3 dirfen Aufgaben der Maldregelvollzugs-
einrichtung aus besonderen Grunden auf vertraglich
verpflichtete externe Personen (bertragen werden,
die beispielsweise dann vorliegen, wenn die Malre-
gelvollzugseinrichtung aus Griinden der Behandlung
auf die Mitarbeit von besonderen Fachkraften aul3er-
halb der Maliregelvollzugseinrichtung zurtickgreifen
muss. Dariiber hinaus kommt auch die Ubertragung
von Sicherheitsaufgaben in Betracht (z.B. Wach-
schutz). Entscheidend ist insoweit, dass die vertrag-
lich verpflichteten externen Personen zwar nicht auf
Grundlage eines Arbeitsvertrages oder Beamtenver-
haltnisses tatig werden, dass der Leitung der Malre-
gelvollzugseinrichtung oder dem Trager der Malre-
gelvollzugseinrichtung hinsichtlich der Aufgabenwahr-
nehmung durch die vertraglich verpflichteten Perso-
nen aber ein unbeschranktes Weisungsrecht zu-
kommt. Die vertraglich verpflichteten externen Perso-
nen koénnen sowohl auf Grundlage eines zwischen
ihnen und der Malregelvollzugseinrichtung als auch
auf Grundlage eines zwischen ihrem Arbeitgeber und
der Maldregelvollzugseinrichtung geschlossenen Ver-
trages tatig werden.

Zu Abs. 2

Von zentraler Bedeutung fiir die Durchflihrung eines
den gesetzten Zielen gerecht werdenden Vollzugs ist
die Bestimmung des Abs. 2 zur quantitativ und quali-
tativ hinreichenden Ausstattung der Malregelvoll-
zugseinrichtungen sowohl in sachlicher als auch in
personeller Hinsicht. Hier stehen neben dem Freistaat
Bayern als Kostentrager auch die Trager der Malire-
gelvollzugseinrichtungen in der Verantwortung, die
strukturellen und materiellen Voraussetzungen zu
einer qualitativ hochwertigen Durchfihrung des Voll-
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zugs der Maliregeln der Besserung und Sicherung
sowie der einstweiligen Unterbringung zu schaffen.
Dazu gehort eine baulich-rdumliche und technische
Ausstattung der Maldregelvollzugseinrichtungen, die —
gerade auch vor dem Hintergrund des Vollzugsziels
der Wiedereingliederung der untergebrachten Perso-
nen in die Gesellschaft — den besonderen Bedurfnis-
sen langfristig angelegter Unterbringungen und Be-
handlungen Rechnung tragt.

Der Schutz der Nichtraucher ist, soweit es bauliche
und organisatorische MalRnahmen ermdoglichen, zu
gewabhrleisten. Ein generelles Rauchverbot in Malre-
gelvollzugseinrichtungen ist durch das Gesundheits-
schutzgesetz nicht vorgesehen und ware kaum prakti-
kabel.

Zu Abs. 3

Um eine hohe Qualitat des Malregelvollzugs gewahr-
leisten zu kénnen, bedarf es einer standigen Anpas-
sung des Malregelvollzugs an die wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Entwicklungen in diesem Bereich.
Insbesondere sind die Therapie- und Behandlungs-
konzepte regelmafig zu Uberprifen und ggf. anzu-
passen. Daher werden die Trager der Malregelvoll-
zugseinrichtungen verpflichtet, eine fortlaufende Qua-
litatskontrolle und die Evaluation der Unterbringung in
ihren Einrichtungen durchzufiihren und hiertber der
Fachaufsichtsbehdrde auf Verlangen zu berichten.
Daruber hinaus haben die Trager auf Verlangen der
Fachaufsicht an landes- und bundesweiten Datener-
hebungen teilzunehmen.

Zu Art. 48
Leitung der MaBregelvollzugseinrichtungen:

Zu Abs. 1

Alle MalBnahmen des Vollzugs der Unterbringungen
nach diesem Gesetz haben die jeweiligen Behand-
lungserfordernisse zu berlcksichtigen. Da sich die
Verantwortung fur alle VollzugsmalRnahmen bei der
Leitung der Malregelvollzugseinrichtung konzentrie-
ren soll, muss diese selbst hinreichend qualifiziert und
ausreichend in die Behandlung und Betreuung der
untergebrachten Personen eingebunden sein. Die
Funktion der Leitung einer Mafregelvollzugseinrich-
tung kann nur von einem Facharzt oder einer Fach-
arztin flr Psychiatrie und Psychotherapie oder einem
Arzt oder einer Arztin einer vergleichbaren Qualifikati-
on, mdglichst mit Schwerpunkt Forensische Psychiat-
rie oder einer vergleichbaren Zusatzqualifikation,
durchgefiihrt werden. In spezialisierten Malregelvoll-
zugseinrichtungen flir junge untergebrachte Personen
(Art. 44 Abs. 2) kann die Verantwortung auch einem
Facharzt oder einer Fachérztin fur Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie oder einem Arzt
oder einer Arztin mit einer vergleichbaren Qualifikation
Ubertragen werden. Eine abschlieRende Benennung
der erforderlichen arztlichen Qualifikation ist aufgrund

der landerspezifischen Ausgestaltung der Berufs- und
Weiterbildungsordnungen fiir Arzte nicht méglich.
Zudem waren und sind diese fortlaufenden Anderun-
gen ausgesetzt.

Zu Abs. 2

Nach Satz 1 ist die Planung einer Neubesetzung der
Leitung der Malregelvollzugseinrichtung der Fach-
aufsichtsbehdrde friihzeitig durch den Trager der
MaRregelvollzugseinrichtung anzuzeigen. Durch diese
Informationspflicht soll aufgrund der besonderen Be-
deutung und Verantwortung der Leitung der Malre-
gelvollzugseinrichtung fur den Vollzug der Unterbrin-
gungen gewahrleistet werden, dass die Fachauf-
sichtsbehorde Uber einen geplanten Stellenwechsel
und die damit verbundenen Auswirkungen hinrei-
chend und rechtzeitig informiert ist. Die personelle
Entscheidung Uber und die Verantwortung fur die
Neubesetzung obliegen dem Trager der Malregel-
vollzugseinrichtung. Nach Satz 2 bedarf sie aber we-
gen der besonderen Stellung und Verantwortung der
Leitung der Malregelvollzugseinrichtung der Geneh-
migung durch die Fachaufsichtsbehorde.

Zu Abs. 3

Nach Abs. 3 steht der Leitung der Malregelvollzugs-
einrichtung ein Vorschlagsrecht bei der Besetzung
solcher Stellen zu, die zu deren Geschaftsbereich
oder zu anderen Bereichen der Malregelvollzugsein-
richtung gehéren. Wegen der besonderen Stellung
und Verantwortung der Leitung der MalRregelvoll-
zugseinrichtung muss dieser auch ein Mitsprache-
recht bei der Besetzung solcher Personalstellen ein-
gerdumt werden. Sowohl der Trager als auch die Lei-
tung der Malregelvollzugeinrichtung sind gehalten,
diese Personalentscheidungen in gutem Einverneh-
men zu treffen.

Zu Abs. 4

Bezlglich des in Abs. 4 geregelten Zustimmungsvor-
behaltes der Leitung der MaRregelvollzugseinrichtung
bei der Beschaftigung externer Personen in der Mal}-
regelvollzugseinrichtung gilt das zu Abs. 3 Ausgeflhr-
te entsprechend.

Zu Art. 49
Befugnisse der Leitung der MaBregelvollzugsein-
richtung:

Art. 49 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die
zentrale Verantwortung sowie die Entscheidungsbe-
fugnisse der Leitung der MalRregelvollzugseinrichtung.

Die Verantwortung der Leitung der Malregelvollzugs-
einrichtung umfasst alle MaRRnahmen, die auf Grund-
lage dieses Gesetzes erfolgen. Dies beinhaltet sowohl
Maflinahmen im medizinisch-therapeutischen Bereich
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als auch MaBnahmen, die der Gewahrleistung der
Sicherheit sowie des geordneten Zusammenlebens in
der Malregelvollzugseinrichtung dienen. Soweit der
Leitung der Maliregelvollzugseinrichtung im Verhaltnis
zum Trager der Malregelvollzugseinrichtung weiter-
gehende Aufgaben und Verantwortung Uubertragen
sind, wird dies von Art. 49 nicht erfasst.

Zu Abs. 1

Die Leitung der Malregelvollzugseinrichtung kann,
mit Ausnahme der in Abs. 2 geregelten Entscheidun-
gen, bestimmte Aufgaben und Entscheidungen an
entsprechend qualifizierte nachgeordnete Fachkrafte,
z.B. Oberarzte und Oberéarztinnen, Stationsarzte oder
Stationsarztinnen oder Psychologen oder Psycholo-
ginnen, delegieren. Dieses ist einerseits aus prakti-
schen Griinden erforderlich und tragt dem Gedanken
Rechnung, dass in einem behandlungsorientierten
Vollzug Entscheidungskompetenzen behandlungsna-
heren Beschéftigten Uibertragen werden. Andererseits
ist eine Delegation wegen der hohen Verantwortung
und der teilweise schwerwiegenden Grundrechtsein-
griffe nur fir bestimmte Aufgaben zulassig und bedarf
einer hinreichenden Uberwachung.

Einzelheiten hierzu sind in einer internen Regelung
der MaBregelvollzugseinrichtung niedergelegt werden.
Es ist selbstverstandlich, dass im Rahmen des Voll-
zugs der Unterbringungen nach diesem Gesetz fir
jede durchzuflihrende MafRnahme im Grundsatz fest-
gelegt sein muss, welche Personen diese anzuord-
nen, durchzufihren und zu Uberwachen haben. Auf-
grund der besonderen Bedeutung und Verantwortung
der Leitung der MaRregelvollzugseinrichtung ist nach
Satz 2 sicherzustellen, dass die Leitung der Malre-
gelvollzugseinrichtung tber Entscheidungen, die von
einem Arzt oder einer Arztin oder anderen Beschéftig-
ten der Malregelvollzugseinrichtung getroffen wer-
den, hinreichend informiert wird. Die Leitung der Mal3-
regelvollzugseinrichtung tragt insoweit die Verantwor-
tung, dass sichergestellt ist, dass die Korrektheit der
selbstandigen und eigenverantwortlichen Aufgaben-
auslbung hinreichend Gberwacht wird.

Zu Abs. 2

Abs. 2 bestimmt einen abschlieRenden Katalog von
Entscheidungen, die im Grundsatz nur durch die Lei-
tung der Malregelvollzugseinrichtung getroffen wer-
den durfen. Die Ausnahmen von diesem Grundsatz
sind in Abs. 3 geregelt. Diese Regelung tragt den
Tatsachen Rechnung, dass die dort benannten Ent-
scheidungen fiur die Sicherheit und das geordnete
Zusammenleben in der Malfregelvollzugseinrichtung
von elementarer Bedeutung und/oder in besonderer
Art und Weise mit Eingriffen in die Grundrechte der
untergebrachten Person verbunden sind. Hinsichtlich
der einzelnen MalBnahmen wird auf die jeweiligen
Artikel verwiesen.

Zu Abs. 3

Da Falle denkbar sind, in denen die Leitung und deren
Stellvertretung nicht rechtzeitig erreichbar ist, eine
MafRnahme nach Abs. 2 aber getroffen werden muss,
bestimmt Abs. 3 Satz 1, dass in diesen Fallen die
Entscheidung auch von einem anderen hiermit beauf-
tragten Arzt oder einer anderen hiermit beauftragten
Arztin der MaRregelvollzugseinrichtung getroffen wer-
den darf und dass die Leitung der Malregelvollzugs-
einrichtung oder im Vertretungsfall deren Stellvertre-
tung Uber die getroffenen Entscheidungen unverzig-
lich zu informieren ist (Satz 3). Es verbietet sich, einen
festen zeitlichen Malstab festzulegen, was ,rechtzei-
tig“ im Sinne der Norm darstellt. Vielmehr kann diese
Entscheidung nur in der konkreten Situation durch die
Verantwortlichen getroffen werden. Entscheidend ist
insoweit, ob mit einem Zuwarten der Ma3nahme bis
zur Rickkehr oder zum Erreichen der Leitung der
MaRregelvollzugseinrichtung oder im Vertretungsfall
deren Stellvertretung unter Berlicksichtigung des Ver-
haltnismaRigkeitsgrundsatzes eine wesentliche Ver-
schlechterung der Sicherheitslage oder des Gesund-
heitszustandes der untergebrachten Person verbun-
den ist.

Liegt Gefahr in Verzug vor, d.h. eine Sachlage, bei
der ein Schaden eintreten wirde, wenn nicht an Stelle
der zustandigen Person eine andere Person tatig
wird, bestimmt Satz 2, dass in den Fallen des Abs. 2
Nrn. 1 bis 4 und 7 bis 11 die Entscheidungen auch
von anderen Beschéaftigten der Malregelvollzugsein-
richtung getroffen werden durfen. In diesen Fallen ist
die Zustimmung eines Arztes oder einer Arztin unver-
zuglich einzuholen und die Leitung der Malregelvoll-
zugseinrichtung oder im Vertretungsfall deren Stell-
vertretung ist unverziglich tber die getroffenen Ent-
scheidungen zu informieren. Die Regelung tragt dem
Umstand Rechnung, dass in diesen Fallen Entschei-
dungen unverziglich getroffen werden missen und
diese aufgrund ihres Sicherheitscharakters im Aus-
nahmefall nicht zwingend von der Kompetenz eines
Arztes oder einer Arztin abhangig gemacht werden
kdnnen.

Wie bereits zu Art. 48 festgestellt wurde, ist in der
MaRregelvollzugseinrichtung sicherzustellen, dass
maglichst fir alle denkbaren Falle der Satze 1 und 2
Regelungen getroffen werden, welche Beschaftigte
befugt sind, an Stelle des eigentlich zustandigen Arz-
tes oder an Stelle der eigentlich zustandigen Arztin zu
handeln.

Zu Art. 50
Fachaufsicht:

Art. 50 enthalt die wesentlichen Regelungen zur Aus-
ubung der Aufsicht tber die Recht- und ZweckmaRig-
keit der Vollziehung der Unterbringungen nach die-
sem Gesetz (Fachaufsicht). Der ordnungsgemalie
Vollzug der Unterbringungen nach diesem Gesetz ist
fur die Gewahrleistung der Sicherheit der Personen in
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der Malregelvollzugseinrichtung sowie der Bevélke-
rung von elementarer Bedeutung. Darlber hinaus ist
der Vollzug der Unterbringungen nach diesem Gesetz
mit einer Vielzahl erheblicher Grundrechtseingriffe fir
die untergebrachten Personen verbunden und die
gesetzlichen Ermachtigungsgrundlagen rdumen der
Leitung der Mafregelvollzugseinrichtung sowie den
Beschaftigten teilweise ein Handlungs- und/oder Aus-
wahlermessen ein. Aus diesen Griinden ist es von be-
sonderer Bedeutung, die staatliche Aufsicht entspre-
chend umfassend und effektiv auszugestalten.

Aufgrund gestiegener Anforderungen an eine wirksa-
me Kontrollen und an die Vollzugsqualitat im aulierst
sensiblen Bereich des Malregelvollzugs sowie des-
sen stets wachsende Bedeutung in Bayern, ist eine
neue Schwerpunktsetzung bei der Fachaufsicht not-
wendig, die klnftig durch eine mit entsprechenden
Ressourcen ausgestatteten Fachaufsichtsbehérde er-
folgt. Die Fachaufsicht GUber den MaRregelvollzug wird
durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales
(ZBFS) als neue Aufgabe wahrgenommen.

Im Rahmen der Fachaufsicht Gber den Malfdregelvoll-
zug in Bayern erfolgt bereits bisher eine intensive und
kritische Uberpriifung von Einzelféllen bei besonderen
Vorkommnissen (z.B. Entweichungen, Suizide, Ge-
walttaten). Sich zeigende Mangel werden umgehend
und im Einvernehmen mit den Beteiligten angegangen
und behoben. Die Fachaufsicht muss auch aktiv den
Mafregelvollzug gestalten kdnnen. Hierzu gehért ins-
besondere seine regelméaRige Uberpriifung, um mog-
liche Mangel frihzeitig aufspliren und Verbesserun-
gen einleiten zu kénnen. Die Erkenntnisse aus diesen
Uberpriifungen missen insbesondere in landesweite
einheitliche Qualitatsstandards minden. Die mit die-
sem Gesetz erstmalige Einfuhrung einer fortlaufenden
Qualitatskontrolle und Evaluation der Unterbringung
durch die Trager der Maldregelvollzugseinrichtung,
muss durch die Fachaufsichtsbehdrde Uberwacht, be-
gleitet und ausgewertet werden; hierzu kann sie sich
einen Qualitatsbericht vorlegen lassen (Art. 47 Abs. 3
Satz 2). Das bisher fachaufsichtflihrende Staatsminis-
terium fur Arbeit und Soziales, Familie und Integration
hat 2013 die standardisierte Erhebung von wichtigen
Eckdaten des Malregelvollzugs durch die Maldregel-
vollzugseinrichtungen eingefihrt, um auch Uber die
statistischen Grundlagen zu verfigen, die fur eine Be-
wertung des Malregelvollzugs und ggf. notwendige
Nachjustierungen unabdingbar sind. Diese Daten
muissen von der Fachaufsicht ausgewertet, inter-
pretiert und die Schlisse daraus gezogen werden.
Diese Aufgaben kénnen nur durch eine entsprechend
ausgestattete Fachaufsichtsbehdrde in adaquater
Weise durchgefliihrt werden.

Als neue Fachaufsichtsbehorde hat das ZBFS auch
Beschwerden von untergebrachten Personen nach-
zugehen und darlber zu entscheiden. Es arbeitet den
Staatsministerien bei Petitionen an den Bayerischen
Landtag zu und ist zudem Ansprechpartner fur die
verschiedenen Anti-Folter-Ausschissen auf internati-
onaler und nationaler Ebene.

Zu Abs. 1

Satz 1 bestimmt, dass die Aufgabe der Fachaufsicht
durch das ZBFS, das dem Staatsministerium fur Ar-
beit und Soziales, Familie und Frauen direkt nachge-
ordnet ist, wahrgenommen wird. Nach Satz 2 gelten
bezlglich der Fachaufsicht die Vorschriften der Be-
zirksordnung (BezO). Die dem Staatsministerium des
Innern im Rahmen der Kommunalaufsicht Gber die
Bezirke obliegende Rechtsaufsicht bleibt unberthrt
(Art. 92 BezO).

Zu Abs. 2

Abs. 2 normiert fiir den Fall der Ubertragung der Auf-
gaben des Vollzugs der Unterbringungen nach die-
sem Gesetz gesonderte Rechte der Rechts- und
Fachaufsichtsbehdrde. Durch Satz 2 und 3 werden
die Befugnisse der Rechtsaufsicht bezlglich der Er-
satzvornahme erweitert. Diese Erweiterung ist not-
wendig, da nur durch eine entsprechend stark ausge-
bildete Rechtsaufsicht dem mit der Ubertragung der
Aufgaben des Vollzugs der Unterbringungen verbun-
denen Verlust an unmittelbarer staatlicher Kontrolle
ausreichend Rechnung getragen werden kann.

Zu Abschnitt 2  MaBregelvolizugsbeirite:

Die Unterbringungen nach diesem Gesetz zeichnen
sich durch eine hohe Eingriffsintensitat aus. Neben
dem Freiheitsentzug sieht sich die untergebrachte
Person einer Vielzahl weiterer Beschrankungen aus-
gesetzt, die beinahe jeden Lebensbereich betreffen.
Die damit verbundenen Eingriffe sind auch deshalb
von besonderer Bedeutung, da sie sich in der Mehr-
zahl der Falle ber mehrere Jahre, in einzelnen Fallen
Uber Jahrzehnte erstrecken. Deshalb ist neben der
klassischen Fach- und Rechtsaufsicht (Art. 50) eine
begleitende Kommission, die bei der Gestaltung des
Vollzugs mitwirkt, erforderlich und sinnvoll.

Zu Art. 51
MaBregelvolizugsbeiriéte:

Vor diesem Hintergrund wird in Art. 51 den Maldregel-
vollzugsbeiraten entsprechend der bewéahrten Ausge-
staltung im Strafvollzug (Art. 185 bis 188 BayStVollzG
sowie §§ 162 bis 165 StVollzG) die Aufgabe zugewie-
sen, in institutionalisierter Form die Offentlichkeit an
den Aufgaben des Vollzugs der Unterbringungen nach
diesem Gesetz zu beteiligen. Im UnterbrG war bislang
gemal Art. 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 21
Abs. 1 Satz 1 den Besuchskommissionen die Aufgabe
zugewiesen, die Maldregelvollzugseinrichtungen da-
raufthin zu uUberprifen, ob die Rechte der unterge-
brachten Personen gewahrt werden. Gemaf Art. 28
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 21 Abs. 1 Satz 3
UnterbrG sollten die Uberpriifungen mindestens alle
zwei Jahre einmal, in der Regel unangemeldet,
durchgefuhrt werden. Die Besuchskommissionen sind
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dieser Aufgabe in der Vergangenheit mit groRem En-
gagement nachgekommen und haben die ihnen zu-
gewiesene Aufgabe in vollem Umfang erflllt.

Um mehr Transparenz im Mafregelvollzugs zu schaf-
fen, wird nunmehr anstelle der Besuchskommissionen
ein Gremium eingefiihrt, welches den untergebrach-
ten Personen sowie allen Beschaftigten der Malre-
gelvollzugseinrichtung einschlieRlich deren Leitung
nicht nur punktuell, sondern dauerhaft als Ansprech-
partner zur Gestaltung des Vollzugs zur Verfiigung
steht. Mit der Schaffung von Malregelvollzugsbeira-
ten als standige Gremien ist zudem die Erwartung
verbunden, dass eine Vielzahl der in den Malregel-
vollzugseinrichtungen entstehenden Probleme durch
Kommunikation der Beteiligten mit den Malregelvoll-
zugsbeiraten vor Ort gelést werden kdénnen. Damit
kann zugleich ein weiterer Beitrag zur Erreichung der
Ziele der Unterbringungen nach diesem Gesetz ge-
leistet werden. Unabhangig von der Mitwirkung der
MaRregelvollzugsbeirate stehen den untergebrachten
Personen nach wie vor ihre Petitionsrechte zur Verfi-
gung.

Die Anstaltsbeirate im Bereich des Strafvollzugs ha-
ben sich Uber viele Jahre bewahrt und dienen der In-
stallierung von Malregelvollzugsbeiraten als Vorbild.
Die nahere Ausgestaltung der Maldregelvollzugsbeira-
te erfolgt durch gesonderte Verwaltungsvorschriften.

Zu Abschnitt 3 Kosten:

Abschnitt 3 enthalt die wesentlichen Regelungen zur
Tragung der Kosten des Vollzugs der Unterbringun-
gen nach diesem Gesetz.

Zu Art. 52
Kosten der Unterbringung:

Art. 52 entspricht im Wesentlichen der bisherigen
Kostenregelung in Art. 95 Abs. 4 AGSG.

Zu Abs. 1

Satz 1 entspricht im Ansatz der bisherigen Regelung
in Art. 95 Abs. 4 Satz1 AGSG und weist dem Frei-
staat Bayern die Tragung der notwendigen Kosten der
Uberfuhrung in die Malregelvollzugseinrichtung und
der Unterbringung zu. Die Kostentragung durch den
Freistaat Bayern erfolgt nicht, wenn ein Trager von
Sozialleistungen oder ein Dritter zur Gewahrung von
gleichartigen Leistungen verpflichtet ist. In Betracht
kommen beispielsweise Leistungen aus der gesetzli-
chen Unfall- oder Krankenversicherung oder auch
Hilfen des zustandigen Sozialleistungstragers zum
Lebensunterhalt der untergebrachten Person bei der
Gewahrung von Beurlaubungen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 regelt die Modalitdten der Kostenerstattung. Er
orientiert sich an der Regelung in Art. 95 Abs. 4 Satze
2 bis 4 AGSG.

Da die Durchfiihrung des Malregelvollzugs eng ver-
bunden ist mit den hierfir notwendigen finanziellen
Aufwendungen, obliegt der Fachaufsichtsbehorde
auch die Bewirtschaftung und Prifung der Verwen-
dung der fir den Malregelvollzug zur Verfligung ste-
henden Haushaltsmittel. Es hat die Budgets mit den
Tragern der Malregelvollzugseinrichtungen zu ver-
handeln und die notwendigen Bauinvestitionen zu
koordinieren und im Rahmen der zur Verfigung ste-
henden Haushaltsmittel zu finanzieren.

Zu Teil 6  Schlussvorschriften:

Teil 6 enthalt Bestimmungen zur Einschréankung von
Grundrechten, zum Regelungsumfang sowie zum
Inkrafttreten des Gesetzes.

Zu Art. 53
Einschrédnkung von Grundrechten:

Die Vorschrift enthalt die nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2
GG erforderliche Angabe der Grundrechtseinschran-
kungen. Die Einschrdnkung des Grundrechts auf
Freiheit ist nicht schon wegen der Unterbringung der
betroffenen Person auf Grundlage der gerichtlichen
Unterbringungsanordnungen erforderlich, welche auf
Vorschriften des Bundesrechts beruht, sondern we-
gen weiterer Einschrankungen, denen die unterge-
brachte Person im Rahmen des Vollzugs der Unter-
bringungen nach diesem Gesetz unterworfen werden
kann.

Zu Art. 53a
Anderung weiterer Rechtsvorschriften:

Art. 53a regelt zum Zweck der Rechtsbereinigung
Kirzungen und Anderungen des Gesetzes zur Aus-
fuhrung des Sozialgerichtsgesetzes (AGSGG), des
Gesetzes zur Ausflihrung der Sozialgesetze (AGSG)
sowie des Gesetzes Uber die Unterbringung psy-
chisch Kranker und deren Betreuung (Unterbrin-
gungsgesetz — UnterbrG).

Zu Abs. 1

Durch die Regelung in Nr. 1 wird der materielle Gehalt
des allein noch verbliebenen § 3 der Verordnung tber
Zustandigkeiten in der Sozialgerichtsbarkeit (BayRS
33-3-A) in Art. 1 AGSGG Uberfuhrt. Damit kann die
Verordnung Uber Zustdndigkeiten in der Sozialge-
richtsbarkeit aufgehoben werden. Die Aufhebung er-
folgt durch Art. 54 dieses Gesetzes.

Nr. 2 bestimmt die Aufhebung des Art. 2 AGSGG.
Art. 2 Abs. 1 AGSGG ist entbehrlich, da die Regelun-
gen zur Erstreckung von Bezirken bestimmter Kam-
mern eines Sozialgerichts auf Bezirke anderer Sozial-
gerichte nunmehr unmittelbar im AGSGG enthalten
sind. Art. 2 Abs. 2 AGSGG ist entbehrlich, da sich die
vorgesehene Moglichkeit einer Vereinbarung mit an-
deren Landern aus § 10 Abs. 3 Satz 2 SGG ergibt.
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Durch die Regelung in Nr. 3 wird der materielle Gehalt
der Verordnung Uber eine Zweigstelle des Bayeri-
schen Landessozialgerichts in Schweinfurt (BayRS
33-3-A) in Art. 4 Abs. 1 Satz 2 AGSGG uberfiihrt. Da-
mit kann die Verordnung Uber eine Zweigstelle des
Bayerischen Landessozialgerichts in Schweinfurt auf-
gehoben werden. Die Aufhebung erfolgt durch Art. 54
dieses Gesetzes. Der bisher in Art. 4 Abs. 2 enthalte-
ne Verweis auf Art. 2 Abs. 2 AGSGG ist entsprechend
der Anderung geméaR Nr. 2 entbehrlich.

Nr. 4 bestimmt die Aufhebung des Art. 8 Abs. 2
AGSGG. Die Vorschrift ist entbehrlich, da sich die dort
enthaltene Ermachtigung zum Erlass von Durchfiih-
rungsvorschriften aus Art. 55 Nr. 2 BV und Art. 1
Abs. 1 ZustG ergibt.

Zu Abs. 2

Durch die Regelung in Nr. 1 werden in der Inhalts-
Ubersicht des AGSG die in den folgenden Nummern
vorgesehenen Gesetzesanderungen nachvollzogen
und die Uberschriften der bereits aufgehobenen
Art. 4, 10 und 109 bereinigt.

Nr. 2 bestimmt die Aufhebung des Art. 12 Abs. 1
AGSG, da die Vorschrift entbehrlich ist.

Nrn. 3 bis 7 bestimmen Streichungen und Vereinfa-
chungen in den Art. 23 bis 29 AGSG. Die Vorschriften
stimmen nicht mehr mit der Geschaftsverteilung der
Staatsregierung uberein.

Nr. 8 bestimmt die Aufhebung des Art. 60 Abs. 2
AGSG, da die Vorschrift entbehrlich ist.

Durch die Regelung in Nr. 9 wird der materielle Gehalt
des Gesetzes Uber die Erstattung der Kosten des
Schwerbeschadigtenurlaubs (BayRS 811-2-A) in
Art. 66a AGSG Uberfuhrt und der Gesetzestext redak-
tionell an die aktuelle Rechtslage angepasst. Damit
kann das Gesetz Uber die Erstattung der Kosten des
Schwerbeschadigtenurlaubs aufgehoben werden. Die
Aufhebung erfolgt durch Art. 54 dieses Gesetzes.

Nr. 10 sieht eine redaktionelle Anpassung der Uber-
schrift des Teils 11 AGSG vor.

Nr. 11 bestimmt, dass die bisherigen fiir den Bereich
des Vollzugs der Unterbringungen nach diesem Ge-
setz mallgebenden Regelungen in Art. 95 AGSG auf-
gehoben werden.

Nr. 12 bestimmt die Aufthebung des Art. 116 Abs. 3
Satz 1 AGSG, da die Vorschrift entbehrlich ist.

Nr. 13 bestimmt die Aufhebung des Art. 118 Abs. 2
AGSG. Die Ubergangsvorschrift zur Anwendung des
Art. 45a AGSG ist wegen Zeitablaufs entbehrlich ge-
worden.

Zu Abs. 3

Abs. 3 bestimmt, dass die bisherigen flir den Bereich
des Vollzugs der Unterbringungen nach diesem Ge-
setz malRgebenden Regelungen im Siebten Abschnitt
des Unterbringungsgesetzes aufgehoben werden.
Zudem werden der Achte Abschnitt sowie Art. 31
Abs. 2 des Unterbringungsgesetzes aufgehoben.
Denn die Regelungen des Achten Abschnitts treten
bereits mit Ablauf des 31. Juli 2014 auRer Kraft.

Zu Abs. 4

Abs. 4 bestimmt die Aufthebung des Art. 5 des Geset-
zes Uber die Organisation der Gerichte fiir Arbeitssa-
chen im Freistaat Bayern. Die Vorschrift ist entbehr-
lich, da sich die dort enthaltene Erméachtigung zum
Erlass von Verwaltungsvorschriften aus Art. 55 Nr. 2
BV und Art. 1 Abs. 1 ZustG ergibt. Zudem wird Art. 6
des Gesetzes Uber die Organisation der Gerichte fir
Arbeitssachen im Freistaat Bayern redaktionell berei-
nigt und an die Stelle des bereits in der Vergangenheit
aufgehobenen Art. 4 verschoben. In der Uberschrift
des Gesetzes wird die Abklrzung ,ArbGOrgG* einge-
fuhrt.

Zu Abs. 5:

Die Anderung erfolgt aus systematischen Griinden.
Art. 98 Abs. 3 Satz 1 BaySvVollzG ist in seiner beste-
henden Fassung zum 1. August 2014 in Kraft getre-
ten. Zu diesem Zeitpunkt war ein Verweis auf Normen
des BayMRVG noch nicht mdglich, da dieses noch
nicht in Kraft war.

Zu Art. 54
Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten:

Art. 54 Abs. 1 bestimmt das Inkrafttreten des Geset-
zes.

Art. 54 Abs. 2 bestimmt, dass die Verordnung Uber
Zustandigkeiten in der Sozialgerichtsbarkeit (BayRS
33-3-A), die Verordnung Uber eine Zweigstelle des
Bayerischen Landessozialgerichts in  Schweinfurt
(BayRS 33-3-A) sowie das Gesetz uber die Erstattung
der Kosten des Schwerbeschadigtenurlaubs (BayRS
811-2-A) aufgehoben werden. Die genannten Stamm-
normen sind entbehrlich, da ihr Regelungsgehalt nach
Art. 53a in das AGSGG bzw. AGSG Uberfihrt wird.
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Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen MaBregelvollzugsgesetz (VVBayMRVG)

Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

vom 5. Juli 2021, Az. 115/2182-1/63

Adressaten:

Trager des MaBregelvollzugs in Bayern

Anlagen:

Anlage 1:

Anlage 2:
Anlage 3:
Anlage 4:
Anlage 5:

Anlage 6:

Anlage 7:

Ausflihrungsbestimmungen des StMAS vom 29. Juni 2017 zu Nr. 2.2 Satz 3 VVBayMRVG
(Entlassungen aus dem MafBregelvollzug aus Griinden der VerhaltnismaBigkeit)

Formblatt ,Lockerungsentscheidung bei besonderem Sicherungsbeduirfnis*
Formblatt ,Meldung einer Entweichung oder eines Lockerungsmissbrauchs*
Formblatt ,Meldung einer Rickkehr*

Landerzuordnung zum Merkblatt fir in Deutschland verurteilte ausléndische Staatsangehdrige
zum Ubereinkommen Uber die Uberstellung verurteilter Personen vom 21. Marz 1983

Handreichung fir Gutachterliche Stellungnahmen der MaBregelvollzugseinrichtungen far
Uberprifungsentscheidungen gem. § 67e StGB bei Unterbringungen gem. § 63 StGB

Formblatt ,Mitteilung Giber Beginn und Anderungen bei einer gerichtlich angeordneten
Freiheitsentziehung*

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum Bayerischen MaBregelvollzugsgesetz (BayMRVG) vom 17. Juli 2015 (GVBI. S. 222, BayRS 312-3-A),
das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 8. Juli 2020 (GVBI. S. 330) geandert worden ist, erlasst das
Bayerische Staatsministerium flr Familie, Arbeit und Soziales folgende Verwaltungsvorschriften:

2.2

Abschnitt 1 Aligemeines

Anwendungsbereich (zu Art. 1)

Das Bayerische MaBregelvollzugsgesetz (BayMRVG) regelt den Vollzug der Unterbringung von
Personen in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt auf Grund einer
strafgerichtlichen Entscheidung nach den §§ 63 und 64 des Strafgesetzbuches (StGB) sowie
nach § 7 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG).

Ziele und Grundsatze (zu Art. 2)

Ziel der Unterbringung ist es, die Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten durch die
untergebrachte Person zu schitzen. Weiteres Ziel ist es, psychisch kranke Menschen, die
geman § 63 StGB untergebracht sind, zu heilen oder ihren Zustand soweit zu bessern, dass sie
keine Gefahr mehr flir die Allgemeinheit darstellen, und Personen, die gemai § 64 StGB
untergebracht sind, von ihrem Hang zu heilen oder Gber eine erhebliche Zeit vor dem Ruckfall in
den Hang zu bewahren. Die untergebrachte Person soll auf ein straffreies Leben vorbereitet und
die familiare, soziale sowie berufliche Eingliederung soll geférdert werden (Resozialisierung).
Diese Ziele sind wahrend des Vollzugs von allen Beteiligten zu beachten und im Einzelfall
entsprechend zu gewichten.

Alle am Vollzug Beteiligten richten ihre Arbeit darauf aus, dass der MaBregelvollzug in Bayern
sicher, qualitativ hochwertig, menschlich, transparent und wirtschaftlich ist. Alle an Vollzug und
Vollstreckung Beteiligten arbeiten eng und vertrauensvoll zusammen. Entlassungen aus Griinden
der VerhaltnismaBigkeit sollen vor Ort durch Fallkonferenzen begleitet werden (siehe
Ausflihrungsbestimmungen des StMAS vom 29. Juni 2017 zu Nr. 2.2 Satz 3 VVBayMRVG,
Anlage 1 zu Entlassungen aus dem MaBregelvollzug aus Griinden der VerhéltnismaBigkeit).
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Behandlungs- und SicherungsmafBnahmen, die ohne Einwilligung der untergebrachten Person
durchgeflihrt werden, sind auf das unverzichtbare Maf3 zu beschranken.

Soweit in diesen Verwaltungsvorschriften Vertreter oder Vertreterinnen genannt sind, sind
hiervon sowohl gesetzliche Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen (Eltern Minderjahriger,
Betreuer beziehungsweise Betreuerinnen) als auch bevollméchtigte Vertreter beziehungsweise
Vertreterinnen umfasst.

Abschnitt 2 Vollzug der MaBregeln der Besserung und Sicherung
Unterabschnitt 1 Aufnahme und Behandlung der untergebrachten Person

Aufnahme (zu Art. 4)

Eine (mindliche) Aufklarung der untergebrachten Person ist unverziiglich nach deren Aufnahme
durchzufihren. Eine schriftliche Unterrichtung ist sobald als méglich vorzunehmen. Der
untergebrachten Person ist bei der Aufnahme ein Abdruck der ,Hinweise fur untergebrachte
Personen® auszuhandigen; sie hat den Erhalt schriftlich zu bestéatigen.

Behandlungs- und Vollzugsplan (zu Art. 5)

Der Behandlungs- und Vollzugsplan soll die untergebrachte Person als verantwortlichen
Teilnehmer oder verantwortliche Teilnehmerin in den therapeutischen Prozess einbinden. Er soll
zum einen alle behandelnden Beschaftigten der MaBregelvollzugseinrichtung anhalten, die zur
Erreichung der Ziele der Unterbringung erforderlichen Schritte liber einen langeren Zeitraum im
Sinn einer Zielvorgabe festzulegen und auf deren Einhaltung und Umsetzung hinzuwirken. Zum
anderen soll der untergebrachten Person jederzeit bewusst sein, welche MaBnahmen noch
erfolgreich umgesetzt werden mussen, bevor eine Lockerung des Vollzugs oder eine Beendigung
der Unterbringung in Betracht kommen kann.

Der Behandlungs- und Vollzugsplan ist fir jede untergebrachte Person individuell zu erstellen
und bedarf der Schriftform. Er soll insbesondere Angaben enthalten tber:

diagnostische Einschatzung und Gefahrlichkeitshypothese,

sich daraus ergebende aktuelle Behandlungsziele,

BehandlungsmafBnahmen (einschlielich Behandlung sonstiger Erkrankungen) und
Sicherheits- und Lockerungsaspekte.

Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung bestimmt, wer den Behandlungs- und Vollzugsplan
aufstellt und andert sowie wer die Durchfiihrung des Behandlungs- und Vollzugsplans Uberwacht.

Nach MaBgabe des Art. 5 Abs. 3 BayMRVG sollen der Behandlungs- und Vollzugsplan sowie
wesentliche Anderungen mit der untergebrachten Person und mit dem Vertreter
beziehungsweise der Vertreterin erértert werden. Dies dient der Information, aber auch der
Motivation zur Mitarbeit und der Mitverantwortung der untergebrachten Person flir den
Therapieverlauf.

Ein Abdruck des Behandlungs- und Vollzugsplans und jeder Fortschreibung ist der
untergebrachten Person und — sofern vorhanden — auch dem Vertreter oder der Vertreterin auf
Wunsch gegen Nachweis auszuhandigen.

Behandlung von Erkrankungen (zu Art. 6)

Die untergebrachte Person hat einen umfassenden Anspruch auf eine angemessene
gesundheitliche Fiirsorge und Betreuung. Die Behandlung erfolgt nach anerkanntem Stand des
aktuellen medizinischen, psychotherapeutischen, pflegerischen und padagogischen Wissens. Die
Behandlung umfasst auch sozio- und milieutherapeutische Betreuung.

Die Behandlung anderer Erkrankungen, die keine psychischen Krankheiten sind, erfolgt nach
MaBgabe der Art. 59 (Gesundheitsuntersuchungen, medizinische Vorsorgeleistungen), Art. 60
(Krankenbehandlung), Art. 61 (Versorgung mit Hilfsmittel), Art. 63 (Art und Umfang der
Leistungen, Kostenbeteiligung) sowie Art. 64 (Ruhen der Anspriiche) des Bayerischen
Strafvollzugsgesetzes (BayStVollzG). Hierdurch erfolgt eine Anlehnung an die einschlagigen
Regelungen des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung im Fiinften Buch
Sozialgesetzbuch. GemaB Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayMRVG in Verbindung mit Art. 64 BayStVollzG
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5.6

ruht der Anspruch der untergebrachten Person gegen die MafBregelvollzugseinrichtung auf
Behandlung anderer Erkrankungen, sofern sie aufgrund eines freien Beschéftigungsverhaltnisses
krankenversichert ist. Die untergebrachte Person hat dann einen Anspruch auf Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung

Medizinische Behandlungen bedlrfen grundsétzlich der schriftlichen Einwilligung der
untergebrachten Person, Art. 6 Abs. 2 BayMRVG. Eine wirksame Einwilligung setzt insbesondere
voraus, dass die untergebrachte Person einwilligungsfahig ist, umfassend und ihren
Verstandnismaoglichkeiten entsprechend arztlich aufgeklart wurde und keinem unzulassigen
Druck ausgesetzt wird, etwa durch das Inaussichtstellen von Nachteilen im Falle der
Behandlungsverweigerung. Das Inaussichtstellen von Nachteilen im Falle der
Behandlungsverweigerung ist ausnahmsweise nur dann zulassig, wenn die Nachteile sich als
notwendige Konsequenz aus dem Zustand ergeben, in dem die untergebrachte Person
unbehandelt voraussichtlich verbleiben oder in den er aufgrund seiner Weigerung voraussichtlich
geraten wird. Ist die untergebrachte Person in Bezug auf die konkrete Behandlung nicht
einwilligungsfahig, das heil3t fehlt ihr die natirliche Einsichts- und Urteilsfahigkeit in Bezug auf
Art, Notwendigkeit, Bedeutung, Folgen und Risiken der medizinischen Behandlung, so muss ihr
Vertreter Uber die Einwilligung entscheiden (bei Erwachsenen: rechtlicher Betreuer oder
Bevollmachtigter gemaf §§ 1902, 164 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB), bei Minderjéhrigen:
Personensorgeberechtigter). Einer gerichtlichen Genehmigung der Einwilligung des Vertreters
oder der Vertreterin bedarf es grundsétzlich nicht, es sei denn, dass die behandelnden Arzte
beziehungsweise Arztinnen und der Vertreter oder die Vertreterin in den Féllen des § 1904 Abs.
1 und Abs. 2 BGB kein Einvernehmen (ber den Patientenwillen erzielen kénnen.

Widerspricht die in Rede stehende BehandlungsmaBnahme dem natirlichen Willen der
untergebrachten Person, so liegt eine Zwangsbehandlung im Sinn des BayMRVG vor, die
grundsatzlich dem Richtervorbehalt unterliegt. Einen entgegenstehenden natirlichen Willen kann
auch eine einwilligungsunfahige betroffene Person bilden. AuBert die betroffene Person ihren
natdrlichen Willen nicht, so handelt es sich nicht um eine BehandlungsmaBnahme gegen den
natlrlichen Willen im Sinn dieser Vorschrift. Vielmehr findet dann die Vorschrift des Art. 6 Abs. 2
BayMRVG Anwendung. Mit Ausnahme von MaBnahmen nach Art. 6 Abs. 8 BayMRVG, von
denen in der Regel keine nachteiligen Wirkungen zu erwarten sind, sind die Zwecke, die eine
Zwangsbehandlung gegen den natirlichen Willen der untergebrachten Person rechtfertigen
kdénnen, in Art. 6 Abs. 3 BayMRVG abschlieBend geregelt. Widerspricht die
BehandlungsmaBnahme dem natirlichen Willen der untergebrachten Person, ist durch die
MaBregelvollzugseinrichtung vor Durchfihrung der Behandlung eine gerichtliche Entscheidung
Uber die RechtmaBigkeit der Zwangsbehandlung herbeizufihren, Art. 6 Abs. 5 BayMRVG. Die
Einwilligung eines Vertreters oder einer Vertreterin ist bei volljahrigen untergebrachten Personen
weder erforderlich noch ausreichend. Fir minderjahrige untergebrachte Personen gelten die
Ausflihrungen unter Nr. 5.8. Fir die Entscheidung nach Art. 6 Abs. 5 BayMRVG ist gemafi § 138
Abs. 4, § 121a Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) das Amtsgericht zustandig, in
dessen Bezirk die MaBnahme durchgefuhrt werden soll. Das gerichtliche Verfahren richtet sich
geman § 138 Abs. 4, § 121b Abs. 1 StVollzG nach den flr Unterbringungssachen nach § 312 Nr.
4 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) anzuwendenden Bestimmungen.

Der von der MaBregelvollzugseinrichtung dem zusténdigen Gericht vorzulegende Vorgang hat
umfassend und einzelfallbezogen zu den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 und Abs. 4
BayMRVG Stellung zu nehmen. Davon umfasst ist insbesondere die Dokumentation der zuletzt
erfolgten AufklarungsmaBnahmen und Uberzeugungsversuche nach Art. 6 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1
und 2 BayMRVG. Insbesondere ist zudem auch mitzuteilen, in welcher genauen Dosierung und
Uber welchen Zeitraum ein Wirkstoff verabreicht werden soll. Ferner missen die méglichen Vor-
und Nachteile der Medikamentierung, die Nebenwirkungen (zum Beispiel Hirnatrophie,
Spétdyskinesien), aber auch die Beeintrachtigungen bei Unterlassen der MaBnahme dargestellt
werden. MaBnahmen missen mit der untergebrachten Person nachbesprochen werden, um
mdglichen Traumatisierungen vorzubeugen. Zudem ist die gesamte relevante Dokumentation
beizufligen. Eine Patientenverfligung der untergebrachten Person ist beizufligen.

Ausnahmsweise kénnen bei Gefahr im Verzug BehandlungsmaBnahmen bereits durchgefihrt
werden, die bei einer konkreten Gefahr fiir das Leben oder einer konkreten schwerwiegenden
Gefahr fir die Gesundheit der untergebrachten Person oder bei einer konkreten Gefahr flr das
Leben oder die Gesundheit einer anderen Person in der Einrichtung erforderlich sind
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(MaBnahmen nach Art. 6 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 BayMRVG), bevor die Entscheidung des
zustandigen Gerichts erlangt wurde, Art. 6 Abs. 6 Satz 1 BayMRVG. Die Vorlage des Vorgangs
bei dem zustandigen Amtsgericht ist unverziglich nachzuholen, Art. 6 Abs. 6 Satz 3 BayMRVG.

GemaDB Art. 6 Abs. 4 Nr. 7 Buchst. a und b BayMRVG darf eine Zwangsbehandlung zur
Herstellung der Entlassungsfahigkeit oder bei konkreter Eigengefahrdung nur angeordnet
werden, wenn die untergebrachte Person krankheitsbedingt nicht einsichtsfahig ist und die
Behandlung einer wirksamen Patientenverfligung der untergebrachten Person oder ihrem nach §
1901a Abs. 1 BGB beachtlichen Patientenwillen nicht entgegensteht, um das zu beachtende
Selbstbestimmungsrecht der untergebrachten Person zu wahren. Uber die Frage der
Wirksamkeit der Patientenverfligung entscheidet das fiir die Entscheidung Uber die
Zwangsbehandlung zustandige Gericht. Solche schriftlichen Festlegungen einer
einwilligungsfahigen volljahrigen untergebrachten Person sind fir den Fall ihrer
Einwilligungsunfahigkeit bei Untersuchungen und Behandlungen psychischer Erkrankungen im
MaBregelvollzug zu beachten. Hinsichtlich der Bestimmtheit der Patientenverfliigung gelten
strenge MafB3stabe. Es muss sich anhand der Erklarung der untergebrachten Person feststellen
lassen, in welcher Behandlungssituation nach dem Willen der untergebrachten Person welche
arztlichen MaBnahmen durchgefuhrt oder unterlassen werden sollen. Um Wirkung entfalten zu
kénnen, muss eine Patientenverfligung im Sinn des Art. 6 Abs. 4 Nr. 7 Buchst. b BayMRVG
Regelungen zur Zwangsbehandlung nach Art. 6 Abs. 3 BayMRVG enthalten.

Bei minderjahrigen untergebrachten Personen gelten diese Regelungen mit folgender MafB3gabe:

Besitzt die minderjahrige untergebrachte Person nach ihrer geistigen und sittlichen Reife die
Fahigkeit, Art, Bedeutung, Tragweite und Risiken der medizinischen MaBnahme zu erfassen und
ihren Willen hiernach auszurichten, so ist ihre Einwilligung in die medizinische Behandlung
ausreichend. Im Ubrigen ist die Einwilligung der gesetzlichen Vertreter einzuholen, einer
Entbindung von der Schweigepflicht bedarf es hierzu nicht.

Widerspricht eine BehandlungsmaBnahme dem naturlichen Willen der minderjahrigen
untergebrachten Person (das heiB3t liegt eine Zwangsbehandlung im Sinn des Art. 6 Abs. 3
BayMRVG vor), so tritt anstelle der richterlichen Genehmigung stets die Zustimmung der
Personensorgeberechtigten, Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayMRVG. Zur fir die Entscheidung
erforderlichen Information der Personensorgeberechtigten muss die MaBregelvollzugsleitung
nicht von der Schweigepflicht entbunden werden.

Erfolgt die Zwangsbehandlung bei Gefahr im Verzug, ohne dass eine rechtzeitige Zustimmung
der Personensorgeberechtigten eingeholt werden kann, sind diese geman Art. 6 Abs. 6 Satz 4
BayMRVG unverziglich zu benachrichtigen.

Unterabschnitt 2 Gestaltung der Unterbringung

Personlicher Besitz und Ausstattung des Unterbringungsraums (zu Art. 9)

Die untergebrachte Person darf eigene Kleidung und Wasche tragen, soweit sie flr die
Reinigung, Instandsetzung und regelmaBigen Wechsel sorgt.

Jede untergebrachte Person hat das Recht, sich mit einem gewissen Bestand an persénlichen
Gegenstanden zu umgeben. Was als angemessener Umfang zur Gestaltung des
Unterbringungsraums anzusehen ist, ist in der Hausordnung zu konkretisieren (Art. 15 Abs. 2 Nr.
2 BayMRVG).

Der untergebrachten Person soll die Méglichkeit gegeben werden, Wertsachen vor dem Zugriff
von anderen untergebrachten Personen zu sichern (zum Beispiel in einem Safe auf der Station,
einem Effektenraum oder einem abschlieBbaren Schrank im Zimmer, der jedoch fir das
Pflegepersonal mit einem Zweitschlissel zuganglich ist).

Eine Beschréankung des Besitzes kann nach MaBBgabe des Art. 9 Abs. 1 Halbsatz 2, Abs. 3 und 4
BayMRVG erfolgen. Dies ist zum Beispiel mdglich, wenn durch den Gegenstand eine
Geféahrdung des Vollzugsziels oder der Sicherheit zu befiirchten ist. Beschrédnkungen sind auch
gerechtfertigt, wenn andere untergebrachte Personen unzumutbar beeintrachtigt oder gestort
werden. Dabei ist auch die Belegungssituation (Einzel- oder gemeinschaftliche Unterbringung) zu
berlcksichtigen. Die MaBregelvollzugseinrichtung kann den Besitz auch beschréanken, wenn eine
Durchsuchung des Wohn- und Schlafbereichs nicht mehr mit angemessenen Mitteln
durchgeflihrt werden kann, weil der Unterbringungsraum zu unlbersichtlich zu werden droht.
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6.5

7.2

7.21

7.2.2

Ausgeschlossene Gegenstande kénnen zeitlich befristet aufbewahrt werden, sofern dies nach Art
(zum Beispiel nicht bei verderblichen Lebensmitteln, Tieren) oder Umfang (GréBe) der Sache
mdoglich ist und der MaBregelvollzugseinrichtung keine Kosten entstehen. Es besteht kein
Anspruch auf Aufbewahrung. Erfolgt jedoch eine Aufbewahrung, gelten die Regeln des
verwaltungsrechtlichen Verwahrungsverhéltnisses, das heif3t die Einrichtung hat die Sachen mit
der in eigenen Angelegenheiten Ublichen Sorgfalt zu behandeln. Alternativ zu einer
Aufbewahrung sind die Gegenstdnde an eine von der untergebrachten Person benannte Person
zu Ubergeben oder zu versenden, sofern der MaBregelvollzugseinrichtung dadurch keine Kosten
entstehen. Ist auch dies nicht méglich, so kann die MaBRregelvollzugseinrichtung den Gegenstand
verwerten und den Erlds dem Eigengeld der untergebrachten Person zuschreiben. Als letztes
Mittel ist auch eine Vernichtung auf Kosten der untergebrachten Person méglich, allerdings wird
dies nur in Ausnahmefallen und in der Regel nur bei wertlosen Gegensténden zu begriinden
sein. Kosten sind von der MaBregelvollzugseinrichtung nur zu erheben, sofern tatsachlich
Mehrkosten anfallen.

Technische Gerate und Medien

Technische Gerate und Medien sind geeignet, die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder
das geordnete Zusammenleben in der MaBregelvollzugseinrichtung zu gefahrden. Sie kénnen
die Begehung von Straftaten férdern, eine effektive Therapie mit Aufzeigen von alternativen
Freizeitgestaltungen erschweren, die Sicherheit der Einrichtung, des Personals sowie anderer
untergebrachter Personen gefahrden und durch eingebaute Fotografie-, Video- oder
Audioaufzeichnungsfunktionen das Persdnlichkeitsrecht des Personals sowie anderer
untergebrachter Personen verletzen. Technische Gerate und Medien im Sinn dieser Vorschrift
sind insbesondere Computer, Laptops, Tablet-PCs, Mobiltelefone, Smartphones, Fernseher,
Spielekonsolen, mp3-Player, USB-Sticks. Private technische Gerate und Medien diirfen nur
eingebracht und verwendet werden, wenn die Voraussetzungen nach Nr. 7.2 vorliegen, das
Genehmigungsverfahren nach Nr. 7.3 durchgefiihrt wurde und eine Genehmigung durch die
MaBregelvollzugseinrichtung erteilt wurde.

Genehmigungsvoraussetzungen flr private technische Gerate und Medien

Das Einbringen jeglicher privater technischer Gerate und Medien bedarf der Genehmigung
der MaBregelvollzugseinrichtung. Private technische Gerate und Medien, die mindestens
eines der Ausstattungsmerkmale

— Internetfahigkeit,
— Netzwerkfahigkeit (derzeit zum Beispiel W-LAN, Ethernet, Firewire, Modem, Bluetooth),

— Anschlussmdglichkeiten fiir Massenspeicher (derzeit zum Beispiel USB-Schnittstellen,
Firewire, Kartenleser, PCMCIA-Anschluss),

— Gerate, die geeignet sind, Falschungen herzustellen (zum Beispiel Scanner, Kopierer),

— Gerate zur Speicherung gréBerer Datenmengen (derzeit zum Beispiel CD-/DVD- Brenner,
Festplatten, USB-Sticks),

— Zip-, CD-, DVD- oder Diskettenlaufwerke,

— Gerate zur Aufnahme analoger und digitaler Bild- und Tonaufzeichnungen,
Verschlisselungshard- und -software sowie Programme, die eine Kontrolle der Inhalte
erschweren oder verhindern (zum Beispiel Cleaner, Shredder)

aufweisen, sollen genehmigt werden, wenn sich entweder die untergebrachte Person in
Ausbildung befindet und hierflir zwingend ein solches technisches Gerat oder Medium benétigt
oder wenn ein sonstiges nachvollziehbares Rehabilitationsinteresse besteht. Therapeutische und
sicherheitsrechtliche Griinde dirfen im Einzelfall nicht entgegenstehen.

Die Genehmigung von Mobiltelefonen und Smartphones darf grundsatzlich nur mit der
MaBgabe erteilt werden, dass die Benutzung ausschlieBlich auBerhalb des gesicherten
Bereichs zulassig ist. Bei Betreten der MaBregelvollzugseinrichtung sind Mobiltelefone und
Smartphones beim Personal abzugeben oder in dafliir vorgesehenen Ablageplatzen zu
verwahren. Im Einzelfall kann in zeitlich begrenztem Umfang die Nutzung auch innerhalb
des gesicherten Bereichs genehmigt werden, wenn hierfir therapeutische Griinde
bestehen, und die Sicherheit der Einrichtung dadurch nicht geféhrdet wird. Die Vorgaben
der Nr. 7.3 sind zu beachten. Die Genehmigung kann von der erfolgreichen Teilnahme an
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7.3

7.4

einer Medienkompetenzschulung oder vergleichbaren MaBnahmen abhangig gemacht
werden. Ferner kann die Nutzung auf bestimmte Inhalte und Nutzungsarten beschrénkt
werden. Eine Genehmigung darf nicht erfolgen, wenn zu befiirchten ist, dass die
untergebrachte Person diese missbrauchen wird. Die Versagung des Zugangs zu
bestimmten Angeboten ist im Einzelfall konkret zu begriinden ist, wenn grundsatzlich
Zugang zum Internet gewahrt wird.

7.2.3 Auf unmittelbar entlassvorbereitenden Stationen und in entlassvorbereitenden
Wohngemeinschaften soll die MaBregelvollzugseinrichtung dem Antrag der
untergebrachten Person auf Einbringen eines privaten technischen Geréats oder Mediums
unabhéangig von den Genehmigungsvoraussetzungen der Nrn. 7.2.1 und Nr. 7.2.2
stattgeben und die Benutzung auch auf der Station oder in der Wohngemeinschaft
zulassen, sofern im Einzelfall therapeutische oder sicherheitsrechtliche Griinde nicht
entgegenstehen. Die Festlegung, welche Stationen als unmittelbar entlassvorbereitende
Stationen und entlassvorbereitende Wohngemeinschaften gelten, erfolgt durch die
MaBregelvollzugseinrichtung im Einvernehmen mit der Fachaufsichtsbehérde.

Genehmigungsverfahren flr private technische Gerate und Medien

7.3.1 Zur Genehmigung ist ein Antrag der untergebrachten Person an die
MaBregelvollzugseinrichtung erforderlich, in dem die Hard- und/oder
Softwarekomponenten im Einzelnen aufgelistet sind. Die Uberpriifung des Antrags erfolgt
in Absprache mit dem Stationsteam unter Beriicksichtigung des therapeutischen Konzepts.

732 Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn eine schriftliche Vereinbarung Uber die
Nutzung zwischen der untergebrachten Person und der MaBregelvollzugseinrichtung
vorliegt. Darin muss enthalten sein:

— welche Hard- und Software die untergebrachte Person nutzen darf,

— eine Einverstandniserklarung der untergebrachten Person mit einer jederzeitigen Kontrolle
des Gerats oder Mediums durch die Einrichtung oder ein externes Unternehmen auf Kosten
der untergebrachten Person,

— die Folgen eines VerstoBBes gegen die einvernehmlichen Regelungen (zum Beispiel Widerruf
der Genehmigung, Entzug des Gerétes),

— die Kostentragungsverpflichtung der untergebrachten Person fiir das eingebrachte Gerat
oder Medium sowie damit einhergehende Folgekosten und

— die Voraussetzungen des Einbringens und der Verwendung des privaten technischen
Gerétes (vgl. Nr. 7.2).

7.3.3 Die Genehmigung ist schriftlich und befristet zu erteilen. Sie kann bei Vorliegen der
Voraussetzungen und beanstandungsloser Nutzung verlangert werden. Die Genehmigung
kann jederzeit unter Angabe von Griinden widerrufen werden. Sie ist zu widerrufen, wenn
die Nutzung gegen eine gesetzliche Bestimmung verstéBt oder die Sicherheit und
Ordnung in der MaBregelvollzugseinrichtung gefahrdet.

Vorkehrungen fir das Einbringen und die Verwendung von privaten technischen Geraten und
Medien

7.41 Vor der Ubergabe an die untergebrachte Person ist das private Gerat oder Medium sowie
die darauf befindliche Software durch sachkundige Stellen auf Kosten der untergebrachten
Person zu Uberprifen.

742 Vorinstallierte ausgeschlossene Ausstattungsmerkmale sind in geeigneter Weise zum
Beispiel durch Verschluss unbrauchbar zu machen. Ausnahmeregelungen sind nur dann
mdglich, wenn wegen einer erforderlichen besonderen Softwarenutzung im Einzelfall ein
Ausstattungsmerkmal unverzichtbar ist. Beim Einbringen auf unmittelbar
entlassvorbereitende Stationen und in entlassvorbereitende Wohngemeinschaften missen
ausgeschlossene Ausstattungsmerkmale nicht unbrauchbar gemacht werden.

7.4.3 Bei der verwendeten Software darf es sich ausschlieBlich um lizensierte Produkte handeln.
Zuléssig sind allein die Programme, die in der mit der MaBregelvollzugseinrichtung
getroffenen Vereinbarung niedergelegt sind. Nur in Ausnahmefallen und unter Aufsicht
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9.2

9.3

dirfen weitere Daten auf das Gerat aufgespielt werden (zum Beispiel bei der Zusendung
von Ausbildungsmaterial in elektronischer Form).

744 Private technische Geréate oder Medien diirfen nur von der untergebrachten Person

benutzt werden, der dies erlaubt wurde.

7.4.5 Eine Zugangssicherung durch Vergabe eines Passworts ist zuldssig, wenn sie der

MaBregelvollzugseinrichtung bekannt gemacht wurde und die jederzeitige Kontrolle der
technischen Gerate oder Medien weiterhin méglich ist.

7.4.6 Bei Nichteinhaltung der Vorgaben nach Nr. 7.4 ist die Genehmigung zu entziehen.

747 Die Nutzung der technischen Gerate oder Medien ist stichprobenartig daraufhin zu

7.5.1

kontrollieren, ob sie den Vereinbarungen entspricht. Bei Verdacht auf Missbrauch sind
weitere Kontrollen auf Kosten der untergebrachten Person durchzufihren.

Klinikeigene technische Gerate

Zur Angleichung an die allgemeinen Lebensverhéltnisse kénnen die
MaBregelvollzugseinrichtungen klinikeigene technische Gerate und Medien, wie
insbesondere Computer, zur Nutzung durch die untergebrachte Person vorsehen.

752 Eine Internetnutzung an klinikeigenen Geraten und Medien kann in einem angemessenen

zeitlichen Umfang ermdglicht werden, sofern im Einzelfall therapeutische oder
sicherheitsrechtliche Griinde nicht entgegenstehen und eine standige Aufsicht
gewahrleistet ist.

7.5.3 Eine allgemeine Beschrankung des Internetzugangs auf einzelne Internetseiten ist nicht

zulassig. Beschréankungen des Internetzugangs missen jeweils bezogen auf die einzelne
untergebrachte Person begriindet werden. Eine ausreichende Begriindung stellt es dabei
nicht dar, allgemein auf Sicherheits- und Kostengriinde zu verweisen.

754 Die Ausgestaltung der Nutzung klinikeigener technischer Gerate und Medien obliegt der

jeweiligen MaBregelvollzugseinrichtung.
Arbeit, Beschéftigung und Bildung (zu Art. 10)

Vereinbarungen mit externen Auftraggebern im Rahmen der Arbeits- und Beschéftigungstherapie
sind schriftlich abzuschlieBen.

Die Trager des MaBregelvollzugs entscheiden, ob im Hinblick auf bestehende Sprach- oder
Integrationsdefizite bei den untergebrachten Personen, diesen mit vertretbarem Aufwand ein
Deutsch- und Integrationsunterricht angeboten werden kann.

Besuch (zu Art. 12)

Das Besuchsrecht ist von erheblicher Bedeutung fur die Resozialisierung einer untergebrachten
Person. Es dient der Aufrechterhaltung familidrer und sozialer Bindungen sowie der
Kontaktaufnahme zu Bezugspersonen, die auch bei Vollzugslockerungen und Urlaub benétigt
werden. Im Rahmen der grundrechtlich geschitzten Handlungsfreiheit hat die untergebrachte
Person jedoch auch das Recht, den Empfang von Besuch abzulehnen.

Besucher mussen sich durch einen amtlichen Lichtbildausweis oder auf andere geeignete Weise
ausweisen.

Nach Art. 12 Abs. 2 Satz 1 BayMRVG kann das Besuchsrecht eingeschrankt werden. Jede
Beschrankung unterliegt einer VerhaltnismaBigkeitskontrolle. Eine Beschrédnkung darf nur in
seltenen Ausnahmefallen und nach Prifung des Einzelfalls erfolgen. Eine generelle und ohne
Rucksicht auf die individuellen Umstande angeordnete, generalpraventive Besuchssperre in der
Therapiestartphase bzw. nach Anregung, die MaBregel flr erledigt zu erklaren, insbesondere
nach einem Abbruch der Therapie, ist nicht zulassig. Einem Ausschluss von Besuch sind nach
Madglichkeit andere, minder schwerwiegende Beschrankungen wie zum Beispiel die
Uberwachung des Besuchs, die Durchsuchung des Besuchers bzw. der Besucherin oder das
Anbringen einer Trennscheibe vorzuziehen. Nahe Angehdérige sollen nicht fir langere Zeit vom
Besuch ausgeschlossen werden. Die Durchsuchung des Besuchers bzw. der Besucherin darf
auBer bei Gefahr in Verzug nur von Personen gleichen Geschlechts vorgenommen werden; dies
gilt nicht fir das Absuchen mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln. Auf das
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1.
11.1

Schamgefihl ist Riicksicht zu nehmen. Durchsuchungen diirfen nicht von einem Beschaftigten
allein durchgeftihrt werden.

Die allgemeinen Besuchsregeln werden von der jeweiligen MaBregelvollzugseinrichtung in der
Hausordnung festgelegt. Die Hausordnung hat mindestens die Besuchszeit sowie Haufigkeit und
Dauer von Besuchen zu regeln (Art. 15 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG).

AuBenkontakte (zu Art. 13)

Art. 13 BayMRVG verweist fir den Schriftverkehr, den Empfang und die Absendung von
Paketen, Telefongespréache, andere Formen der Telekommunikation sowie AuBenkontakte und
Besuche mit bestimmten Personen auf die Vorschriften des Bayerischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes (BaySvVollzG).

Far den Schriftverkehr gelten Art. 26 bis 29 BaySvVollzG entsprechend. Die untergebrachte
Person hat grundsétzlich ein Recht auf unbeschrankten und nicht Gberwachten Schriftverkehr.
Alle Einschrankungen des Schriftverkehrs miissen verhéltnismaBig sein. Das abgestufte System
von MaBnahmen zur Einschrédnkung des Schriftverkehrs ist im jeweiligen Einzelfall nach den
Kriterien der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Zumutbarkeit des Eingriffs zu handhaben. Das
Verfahren bei Absendung und Empfang von Schreiben ist nach den jeweiligen Gegebenheiten
der MaBregelvollzugseinrichtung in der Hausordnung (Art. 15 Abs. 2 Nr. 7 BayMRVG) zu
konkretisieren.

Far den Schriftwechsel mit Verteidigern oder Verteidigerinnen — einschlieflich der
Eingriffsmoglichkeiten bei erheblichem Verdacht auf Missbrauch — gilt Art. 13 Satz 3 BayMRVG.
Die bundesrechtlichen Vorgaben gemaf § 148 Abs. 2 und § 148a der Strafprozessordnung
(StPO) bleiben unberlihrt.

Far den Empfang und das Absenden von Paketen gilt Art. 31 BaySvVollzG entsprechend.

Flr das Fihren von Telefongesprachen gilt Art. 25 BaySvVollzG entsprechend. Die
untergebrachte Person hat das Recht, aus der MaBregelvollzugseinrichtung zu telefonieren
sowie in der MaBregelvollzugseinrichtung Telefongesprache zu empfangen. Art. 25 Abs. 1 Satz 3
BaySvVollzG verweist fiir eine notwendige Uberwachung und Beschrankung der
Telefongesprache auf die entsprechenden Vorschriften zum Besuch. Eine generelle und ohne
Ruicksicht auf die individuellen Umsténde angeordnete, generalpraventive Telefonsperre in der
Therapiestartphase bzw. nach Anregung, die MaBregel fur erledigt zu erklaren, insbesondere
nach einem Abbruch der Therapie, ist rechtlich nicht zuldssig. Eine akustische Uberwachung von
Telefonaten ist unter Beachtung des VerhaltnisméaBigkeitsgrundsatzes zulassig; eine
Aufzeichnung des gesprochenen Wortes ist hingegen unzuléssig. Wird ein Telefongesprach
Uberwacht, so sind die untergebrachte Person sowie der Gesprachspartner beziehungsweise die
Gesprachspartnerin zuvor davon zu unterrichten. Erfolgt keine akustische Uberwachung, sind der
untergebrachten Person mdglichst ungestérte Telefonate zu ermdglichen, sofern im Einzelfall
therapeutische oder sicherheitsrechtliche Griinde nicht entgegenstehen. Die Einzelheiten der
Telefonbenutzung sind nach den jeweiligen Gegebenheiten der MaBregelvollzugseinrichtung
unter Beriicksichtigung der technischen Voraussetzungen und des normalen Tagesablaufs in der
MaBregelvollzugseinrichtung in der Hausordnung (Art. 15 Abs. 2 Nr. 7 BayMRVG) zu
konkretisieren. Dabei kann auch die Dauer von Telefongesprachen geregelt werden, um allen
untergebrachten Personen eine Telefonbenutzung zu erméglichen.

Die Nutzung anderer Formen der Telekommunikation (zum Beispiel E-Mail-Verkehr,
Bildtelefonie) ist mit Genehmigung nach Nr. 7.3 oder unter den Voraussetzungen der Nr. 7.5
zulassig. Die Beschrankungen oder Uberwachungen richten sich danach, mit welchem
herkdmmlichen AuBenkontakt die moderne Kommunikationsform am ehesten vergleichbar ist.

Recht auf Religionsausiibung (zu Art. 14)

Das Recht zur ungestdrten Religionsausibung ist zu gewahrleisten. Zur Religionsausiibung
gehdrt neben der Teilnahme an religidsen Veranstaltungen auch die seelsorgerische Betreuung
einschlieBlich des Anspruchs auf Vermittlung eines seelsorgerischen Kontakts.

Die Teilnahme an religiésen Veranstaltungen kann ausnahmsweise unter den Voraussetzungen
des Art. 14 Abs. 4 BayMRVG versagt werden. Ein Anspruch auf Teilnahme an religiésen
Veranstaltungen auBerhalb der Einrichtung sowie auf Durchfihrung religidser Veranstaltung
durch die Einrichtung besteht nicht.
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Die untergebrachte Person ist zum Besitz religiéser Schriften und Gegensténde berechtigt. Der
Besitz kann nur untersagt oder entzogen werden, wenn dies zum Schutz der
Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit sowie des Personals und anderer untergebrachter
Personen erforderlich ist. Eine Entziehung von zulassigen Gegenstdnden kommt nicht schon bei
einfachen Pflichtverst6Ben in Betracht, sondern nur bei grobem Fehlverhalten. Die
Religionsauslbung findet ihre Grenzen im MaBregelvollzug dort, wo sie die fir den Vollzug
notwendigen Funktionen der Einrichtung — wie sichere und geordnete Unterbringung — in Frage
stellt.

Bei der Verpflegung der untergebrachten Person ist darauf zu achten, dass sie nicht etwaigen
religidsen Geboten zuwiderlauft, sofern die untergebrachte Person diese nach eigener Angabe
befolgen méchte.

Hausordnung (zu Art. 15)

Die allgemeinen Regelungen des Gesetzes miissen unter Berlicksichtigung der tatséchlichen
Gegebenheiten in der jeweiligen MaBregelvollzugseinrichtung durch eine Hausordnung
konkretisiert werden. Dieser kommt lediglich eine konkretisierende Ausgestaltungsmdéglichkeit
der Ordnung der MaBregelvollzugseinrichtung auf Grundlage der zu beachtenden
Gesetzesbestimmungen zu. Die Hausordnung alleine kann in keinem Fall eine rechtfertigende
Funktion fir einen vollzuglichen Eingriff in die Grundrechte der untergebrachten Personen
austben. Eine fir die ganze MafBregelvollzugseinrichtung geltende Hausordnung kann durch
Stationsordnungen ersetzt werden.

Die Aufzahlung in Art. 15 Abs. 2 BayMRVG ist nicht abschlieBend, sondern nennt nur die
Regelungsbereiche, die eine Hausordnung in jedem Fall enthalten muss. Die Regelung eines
Einschlusses aus organisatorischen Griinden nach Art. 15 Abs. 2 Nr. 11 BayMRVG (zum
Beispiel allgemeiner Nachteinschluss) bedarf der Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde.

Unterabschnitt 3 Lockerungen des Vollzugs; Ausfiihrung und Vorfiihrung

Lockerungen des Vollzugs (zu den Art. 16-21)

Voraussetzungen der Lockerungen des Vollzugs

13.1.1 Die untergebrachte Person kann bei Erflllung der gesetzlichen Voraussetzungen einen

Rechtsanspruch auf Gewahrung von Vollzugslockerungen geltend machen.

13.1.2 Bei der Entscheidung Gber die Lockerungen des Vollzugs wird insbesondere auch

bertcksichtigt, ob eine Entlassung der untergebrachten Person absehbar ist. Dies betrifft
vor allem die Falle, in denen eine Entlassung aufgrund gerichtlicher Erledigterklarung aus
Grlinden der VerhaltnismaBigkeit (§ 67d Abs. 6 StGB) oder wegen bevorstehenden
Ablaufs der Hochstfrist (§ 67d Abs. 4 StGB) absehbar ist. Hier kann eine erhdhte
Notwendigkeit bestehen, die untergebrachte Person durch Lockerungen auf das Leben
auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung vorzubereiten. Der Rechtsanspruch auf
Lockerungen des Vollzugs besteht jedoch unabhangig davon, ob eine Entlassung der
untergebrachten Person geman Art. 16 Abs. 1 Satz 2 BayMRVG absehbar ist, sofern die
Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 1 Satz 1 BayMRVG erfillt sind.

13.1.3 Die Entscheidung Uber Lockerungen des Vollzugs erfordert eine genaue Kenntnis des

Zustandes der untergebrachten Person. Grundlage der Entscheidung Gber die Lockerung
des Vollzugs ist der gegenwartige Gesundheitszustand der untergebrachten Person, ihre
Gefahrlichkeit und die aktuelle therapeutische Entwicklung unter Berlicksichtigung von
Vorgeschichte sowie Gesamtverlauf. Lockerungen des Vollzugs dirfen nur aufgrund einer
eingehenden und individuellen therapeutischen Beurteilung wahrend einer angemessenen
Beobachtungszeit gewéahrt und aufrechterhalten werden. Hierzu muss durch die
MaBregelvollzugseinrichtung ein ausreichender Informationsfluss innerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung sichergestellt werden, sodass relevante Informationen sofort
weitergeleitet und verwertet werden kénnen.

13.1.4 Die Aufnahme der untergebrachten Person in eine bestimmte Lockerungsstufe kann die

fortdauernde individuelle Beobachtung nicht ersetzen. In jedem Fall ist darauf zu achten,
dass bestimmte Freiheiten nicht schon aufgrund der Aufnahme in die betreffende Stufe
oder einer bestimmten ,Mindestzeit” in einer Stufe, sondern nur aufgrund der Einschatzung
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13.1.5

13.1.6

13.1.7

13.1.8

des aktuellen Gesundheitszustandes und der vorhandenen Gefahrlichkeit gewahrt und
aufrechterhalten werden.

Fir die prognostische Beurteilung nach Nr. 13.1.2 sind insbesondere die folgenden
Dimensionen zu berlcksichtigen und zu werten:

Die Anlasstat, insbesondere im Hinblick auf die Frage, welche Bedeutung der aktuellen
Situation und spezifischen lebensphasischen Konstellationen zukommt.

Die Personlichkeit und psychische Erkrankung der untergebrachten Person (welche
Disposition fiir ein bestimmtes Verhalten Iasst sich woraus ableiten?).

Hier ist insbesondere die Beziehung zwischen der Erkrankung der Person und der von ihr
ausgehenden Gefahrdung der Allgemeinheit beziehungsweise des Opfers der Anlasstat zu
berlcksichtigen.

Diese Beurteilung muss sténdig anhand des Krankheitsverlaufs und der eingetretenen
Veranderungen in Folge erfolgreicher Behandlung aktualisiert werden.

Das Verhalten wahrend der Unterbringung: Die Prifung darf sich nicht auf die auBerlich
feststellbare Anpassung an die Institution beschranken. Es ist zu untersuchen, welche
unmittelbaren Beziehungen dieses Verhalten zu einer mdglichen Delinquenz auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung hat, insbesondere inwieweit sich aus dem Verhalten innerhalb
der MaBregelvollzugseinrichtung Rickschlisse auf eine Bewahrung auBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung ziehen lassen.

Aktivitdten auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung, der soziale Empfangsraum nach der
Entlassung, Aufbau und Organisation der Lebensverhdltnisse und die Betreuung, die die
untergebrachte Person bei Lockerungen des Vollzugs vorfindet, missen den
therapeutischen Erkenntnissen entsprechen.

Die Erforderlichkeit einer Differenzierung nach dem Flucht- und Deliktrisiko tritt besonders
deutlich hervor, wenn zu einer bestimmten MaBnahme die Aufsicht Uber die
untergebrachte Person gelockert werden soll: Je schwerer die bisherigen oder zu
beflirchtenden Straftaten sind, desto hdhere Anforderungen sind im Falle von
Lockerungen des Vollzugs anzulegen. Besteht aus therapeutischer Sicht die hinreichend
konkrete Gefahr, dass die untergebrachte Person infolge einer Lockerung des Vollzugs
eine schwere Straftat begeht, insbesondere eine Gewalttat oder ein Delikt gegen die
sexuelle Selbstbestimmung, darf eine Lockerung des Vollzugs nicht angeordnet werden.
Dies gilt auch, wenn eine aufschiebbare BehandlungsmaBnahme bei der betreffenden
untergebrachten Person aus diesem Grund nicht durchgeflihrt werden kann. Was das
madgliche Fluchtrisiko betrifft, so kann selbst eine bestandskraftige und vollziehbare
Ausweisungsverflgung fir sich allein eine Versagung von Lockerungen des Vollzugs nicht
pauschal rechtfertigen. Es missen vielmehr konkrete Anzeichen einer Flucht- oder
Missbrauchsgefahr bestehen, was jeweils im Einzelfall zu prufen ist.

Bei der Entscheidung des konkreten Einzelfalls sind alle Aufklarungsmadglichkeiten
auszuschopfen, um die Gefahr zu minimieren, dass sich die untergebrachte Person anders
verhalt, als dies die aktuelle therapeutische Beurteilung erwarten lie3. Nach
therapeutischem Ermessen und der Uberzeugung des behandelnden Therapeuten oder
der behandelnden Therapeutin diirfen — abgesehen von der grundsatzlichen
Unvorhersehbarkeit allen menschlichen Verhaltens — keine vernlinftigen Zweifel an der
Sicherheit der Bevdlkerung wahrend der Lockerung des Vollzugs bestehen. Auf
gegebenenfalls bestehende Zweifel und Konfliktlagen ist der Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung aufmerksam zu machen.

Fehlprognosen der Art, dass ein an sich bestehendes Flucht- und Deliktrisiko nicht als
solches erkannt wird, sind durch groBtmadgliche therapeutische Sorgfalt und sténdige
verantwortungsbewusste Uberpriifung der Entscheidungsgrundlagen fiir die jeweils
gewahrte Lockerungsstufe nach menschlichem Ermessen zu vermeiden. Entscheidungen
sind aus diesem Grund im therapeutischen Team im Rahmen von Lockerungskonferenzen
zu erarbeiten und umfassend zu dokumentieren. Unabdingbar sind insbesondere der
Besuch von Fortbildungsveranstaltungen zu dieser Thematik sowie regelmaBige
Dienstbesprechungen des in der MaBregelvollzugseinrichtung tatigen Personals (Arzte
und Arztinnen, Psychologen und Psychologinnen, Pfleger und Pflegerinnen, sonstiges
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13.1.9

therapeutisches Personal) mit den Polizeidienststellen am Sitz der
MaBregelvollzugseinrichtungen, Vollstreckungsbehérden und Strafvollstreckungskammern.

Lockerungsentscheidungen dirfen nicht als DisziplinarmaBnahme eingesetzt werden.
Einzelne disziplinarische MaBnahmen sollen nicht automatisch zur Aussetzung von
Lockerungen des Vollzugs fihren.

13.2 Personen mit besonderem Sicherungsbedlrfnis

13.2.1

13.2.2

13.2.3

13.2.4

In jeder MaRregelvollzugseinrichtung ist ein Personenkreis ,Personen mit besonderem
Sicherungsbedurfnis® (vgl. Art. 19 Abs. 1 BayMRVG) festzulegen. Personen mit
besonderem Sicherungsbediirfnis sind untergebrachte Personen, die eine rechtswidrige
Tat des Mordes gemaB § 211 StGB, des Totschlags gemaf den §§ 212 und 213 StGB,
eines Sexualdelikts geman den §§ 174 bis 178 StGB, eine schwere Kdrperverletzung
geman § 226 Abs. 2 StGB oder ein Brandstiftungsdelikt gemaf den §§ 306a, 306b oder
306c StGB begangen oder versucht haben, oder solche, bei denen Sicherungsverwahrung
angeordnet wurde oder die hinsichtlich ihrer begangenen Taten oder ihres
Behandlungsverlaufs besondere Schwierigkeiten bei der Beurteilung ihrer Gefahrlichkeit
bieten.

Soweit der Kernbereich der oben genannten Definition berlhrt ist (Aufzahlung der
Straftatbestande), wird den MaBregelvollzugseinrichtungen bei der Festlegung der
Zugehorigkeit einer untergebrachten Person zum Kreis der Personen mit besonderem
Sicherungsbedurfnis kein Beurteilungsspielraum eingerdumt. Die Anlasstat ist hier
entscheidend.

Bei der Beurteilung, ob eine untergebrachte Person aufgrund einer angeordneten
Sicherungsverwahrung oder aufgrund von besonderen Schwierigkeiten in den
Personenkreis ,Personen mit besonderem Sicherungsbedirfnis® zu zahlen ist, soll neben
der Anlasstat auch das gesamte Vorstrafenregister der untergebrachten Person
einbezogen werden. Auch etwaige Hinweise, dass die untergebrachte Person dem
extremistischen Spektrum zuzuordnen sein kdnnte, sind hier zu berlcksichtigen. Die
Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung legt die betroffenen Personen namentlich fest.
Die Festlegung ist in der Patientenakte zu dokumentieren. Sie ist kontinuierlich zu
Uberprifen, insbesondere sind neue Informationen, zum Beispiel zum Behandlungsverlauf,
zu berlcksichtigen.

,Unbegleiteter Gelandegang“ im Sinn des Art. 19 Abs. 1 BayMRVG bedeutet Ausgang
auBerhalb des gesicherten Bereichs (vgl. Nr. 13.5.3).

13.3 Verfahren bei Gewahrung von Lockerungen des Vollzugs

13.3.1

13.3.2

13.3.3

Lockerungsentscheidungen sind geman Art. 49 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG vom Leiter oder
der Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung zu treffen. Ist die Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung nicht rechtzeitig erreichbar, dirfen
Lockerungsentscheidungen auch ausnahmsweise von einem hiermit beauftragten Arzt
oder einer hiermit beauftragten Arztin der MaBregelvollzugseinrichtung oder einem hiermit
beauftragten psychologischen Psychotherapeuten oder einer hiermit beauftragten
psychologischen Psychotherapeutin der MaBregelvollzugseinrichtung getroffen werden,
Art. 49 Abs. 3 Satz 1 BayMRVG. Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ist
unverziglich zu informieren, Art. 49 Abs. 3 Satz 3 BayMRVG.

Jede Erstentscheidung Uber die Gewahrung der Lockerungsstufe A, sowie Uber eine
héhergradige Lockerung zwischen den Stufen A — D wird in einer Konferenz vorbereitet,
an der die an der Behandlung der untergebrachten Person maBgeblich Beteiligten, sowie
gegebenenfalls nicht unmittelbar an der Therapie beteiligte Beschéftigte anderer Stationen
teilnehmen. Dies gilt nicht bei der Gewahrung einer Lockerung derselben Lockerungsstufe,
sofern keine neuen Umstéande eingetreten sind. Der Teilnehmerkreis, das Ergebnis und
die wesentlichen Entscheidungsgriinde der Konferenz sind in der Patientenakte zu
dokumentieren.

Bei Personen mit besonderem Sicherungsbediirfnis (siehe Nr. 13.2) gelten zusatzlich die
folgenden Bestimmungen:

An der Konferenz zur Erstentscheidung tber die Gewahrung einer Lockerung des Vollzugs

(vgl. Nr. 13.3.2) nimmt zusétzlich ein nichtbeteiligter Arzt oder eine nichtbeteiligte Arztin oder
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ein nichtbeteiligter psychologischer Psychotherapeut oder eine nichtbeteiligte
psychologische Psychotherapeutin teil (erste interne Co-Beurteilung). Dessen
beziehungsweise deren Aufgabe ist es, sich ein eigenes Urteil zu bilden und dieses
mindlich in der Konferenz einzubringen. Eine von den Ubrigen Konferenzteilnehmern und
Konferenzteilnehmerinnen abweichende Meinung des oder der Co-Beurteilenden ist in die
wesentlichen Entscheidungsgrinde der Konferenz aufzunehmen.

— Grundlage der Beratung in der Konferenz ist eine schriftliche Begriindung des
Lockerungsvorschlags der MaBregelvollzugseinrichtung (inhaltlich vergleichbar mit der
Stellungnahme an die Vollstreckungsbehérde), die an alle Teilnehmer und Teilnehmerinnen
rechtzeitig vor der Konferenz verteilt wird.

— Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen, das Ergebnis und die wesentlichen
Entscheidungsgriinde der Konferenz sind zu dokumentieren und der Patientenakte
beizulegen.

— Der Leiter oder die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung, in dessen Abwesenheit der
Stellvertreter oder die Stellvertreterin entscheidet, ob er oder sie die Empfehlung der
Konferenz annimmt.

— Reicht ihm oder ihr die Empfehlung der Konferenz als Entscheidungsgrundlage nicht aus,
kann er oder sie die schriftliche Stellungnahme eines nicht an der Therapie beteiligten Arztes
beziehungsweise einer nicht an der Therapie beteiligten Arztin oder eines nicht an der
Therapie beteiligten psychologischen Psychotherapeuten oder einer nicht an der Therapie
beteiligten psychologischen Psychotherapeutin derselben MaBregelvollzugseinrichtung oder
desselben Fachbereichs fiir den MaBregelvollzug einholen (zweite interne Co-Beurteilung).
Dies gilt insbesondere in den Féllen, in denen es bei einer zu beurteilenden untergebrachten
Person bereits zu einem Lockerungsmissbrauch gekommen ist.

— Die zweite interne Co-Beurteilung setzt Aktenstudium sowie Exploration der untergebrachten
Person durch den Co-Beurteilenden oder die Co-Beurteilende voraus.

— Halt der Leiter oder die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung auch die zweite interne Co-
Beurteilung als Entscheidungsgrundlage nicht fir ausreichend, kann er oder sie zusatzlich
ein externes Gutachten einholen.

— Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen und die Ergebnisse der jeweiligen Konferenzen, das
ggf. eingeholte Gutachten sowie die Lockerungsentscheidung und deren
Entscheidungsgriinde sind zu dokumentieren und der Patientenakte beizulegen.

13.4 Besonderheiten fir nach den §§ 126a und 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO
untergebrachte Personen, bei angeordneter Sicherungsverwahrung und in Fallen der
Krisenintervention geman § 67h StGB

13.4.1 Far Personen, die nach den §§ 126a und 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO
vorlaufig untergebracht sind, gelten die in den Nrn. 13.1, 13.3 und 13.5 dargestellten
Regelungen zu Vollzugslockerungen nicht. In diesen Féllen kommen Vollzugslockerungen
grundsatzlich nicht in Betracht und bedirfen im Ubrigen der Zustimmung des zustandigen
Gerichts.

13.4.2 Ist eine Sicherungsverwahrung geman § 66 StGB angeordnet, sind auch die
Ausfiihrungen in Nr. 47 zu beachten.

13.4.3 Soweit dies erforderlich ist, kann beim Vollzug einer Krisenintervention gemafi § 67h StGB
von den Regelungen zu Vollzugslockerungen abgewichen werden.
13.5 Lockerungsstufen
13.5.1 Die untergebrachte Person durchlauft bei erfolgreicher Behandlung die in den Art. 16 und

18 BayMRVG aufgefihrten Lockerungen des Vollzugs in der Regel in der folgenden
Reihenfolge (Lockerungsstufen):

Lockerungsstufe A:

— begleiteter Ausgang auBerhalb des gesicherten Bereichs (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a
BayMRVG),
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— begleiteter Ausgang auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1
Buchst. a BayMRVG),

— begleitete AuBenbeschaftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a BayMRVG).
Lockerungsstufe B:

— unbegleiteter Ausgang auBBerhalb des gesicherten Bereichs (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b
BayMRVG).

Lockerungsstufe C:

— unbegleiteter Ausgang auBBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1
Buchst. b BayMRVG),

— unbegleitete AuBenbeschaftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b BayMRVG).
Lockerungsstufe D:

Beurlaubung (Art. 16 Abs. 3 und 4 BayMRVG),

Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens (Art. 18 BayMRVG).

13.5.2 Die jeweils nachste Lockerungsstufe darf in der Regel erst gewahrt werden, nachdem die
vorherige Stufe erfolgreich gewahrt wurde. Bei bevorstehenden Entlassungen aus
Griinden der VerhaltnismaRigkeit oder bei zu begriindenden individuellen Fallen kénnen,
soweit dies unerlésslich ist, hiervon Ausnahmen gemacht werden.

13.5.3 »LAullerhalb des gesicherten Bereichs“ bedeutet auerhalb desjenigen Bereichs der
MaRregelvollzugseinrichtung, der geschlossen geflhrt wird. ,Aulerhalb der
MaRregelvollzugseinrichtung“ bedeutet aul’erhalb des Klinikgelandes.

13.54 Die Beteiligung der Vollstreckungsbehérde ist in Art. 19 BayMRVG geregelt. Die
Beteiligung der Staatsanwaltschaft oder des Jugendrichters als Vollstreckungsleiter bei
Lockerungsentscheidungen nach Art. 19 BayMRVG tragt deren Funktion als
Vollstreckungsbehdrde Rechnung. Durch die Beteiligung wird Sorge fiir eine sachgerechte
Lockerungspraxis, auch in Vorbereitung auf etwaige Entscheidungen zur Aussetzung der
Unterbringung, getragen. Im Rahmen der Beteiligung werden der Vollstreckungsbehérde
die der Lockerungsentscheidung zugrunde liegenden wesentlichen tatsachlichen
Umstande mitgeteilt.

13.6 Voraussetzungen der einzelnen Lockerungsstufen
13.6.1 Ohne Lockerungsstufe

13.6.1.1  Wurde noch keine Lockerung des Vollzugs gewéhrt, ist die untergebrachte Person
ohne Lockerungsstufe.

13.6.1.2 Da die untergebrachte Person bei Erflllung der gesetzlichen Voraussetzungen einen
Rechtsanspruch auf Gewahrung von Lockerungen des Vollzugs geltend machen kann,
dirfen Lockerungen des Vollzugs dauerhaft nur in besonders begriindeten Einzelféllen
versagt werden. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn aufgrund einer konkreten
Gefahrdungsprognose zu erwarten ist, dass bereits die Gewéhrung der geringsten
Vollzugslockerungsstufe zu einem Missbrauch flihren wird.

13.6.2 Begleiteter Ausgang auBerhalb des gesicherten Bereichs oder auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a BayMRVG)

13.6.2.1  Die geringsten Vollzugslockerungsstufen sind der begleitete Ausgang auBBerhalb des
gesicherten Bereichs oder auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung flr einen vorab
bestimmten Zeitraum innerhalb eines Tages. Hierbei ist die untergebrachte Person
durch geeignetes und geschultes Personal der MaBregelvollzugseinrichtung zu
begleiten (vgl. Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a BayMRVG). Entscheidend ist, dass
jederzeit durch dieses Personal eine Einwirkungsmaéglichkeit besteht. Dies kann durch
bauliche oder technische Sicherheitsvorkehrungen, aber auch durch organisatorische
und personelle MaBnahmen erreicht werden.

13.6.2.2 Eine Anhérung der Vollstreckungsbehérde geman Art. 19 Abs. 1 BayMRVG und der
Polizei ist nicht vorgesehen. Jedoch ist die Vollstreckungsbehérde Giber die Gewéahrung
der Vollzugslockerung gemaf Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spatestens im
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Rahmen der regelmaBig zu erstellenden Stellungnahmen geman den § 463 StPO und
§ 67e StGB zu informieren.

13.6.3 Begleitete AuBenbeschéftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a BayMRVG)

13.6.3.1  Die begleitete AuBenbeschaftigung hat so zu erfolgen, dass die untergebrachte Person
die MaBregelvollzugseinrichtung innerhalb eines Tages nur fir eine vorab bestimmte
Zeit verlasst. Hierbei ist die untergebrachte Person durch Beschaftigte der
MaBregelvollzugseinrichtung zu begleiten. Entscheidend ist, dass jederzeit ein Zugriff
durch Beschaftigte der MaBregelvollzugseinrichtung mdéglich ist. Dies kann durch
bauliche oder technische Sicherheitsvorkehrungen aber auch durch organisatorische
und personelle MaBnahmen erreicht werden. Es ist nicht erforderlich, dass jedes
tatséchliche Verlassen der MaBregelvollzugseinrichtung formal zu gewahren ist. Hier ist
ausreichend, wenn die ,regelmaRige“ Beschaftigung aullerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung an sich gewahrt wird.

13.6.3.2 Die Vollstreckungsbehorde ist Gber die Gewahrung der Vollzugslockerung geman Art.
19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spatestens im Rahmen der regelmaBig zu erstellenden
Stellungnahmen geman den § 463 StPO und § 67e StGB zu informieren.

13.6.4 Unbegleiteter Ausgang auBerhalb des gesicherten Bereichs oder auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b BayMRVG)

13.6.4.1  Der unbegleitete Ausgang kann auBerhalb des gesicherten Bereichs oder auBerhalb
der MaBregelvollzugseinrichtung gewahrt werden und erfolgt ohne Beaufsichtigung
durch Beschaftigte der MaBregelvollzugseinrichtung. Auch die Begleitung durch einen
Angehdrigen oder eine Angehdrige, eine Person des Vertrauens oder eine andere
untergebrachte Person fallt unter diese Vollzugslockerungsstufe.

13.6.4.2 Auch folgende Falle stellen eine entsprechende Vollzugslockerung dar:
— Unterbringung im nicht gesicherten Bereich der MaBregelvollzugseinrichtung,
— Beschéftigung auf dem nicht gesicherten Gelande der MaBregelvollzugseinrichtung,

— Wahrnehmung therapeutischer Angebote auf dem nicht gesicherten Gelande der
MaBregelvollzugseinrichtung.

13.6.4.3  Vor der Entscheidung Uber die Gewahrung von unbegleitetem Ausgang auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung ist die Vollstreckungsbehdrde zu héren, Art. 19 Abs. 1
BayMRVG. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen auslédndischen Personen ist rechtzeitig
vor der Entscheidung zuséatzlich die jeweils zustandige Ausléanderbehérde zu
informieren (Art. 34 Nr. 4 Buchst. ¢ BayMRVG in Verbindung mit Art. 197 Abs. 4
BayStVollzG). Bei Personen mit besonderem Sicherungsbediirfnis ist die
Vollstreckungsbehérde dariiber hinaus auch vor der Entscheidung Gber die Gewahrung
von unbegleitetem Ausgang auBerhalb des gesicherten Bereichs zu héren, Art. 19 Abs.
1 BayMRVG.

13.6.4.4  Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedirfnis ist vor der Entscheidung Uber die
Gewahrung von unbegleitetem Ausgang auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung
zuséatzlich die Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung zu héren. Bei
Personen mit besonderem Sicherungsbedurfnis ist vor der Entscheidung Uber die
Gewahrung von unbegleitetem Ausgang auBBerhalb des gesicherten Bereichs die
Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung zu informieren. In beiden
Féllen bindet die Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung die 6rtlich
und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die zur polizeilichen
Stellungnahme aufgrund ihrer 6rtlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am
Sitz der vorgesehenen MaBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und
personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste
Dienststelle) einen Beitrag zu leisten haben.

13.6.4.5 Die Vollstreckungsbehérde ist Gber die Gewahrung der Vollzugslockerung geman Art.
19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spatestens im Rahmen der regelmaBig zu erstellenden
Stellungnahmen geman den § 463 StPO und § 67e StGB zu informieren.

13.6.5 Unbegleitete AuBenbeschaftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b BayMRVG)
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13.6.5.1

13.6.5.2

13.6.5.3

13.6.6

13.6.6.1

13.6.6.2

13.6.6.3

13.6.6.4

Die unbegleitete AuBenbeschaftigung erfolgt ohne Beaufsichtigung durch Beschéftigte
der MaBregelvollzugseinrichtung.

Die Vollstreckungsbehérde ist vor der Entscheidung geman Art. 19 Abs. 1 BayMRVG
zu héren und Gber die Gewahrung der Vollzugslockerung geman Art. 19 Abs. 2
BayMRVG zu informieren. Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedurfnis wird
zuséatzlich die Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung angehdrt;
diese bindet die 6rtlich und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die
zur polizeilichen Stellungnahme aufgrund ihrer 6rtlichen Kenntnisse (in der Regel die
Dienststelle am Sitz der vorgesehenen MalBnahme der MaBBregelvollzugseinrichtung)
oder ihrer fall- und personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den
Ermittlungen befasste Dienststelle) einen Beitrag zu leisten haben. Bei vollziehbar
ausreisepflichtigen auslandischen Personen ist vor der Entscheidung die jeweils
zustandige Auslanderbehdrde zu informieren (Art. 34 Nr. 4 Buchst. ¢ BayMRVG in
Verbindung mit Art. 197 Abs. 4 BayStVollzG) und mdglichst sicherzustellen, dass die
zur Aufnahme einer Beschaftigung gegebenenfalls erforderliche auslanderbehérdliche
Zustimmung vorliegt.

Im Ubrigen wird auf die oben gemachten Ausfiihrungen zur begleiteten
AuBenbeschéftigung verwiesen.

Beurlaubung und Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens (Art. 16 Abs. 3 und Art. 18
BayMRVG)

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 1 BayMRVG kann eine
untergebrachte Person nach Art. 16 Abs. 3 BayMRVG bis zu zwei Wochen beurlaubt
werden.

Zieht der Leiter oder die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung eine Beurlaubung in
Erwégung, so muss zunéchst die Vollstreckungsbehdrde gehért werden, Art. 19 Abs. 1
BayMRVG. Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedirfnis wird zusétzlich die
Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung gehért; diese bindet die
oOrtlich und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die zur polizeilichen
Stellungnahme aufgrund ihrer értlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am
Sitz der vorgesehenen MaBBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und
personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste
Dienststelle) einen Beitrag zu leisten haben. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen
auslandischen Personen ist rechtzeitig vor der Entscheidung die jeweils zustandige
Auslénderbehérde zu informieren (Art. 34 Nr. 4 Buchst. ¢ BayMRVG in Verbindung mit
Art. 197 Abs. 4 BayStVollzG).

Um dem aktuellen Gesundheitszustand gerecht werden zu kénnen, sollte die Anhérung
der Vollstreckungsbehérde beziehungsweise der Polizei nicht zu friih, nach Méglichkeit
aber spétestens zwei Wochen vor dem Beurlaubungstermin erfolgen. Die
MaBregelvollzugseinrichtung teilt dabei der Vollstreckungsbehérde die Griinde der
erwogenen Beurlaubung mit und fligt eine Stellungnahme des behandelnden Arztes
oder Therapeuten zum aktuellen Gesundheitszustand der untergebrachten Person bei.
Der Vollstreckungsbehdrde beziehungsweise der Polizei werden gegebenenfalls auch
die Bezugspersonen, die die untergebrachte Person beaufsichtigen oder bei denen sie
die Zeit der Beurlaubung verbringen will, mitgeteilt, da sich aus deren Person
Bedenken gegen die Beurlaubung ergeben kdnnen (zum Beispiel wegen einer
Beteiligung an den friiheren Straftaten oder weil es sich um das Tatopfer handelt).
Erhebt die Vollstreckungsbehdrde beziehungsweise die Polizei Bedenken gegen die
Beurlaubung, so gibt sie in ihrer Stellungnahme die Griinde an.

Sowohl die Mitteilung durch die MaBregelvollzugseinrichtung als auch die
Stellungnahme der Vollstreckungsbehérde beziehungsweise der Polizei werden
schriftlich abgegeben (zum Beispiel per Telefax oder — wenn die Mdéglichkeit einer
Ende-zu-Ende-Verschliisselung besteht — durch vertrauliche elektronische
Kommunikation mit Ende-zu-Ende-Verschliisselung); in dringenden Fallen kénnen die
Anhdrung und die Stellungnahme ausnahmsweise telefonisch erfolgen. Der Leiter oder
die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung ist bei der Entscheidung Uber die
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13.6.6.5

13.6.6.6

13.6.6.7

13.6.6.8

13.6.6.9

Gewahrung einer Beurlaubung nicht an die Stellungnahme der Vollstreckungsbehérde
gebunden.

Sowohl die Gewéahrung der Beurlaubung als auch die Ablehnung des Antrags auf
Beurlaubung und deren Widerruf durch den Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung missen der Vollstreckungsbehdrde mitgeteilt werden (Art.
19 Abs. 2 BayMRVG). Beabsichtigt der Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung, einem Beurlaubungsgesuch nicht zu entsprechen, ist
eine Anhorung der Vollstreckungsbehdérde nicht notwendig; in diesem Fall muss
lediglich die Ablehnung im Rahmen der regelmaBig zu erstellenden Stellungnahmen
geman den § 463 StPO und § 67e StGB mitgeteilt werden.

Die Ruckkehr der untergebrachten Person von der Beurlaubung wird der
Vollstreckungsbehdérde in der Regel nicht mitgeteilt. Eine Unterrichtung der
Vollstreckungsbehdrde ist jedoch bei besonderen Vorkommnissen geboten.

Bei sich regelmaBig wiederholender Gewéahrung von Beurlaubung kann die Anhérung
der Vollstreckungsbehérde einvernehmlich jeweils fir einen genau festgelegten
Zeitraum vorgenommen werden. Der Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung muss jedoch auch in diesem Fall Zeitpunkt und Dauer der
jeweiligen Beurlaubung konkret festlegen. Treten gegeniiber dem zunéachst allgemein
festgelegten Umfang Anderungen etwa in zeitlicher oder &rtlicher Hinsicht ein, so ist die
Vollstreckungsbehdrde erneut anzuhéren. SchlieBlich ist jede tatsdchliche Gewéahrung
einer Beurlaubung der Vollstreckungsbehérde zeitnah, spatestens im Rahmen der
regelmaBig zu erstellenden Stellungnahmen geman den § 463 StPO und § 67e StGB
mitzuteilen (Art. 19 Abs. 2 BayMRVG). Die Vollstreckungsbehérde ist auch von
besonderen Vorkommnissen sofort und nicht erst am Ende des vereinbarten Zeitraums
zu unterrichten.

Im Rahmen der Optimierung der Entlassungsvorbereitungen kann eine Beurlaubung in
eine geeignete Wohnform flir einen langeren Zeitraum gewahrt werden (Beurlaubung
zum Zwecke des Probewohnens, Art. 18 BayMRVG). Dies dient der Uberpriifung, ob
sich die untergebrachte Person Uber einen langeren Zeitraum auBBerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung in relativer Selbststandigkeit bewéahrt. Die
Vollstreckungsbehdrde ist vor der Gewahrung der Beurlaubung zum Zwecke des
Probewohnens geman Art. 19 Abs. 1 BayMRVG zu héren und lber die Gewéahrung der
Vollzugslockerung geman Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zu informieren. Vor Gewahrung der
Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens ist die Strafvollstreckungskammer oder
bei einer Unterbringung nach § 7 JGG der Jugendrichter zu unterrichten, Art. 18
BayMRVG. Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedurfnis wird zusatzlich die
Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung gehdrt; diese bindet die
oOrtlich und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die zur polizeilichen
Stellungnahme aufgrund ihrer 6rtlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am
Sitz der vorgesehenen MaBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und
personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste
Dienststelle) einen Beitrag zu leisten haben. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen
auslandischen Personen ist rechtzeitig vor der Entscheidung die jeweils zustandige
Auslénderbehérde zu informieren (Art. 34 Nr. 4 Buchst. ¢ BayMRVG in Verbindung mit
Art. 197 Abs. 4 BayStVollzG). Bei besonderen Vorkommnissen ist die zustandige
Vollstreckungsbehérde zu unterrichten. Nr. 35.5 gilt entsprechend. Ist eine
Uberschreitung der gesetzlichen Hochstfrist des Probewohnens von 18 Monaten
absehbar, ist hierzu rechtzeitig die Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde zu
beantragen. Das Ende des Probewohnens ist in diesen Fallen der
Fachaufsichtsbehdrde anzuzeigen Nach Ablauf der Hochstfrist von 18 Monaten ist eine
erneute Beurlaubung friihestens nach sechs Monaten zulassig.

Findet das Probewohnen in einer Wohnform ohne therapeutische Leistungen Dritter
statt (beispielsweise in der eigenen Wohnung), tragt die untergebrachte Person die
Kosten grundsétzlich selbst. Die regelméaBige Wahrnehmung von Terminen durch die
untergebrachte Person in der MaBregelvollzugseinrichtung und deren therapeutische
Beratung und Unterstltzung ist unschadlich. MaBgeblich ist, ob die betreffende Person
die Verantwortung fir die tagliche Lebensflihrung selbst innehat. Kann die
untergebrachte Person die Kosten aus ihrem eigenen Einkommen (etwa aus
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13.6.7
13.6.7.1

13.6.7.2

13.6.7.3

13.6.8
13.6.8.1

13.6.8.2

regelméBiger Erwerbstatigkeit) nicht selbst bestreiten, so kommen sozialrechtliche
Leistungen (insbesondere nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und dem
Zwolften Buch Sozialgesetzbuch) in Betracht. In besonderen Situationen hat die
MaBregelvollzugseinrichtung ausnahmsweise die Mdglichkeit, die Kosten zu
Gbernehmen, wenn therapeutische Griinde fiir eine solche Kostenlibernahme sprechen
(beispielsweise bei einem unvorhergesehenen und kurzfristigen Arbeitsplatzverlust).
Eine Verweisung auf Sozialhilfeleistungen darf nicht dazu fiihren, dass Probewohnen
nicht oder nicht rechtzeitig erfolgt.

Aussetzung und Widerruf von Lockerungen

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 6 BayMRVG kdnnen Lockerungen
ausgesetzt oder widerrufen werden. Anders als bei einem Widerruf findet im Falle einer
Aussetzung keine Rulckstufung in eine niedrigere Stufe statt. Es wird lediglich die
Durchfihrung einer gewéhrten Lockerungsstufe flr einen vorab festzulegenden
Zeitraum ausgesetzt.

Sowohl Aussetzung als auch Widerruf stellen rechtfertigungsbedirftige Eingriffe in das
Freiheitsrecht der untergebrachten Person dar. Die Aussetzungs- bzw.
Widerrufsgriinde sind in Art. 16 Abs. 6 BayMRVG abschlieBend normiert. Eine
generalisierte Lockerungsversagung, insbesondere im Falle von StationsschlieBungen,
kommt nur in Ausnahmefallen in Betracht, wenn und solange diese zur Abwehr einer
schwerwiegenden Gefahr unerlasslich ist (vgl. Art. 3 Abs. 2 Satz 2 BayMRVG).

Die Anordnung einer Aussetzung sowie eines Widerrufes erfolgt nach MafBgabe des
Art. 49 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG durch die MaBregelvollzugsleitung. Die wesentlichen
Entscheidungsgrundlagen sind zu dokumentieren. Wird die Gewahrung einer
Lockerung langer als einen Monat ausgesetzt, so ist gemaf Art. 19 Abs. 2 BayMRVG
die Vollstreckungsbehérde hierliber zu informieren. Uber den Widerruf oder die
Aussetzung einer Lockerung wird die Vollstreckungsbehérde zeitnah, spatestens im
Rahmen der regelmaBig zu erstellenden Stellungnahmen geman den § 463 StPO und
§ 67e StGB informiert. Nach einem Widerruf miissen nicht zwangslaufig alle
Lockerungsstufen erneut durchlaufen werden. Im Ubrigen sind die Verfahrens- und
Beteiligungsvorschriften fiir die jeweilige Lockerungsstufe zu berlcksichtigen.

Einbindung der Polizei bei Lockerungsentscheidungen

Die Einbindung der Polizei bei Lockerungsentscheidungen beschrankt sich auf
Personen mit besonderem Sicherungsbediirfnis und bezieht nur die &uBeren Umstande
der geplanten Lockerung wie Zeitpunkt, Ort oder mégliche Reaktionen der Bevdlkerung
ein.

Die Polizei prift diese ,indirekten* Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit in der
Gefahrenprognose ab und teilt diese gegebenenfalls der MaBregelvollzugseinrichtung
mit. Hierbei kann es sich insbesondere um folgende Fallkonstellationen handeln:

— Ein Straftater oder eine Straftaterin, der oder die in alkoholisiertem Zustand zu sexuellen
Gewalthandlungen neigt, soll sich wahrend seines oder ihres Urlaubs an einem Ort
aufhalten, an dem ein Volksfest oder eine andere vergleichbare Veranstaltung stattfindet.

— Einem Sexualstraftater oder einer Sexualstraftaterin gegen Kinder soll eine Arbeitsaufnahme
in einem Objekt in der Nahe eines Kindergartens gestattet werden.

— Ein Straftater oder eine Straftaterin, der oder die eine Aufsehen erregende Straftat in einem
kleinen Ort begangen hat, erhélt erneut Urlaub in dieser Ortschaft, so dass Kontakte mit
friheren Opfern oder deren Angehdrigen zu erwarten sind.

— In der N&he der Urlaubsadresse befinden sich Kriminalitdtsschwerpunkte wie
Drogenszenen.

13.6.8.3

Teilt die Polizei der MaBregelvollzugseinrichtung duBere Umstande mit, die einer
Lockerung entgegenstehen, wird die Vollstreckungsbehdrde von der Polizei
nachrichtlich beteiligt. Die Straftaten, die zur Unterbringung flhrten, sind somit nicht
durch die Polizei zu beurteilen. Der derzeitige psychische Zustand der im
MaBregelvollzug untergebrachten Person wird ausschlieBlich durch die
MaBregelvollzugseinrichtung beurteilt.
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13.6.8.4 Die MaBregelvollzugseinrichtung wird die fiir sie zustandige Polizeidienststelle am Sitz
der MaBregelvollzugseinrichtung im Regelfall mindestens zwei Wochen vor dem
Termin der Lockerungsentscheidung mittels Formblatt ,Lockerungsentscheidung bei
besonderem Sicherungsbedirfnis“ (Anlage 2) anschreiben und um Prifung der
auBeren Umsténde der geplanten Lockerung bitten. Diese Polizeidienststelle bindet die
ortlich und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die zur polizeilichen
Stellungnahme aufgrund ihrer értlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am
Sitz der vorgesehenen MaBBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und
personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste
Dienststelle) einen Beitrag zu leisten haben. Teilt die Polizei der
MaBregelvollzugseinrichtung auBere Umstédnde mit, die einer Lockerung
entgegenstehen, wird die Vollstreckungsbehérde von der Polizei nachrichtlich beteiligt.
In Fallen, in denen sich der Leiter oder die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung bei
Personen mit besonderem Sicherungsbedurfnis tiber die Bedenken der Polizei
hinwegsetzt, informiert die MaBregelvollzugseinrichtung die Polizeidienststelle am Sitz
der MaBregelvollzugseinrichtung, welche die 6rtlich und sachlich zustandigen (Kriminal-
) Polizeidienststellen unterrichtet, die zur polizeilichen Stellungnahme aufgrund ihrer
ortlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am Sitz der vorgesehenen
MaBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und personenbezogenen
Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste Dienststelle) einen Beitrag
zu leisten haben, und die Vollstreckungsbehdrde Uber die endgultige Entscheidung der
Lockerung. Bei wesentlichen Anderungen des Umfeldes beziehungsweise der
Aufenthaltsértlichkeit der untergebrachten Person wird die Polizei erneut in die
Entscheidung Uber die LockerungsmafBnahme eingebunden.

13.6.8.5 Die Ubermittlung des Formblattes erfolgt unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Bestimmungen (zum Beispiel per Telefax oder — wenn die Mdglichkeit einer Ende-zu-
Ende-Verschllsselung besteht — durch vertrauliche elektronische Kommunikation mit
Ende-zu-Ende-Verschlisselung). Die Stellungnahmen der Polizei werden bei der
Entscheidungsfindung mit herangezogen und zu den Akten genommen.

14, Ausflihrung und Vorfiihrung (zu Art. 21)

141 Eine Ausflihrung ist die Verbringung einer untergebrachten Person zu einem bestimmten Zweck
und zu einem bestimmten Ziel unter Beachtung der erforderlichen SicherungsmaBnahmen.
Ausflihrungen sind auch dann méglich, wenn diese keine therapeutische Funktion erflillen oder
noch nicht erwartet werden kann, dass die untergebrachte Person die ihr eingerdumten
Vollzugslockerungen nicht missbrauchen wird, mithin die Voraussetzungen zur Gewahrung von
Lockerungen des Vollzugs noch nicht vorliegen.

14.2 Wichtige Griinde fiir eine Ausfiihrung im Sinn des Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayMRVG liegen
insbesondere bei Erledigung medizinischer, rechtlicher oder persdnlicher Angelegenheiten der
untergebrachten Person vor. Notwendige arztliche Konsultationen sind méglichst innerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung unter den entsprechenden Sicherheitsvorkehrungen vorzunehmen.
Ist dies nicht méglich, kann eine Ausfiihrung zur Heilbehandlung durch einen Arzt oder Arztin
auBerhalb der MafBregelvollzugseinrichtung vorgenommen werden.

14.3 Die MafBregelvollzugsleitung Ubertragt die Begleitung der untergebrachten Person wahrend der
Ausflhrung geeignetem und geschultem Personal. Sie erteilt dem Begleitpersonal die
erforderlichen Weisungen. Das Begleitpersonal ist fir jeden Einzelfall gesondert auszusuchen,
es muss mit der Situation vertraut und geeignet sowie in der Lage sein, die untergebrachte
Person gegebenenfalls von einer Flucht abzuhalten. Die ausfiihrende Person ist zur standigen
Aufsicht verpflichtet und darf der untergebrachten Person nicht von der Seite weichen, sofern
nicht ausnahmsweise aus besonderen Griinden (zum Beispiel Gesundheitsschutz beim Betreten
des OPs oder Rontgenraumes) ein Abstandnehmen geboten ist. Erforderlichenfalls sind zwei
Personen als Begleitpersonen abzustellen. Wird die untergebrachte Person als besonders
geféhrlich eingeschétzt, ist mit der zustandigen Polizeidienstelle abzustimmen, ob neben dem
geeigneten und geschulten Personal eine polizeiliche Begleitung im Wege der Amtshilfe (Art. 67
Polizeiaufgabengesetz) erfolgen soll. Im Rahmen der Abstimmung sind der Polizeidienststelle am
Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung die Grinde fiir die besondere Gefahrlichkeit mitzuteilen.

14.4 Vor jeder Ausflihrung ist — ausgehend vom individuellen Sicherungsbedarf und unter
Berlcksichtigung der jeweiligen Lockerungsstufe — tiber die Notwendigkeit einer Begleitung und
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14.5

14.6

14.7

15.
15.1

15.2

153

gegebenenfalls Fesselung zu entscheiden. Unter den Voraussetzungen des Art. 25 Abs. 2 Nr. 8
und Abs. 4 BayMRVG kann bei einer Ausfiihrung die Bewegungsfreiheit durch unmittelbaren
Zwang (Hand- und/oder FuBfesseln) eingeschréankt werden. Die Fesselung muss erforderlich
sein, um den Zweck der Ausfiihrung ohne Geféhrdung fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
durchfiihren zu kénnen. Davon ist beispielsweise auszugehen, wenn der untergebrachten Person
nach ihrem oder seinem derzeitigen Lockerungsstatus (noch) kein unbegleiteter Ausgang
auBerhalb des gesicherten Bereichs hinaus gewahrt wurde. Die Fesselung ist so vorzunehmen,
dass die Wirde der untergebrachten Person geschiitzt wird, also etwa durch Verdecken der
Fesseln mit einem Kleidungsstick. Die Fesselung ist wahrend des gesamten Ausgangs
beizubehalten. Missen die Handfesseln fir arztliche Behandlungen abgenommen werden, sind
vorher FuB3fesseln anzulegen. Das Tragen von Handfesseln und gegebenenfalls die
Notwendigkeit des Anlegens von FuB3fesseln ist einem auswarts konsultierten Arzt
beziehungsweise einer auswarts konsultierten Arztin vorher mitzuteilen.

Sofern einer untergebrachten Person keine Hand- oder FuBBfesseln angelegt werden, weil
beispielsweise frihere begleitete Ausgange unproblematisch verlaufen sind, so ist
sicherzustellen, dass die untergebrachte Person wéahrend der gesamten Zeit der Ausflihrung
unter unmittelbarer Aufsicht und Zugriffsmdéglichkeit der Begleitperson steht. Dies bezieht sich
zum Beispiel auch auf Aufenthalte im Behandlungszimmer des Arztes beziehungsweise der
Arztin oder den Gang zur Toilette.

Sofern keine unmittelbare Aufsicht durch die Begleitperson gegeben ist und nicht
ausgeschlossen werden kann, dass die untergebrachte Person den unbeobachteten Moment zur
Flucht nutzen kénnte, ist die Sicherheit durch Anlegen einer Hand- oder FuB3fessel zu
gewahrleisten (beispielsweise sollte eine untergebrachte Person beim Besuch einer Toilette mit
Fenster durch eine FuBfessel gesichert werden).

Eine Vorfuhrung liegt bei einem Verbringen der untergebrachten Person auf Ersuchen eines
Gerichts zu einem gerichtlichen Termin vor. Bei Vorflihrungen mit Vorfihrungsbefehl nach § 457
StPO findet die Gefangenentransportvorschrift (GTV) Anwendung. Danach ist grundsatzlich die
Polizei fir den Transport zustandig. Individuelle Absprachen sind jedoch méglich.

Verfahren bei Entweichungen und Lockerungsmissbrauchen

Die MaBregelvollzugseinrichtung hat bei Feststellung einer Entweichung (vgl. Nr. 35.5.1 Buchst.
¢ oder eines Lockerungsmissbrauchs, der eine Fahndung zur Folge hat, unverziiglich die
Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung (telefonisch) und die
Vollstreckungsbehérde (zum Beispiel telefonisch, per Telefax oder — wenn die Mdglichkeit einer
Ende-zu-Ende-Verschliisselung besteht — durch vertrauliche elektronische Kommunikation mit
Ende-zu-Ende-Verschlisselung mit Hinweis auf die Eilbedirftigkeit) zu informieren.
Anschlieend sind unverzlglich die notwendigen Daten mittels des Formblatts ,Meldung einer
Entweichung oder eines Lockerungsmissbrauchs® (Anlage 3) unter Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen (zum Beispiel per Telefax oder — wenn die Mdglichkeit
einer Ende-zu-Ende-Verschlisselung besteht — durch vertrauliche elektronische Kommunikation
mit Ende-zu-Ende-Verschliisselung) an die Polizeidienststelle am Sitz der
MaBregelvollzugseinrichtung, die 6rtlich zustandige Staatsanwaltschaft, die zustandige
Vollstreckungsbehdrde und die Fachaufsichtsbehdrde zu lbermitteln.

In den Féllen, in denen eine untergebrachte Person von einer Vollzugslockerung nicht zum
vereinbarten Zeitpunkt an den vereinbarten Ort zurlickgekehrt ist oder sich zum vereinbarten
Zeitpunkt in der MaBregelvollzugseinrichtung nicht gemeldet hat, hat die
MaBregelvollzugseinrichtung abhangig von den Umstanden im Einzelfall zu entscheiden, ob ein
Lockerungsmissbrauch vorliegt und eine entsprechende Meldung zu erfolgen hat. Dabei ist von
einem Lockerungsmissbrauch spatestens dann auszugehen, wenn die untergebrachte Person
nicht am gleichen Tag an den vereinbarten Ort zurlickkehrt oder sich eine Stunde nach dem
vereinbarten Meldetermin nicht gemeldet hat. Die Polizei prift alle zur Ergreifung erforderlichen
MaBnahmen. Von Seiten der MaBregelvollzugseinrichtung wird der Polizei auf Wunsch Einblick
in das Besucherbuch gewéhrt.

Die Rickkehr der entwichenen untergebrachten Person ist der Polizei unverziglich telefonisch
mitzuteilen. Anschlief3end ist die Riickkehr unverziiglich mittels des Formblatts ,Meldung einer
Rickkehr* (Anlage 4) unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen (zum Beispiel
per Telefax oder — wenn die Méglichkeit einer Ende-zu-Ende-Verschlisselung besteht — durch
vertrauliche elektronische Kommunikation mit Ende-zu-Ende-Verschliisselung) an die
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Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung, die zustandige
Vollstreckungsbehérde und die Fachaufsichtsbehérde zu Gbermitteln. Eine Mitteilung an die
Polizei unterbleibt grundsétzlich, wenn die entwichene untergebrachte Person durch die Polizei
zurtickgebracht wurde.

Unterabschnitt 4 Disziplinar- und SicherungsmaBnahmen

DisziplinarmaBnahmen (zu Art. 22)

Die zulassigen DisziplinarmafBnahmen sind abschlieBend in Art. 22 Abs. 2 BayMRVG geregelt.
DisziplinarmaBnahmen sind von Behandlungs- und TherapiemaBnahmen nach Art. 6 BayMRVG
zu unterscheiden. Die Einordnung einer konkreten MaBnahme in Reaktion auf ein
unerwinschtes Verhalten als DisziplinarmaBnahme oder als BehandlungsmaBnahme kann im
Einzelfall schwierig sein, weil es insoweit zu Uberschneidungen kommen kann. Die Einordnung
einer bestimmten MaBnahme ist in der konkreten Situation durch den Anordnenden oder die
Anordnende zu treffen, je nachdem, inwieweit die MaBnahme therapeutisch oder disziplinarisch
ausgerichtet ist. Dabei ist zu beachten, dass DisziplinarmaBnahmen im Kontext der Erreichung
der Ziele der Unterbringung stehen und daher subsididren Charakter gegenlber
BehandlungsmafBnahmen haben. Es gilt der Vorrang der Behandlung, so dass
DisziplinarmaBnahmen nur angeordnet werden dirfen, wenn sich die weitere Durchflhrung des
Vollzugs nicht mit BehandlungsmaBnahmen erreichen lasst. Uber angeordnete
DisziplinarmaBnahmen ist der Vertreter beziehungsweise die Vertreterin zu informieren.

Der Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit ist bei DisziplinarmaBnahmen von besonderer
Bedeutung. PflichtverstdéBe mit Bagatellcharakter rechtfertigen keine DisziplinarmaBnahmen.

DisziplinarmaBnahmen kommen nur bei einem schuldhaften Versto3 einer untergebrachten
Person gegen eine Pflicht, die ihr durch das BayMRVG auferlegt ist oder die ihr infolge einer
Anordnung auf Grund des BayMRVG auferlegt wurde, in Betracht. Die Anwendung von
DisziplinarmaBnahmen scheidet bei Schuldlosen von vornherein aus. Schuldhaft im Sinn dieser
Vorschrift bedeutet die Féhigkeit der untergebrachten Person, den Pflichtversto3 einzusehen
oder nach dieser Einsicht zu handeln. MaBgebend bei der Beurteilung der Schuldfahigkeit ist der
Zeitpunkt der Begehung der Pflichtwidrigkeit.

Ein Disziplinarverfahren ist gemaf Art. 22 Abs. 3 BayMRVG entsprechend Art. 113 BayStVollzG
durchzufihren.

Durchsuchung, Untersuchung und Auslesen von Datenspeichern (zu Art. 24)

Die mit einer Entkleidung verbundene kérperliche Durchsuchung einer untergebrachten Person
darf nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung
erfolgen. Soll eine bestimmte Person durchsucht werden, kann die Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung anordnen, dass die betroffene untergebrachte Person bei jeder
Ruckkehr in die MaBregelvollzugseinrichtung oder in die Station und nach jedem Besuch zu
durchsuchen ist.

Sieht die allgemeine Anordnung keine Durchsuchung bei jeder Riickkehr der bestimmten
untergebrachten Person/en oder nach jedem Besuch vor, sondern erfolgt diese nach bestimmten
Zufallskriterien (zum Beispiel jede dritte, jede zehnte untergebrachte Person), ist eine willklrliche
Handhabung durch eine konkrete Vorgabe der Kriterien zu verhindern. Eine Durchsuchung darf
jedoch dann nicht durchgefihrt werden, wenn die Gefahr eines Missbrauchs des
vorangegangenen Ausgangs oder Besuchs durch die untergebrachte Person im Einzelfall
besonders fernliegend ist.

Die Notwendigkeit zum Erlass einer allgemeinen Anordnung liegt im Ermessen der Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung. Dabei ist die VerhaltnismaBigkeit zu wahren, was insbesondere
eine Bericksichtigung der Persénlichkeit der untergebrachten Person, der bisherigen
Erfahrungen der Einrichtung in vergleichbaren Fallen sowie Differenzierungen nach
Patientengruppen gebietet. Hiervon umfasst werden keine anlasslosen Reihenuntersuchungen
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 5. November 2016, 2 BvR 6/16). Die Entscheidungskompetenz ist
geman Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung zugewiesen.

Bei Bestehen eines begriindeten Verdachts, dass eine untergebrachte Person Gegenstéande im
Kérper versteckt hat, welche die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete
Zusammenleben in der MaBregelvollzugseinrichtung gefahrden, kann die untergebrachte Person
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durch einen Arzt oder eine Arztin untersucht werden. Die Untersuchung kann auch die Kontrolle
der intimen Kérperhéhlen und -6ffnungen, jedoch keine invasiven Eingriffe in das Kérperinnere
wie beispielsweise eine Magen- oder Darmspiegelung umfassen. Eine (rektale) Untersuchung
zur Vermeidung des Einbringens von Drogen oder anderen Gegenstanden in die
MaBregelvollzugseinrichtung durch sogenanntes Bodypacking kann bei begriindetem Verdacht
nach Art. 24 Abs. 3 BayMRVG zuldssig sein. Da eine entsprechende Untersuchung mit einer
Entkleidung verbunden ist, ist diese nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung zulassig. Es ist im Einzelfall abzuwégen, ob eine (ggf. freiwillige)
Isolierung solange, bis die Entscheidung der Leitung herbeigefihrt werden kann, ein milderes
Mittel darstellt.

Das Auslesen von Datenspeichern, welche die untergebrachte Person unzuléssig in der
MaBregelvollzugseinrichtung in Gewahrsam hat, ist unter den Voraussetzungen des Art. 91 Abs.
4 bis 6 BayStVollzG zulassig. Bei Aufnahme ist die untergebrachte Person Uber die Méglichkeit
des Auslesens von Datenspeichern zu belehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen, vgl.
Art. 24 Abs. 5 BayMRVG in Verbindung mit Art. 91 Abs. 6 Satz 2 BayStVollzG. Ein
verdachtsunabhangiges oder generelles Auslesen von Datenspeichern ist aufgrund des damit
verbundenen Grundrechtseingriffes in das Recht auf die Integritat und Vertraulichkeit
informationstechnischer Systeme nicht gerechtfertigt. Ein blof3 abstrakter Verdacht, dass solche
Gegenstande erfahrungsgeman in vielen Fallen zur Auslibung illegaler oder unerwiinschter
Aktivitaten genutzt werden, ist nicht ausreichend. Es muss ein konkreter Verdacht durch
tatsachliche Anhaltspunkte, nach denen ein Auslesen zu vollzuglichen Zwecken oder zur
Gefahrenabwehr erforderlich ist, bestehen. Es bedarf der schriftlichen einzelfallbezogenen
Anordnung des Leiters bzw. der Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung. Bei der Uberpriifung
ist der unantastbare Kernbereich der privaten Lebensgestaltung der untergebrachten Person zu
wahren. Zur Entfaltung der Persénlichkeit im Kernbereich privater Lebensgestaltung gehért
insbesondere die Mdglichkeit, innere Vorgange wie Empfindungen und Geflihle sowie
Uberlegungen, Ansichten und Erlebnisse hdchstpersdnlicher Art zum Ausdruck zu bringen.

Besondere SicherungsmaBnahmen (zu Art. 25)

Besondere SicherungsmaBnahmen mit freiheitsentziehendem Charakter (auBer Fixierungen)

18.1.1 Besondere SicherungsmaBnahmen kénnen angeordnet werden, wenn nach dem

Verhalten einer untergebrachten Person oder aufgrund ihres Gesundheitszustandes in
erhéhtem MaBe Fluchtgefahr, die Gefahr von Gewalttétigkeiten gegen Personen oder
Sachen oder die Gefahr einer Selbsttétung oder Selbstverletzung besteht. Sie dienen der
Abwehr einer gegenwartigen Gefahr von erheblichem oder gréBerem Ausmalf3 oder der
Beseitigung einer bereits eingetretenen erheblichen Stérung. Sie dirfen ausschlieBlich zu
diesem praventiven Zweck eingesetzt werden. Als Mittel der Disziplinierung oder als
BehandlungsmafBnahme sind sie nicht zuldssig. Mit besonderen SicherungsmaBnahmen
ist ein erheblicher Grundrechtseingriff verbunden. Der Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit
ist bei der Anordnung besonderer SicherungsmaBnahmen in besonderer Weise zu
beachten. Uber angeordnete besondere SicherungsmaBnahmen ist der Vertreter
beziehungsweise die Vertreterin zu informieren.

18.1.2 Soll der untergebrachten Person durch besondere SicherungsmaBnahmen nach Art. 25

Abs. 2 Nrn. 3, 8 oder 9 BayMRVG Uber einen langeren Zeitraum oder regelmasig die
Freiheit entzogen werden, ist grundsétzlich vorher die gerichtliche Genehmigung
herbeizufiihren (Art. 25 Abs. 8 BayMRVG).

18.1.2.1  Ob eine MaBnahme freiheitsentziehend und damit genehmigungsbediirftig ist, hangt

von ihrer Schwere und ihrem Charakter ab. Andert sich durch die besondere
SicherungsmafBnahme lediglich verschéarfend die Art und Weise des Vollzugs der
einmal verhangten Freiheitsentziehung, ist keine zusétzliche richterliche Anordnung
erforderlich. Die Einholung einer richterlichen Genehmigung ist erst dann angezeigt,
wenn erkennbar wird, dass die MaBnahme als eigenstandige Freiheitsentziehung zu
werten ist, die von der richterlichen Anordnung der Unterbringung als solcher nicht
mehr umfasst ist.

18.1.2.2  Ab welcher voraussichtlichen Dauer der besonderen SicherungsmaBnahme eine

Genehmigung erforderlich ist, muss grundséatzlich abhangig von der Intensitat der
MaBnahme entschieden werden. Bei der Unterbringung in einem besonders
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gesicherten Raum nach Abs. 2 Nr. 8 wird eine Genehmigung in der Regel erst dann
erforderlich sein, wenn erkennbar wird, dass sie mehr als 48 Stunden andauern wird.

18.1.2.3 RegelmaBige, das heif3t zweckgerichtet stets zur selben Zeit oder aus

wiederkehrendem Anlass freiheitsentziehende MaBnahmen missen nur einmal vom
Gericht genehmigt werden und kénnen dann bei Bedarf innerhalb der Grenzen der
Genehmigung, also etwa zu den dort bestimmten Zeiten oder bei dem dort bestimmten
Anlass, erneut vollzogen werden, ohne dass das Gericht erneut angerufen werden
muss.

18.1.2.4  Fir die Entscheidung nach Art. 25 Abs. 8 Satz 1 BayMRVG ist gemaf § 138 Abs. 4,

§ 121a Abs. 1 StVollzG das Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirk die MaBnahme
durchgefihrt werden soll. Das gerichtliche Verfahren richtet sich geméan § 138 Abs. 4,
§ 121b Abs. 1 StVollzG nach den flr Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 4 FamFG
anzuwendenden Bestimmungen. Dies gilt auch bei der Anordnung besonderer
SicherungsmaBnahmen bei minderjahrigen untergebrachten Personen. Der von der
MaBregelvollzugseinrichtung dem zustandigen Gericht vorzulegende Vorgang hat
umfassend und einzelfallbezogen zu den Voraussetzungen des Art. 25 BayMRVG
Stellung zu nehmen. Die relevante Dokumentation ist beizufligen.

18.1.2.5  Eine gerichtliche Prifung ist nur dann entbehrlich, wenn die betroffene untergebrachte

Person schriftlich in die MaBnahme einwilligt. Eine wirksame Einwilligung setzt
insbesondere voraus, dass die untergebrachte Person einwilligungsfahig ist und
keinem unzulédssigen Druck ausgesetzt wird.

18.1.3 Ausnahmsweise kann bei Gefahr im Verzug die besondere SicherungsmafBnahme bereits

durchgefiihrt werden, bevor die Entscheidung des zustandigen Gerichts erlangt wurde, Art.
25 Abs. 8 Satz 2 BayMRVG. Die Genehmigung ist unverzlglich nachzuholen, es sei denn,
es ist absehbar, dass die besondere SicherungsmalBnahme vor der Erlangung einer
richterlichen Entscheidung beendet sein und eine zeitnahe Wiederholung nicht erforderlich
werden wird (Art. 25 Abs. 8 Satz 3 BayMRVG). Ist eine richterliche Entscheidung beantragt
und die MaBnahme vor deren Erlangung beendet worden, so ist dies dem Gericht
unverziglich mitzuteilen (Art. 25 Abs. 8 Satz 4 BayMRVG).

18.1.4 Soweit auf Grund der Art der besonderen SicherungsmaBnahme erforderlich, ist die

betroffene untergebrachte Person wéahrend der Dauer der MaBnahme in besonderem
MaBe standig und in geeigneter Weise zu betreuen und zu tberwachen. Es ist zu
gewabhrleisten, dass die untergebrachte Person ihren natiirlichen Bedirfnissen (zum
Beispiel Durst- und Hungergefiihl sowie Harn- und Stuhldrang) nachkommen kann.

Fixierung (Art. 25 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 3 und 9 BayMRVG)

Eine Fixierung ist die Aufhebung der Bewegungsfreiheit an allen GliedmaBen (Art. 25 Abs. 2 Nr.
2 BayMRVGQG). Eine Fixierung ist ein schwerwiegender Eingriff und aus Griinden der
VerhaltnismaBigkeit nur zulassig, wenn bei einer untergebrachten Person die bereits bestehende
oder unmittelbar drohende Eigen- und/oder Fremdgefahrdung durch weniger einschneidende
MaBnahmen (zum Beispiel DeeskalationsmaBnahmen, Isolationszimmer oder Time-Out-Raum)
nicht abgewendet werden kann. Fixierungen durfen nur zur Abwendung einer solchen
gegenwartigen erheblichen Eigen- und/oder Fremdgefahrdung angeordnet werden. Fixierungen
zum Zweck der Disziplinierung einer untergebrachten Person sind untersagt. Fixierungen dirfen
nur auf Anordnung des Leiters oder der Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung bzw. deren
Stellvertreter oder Stellvertreterin erfolgen, nachdem der Zustand der zu fixierenden Person
untersucht wurde, Art. 49 Abs. 2 Nr. 9 BayMRVG. Ist der Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung nicht rechtzeitig erreichbar, so ergibt sich aus Art. 49 Abs. 3 Satz 1
in Verbindung mit Art. 25 Abs. 6 BayMRVG, dass die Anordnung und Uberwachung stets durch
einen Arzt oder eine Arztin erfolgen muss. Bei Gefahr in Verzug ist gem. Art. 49 Abs. 3 Satz 2
Halbsatz 2 BayMRVG unverziiglich die Zustimmung eines Arztes oder einer Arztin einzuholen.
Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung ist unverziglich zu unterrichten, Art. 49 Abs. 3 Satz
3 BayMRVG.

Eine Fixierung unterliegt grundsétzlich einem Richtervorbehalt, es sei denn, es handelt sich um
eine bloB kurzfristige MaBnahme (Art. 25 Abs. 9 Satz 1 BayMRVG).
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Von einer kurzfristigen MaBBnahme ist in der Regel auszugehen, wenn sie absehbar die
Dauer von ungefahr einer halben Stunde unterschreiten wird (vgl. BVerfG, Urteil vom 24.
Juli 2018, 2 BvR 309/15, 2 BvR 502/16, Rn. 68).

Fixierungen unterliegen, wie andere freiheitsentziehende besondere
SicherungsmaBnahmen, unabhangig von ihrer absehbaren Dauer dem Richtervorbehalt,
wenn sie regelmanig angewendet werden sollen. RegelmaBig ist eine Fixierung dann,
wenn sie entweder zweckgerichtet stets zur selben Zeit oder aber aus wiederkehrendem
Anlass angewendet werden soll.

Nr. 18.1.2.5 gilt entsprechend. Bei Fixierungen, die bei Gefahr im Verzug bereits
durchgeflihrt werden, bevor die Entscheidung des zusténdigen Gerichts ergangen ist, Art.
25 Abs. 8 Satz 2 BayMRVG, ist die Genehmigung unverziiglich nachzuholen, es sei denn,
es ist absehbar, dass die besondere SicherungsmafBnahme vor der Erlangung einer
richterlichen Entscheidung beendet sein und eine zeitnahe Wiederholung nicht erforderlich
werden wird.

Nach Beendigung einer Fixierung ist die untergebrachte Person auf die Mdglichkeit
hinzuweisen, die Zulassigkeit der Fixierung nachtraglich gerichtlich berprifen zu lassen
(Art. 25 Abs. 3 Satz 6 BayMRVG).

Die Fixierung darf geman Art. 25 Abs. 3 Satz 5 BayMRVG nur befristet angeordnet
werden, langstens fir 24 Stunden. Die Dauer ist auf das geringste erforderliche Maf zu
beschranken; das Fortbestehen der Notwendigkeit der Fixierung ist regelméaBig zu
Uberprufen.

Die Fixierung ist so auszuflihren, dass die Bewegungsfreiheit der zu fixierenden Person so
gering wie moglich eingeschrankt wird. Fixierungen dlrfen nur mit hierfir zertifiziertem und
den anerkannten Regeln der Technik entsprechendem Material erfolgen. Mdglichen
Folgeschéaden (zum Beispiel Plexuslasion, Aufscheuern, Druckstellen, Thrombosen,
Strangulation etc.) ist durch geeignete MaBnahmen vorzubeugen. Es ist zu gewahrleisten,
dass die untergebrachte Person ihren natirrlichen Bedlrfnissen (zum Beispiel Durst- und
Hungergefiihl sowie Harn- und Stuhldrang) nachkommen kann. Die zu fixierende Person
ist auf gefahrliche Gegenstande zu durchsuchen. Aus therapeutischen Griinden und zum
Schutz der untergebrachten Person ist jeglicher Kontakt anderer untergebrachter
Personen oder anderer unberechtigter Personen mit der fixierten Person untersagt;
entsprechende Vorkehrungen durch die Bediensteten der MaBregelvollzugseinrichtung
sind zu treffen.

Es hat eine standige 1:1 Betreuung durch Beschéftigte, die arztlich in solche Aufgaben
eingewiesen wurden, unmittelbar am Patienten zu erfolgen. Sofern es der kérperliche und
psychische Zustand der fixierten Person zulédsst, es dem Wunsch der untergebrachten
Person entspricht oder zum Schutz der Beschaftigten erforderlich ist, kann die
Uberwachung zum Beispiel auch durch eine Videoliberwachung — keine
Videoaufzeichnung — erfolgen, wenn die liickenlose Uberwachung des Monitors
sichergestellt ist und die fixierte Person auch auf ihr Verlangen zu jeder Zeit unverziiglich
von einer zur Betreuung geeigneten Person aufgesucht wird. Andernfalls hat eine standige
Sitzwache zu erfolgen. Im Nachgang zur Fixierung soll mit der untergebrachten Person
eine Nachbesprechung erfolgen.

In der Patientenakte ist Folgendes schriftlich zu dokumentieren:

Anordnung der MaBnahme,
detaillierte Begriindung zur Notwendigkeit der speziellen MaBnahme,

Beginn und Beendigung einzelner MaBnahmen, sowie mdgliche Kirzungen, Abbriiche
und/oder Verlangerungen,

insbesondere samtliche arztliche und pflegerische Betreuungs-, Versorgungs- und
UberwachungsmaBnahmen mit jeweiliger Zeitangabe, sowie Unterschrift des oder der
Durchfihrenden,

die schriftliche Einwilligung der untergebrachten Person oder die gerichtliche Entscheidung
und

der Hinweis nach Abs. 3 Satz 6 bei Fixierungen.
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Die nachtliche Nachschau (Art. 25 Abs. 2 Nr. 5 BayMRVG) als besondere SicherungsmaBnahme
ist unter den Voraussetzungen des Art. 25 Abs. 1 oder Abs. 4 BayMRVG wahrend der
Ruhezeiten zuléssig. Die Haufigkeit der nachtlichen Kontrollen ist am jeweiligen Einzelfall
auszurichten und so gering wie mdglich zu halten.

Festnahmerecht (zu Art. 27 Abs. 5)

Wourde das Festnahmerecht im Rahmen der Aufgabenlbertragung im Sinn des Art. 47 Abs. 1
Satz 3 BayMRVG vertraglich einem externen Sicherheitsdienst (ibertragen, dirfen Mitarbeiter
des externen Sicherheitsdienstes in gleichem Maf3 wie Beschéftigte der
MaBregelvollzugseinrichtung vom Festnahmerecht Gebrauch machen.

Erkennungsdienstliche MaBnahmen (zu Art. 28)

Sofern durch die MaBregelvollzugseinrichtung erkennungsdienstliche Unterlagen wie zum
Beispiel Fotos (Gesichts- und Ganzkérperaufnahmen), Personenbeschreibungen (GroéBe,
Gewicht, Kérperschmuck, Narben, sonstige unverénderliche Merkmale) gefertigt wurden, sind
diese noch vor Entlassung einer Person mit besonderem Sicherungsbedurfnis an die
Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung zu Ubergeben. Im Falle der
Verlegung sind die Unterlagen an die aufnehmende MaBregelvollzugseinrichtung weiterzuleiten.
Die Fotos sollten mdglichst nicht alter als ein Jahr sein.

Gem. Art. 32 Abs. 2 Satz 1 BayMRVG sind erkennungsdienstliche Unterlagen getrennt von der
Patientenakte aufzubewahren. In diese steht der untergebrachten Person ein Anspruch auf
Einsichtnahme nach MaBgabe des Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 3
BayStVollzG zu.

Entnahme von Kérperzellen

Eine Entnahme von Kdrperzellen ist unter den Voraussetzungen des § 81g StPO zulassig. Ohne
schriftliche Einwilligung der untergebrachten Person darf die Entnahme von Kérperzellen nur
durch das Gericht, bei Gefahr im Verzug auch durch die Staatsanwaltschaft und ihre
Ermittlungspersonen angeordnet werden. Fir die Erfassung der betroffenen untergebrachten
Person, die Einleitung der zur Entnahme der Kérperzellen erforderlichen weiteren MaBnahmen
und die Durchfiihrung der Entnahme von Kérperzellenproben in allen erforderlichen Fallen ist
ausschlieBlich die Polizei zustandig.

Polizeibeamte oder Polizeibeamtinnen werden die betreffende Person in der
MaBregelvollzugseinrichtung aufsuchen und bei Erklarung des Einverstédndnisses die
Kérperzellenprobe sofort entnehmen. Im Falle einer Verweigerung des Einverstédndnisses
werden die Polizeibeamten oder Polizeibeamtinnen dies der MaBregelvollzugseinrichtung
mitteilen, damit sichergestellt ist, dass die offene Frage der Entnahme und Untersuchung einer
Kérperzellenprobe bis zur Herbeiflihrung eines richterlichen Beschlusses bei der Entscheidung
Uber die Gewahrung von Lockerungen (insbesondere Beurlaubungen) berlicksichtigt werden
kann.

Unterabschnitt 5 Finanzielle Regelungen

Motivationsgeld und Zuwendungen (zu Art. 29)

Erbringt die untergebrachte Person Leistungen im Rahmen der Arbeitstherapie, hat sie einen
Anspruch auf die Gewéahrung eines Motivationsgeldes. Die H6he des Motivationsgeldes ist nach
den Umsténden des Einzelfalls durch den Trager der MaBregelvollzugseinrichtung in
angemessener Héhe festzulegen. Bei den Leistungen im Rahmen der Arbeitstherapie handelt es
sich nicht um Arbeit im eigentlichen Sinn, sondern um eine TherapiemaBnahme, sodass kein
sozialversicherungspflichtiges Beschéftigungsverhaltnis vorliegt.

Geht die untergebrachte Person im Rahmen des Art. 10 Abs. 3 BayMRVG einer Arbeit auBerhalb
der MaBregelvollzugseinrichtung nach, so richtet sich diese Vergiitung eines im Rahmen eines
freien Beschéaftigungsverhaltnisses erworbenen Arbeitslohns nach den Vereinbarungen zwischen
der untergebrachten Person und dem Arbeitgeber.

Barbetrag zur persdnlichen Verfiigung (zu Art. 29 Abs. 3)

Eine mittellose untergebrachte Person hat Anspruch auf einen Barbetrag zur persénlichen
Verfligung. Mittellos ist eine untergebrachte Person, soweit ihr im laufenden Monat aus anderen
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Quellen ein Betrag bis zur Héhe des Barbetrages nicht zur Verfligung steht. In Anlehnung an die
Regelungen im Zwdlften Buch Sozialgesetzbuch wird bei der Feststellung einer méglichen
Mittellosigkeit das Einkommen und das nach sozialhilferechtlichen Regelungen einzusetzende
Vermdgen (vgl. §§ 82 ff. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch — SGB XII) einbezogen. Zu
berlicksichtigen sind grundsatzlich alle, auch auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung im
Antragsmonat zur Verfligung der untergebrachten Person stehenden Geldmittel. Nicht mindernd
bei der Ermittlung der Mittellosigkeit berlicksichtigt werden dirfen unter anderem
Vermodgensbestandteile, die als Schonvermdgen gelten, Betrage, die aus dem Barbetrag zur
persénlichen Verfligung angespart wurden, bereits angespartes Uberbriickungsgeld. Mittellose
untergebrachte Personen werden von den MaBregelvollzugseinrichtungen mit Bekleidung
versorgt. Richtlinie fir die Bekleidungsgeldhdhe soll der von den jeweiligen Bezirken gewéhrte
Bekleidungsgeldbetrag flr Menschen in stationaren Einrichtungen sein (Zwélftes Buch
Sozialgesetzbuch). Individuelle Gegebenheiten, wie zum Beispiel UbergréBen finden bei der
Bekleidungsgeldhdhe Berlicksichtigung. Anspruchsvoraussetzung fiir die Gewahrung von
Bekleidungsgeld ist der Bedarf und die Bedurftigkeit des Patienten.

Bei der Festsetzung der H6he des Barbetrags zur persénlichen Verfligung orientiert sich die
Fachaufsichtsbehdrde an den Regelbedarfsstufen/Regelsatzen der Sozialhilfe fiir volljahrige
Leistungsberechtigte (§ 27b Abs. 2 SGB Xll). Untergebrachte Personen ohne Lockerungsstatus
beziehungsweise mit den Lockerungsstufen begleiteter Ausgang auBerhalb des gesicherten
Bereichs, begleiteter Ausgang auBBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung, begleitete
AuBenbeschaftigung sowie unbegleiteter Ausgang auB3erhalb des gesicherten Bereichs erhalten
einen monatlichen Barbetrag in H6he von 13,5 % der Regelbedarfsstufe 1. Untergebrachte
Personen mit den Lockerungsstufen unbegleiteter Ausgang auBerhalb der
MafBregelvollzugseinrichtung, unbegleitete AuBenbeschéftigung, Beurlaubung sowie
Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens erhalten einen monatlichen Barbetrag in H6he von
27 % der Regelbedarfsstufe 1.

Der Anspruch der untergebrachten Person auf den Barbetrag zur persénlichen Verfligung ist als
zweckgebundener Anspruch unpféndbar geman § 851 Zivilprozessordnung in Verbindung mit
§ 399 BGB.

Verfligung liber Gelder (zu Art. 31)

Die untergebrachten Personen kénnen grundsatzlich tber einen Betrag in Hohe des allgemeinen
Barbetrags der jeweiligen Lockerungsstufe frei verfligen. Unerheblich ist dabei, ob die Person
einen Barbetrag tatséachlich erhalt oder es sich um eigene Gelder handelt. Uber
dartberhinausgehende Betrage darf die untergebrachte Person nur mit Einwilligung der
MaBregelvollzugseinrichtung verfiigen; Die Ausgestaltung des Genehmigungserfordernisses
obliegt der MaBregelvollzugseinrichtung. Geldmittel missen der untergebrachten Person nicht
zwangsléufig als Bargeld in der MaBregelvollzugseinrichtung zur Verfigung stehen. Die
MaBregelvollzugseinrichtung kann vielmehr die H6he des sogenannten Hausgeldes bestimmen
(Festsetzung in der Hausordnung, Art. 15 Abs. 2 Nr. 8 BayMRVG). Die untergebrachte Person
muss jedoch stets in der Lage sein, unabhangig von der Frage der Barauszahlung in H6he des
Barbetrages Verfligungen treffen zu kénnen.

Keiner Verfligungsbeschrankung unterliegen die untergebrachten Personen hinsichtlich ihres
sonstigen, auBerhalb der MaBregelvollzugseinrichtung befindlichen Vermbgens.

Anders als Vermdgen dient Einkommen in der Regel der Bestreitung des allgemeinen
Lebensunterhaltes. Da dessen Sicherung einen wichtigen Aspekt im Rahmen der
Resozialisierung darstellt, eréffnet Art. 31 Abs. 1 Satz 2 den MRV-Einrichtungen die Méglichkeit,
hier die Verfligungsbefugnis untergebrachter Personen Gber Gelder zu beschranken, um etwaig
vorhandene Defizite beim Umgang mit Geld zu bearbeiten. Zu prifen ist stets, ob dies auch
durch mildere Mittel, beispielsweise die Verpflichtung zur regelmaBigen Vorlage der
Kontoausziige desjenigen Kontos, auf das Zahlungen laufen, die fir den Lebensunterhalt
verwendet werden, erreicht werden kann.

Uberbriickungsgeld (zu Art. 30)

Zweck der Bildung von Uberbriickungsgeld ist die finanzielle Vorsorge fiir die Zeit unmittelbar
nach der Entlassung durch das Ansparen eines Geldbetrags. Die Bildung von
Uberbriickungsgeld ist nicht zwingend. In bestimmten Fallen kann die zwangsweise
Inanspruchnahme von Geldern zu einer Beeintrachtigung der Behandlungs- und
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254

26.
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Therapieaussichten fihren. Durch die MaBregelvollzugseinrichtung ist — méglichst unter
Beteiligung der untergebrachten Person —im konkreten Einzelfall festzulegen, ob die Bildung von
Uberbriickungsgeld sinnvoll ist. Beabsichtigte Entscheidungen (iber die Bildung und die
Auszahlung von Uberbriickungsgeld sollen mit der untergebrachten Person erdrtert werden.

Die angemessene Hohe des Uberbriickungsgeldes bestimmt sich nach dem Betrag, den die
untergebrachte Person sowie deren Unterhaltsberechtigte im ersten Monat nach der Entlassung
aus der Unterbringung als notwendigen Lebensunterhalt entsprechend den Bestimmungen des
dritten Kapitels des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch bendtigen. Der MaBregelvollzugsleiter
oder die MaBregelvollzugsleiterin kann unter Berlcksichtigung der Umstande des Einzelfalls
einen hdheren Betrag festsetzen, insbesondere bei Personen, die langere Zeit im
MaBregelvollzug untergebracht sind. Das Uberbriickungsgeld wird in monatlichen Raten gebildet,
deren Héhe die MaBregelvollzugseinrichtung festlegt.

Das Uberbriickungsgeld ist in geeigneter Weise anzulegen. Die Bestimmung der Anlageform
liegt im Ermessen der MaBregelvollzugseinrichtung.

Fiur das Uberbriickungsgeld gelten die besonderen Pfandungsschutzbestimmungen des § 138
Abs. 1 in Verbindung mit § 51 Abs. 4 und 5 StVollzG.

Unterabschnitt 6 Akten und Datenschutz

Aktenfiihrung (zu Art. 32)
Dokumentationspflichten

Die Dokumentationspflicht erfasst die allgemeinen und besonderen Dokumentationspflichten. Die
allgemeine Pflicht zur Fihrung von Aufzeichnungen Gber die in Ausiibung des Berufes
gemachten Feststellungen und getroffenen MaBBnahmen ergibt sich insbesondere aus den
jeweiligen Berufsordnungen der Therapeuten und Therapeutinnen. Art und Umfang der
Dokumentation liegt in der Verantwortung der Trager der MaBregelvollzugseinrichtungen. Die
durch das BayMRVG vorgesehenen besonderen Dokumentationspflichten umfassen
insbesondere

— die Aufklarung Uber Rechte und Pflichten (Art. 4 BayMRVG),

— den Behandlungs- und Vollzugsplan (Art. 5 BayMRVG), dessen Anderungen, die Griinde fiir
die den Behandlungs- und Vollzugsplan betreffenden MaBnahmen, den Zeitpunkt der
Erérterung beziehungsweise etwaige Grinde fir das Absehen von einer Erérterung und
deren Nachholung sowie den Hinweis, in welcher Weise der Behandlungs- und Vollzugsplan
vollzogen worden ist,

— die Einwilligung in die Behandlung einer Erkrankung (Art. 6 Abs. 2 BayMRVG) und den
Inhalt der zuvor erfolgten arztlichen Aufklarung,

— bei Zwangsbehandlungen geman Art. 6 Abs. 3 und 7 BayMRVG deren Anordnung und
Beendigung, die Griinde der Anordnung, die Wirkungstiberwachung und deren Ausflhrung,

— bei Zwangsbehandlungen geman Art. 6 Abs. 3 BayMRVG zusatzlich die nach Art. 6 Abs. 4
Nr. 1 und 2 unternommenen MaBnahmen,

— Lockerungsentscheidungen nach Nr. 13.1.8,
— die Festlegung von ,Personen mit besonderem Sicherungsbeduirfnis®, vgl. Nr. 13.2.3,

— der Teilnehmerkreis, das Ergebnis und die wesentlichen Entscheidungsgrinde der
Lockerungskonferenz, vgl. Nr. 13.3.2,

— die Teilnehmer und Teilnehmerinnen und die Ergebnisse der jeweiligen Konferenzen bei
Lockerungsentscheidungen fir Personen mit besonderem Sicherungsbedirfnis, das ggf.
eingeholte Gutachten sowie die Lockerungsentscheidung und deren Entscheidungsgriinde,
vgl. Nr. 13.3.3,

— die Entscheidungsgrundlagen zur Aussetzung und zum Widerruf einer Lockerung, vgl. Nr.
13.6.7.3,
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26.6

— die Anordnung einer DisziplinarmaBnahme, die Griinde der Anordnung, die Einlassung der
untergebrachten Person, Art, Beginn, Verlangerung und Beendigung der
DisziplinarmaBnahme (Art. 22 BayMRVG),

— die Anordnung einer Durchsuchung gemaf Art. 24 Abs. 2 BayMRVG, einer Untersuchung
geman Art. 24 Abs. 3 BayMRVG oder einer regelmafigen Unter- beziehungsweise
Durchsuchung geman Art. 24 Abs. 4 BayMRVG und die Griinde der Anordnung,

— die Dokumentation besonderer SicherungsmafBnahmen (Art. 25 BayMRVG, vgl.
insbesondere Art. 25 Abs. 7 BayMRVG),

— die Ablehnung eines Begehrens zur Akteneinsicht einschlieBlich der
Abwéagungsentscheidung (vgl. Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 2
BayStVollzG),

— die Delegation von Aufgaben und Entscheidungen auf entsprechend qualifizierte
Beschéftigte, vgl. Nr. 37.3,

— die Aushandigung der L&dnderzuordnung zum Merkblatt fur in Deutschland verurteilte
auslandische Staatsangehérige zum Ubereinkommen ber die Uberstellung verurteilter
Personen vom 21. Marz 1983 (Anlage 5) in der jeweils gliltigen Fassung bei Beginn des
MaBregelvollzugs, vgl. Nr. 48.5.2.

Unterscheidung zwischen Tatsachen und persénlichen Einschatzungen (siehe Art. 34 BayMRVG
in Verbindung mit Art. 197 Abs. 10 Satz 1 BayStVollzG

Soweit mdglich soll erkennbar sein, ob Daten auf Tatsachen oder persdnlichen Einschéatzungen
beruhen.

Unterscheidung nach Personenkategorien (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 197
Abs. 10 Satz 2 BayStVollzG)

Bei einer Datenverarbeitung soll nach Méglichkeit unterschieden werden, ob die Daten
Verdachtige, Verurteilte, Opfer oder andere Personen betreffen.

Besondere Kennzeichnung

26.4.1 Daten, die Dritte betreffen, sind besonders zu kennzeichnen (siehe Art. 34 BayMRVG in

Verbindung mit Art. 197 Abs. 10 Satz 2 BayStVollzG). Ebenso sind gem. Art. 34
BayMRVG in Verbindung mit Art. 201 Abs. 4 Satz 2 BayStVollzG besondere Kategorien
personenbezogener Daten besonders zu kennzeichnen.

26.4.2 Die Zugriffsrechte auf besondere Kategorien personenbezogener Daten sind auf das flr

die Behandlung unbedingt erforderliche MaB3 zu beschranken (siehe Art. 34 BayMRVG in
Verbindung mit Art. 205 Abs. 3 BayStVollzG in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1, 29 Abs. 2
des Bayerischen Datenschutzgesetzes (BayDSG).

26.4.3 Als Verschlusssache eingestufte Dokumente, insbesondere die von Polizei oder

Verfassungsschutz erfassten Erkenntnisse zu Personen, bei denen eine besondere
Beobachtungsrelevanz festgestellt wurde, sind gesondert zu hinterlegen.

Qualitatssicherung (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 2 BayStVollzG)

Die Einrichtung soll angemessene MalBnahmen ergreifen, dass gespeicherte personenbezogene
Daten sachlich richtig, vollstandig und erforderlichenfalls auf dem neusten Stand sind, und zu
diesem Zweck die Qualitat der Daten Uberprifen (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art.
202 Abs. 2 BayStVollzG). Die Sicherstellung kann durch unterschiedliche MaBnahmen erfolgen,
wie beispielsweise die Anwendung des 4-Augen-Prinzips, regelmaBige Schulungen, regelméaBige
und stichprobenartige Uberpriifungen, interne und externe Audits oder eine regelméaBige
Evaluation des Verzeichnisses der Verarbeitungstatigkeiten.

Aufbewahrung und Léschung

Art. 32 Abs. 1 BayMRVG regelt als lex specialis zu Art. 34 BayMRVG die Aktenflhrung. Art. 32
Abs. 1 BayMRVG verweist insoweit auf § 630f BGB.

Far die geman Art. 32 Abs. 1 BayMRVG zu fihrende Patientenakte im Sinn des § 630f BGB gilt
die in § 630f Abs. 3 BGB normierte Aufbewahrungsfrist von zehn Jahren entsprechend, mit der
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276

MafBgabe, dass als Abschluss der Behandlung die Entlassung aus dem MaBregelvollzug
anzusehen ist.

Berich

tigung und Einschrénkung (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 1, und

5 BayStVollzG)

26.7.1

26.7.2

26.7.21

26.7.2.2
26.7.2.3
26.7.24
26.7.2.5

26.7.2.6

Gem. Art. 32 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 1 BayStVollzG sind
personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Die Berichtigung kann
auch eine Erganzung der Daten erforderlich machen, wenn eine mangelnde
Vollsténdigkeit die Unrichtigkeit der Daten fur den Verarbeitungszweck zur Folge hat. Ist
die Berichtigung nicht méglich oder nicht hinreichend, ist eine weitere Verarbeitung der
Daten unzulassig.

Gem. Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 5 BayStVollzG hat die Léschung
der Daten zu unterbleiben, soweit und solange

Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwirdige Interessen der betroffenen Person
beeintrachtigt wirden,

die Daten flr Beweiszwecke einer weiteren Aufbewahrung bedirfen,
dies zur Verfolgung oder Verhiitung von Straftaten erforderlich ist,
dies im Einzelfall nicht oder nur mit unverhaltnismafiig hohem Aufwand mdglich ist,

dies zur Durchfihrung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben nach Art. 197 Abs. 4a
BayStVollzG erforderlich ist oder

ein Fall des Art. 197 Abs. 9 BayStVollzG vorliegt.

In diesen Fallen sind die Daten in der Verarbeitung einzuschranken. Sie diirfen nur zu den in Nr.

26.7.2

.2, 26.7.2.3, 26.7.2.5 und 26.7.2.6 genannten Zwecken oder mit Einwilligung der

betroffenen Person verarbeitet werden.

Akteneinsicht und Auskunftsrecht

Die untergebrachte Person hat Anspruch auf Einsicht in ihre Akten gemaf Art. 34 BayMRVG in
Verbindung mit Art. 204 Abs. 3 BayStVollzG.

Die Einrichtung teilt einer Person auf Antrag mit, ob sie betreffende personenbezogene Daten

verarb
27.2.1
27.2.2
27.2.3

27.24
27.2.5

27.2.6

27.2.7

eitet werden. Ist dies der Fall, erhalt die Person ihrem Antrag entsprechend Auskunft Gber
sie betreffende personenbezogene Daten und Uber
die Rechtsgrundlage und die Zwecke der Verarbeitung,

verfligbare Informationen zur Herkunft der Daten oder, falls dies im Einzelfall nicht mdglich
ist, zu den Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden,

die Empfénger, gegeniber denen die personenbezogenen Daten offengelegt wurden,

die fur deren Speicherung vorgesehene Dauer oder, falls dies im Einzelfall nicht méglich
ist, die Kriterien fir deren Festlegung,

die bestehenden Rechte auf Berichtigung, Léschung oder Einschrankung der Verarbeitung
und

die Kontaktdaten des Landesbeauftragten und die Méglichkeit, bei ihm Beschwerde
einzulegen.

Art. 203 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 5 BayStVollzG sowie Art. 10 Abs. 2 BayDSG gelten
entsprechend.

Neben den Informationen nach Nr. 27.2 sind immer auch die die auskunftsersuchende Person
betreffenden personenbezogenen Daten zu beauskunften.

Ablichtungen sind der untergebrachten Person auf deren Verlangen und auf deren Kosten zu
erstellen; Lfd. Nr. 1.111.0/1.2 des Kostenverzeichnisses gilt entsprechend.

Ausku

nft aus der MaBregelvollzugsdatei gem. Art. 34a BayMRVG (Art. 34 BayMRVG in

Verbindung mit Art. 204 Abs. 1 BayStVollzG)
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Daneben besteht auch ein Auskunftsrecht aus der MaBregelvollzugsdatei nach Art. 34a
BayMRVG gem. Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 1 BayStVollzG. Ergénzend
muss hierauf auch im Rahmen der Informationspflichten nach Art. 34 BayMRVG in Verbindung
mit Art. 203 Abs. 1 BayStVollzG hingewiesen werden.

Eine Einschrankung des Rechts auf Akteneinsicht und Auskunft ist nur in den gesetzlich
normierten Fallen mdéglich. In jedem Einzelfall muss konkret und substantiiert abgewogen
werden, ob und inwieweit ein Anspruch besteht. Pauschale Wertungen oder Hinweise auf eine
abstrakte Missbrauchsgefahr gentigen zur Einschrankung des Akteneinsichtsrechts oder des
Auskunftsrechts nicht. Eine etwaige Gesundheits- bzw. Therapiegefahrdung kann einen Unterfall
des Art. 10 Abs. 2 Nr. 1 BayDSG darstellen. GemaB verfassungsgerichtlicher Rechtsprechung
zum Akteneinsichtsrecht im MaBregelvollzug ist hier jedoch eine restriktive Anwendung geboten.
Die Ablehnung eines Begehrens zur Akteneinsicht und Auskunft einschlielich der
Abwagungsentscheidung ist zu dokumentieren. Hinsichtlich der in Nr. 26.4.2 genannten Daten
wird auf das Zustimmungserfordernis von Polizei bzw. Verfassungsschutz geman Art. 34
BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 3 Satz 2, Abs. 1 Satz 3, Art. 203 Abs. 2 Satz 4
BayStVollzG verwiesen. Das Zustimmungserfordernis Iasst die Regelungen des Geheimschutzes
unberuhrt.

Wahrend Auskinfte oder die Einsicht an sich unentgeltlich erfolgen missen, sind Ablichtungen
der untergebrachten Person auf deren Verlangen und auf deren Kosten nach MalBgabe der Lfd.
Nr. 1.111.0/1.2 des Kostenverzeichnisses zu erstellen.

Datenschutzrechtliche Hinweispflichten (zu Art. 34 BayMRVG)

Es ist in allgemeiner und jedermann zugénglicher Form, beispielsweise in Form eines
Hinweisblattes bei Aufnahme, Uber die Zwecke der Datenverarbeitung, die Kontaktdaten des
behdrdlichen Datenschutzbeauftragten sowie die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Léschung
und Einschrankung der Verarbeitung sowie das Recht, sich an den bayerischen
Landesbeauftragten fir Datenschutz zu wenden, zu informieren (Art. 34 BayMRVG in
Verbindung mit Art. 203 Abs. 1 BayStVollzG).

MaBregelvollzugsdatei (zu Art. 34a BayMRVG)

Die Datei ist ein unverzichtbares Mittel der Transparenz und dient dem Schutz der
untergebrachten Personen. Das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor
dem Verschwindenlassen ist ein Ubereinkommen, dem die Bundesrepublik Deutschland
beigetreten ist. Es statuiert den Schutzauftrag des Staates gegentiber untergebrachten
Personen. Nach Art. 17 UN-Konvention gegen Verschwindenlassen darf ein Freiheitsentzug nur
in offiziell anerkannten und Gberwachten Einrichtungen stattfinden, in denen alle betroffenen
Personen registriert sind. Dem Freistaat Bayern wird mit der MaBregelvollzugsdatei die
Méglichkeit verschafft, zu jedem Zeitpunkt zu wissen, welche Personen in welchen Einrichtungen
untergebracht sind. Sie ermdglicht die Informationsweitergabe an internationale und nationale
Stellen, die dem Schutz der untergebrachten Personen verpflichtet sind sowie Behérden,
Gerichte oder Dritte. Die Datei stérkt die Arbeit der Polizei, der Gerichte, der
Staatsanwaltschaften, der Bewahrungshilfe, der Fachaufsichtsbehérde und der
MaBregelvollzugsbeirate. Sie ermdglicht — anders als beim Rickgriff auf Akten — eine rasche und
fehlerfreie Recherche von Informationen. Die Einrichtung der MaBregelvollzugsdatei ist im
Hinblick auf notwendige Priif-, Beratungs- und Steuerungstatigkeiten der Fachaufsichtsbehérde
im Bereich des MaBregelvollzugs unerlasslich.

Die Fachaufsichtsbehdrde flihrt die MaBregelvollzugsdatei. Die Trager der
MaBregelvollzugseinrichtungen sind ab dem 1. Januar 2021 dazu verpflichtet, die aufgezahlten
Daten fiir jede untergebrachte Person zu erheben und tagesaktuell zum vorgegebenen Zeitpunkt,
im vorgegebenen Dateiformat und mit dem vorgegebenen Inhalt per verschllisselter E-Mail an
die Fachaufsichtsbehérde zu Gbermitteln.

Fir die Verarbeitung der Daten wird eine enge Zweckbindung vorgeschrieben. Die
Fachaufsichtsbehdrde darf die Gbermittelten Daten nur zu den in Art. 34a Abs. 2 Satz 1
BayMRVG aufgefiihrten Zwecken verarbeiten. Bei der Fachaufsichtsbehdrde haben nur
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die in der MaBregelvollzugsdatei gespeicherten Daten
Zugriff, die ausdricklich mit der Aufgabe der Fiihrung der MaBregelvollzugsdatei betraut sind
sowie deren Vorgesetzte. Der Zugriff ist auf das erforderliche MaB3 zu beschrédnken. Naheres ist
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im EDV-Berechtigungskonzept fiir die MaBregelvollzugsdatei geregelt. Der Zugang ist durch
Passwortschutz gesichert.

Nach Art. 34a Abs. 2 Satz 2 BayMRVG ist eine Ubermittlung an andere Behérden, Gerichte,
Stellen oder Dritte (insbesondere MaBregelvollzugsbeirate) nur zulassig, soweit dies den in Art.
34a Abs. 2 Satz 1 BayMRVG genannten Zwecken dient. Als Empfanger kommen dabei
insbesondere in Betracht:

— Mitglieder des Ausschusses nach Art. 26 UN-Konvention gegen Verschwindenlassen,
Mitglieder des Ausschusses nach Art. 1 Europaisches Ubereinkommens zur Verhiitung von
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT-Ausschuss),
Mitglieder der Nationalen Stelle nach Art. 3 Fakultativprotokoll zur UN-Antifolterkonvention
(OPCAT),

— die firr Dienstaufsicht in Strafrechts-, Unterbringungs-und Betreuungsangelegenheiten
zustandigen Personen im Bayerischen Staatsministerium der Justiz,

— mit Straf-, Unterbringungs- und Betreuungssachen befasste Richterinnen und Richter,
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte, Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger,
Bewahrungshelferinnen und Bewahrungshelfer, Gerichtshelferinnen und Gerichtshelfer,
Mitarbeitende der Fihrungsaufsichtsstellen, Mitarbeitende der Jugendgerichtshilfe,

— Mitarbeitende der Polizei und des Verfassungsschutzes, soweit dies zu ihrer
Aufgabenerflllung erforderlich ist,

— Mitarbeitende der 6rtlichen Polizeidienststellen, sofern sich in deren Bereich eine
MaBregelvollzugseinrichtung befindet.

Die Ubermittlung von Informationen aus der Datei erfolgt unter Wahrung der
datenschutzrechtlichen Vorgaben und ist streng begrenzt auf die fir die jeweils verfolgten
Zwecke zwingend erforderlichen Arten von Daten. Die Fachaufsichtsbehérde prift
entsprechende Datenanfragen anderer Behdrden, Gerichte, Stellen oder Dritter und entscheidet
im Einzelfall entsprechend den gesetzlichen Vorschriften und datenschutzrechtlichen Vorgaben
tber die Anfragen. Eine Ubermittiung der Daten von der speichernden Stelle an andere
Behdrden, Gerichte, Stellen oder Dritte ist zwar grundsétzlich auch personalisiert zulédssig.
Soweit dies zur Erfiillung des jeweiligen Zwecks ausreicht, ist eine Ubermittlung aber auf
anonymisierte oder pseudonymisierte Daten zu beschranken.

Folgende Daten werden automatisch fiinf Jahre nach der Entlassung aus der
MaBregelvollzugsdatei geléscht:

— Einrichtungskennzahl,
— Name,

— Vorname,

— Geburtsdatum,

— Entlassungsdatum,

— Entlassungsgrund.

Die Obrigen in Art. 34a aufgefihrten Daten werden automatisch mit der Entlassung aus dem
MaBregelvollzug aus der MaBregelvollzugsdatei geléscht.

Hinsichtlich der Betroffenenrechte (zum Beispiel Berichtigung, Léschung und Einschréankung der
Verarbeitung, Informationspflichten der MaBregelvollzugseinrichtungen, Auskunftsrecht) gelten
gem. Art. 34 BayMRVG Art. 198 bis 205 BayStVollzG entsprechend. Im Rahmen der
Informationspflichten nach Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 203 Abs. 1 BayStVollzG ist
auch hierauf einzugehen.

Abschnitt 3 Vollzug der einstweiligen Unterbringung

Vollzug der einstweiligen Unterbringung (zu den Art. 37-41)

Fir den Vollzug der einstweiligen Unterbringung ist zu beachten, dass die Vorschriften des
BayMRVG ausschlieBlich nach MaBgabe des Art. 41 BayMRVG Anwendung finden. Die
einstweilige Unterbringung ist in § 126a StPO und in den Art. 37 ff. BayMRVG geregelt.
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Die Frage des ,,Ob*“ der einstweiligen Unterbringung und auch die Zulassigkeit von
Beschrankungen, die zur Gewahrleistung der Unterbringungszwecke dienen, sind in der StPO
geregelt (§§ 126a, 119 StPO). Danach diirfen dem Beschuldigten durch das zusténdige Gericht,
bei Gefahr im Verzug vorlaufig durch die MaBregelvollzugseinrichtung, Beschrankungen
auferlegt werden, die zur Abwehr einer Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit bestimmt sind. Als
Annexkompetenz kdnnen dariiber hinaus aber auch verfahrenssichernde Anordnungen zur
Abwendung einer Flucht-, Verdunkelungs- oder Wiederholungsgefahr getroffen werden.

Hingegen ist das ,Wie“ des Vollzugs der einstweiligen Unterbringung — einschlieBlich der
Zulassigkeit solcher Beschrankungen, die zum Schutz der Allgemeinheit und der Ordnung in der
MaBregelvollzugseinrichtung und zur Behandlung der untergebrachten Person erforderlich sind —
vom BayMRVG erfasst.

Aufgrund dieser parallelen Zustandigkeit kann es beim Vollzug der einstweiligen Unterbringung
geschehen, dass zu &hnlichen Regelungsbereichen (zum Beispiel bei der Besuchsiberwachung)
vom Gericht verfahrenssichernde Anordnungen erlassen werden, wahrend die
MaBregelvollzugseinrichtung gleichzeitig aus Griinden der Sicherheit oder des geordneten
Zusammenlebens in der MafBregelvollzugseinrichtung eigenstdndige Anordnungen erlasst. Beide
Anordnungen haben in einem solchen Fall Glltigkeit, restriktivere Anordnungen gehen vor.

Bei einer Unterbringung aufgrund strafgerichtlicher Entscheidung geman § 126a StPO ist die
Unschuldsvermutung grundlegendes Prinzip. Sie pragt den gesamten Vollzug der einstweiligen
Unterbringung und ist bei sdmtlichen die einstweilig untergebrachte Person belastenden
MaBnahmen zu beachten. Konkret hat dies insbesondere zur Folge, dass zu Gunsten der
einstweilig untergebrachten Person im gesamten Vollzug der einstweiligen Unterbringung davon
auszugehen ist, dass sie die ihr zu Last gelegte rechtswidrige Tat trotz des bestehenden
dringenden Tatverdachts nicht begangen hat und letztlich eine Unterbringung in einem
psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt nicht angeordnet werden wird.

Die zu beachtende Unschuldsvermutung hindert nicht daran, besondere Umstande und eigene
Angaben der einstweilig untergebrachten Person im Rahmen des Vollzugs der einstweiligen
Unterbringung und der insoweit zu treffenden MaBnahmen zu beriicksichtigen. Sie darf auch
einer gewlinschten therapeutischen Betreuung nicht entgegenstehen.

Finanzielle Regelungen fir einstweilig untergebrachte Personen

Das BayMRVG sieht keine Gewahrung eines Barbetrags fiir nach § 126a StPO einstweilig
untergebrachte Personen vor. In Art. 41 Nr. 1 BayMRVG fehlt ein Verweis auf Art. 29 Abs. 3
BayMRVG. Etwaige Anspriiche richten sich nach sozialrechtlichen Vorgaben, insbesondere des
Zwoélften Buches Sozialgesetzbuch.

Abschnitt 4 Organisation, Fachaufsicht, MaBregelvollzugsbeirate

Vollzugszustandigkeit durch die Trager der MaBregelvollzugseinrichtungen (zu Art. 45)

GemanB Art. 45 Abs. 1 BayMRVG ist der Vollzug der Unterbringung im psychiatrischen
Krankenhaus nach § 63 StGB und in der Entziehungsanstalt nach § 64 StGB den Bezirken
Ubertragen. Diese haben hierfiir geeignete MaBregelvollzugseinrichtungen zu unterhalten, tragen
die Verantwortung flr den gesamten Vollzug und haben in eigener Zustandigkeit Uber alle im
Rahmen des Vollzugs zu treffenden MaBnahmen zu entscheiden.

Ortliche Zustandigkeit fiir die Unterbringung (zu Art. 45)

Die ortliche Zustandigkeit des fir die Aufnahme zustandigen Bezirks ist in Art. 45 Abs. 2
BayMRVG geregelt. Die 6rtliche und sachliche Zustandigkeit der MaBregelvollzugseinrichtungen
des Bezirks ergibt sich aus dem Vollstreckungsplan fiir den Freistaat Bayern in der jeweils
geltenden Fassung, Art. 45 Abs. 3 BayMRVG.

Die zustandige Vollstreckungsbehérde nimmt — soweit méglich — rechtzeitig vor der Einweisung
Kontakt mit der nach dem Vollstreckungsplan zustédndigen MafBregelvollzugseinrichtung auf. Im
Falle der wohnortnahen Einweisung prift die MaBregelvollzugseinrichtung unverziglich, ob der
dortigen Unterbringung medizinische oder therapeutische Belange oder Sicherheitsbedenken
entgegenstehen und teilt dies der Vollstreckungsbehdrde mit. Im Fall einer Uberbelegung ist von
der MaBregelvollzugseinrichtung unverziiglich mit anderen MaBregelvollzugseinrichtungen, bei
denen die Voraussetzungen einer wohnortnahen Einweisung ebenfalls erfillt sind, Kontakt
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32.3

33.
33.1

aufzunehmen und die Mdéglichkeit einer wohnortnahen Einweisung in eine dieser Einrichtungen,
vorrangig im gleichen Bezirk, einzelfallbezogen zu klaren. Die Aufnahme kann nicht allein mit
dem Hinweis auf die ortliche Belegungssituation zuriickgewiesen werden. Soweit in
Ausnahmefallen eine Unterbringung nicht mdglich ist, hat die MaBregelvollzugseinrichtung die
Ablehnung sowie die ergriffenen MaBnahmen umfassend zu begriinden. Sollte von der
MaBregelvollzugseinrichtung des eigenen Bezirks ebenfalls eine Ablehnung erfolgen, sind
mindestens zwei weitere MaBregelvollzugseinrichtungen zu kontaktieren und um Hilfe zu
ersuchen. Im Falle einer vorangehenden behérdlichen Verwahrung der untergebrachten Person
ist auch der vor der Verwahrung bestandene Wohnsitz oder mangels eines solchen der
gewdhnliche Aufenthalt fir die Zustéandigkeit maBgeblich, wenn die untergebrachte Person einen
entsprechenden Antrag an die zustandige Justizvollzugsanstalt stellt, Art. 45 Abs. 2 Nr. 1
Alternative 3 BayMRVG. Dies entspricht dem Grundsatz einer wohnortnahen Unterbringung. Die
Justizvollzugsanstalt fragt bei der fir den Wohnort zustandigen MaBregelvollzugseinrichtung an,
ob dort eine Aufnahme zum vorgesehenen Zeitpunkt der Einweisung in den MafBregelvollzug
mdglich ist. Fir die Prufung und Ablehnung des Aufnahmegesuchs gilt Nr. 31.2 entsprechend.

Abweichend vom Vollstreckungsplan kann eine Einweisung oder Verlegung in eine andere
Einrichtung erfolgen, wenn

— die Behandlung der untergebrachten Person hierdurch geférdert wird (vgl. Art. 10 Abs. 1 Nr.
1 Alternative 2 BayStVollzG),

— die Eingliederung der untergebrachten Person nach der Entlassung hierdurch geférdert wird
(vgl. Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 Alternative 1 BayStVollzG),

— dies aus Griinden der Vollzugsorganisation erforderlich ist (vgl. Art. 10 Abs. 1 Nr. 2
Alternative 1 BayStVollzG), insbesondere im Falle der Uberbelegung, oder

— dies aus anderen wichtigen Griinden erforderlich ist (vgl. Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 Alternative 2
BayStVollzG).

32.3.1 Die untergebrachte Person kann einen Antrag auf Einweisung oder Verlegung in eine vom

Vollstreckungsplan abweichende Einrichtung stellen. Bei der Entscheidung Uber den
Antrag hat die untergebrachte Person einen Anspruch auf fehlerfreie
Ermessensausibung.

32.3.2 Bei der Einweisung kann die Vollstreckungsbehoérde aus den oben genannten Griinden

vom Vollstreckungsplan abweichen. In diesen Fallen nimmt die Vollstreckungsbehdrde
rechtzeitig Kontakt mit der vorgesehenen MaBregelvollzugseinrichtung auf.

32.3.3 Uber Verlegungen innerhalb Bayerns wahrend des Vollzugs entscheidet der abgebende

im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Bezirk. Die Entscheidung ist geman Art. 49 Abs.
2 Nr. 5 BayMRVG grundsétzlich von der Leitung der MafRregelvollzugseinrichtung zu
treffen. FUr den Fall der Verhinderung gilt Art. 49 Abs. 3 BayMRVG. Die Entscheidung der
abgebenden Einrichtung Gber den Antrag soll innerhalb einer Frist von acht Wochen nach
Antragseingang erfolgen.

Landeriibergreifende Einweisung/Verlegung

Wird eine Unterbringung nicht in dem Land vollzogen (auswartige Unterbringung), in dem das
anordnende Gericht seinen Sitz hat (Gerichtsland), so gilt die ,Landervereinbarung tGber die
Tragung von Kosten flr eine Unterbringung von Personen in einem psychiatrischen Krankenhaus
oder in einer Entziehungsanstalt aufgrund strafgerichtlicher Entscheidung nach §§ 63 und 64
StGB sowie § 7 JGG* vom 17. November 2011 in der jeweils geltenden Fassung. Demnach tragt
das Land, in dem die Unterbringung vollzogen wird (Vollzugsland) die Kosten der Unterbringung,
wenn

a) die Einweisung oder Verlegung aufgrund einer Entscheidung der Vollstreckungsbehdrden
oder aufgrund eines Rechtsanspruchs der untergebrachten Person, der von den zustandigen
Behoérden beider Lander anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist, erfolgt oder

b) die Verlegung im Rahmen eines Austauschs von untergebrachten Personen
(Patientenaustauschs) erfolgt oder

c) die fur die Unterbringung zustandigen Landerbehérden in anderen Fallen als in denen unter
Buchst. a und b genannten nichts anderes vereinbaren.
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33.2

33.3

Fir landerUbergreifende Unterbringungsfélle, die vor dem 1. Januar 2012 nach den
Bestimmungen der alten Landervereinbarung vom 15. Februar 2005 auswartig untergebracht
wurden (Altfalle), verbleibt es bei der bisherigen Kostentragungsregelung, sofern zwischen den
zustandigen Behdrden der betroffenen Lander keine abweichende bilaterale Regelung getroffen
wird.

Die ,Landervereinbarung Uber die Tragung von Kosten fir eine Unterbringung von Personen in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt aufgrund strafgerichtlicher
Entscheidung nach §§ 63 und 64 StGB sowie § 7 JGG" vom 17. November 2011 in der jeweils
geltenden Fassung ist auf die folgenden, unter den Nrn. 33.3.1 bis 33.3.4 genannten Falle
anwendbar:

33.3.1 Einweisung einer unterzubringenden Person aufgrund einer Entscheidung der

Vollstreckungsbehdrden oder aufgrund eines rechtskraftig gerichtlich festgestellten
Rechtsanspruchs oder aufgrund eines anerkannten Rechtsanspruchs

33.3.1.1  Es besteht kein Zustimmungserfordernis der Fachaufsichtsbehérde. Die

Fachaufsichtsbehérde ist jedoch durch die zusténdige bayerische
Strafvollstreckungsbehérde bei unterschiedlichen Auffassungen des Gerichts- und
Vollzugslandes unter Beifligung entsprechender aussagekréftiger Unterlagen
nachrichtlich zu informieren.

33.3.1.2 Das Vollzugsland trégt die Kosten der Unterbringung; im Falle eines anerkannten

Rechtsanspruchs jedoch nur, wenn der Rechtsanspruch von den zustandigen
Behdrden der beiden betroffenen Lander, in Bayern der zusténdigen
Strafvollstreckungsbehdérde, im Vorhinein anerkannt wird. Bezliglich des
Kostenerstattungsverfahrens siehe Nr. 33.4.

33.3.2 Verlegung einer untergebrachten Person aufgrund einer Entscheidung der

Vollstreckungsbehérden oder aufgrund eines rechtskraftig gerichtlich festgestellten
Rechtsanspruchs oder aufgrund eines anerkannten Rechtsanspruchs

33.3.2.1  Die Verlegung aus oder nach Bayern bedarf geman Art. 45 Abs. 4 Satz 3 BayMRVG

der Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde.

33.3.2.2 Der Fachaufsichtsbehérde sind von der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung

gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Verlegung
sowie unter Beiflgung entsprechender Nachweise umfassende Informationen Uber die
zu verlegende Person zu Ubermitteln. Hierzu gehdren insbesondere Informationen tber

— das Anlassdelikt und gegebenenfalls verhéngte Begleitstrafen,

— die bisherige Dauer der Unterbringung und etwaige Vorkommnisse wahrend der
Unterbringung,

— die Geféahrlichkeit oder besondere Merkmale der untergebrachten Person,

— den Grund der landertbergreifenden Verlegung (ausflhrliche Stellungnahme auch zur
privaten und familidren Situation im Hinblick auf einen spéateren sozialen Empfangsraum)
sowie gegebenenfalls ausflihrliche Darlegung des geltend gemachten Rechtsanspruchs.

Die erforderlichen Informationen sind durch die bayerische MaBregelvollzugseinrichtung oder
deren Trager in Eigenverantwortung einzuholen. Der Fachaufsichtsbehérde ist zudem vom
Trager der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung im Falle eines rechtskréaftig gerichtlich
festgestellten Rechtsanspruchs eine Abschrift der gerichtlichen Entscheidung zu Gbersenden.

33.3.2.3 Ein Rechtsanspruch auf Verlegung ist insbesondere dann gegeben, wenn hierdurch die
Behandlung oder Wiedereingliederung nach der Entlassung geférdert wird. Familidren
Beziehungen kommt hierbei ein hohes Gewicht zu. Ein alleiniges Abstellen auf den
friheren Wohnort reicht dagegen nicht aus. Dieser kann allenfalls ein Indiz fur die
Darlegung einer etwaigen Férderung der Behandlung und Eingliederung darstellen, da
mit einem Wohnort oftmals soziale Kontakte einhergehen. Das Vorhandensein eines
sozialen Empfangsraumes ist ausfuhrlich darzulegen.

33.3.2.4 Das Vollzugsland trégt die Kosten der Unterbringung; im Falle eines anerkannten
Rechtsanspruchs jedoch nur, wenn der Rechtsanspruch von den zustandigen
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Behdrden der beiden betroffenen Lander, in Bayern der Fachaufsichtsbehérde, im
Vorhinein anerkannt wird. Bezlglich des Kostenerstattungsverfahrens siehe Nr. 33.4.

33.3.3 Verlegung einer untergebrachten Person im Rahmen eines Patientenaustauschs

33.3.3.1  Die Verlegung aus oder nach Bayern bedarf geman Art. 45 Abs. 4 Satz 3 BayMRVG
der Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde.

33.3.3.2 Der Fachaufsichtsbehérde sind von der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung
gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Verlegung
sowie unter Beiflgung entsprechender Nachweise umfassende Informationen Uber die
auszutauschenden Personen — jeweils getrennt je Person — zu lbermitteln. Hierzu
gehdren insbesondere Informationen Uber:

— das Anlassdelikt und ggf. verhéngte Begleitstrafen,

— die bisherige Dauer der Unterbringung und etwaige Vorkommnisse wahrend der
Unterbringung,

— die Gefahrlichkeit oder besondere Merkmale der untergebrachten Person,

— den Grund des landerlbergreifenden Patientenaustauschs sowie ausfihrliche Darlegung
des geltend gemachten Verlegungswunsches/-grundes (ausfiihrliche Stellungnahme auch
zur privaten und familidren Situation im Hinblick auf einen spateren sozialen
Empfangsraum),

— die Diagnose und den bisherigen Behandlungs- und Therapieverlauf und

— die zu erwartenden Kosten der Unterbringung in der zur Aufnahme bereiten bayerischen
MafBregelvollzugseinrichtung (insbesondere wegen besonderer medizinischer MaBnahmen).

Die erforderlichen Informationen sind durch die bayerische MaBregelvollzugseinrichtung oder
deren Tréger in Eigenverantwortung einzuholen. Der Fachaufsichtsbehérde ist zudem vom
Trager der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung die Erklarung zur Bereitschaft zur Aufnahme
der unterzubringenden Person der auBBerbayerischen MaB3regelvollzugseinrichtung vorzulegen.

33.3.3.3 Das Vollzugsland tragt die Unterbringungskosten, sofern die erforderliche vorherige
Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde eingeholt wurde, der — nach dem erfolgten
Austausch — dort untergebrachten Person. Bezliglich des Kostenerstattungsverfahrens
siehe Nr. 33.4.

33.34 Einweisung oder Verlegung einer untergebrachten Person aufgrund gesonderter
Kostenvereinbarung der betroffenen Lander

33.3.4.1 Gesonderte Vereinbarungen zu einer abweichenden Kostentragung kommen im
Einzelnen nur in Betracht, wenn die Einweisung oder Verlegung aus anderen als den in
den Nrn. 33.3.1 bis 33.3.3 dargelegten Grinden erfolgen soll. Fir den Abschluss einer
gesonderten Kostenvereinbarung ist in Bayern die Fachaufsichtsbehérde zustandig.
Die bayerischen MaBregelvollzugseinrichtungen dirfen keinerlei
Kostentragungszusagen gegeniber Dritten treffen.

33.3.4.2 Der Fachaufsichtsbehérde sind von der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung
gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Einweisung
oder Verlegung sowie unter Beifligung entsprechender Nachweise umfassende
Informationen Uber die einzuweisende oder zu verlegende Person zu Ubermitteln.
Hierzu gehéren insbesondere Informationen Uber:

— das Anlassdelikt und ggf. verhangte Begleitstrafen,

— die bisherige Dauer der Unterbringung und etwaige Vorkommnisse wahrend der
Unterbringung,

— die Gefahrlichkeit oder besondere Merkmale der untergebrachten Person,

— den Grund der landeriibergreifenden Einweisung oder Verlegung sowie ausfihrliche
Darlegung des geltend gemachten Einweisungs- oder Verlegungswunsches/-grundes
(ausfuhrliche Stellungnahme auch zur privaten und familidren Situation im Hinblick auf einen
spateren sozialen Empfangsraum),

— die Diagnose und den bisherigen Behandlungs- und Therapieverlauf,
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33.4

33.5

33.6

die zu erwartenden Kosten der Unterbringung in der zur Aufnahme bereiten bayerischen
MaBregelvollzugseinrichtung (insbesondere wegen besonderer medizinischer MaBnahmen)
und

weshalb keine Einweisung oder Verlegung im Sinn der Nrn. 32.3.1 bis 32.3.3 vorliegt.

Die erforderlichen Informationen sind durch die bayerische MaBregelvollzugseinrichtung oder
deren Tréger in Eigenverantwortung einzuholen. Der Fachaufsichtsbehérde ist zudem vom
Tréager der betroffenen MaBregelvollzugseinrichtung die Erklédrung zur Bereitschaft zur Aufnahme
der unterzubringenden Person der auBBerbayerischen MaBregelvollzugseinrichtung vorzulegen.

33.3.4.3 Bezlglich des Kostenerstattungsverfahrens siehe Nr. 33.4.

Kostenerstattungsverfahren

33.4.1

334.2

Flr auswartige Unterbringungen, welche in Bayern geman den Nrn. 33.3.1 bis 33.3.3 ab
dem 1. Januar 2012 vollzogen werden, sind die Unterbringungskosten aus dem Budget
des jeweiligen Tragers zu tragen. Die entsprechenden Berechnungstage kdnnen dann in
Ansatz gebracht werden.

Flr auswartige Unterbringungen nach Nr. 33.3.4, welche ab dem 1. Januar 2012 vollzogen
werden, gilt beziiglich der Tragung der Unterbringungskosten Folgendes:

Hat nach der gesonderten Kostenvereinbarung der Freistaat Bayern die Kosten fiir eine
Unterbringung in dem anderen Land in der vereinbarten Héhe zu tragen, sind die
Unterbringungskosten aus dem Budget des jeweiligen Tragers der
MafBregelvollzugseinrichtung zu tragen, von der die betroffene Person abverlegt wird. Die
entsprechenden Berechnungstage kénnen in Ansatz gebracht werden. Regelungen in der
Budgetvereinbarung bleiben unberihrt.

Hat nach der gesonderten Kostenvereinbarung das andere Land die Kosten flir eine
Unterbringung in Bayern zu tragen, flieBen die erstatteten Mittel dem Budget des Tragers
der MaBregelvollzugseinrichtung zu, in der die von diesem Land abgegebene Person
aufgenommen wurde. FUr diese Person dirfen keine Berechnungstage in Ansatz gebracht
werden.

AuBerbayerische Unterbringungen mit Kostenlbernahmezusagen

33.5.1

3352

33.5.3

Bei einer Unterbringung in einer auBerbayerischen MaBregelvollzugseinrichtung, bei der
eine Kostenlibernahmezusage der Fachaufsichtsbehérde vorliegt (zum Beispiel Falle der
Nr. 33.2), haben die Gerichte und Vollstreckungsbehérden (Staatsanwaltschaften oder
Jugendgerichte) den Beginn und das Ende der Unterbringung bei einer unmittelbaren
Einweisung der Fachaufsichtsbehérde und bei Verlegungen der Fachaufsichtsbehérde
sowie dem Trager der abgebenden MaBregelvollzugseinrichtung mitzuteilen.

Der Mitteilung nach Nr. 33.5.1 sind, soweit dies nicht bereits im Rahmen der Entscheidung
Uber die Kosteniibernahmezusage erfolgt ist, beizufligen:

bei Aufnahme einer Person in einer MaBregelvollzugseinrichtung eine Abschrift des
Aufnahmeersuchens oder — falls ein solches nicht vorliegt — eine Abschrift des Tenors der
der Unterbringung zugrunde liegenden Entscheidung (zum Beispiel des
Unterbringungsbefehls). Aus Griinden des Datenschutzes sind in die Abschrift des
Aufnahmeersuchens die fir den Vollzug bestimmten Anordnungen und Hinweise nicht
aufzunehmen.

Bei Beendigung der Unterbringung (bedingte Entlassung, Fristablauf, Aufhebung des
Unterbringungsbefehls usw.) eine Abschrift des Ersuchens um Entlassung oder des Tenors
des Beschlusses Uber die Beendigung der MaBnahme.

Nr. 33.5.1 gilt fiir Unterbrechungen des MafBregelvollzugs entsprechend.

Zustandigkeit bei landeriibergreifenden Transporten

Bei landerubergreifenden Transporten besteht keine Befugnis der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der MaBregelvollzugseinrichtungen, hoheitliche Befugnisse auBerhalb Bayerns
auszulben. Aus diesem Grund ist ein Amtshilfeersuchen an die Polizei zu richten. Grundséatzlich
wird der Transport im Umlaufverfahren mit Sammeltransporten durchgefiihrt. Ist im Einzelfall aus
medizinischen oder psychiatrischen Griinden ein Einzeltransport mit polizeilicher Begleitung
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34.
341

34.2

35.
356.1

35.2

35.3

354

35.3.

35.3.

notwendig, ist ein Ersuchen, aus welchem der Grund hierfiir hervorgeht, sowie eine
Geféhrdungsbewertung, aus welcher das Erfordernis einer polizeilichen Begleitung hervorgeht,
an die 6rtlich zustandige Polizeidienststelle zu richten.

Anti-Korruptions- und Compliance-Regelungen

Regelungen zur Vorbeugung von Korruption sollen in der 6ffentlichen Verwaltung die
missbrauchliche Ausnutzung 6ffentlicher Funktionen zur Erlangung eines Vorteils fir sich oder
einen Dritten mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils fir die Allgemeinheit verhindern. Der
Freistaat Bayern hat die Richtlinie zur Verhitung und Bek&mpfung von Korruption in der
offentlichen Verwaltung (Korruptionsrichtlinie) erlassen. Eine entsprechende Anwendung der
Korruptionsrichtlinie durch die MaBregelvollzugseinrichtungen wird empfohlen.

Compliance-Regelungen sollen das Handeln in Ubereinstimmung mit samtlichen Regeln, zu
denen ein Unternehmen verpflichtet ist — entweder aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder
aufgrund selbst auferlegter vertraglicher Verpflichtungen oder unternehmensinterner Richtlinien —
sicherstellen. Den Tragern der MaBregelvollzugseinrichtungen wird empfohlen, fur die
MaBregelvollzugseinrichtungen ein Compliance-Management-System einzuflhren.

Sicherheit des MaBregelvollzugs (zu Art. 47 Abs. 2)

Die Trager der MalBregelvollzugseinrichtungen gewahrleisten die Sicherheit des
MaBregelvollzugs mit geeigneten und erforderlichen organisatorischen, baulichen,
sicherheitstechnischen, therapeutischen und personellen MaBnahmen. Hierzu gehdren
insbesondere der Schutz vor Ausbriichen und Entweichungen sowie die Sicherheit innerhalb der
MaBregelvollzugseinrichtung selbst. Untergebrachte Personen sind vor radikalem Gedankengut
zu schiitzen Besteht der Verdacht, dass untergebrachte Personen der extremistischen Szene
zuzuordnen sind, sind diese der Fachaufsichtsbehérde zu melden, die eine Weiterleitung von
Daten an die Sicherheitsbehdrden prift.

Die Fachaufsichtsbehérde wirkt auf einheitliche Sicherheitsstandards hin. Abweichungen
aufgrund ortlicher Besonderheiten bedirfen der Zustimmung der Fachaufsichtsbehérde.

Die MaBregelvollzugseinrichtung stellt sicher, dass erforderliche MaBnahmen zur Verhitung von
Geiselnahmen getroffen sind.

1 Dabei sind insbesondere folgende MaBnahmen zu beachten:

— die Beschaftigten in den MafBregelvollzugseinrichtungen sind Uber die in der jeweiligen
Einrichtung geltenden Richtlinien fir den Fall der Geiselnahme regelmaBig zu informieren,

— esist regelmaBig zu Uberprifen, ob fir den Fall schwerwiegender Vorfélle in der jeweiligen
Einrichtung die dann einzuhaltende Informationskette (auch zur Polizei) allen Bediensteten
hinreichend bekannt ist,

— vorhandene Telefonlisten sind regelmaBig auf ihre Aktualitat hin zu Gberprifen und

— es sind Ubungen in der MaBregelvollzugseinrichtung gemeinsam mit der ortlichen Polizei
regelmaBig mindestens alle zwei Jahre durchzufihren. Nach Durchflhrung der Ubung ist
der Fachaufsichtsbehdrde ein Bericht Uber die Ubung zu tGbermittein.

2 Es ist sicherzustellen, dass die auf besonders gesicherten Stationen untergebrachte
Person nicht an Waffen, waffenahnliche Gegensténde und sonstige gefahrliche
Gegenstande wie zum Beispiel scharfe Messer gelangen kann. Auf nicht besonders
gesicherten Stationen gilt dies mit der MaBgabe, dass waffenahnliche Gegenstéande und
sonstige gefahrliche Gegenstande nicht in den Besitz einer untergebrachten Person ohne
Aufsicht und Kontrolle durch das autorisierte Personal gelangen kénnen.

35.3.3 Es gelten die ,Richtlinien fur das Verhalten der Vollzugsbediensteten bei Geiselnahme

durch Gefangene in einer Justizvollzugsanstalt® des Bayerischen Staatsministeriums der
Justiz in der jeweils giiltigen Fassung entsprechend.

Jede MaBregelvollzugseinrichtung ernennt eine Sicherheitsbeauftragte Person sowie einen
Stellvertreter oder eine Stellvertreterin.

35.4.1 Die Sicherheitsbeauftragte Person tragt im Rahmen der ihr vom Trager und der Leitung

der MaBregelvollzugseinrichtung tUbertragenen Aufgaben Sorge fir alle
Sicherheitsbelange innerhalb und auBBerhalb der jeweiligen MaBregelvollzugseinrichtung.
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35.5

354.2

35643

354.4

Sie ist in Sicherheitsfragen stets einzubinden, insbesondere auch bei Bauvorhaben der
Klinik. Bilateral fGhrt die Sicherheitsbeauftragte Person einen kollegialen Austausch mit
den 6rtlichen Justizvollzugsanstalten zu Einzelfragen (zum Beispiel Sicherheitstechnik,
besondere SicherheitsmaBnahmen).

Die Sicherheitsbeauftragte Person erarbeitet fiir die betreffende
MaBregelvollzugseinrichtung ein mit der Polizei abgestimmtes Sicherheitskonzept und hélt
dieses stets aktuell. Der Fachaufsichtsbehdrde ist jeweils ein Abdruck des aktuellen
Sicherheitskonzepts zu Gbermitteln.

Bei besonderen Vorkommnissen und sonstigen Sicherheitsmangeln verfasst die
Sicherheitsbeauftragte Person unverziglich einen ausfiihrlichen Bericht, der auch
Ausfihrungen zu bereits ergriffenen und/oder geplanten MaBnahmen zur Abhilfe enthalt.
Dieser Bericht ist nach Abstimmung mit der Leitung und dem Trager der
MaBregelvollzugseinrichtung an die Fachaufsichtsbehdrde zu Ubersenden.

Die Sicherheitsbeauftragte Person holt zur Erfiillung ihrer Aufgaben Informationen von
Sicherheitsbeauftragen Personen anderer MaBregelvollzugseinrichtungen ein und tauscht
sich mit diesen aus. Alle Sicherheitsbeauftragten Personen der bayerischen
MaBregelvollzugseinrichtungen treffen sich mindestens einmal jahrlich zu einem
Informations- und Erfahrungsaustausch, was der konsequenten Aufdeckung und
Beseitigung von mdglichen Sicherheitslicken dient. Zu diesem Treffen ist ein Vertreter der
Fachaufsichtsbehérde einzuladen. Die Sicherheitsbeauftragten Personen teilen sich auch
auBerhalb des jahrlichen Informations- und Erfahrungsaustausches jegliche Erkenntnisse
Uber Sicherheitsliicken umgehend untereinander mit.

Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung unterrichtet die Fachaufsichtsbehdrde unverziglich
Uber die in Nr. 35.5.1 genannten besonderen Vorkommpnisse in der MaBregelvollzugseinrichtung
sowie (iber sonstige besonderen Vorkommnisse, die besonderes Aufsehen in der Offentlichkeit
erregt haben oder erregen kdnnen (beispielsweise im Falle einer Offentlichkeitsfahndung) oder
die sonst fir die Fachaufsichtsbeh&rde von besonderem Interesse sind. Gleichzeitig ist der
Trager der MaBregelvollzugseinrichtung zu informieren. Ein besonderes Vorkommnis nach Nr.
35.5.1 i) ist der Fachaufsichtsbehérde Uber den Trager der jeweiligen Einrichtung zu melden.
Meldungen Uber besondere Vorkommnisse im Sinn der Nr. 35.5.1 Buchstaben f) und i) an die
Fachaufsicht haben in Bezug auf von diesen betroffene Beschaftigte anonymisiert zu erfolgen.

35.5.1

35,52

Besondere Vorkommnisse sind insbesondere:
Tod einer untergebrachten Person
versuchter Suizid einer untergebrachten Person

Entweichung aus dem gesicherten Bereich der MaBregelvollzugseinrichtung oder von nicht
gelockerten untergebrachten Personen

Geiselnahme
eine langer als sieben Tage dauernde Verweigerung der Nahrungsaufnahme

gewaltsamer Ubergriff durch eine untergebrachte Person auf einen Beschéftigten oder eine
Beschéftigte der MaBregelvollzugseinrichtung, die zu schwerwiegenden gesundheitlichen
Schadigungen und/oder anhaltenden gesundheitlichen Beeintrachtigungen bei dem oder der
Beschéftigten gefihrt haben

ein Verhalten von einer untergebrachten Person gegen andere untergebrachte Personen,
das nach Einschéatzung der MaBregelvollzugseinrichtung eine (versuchte) schwerwiegende
Straftat sein kdnnte

Meutereien von untergebrachten Personen

ein Verhalten eines Beschaftigten oder einer Beschaftigten der MaBregelvollzugseinrichtung,
das nach Einschatzung der MafBregelvollzugseinrichtung eine Straftat und von Relevanz fir
die Beschaftigung sein kénnte, ein Verhalten einer untergebrachten Person wahrend einer
Lockerung des Vollzugs oder wahrend einer Beurlaubung, das nach Einschatzung der
MaBregelvollzugseinrichtung eine erhebliche (versuchte) Straftat sein kénnte

Im Ubrigen bleiben sonstige Meldepflichten (zum Beispiel bei Entweichungen und
Lockerungsmissbrauchen) — auch an andere Behdrden — unberthrt.
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35.5.3 Die Fachaufsichtsbehdérde berichtet dem Bayerischen Staatsministerium fir Familie, Arbeit
und Soziales iber besondere Vorkommnisse nach Nr. 35.5.1 Buchst. ¢, d, h, i sowie Uber
sonstige besondere Vorkommnisse im Falle einer Offentlichkeitsfahndung sofort, tber
solche nach Nr. 35.5.1 Buchst. a und b einmal jahrlich. Meldungen (ber besondere
Vorkommnisse im Sinn der Nr. 35.5.1 Buchst. f und i haben in Bezug auf von diesen
betroffene Beschaftigte anonymisiert zu erfolgen.

35.6 Die MaBregelvollzugseinrichtung hat in ausreichendem Umfang funktionstlichtige
Personennotrufgerate (PNA) vorzuhalten und die Personennotrufanlage funktionsféhig zu halten.
Die Beschaftigten in der MaBregelvollzugseinrichtung sind gegen schriftlichen Nachweis darauf
hinzuweisen, dass das Tragen der Personennotrufgerate zu den Dienstpflichten gehért. Die
Missachtung dieser Dienstpflicht ist im Interesse der Sicherheit aller Beschéftigten und der
Offentlichkeit dienstrechtlich zu ahnden. Fiir alle Beschéftigten in der
MaBregelvollzugseinrichtung ist eine regelméBige Einweisung und Auffrischung der Kenntnisse
im Gebrauch von Personennotrufgeraten sicherzustellen.

36. Qualitatssicherung des MaBregelvollzugs durch die Trager (zu Art. 47 Abs. 3)

36.1 Zur Gewahrleistung einer hohen Qualitat des MaBregelvollzugs bedarf es einer standigen
Anpassung des MaBregelvollzugs an die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Entwicklungen in
diesem Bereich.

36.2 Die Trager sind verpflichtet, eine fortlaufende Qualitatskontrolle (Qualitditsmanagement/-
sicherung in den MaBregelvollzugseinrichtungen) und eine Evaluation der Unterbringung nach far
alle MaBregelvollzugseinrichtungen einheitlichen Kriterien durchzufiihren. Qualitatskontrolle und
Evaluation mlssen die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitdt umfassen. Die Trager der
MaBregelvollzugseinrichtungen berichten der Fachaufsichtsbehdrde einmal jéhrlich Uber die
Evaluation der Unterbringung.

36.3 Die Fachaufsichtsbehdrde wirkt auf einheitliche Qualitatsstandards hin und berét die Trager der
MaBregelvollzugseinrichtungen und die MaBregelvollzugseinrichtungen in Fragen der
Qualitatssicherung und deren Evaluation.

37. Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung (zu den Art. 48 und 49)

371 Der MaBregelvollzug bestimmt sich nach den Vorschriften des BayMRVG und ist hoheitliche
Verwaltungstatigkeit. Es bedarf seitens des Bezirks oder dessen Unternehmens klarer
Festlegungen, welche Person die Leitungsbefugnisse im Rahmen des MaBregelvollzugs
wahrnimmt (Leiter oder Leiterin der Einrichtung im Sinn des Art. 48 BayMRVG).

37.2 Die Person, die fiir alle VollzugsmaBnahmen im Rahmen der Besserung und Sicherung der
untergebrachten Personen verantwortlich ist, muss in der Regel ein Facharzt oder eine
Facharztin fir Psychiatrie und Psychotherapie méglichst mit Schwerpunkt Forensische
Psychiatrie oder ein Arzt oder eine Arztin mit vergleichbarer fachlicher Qualifikation und Eignung
sein, Art. 48 Abs. 1 BayMRVG. In besonderen Féllen kann die Leitung auch einem
psychologischen Psychotherapeuten oder einer psychologischen Psychotherapeutin méglichst
mit forensischer Zusatzqualifikation Ubertragen werden. Unabhangig davon missen
Bezirksbedienstete die fiir eine vergleichbare Tétigkeit im Staatsdienst erforderliche Vorbildung
nachweisen (Art. 34 Abs. 4 Satz 1 Bezirksordnung flr den Freistaat Bayern — BezO).

37.3 Unter Beachtung der Voraussetzungen des Art. 49 BayMRVG sowie etwaiger Vorgaben des
Tragers kann die fir den MaBregelvollzug verantwortliche Person Aufgaben und Entscheidungen
auf entsprechend qualifizierte Beschéftigte der MaBregelvollzugseinrichtung (nachgeordnete
therapeutische Fachkréafte), zum Beispiel auf einen Oberarzt oder eine Oberarztin, auf einen
Facharzt oder eine Fachérztin oder auf einen psychologischen Psychotherapeuten oder eine
psychologische Psychotherapeutin, delegieren. Die Delegation ist entsprechend zu

dokumentieren.
38. Fachaufsicht (zu Art. 50)
38.1 Fachaufsichtsbehdrde Uber den MaBregelvollzug ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales —

Amt fir MaBregelvollzug (Art. 50 Abs. 1 BayMRVG). Die Kontaktdaten lauten: Zentrum Bayern
Familie und Soziales — Amt fir MaBregelvollzug, Reimlinger StraBe 2-4, 86720 Nérdlingen, Tel.:
09081/2503 5, Fax: 09081/2503 699, E-Mail: massregelvollzug@zbfs.bayern.de.
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38.2

38.3

38.4

Die Fachaufsichtsbehdérde ist Ansprechpartnerin der untergebrachten Personen und ihrer
Angehérigen sowie der Trager der Einrichtungen und der in den Einrichtungen beschéaftigten
Personen. Sie soll die Bezirke bei der Erfillung der Aufgabe des MaBregelvollzugs
verstandnisvoll beraten, férdern und schiitzen sowie die Entschlusskraft und Selbstverantwortung
des Bezirks stérken. GemaB Art. 50 Abs. 1 Satz 2 BayMRVG in Verbindung mit Art. 98 BezO
kann sich die Fachaufsichtsbehérde Uber Angelegenheiten des MaBregelvollzugs unterrichten.
Sie kann insbesondere MaBregelvollzugseinrichtungen besichtigen, die Geschéfts- und
Kassenfihrung prifen sowie Berichte und Akten einfordern. Die Fachaufsichtsbehdrde kann
rechtswidrige Beschllsse und Verfligungen des Tragers der MaBregelvollzugseinrichtung
beanstanden sowie die Aufhebung oder Anderung der Beschliisse verlangen und den Bezirk und
die Trager der MaBregelvollzugseinrichtung zur Durchfiihrung der notwendigen MaBnahmen
auffordern. Die Fachaufsichtsbehérde kann ferner dem Bezirk oder den Trégern nach Art. 46
BayMRVG unter Beachtung des Art. 91 Abs. 2 Satz 2 BezO Weisungen erteilen. Der
Fachaufsichtsbehdrde obliegt die Recht- und ZweckmaBigkeitskontrolle des Vollzugs der
Unterbringung im MaBregelvollzug. Auf Verlangen der Fachaufsichtsbehdrde nehmen die Trager
an Datenerhebungen teil oder erstatten der Fachaufsichtsbehérde einen Qualitatsbericht (Art. 47
Abs. 3 Satz 2 BayMRVG).

Die Fachaufsichtsbehdérde prift die MaBregelvollzugseinrichtungen anlassbezogen und
anlassunabhangig. Die Prifungen kénnen angemeldet und unangemeldet zu jeder Tages- und
Nachtzeit erfolgen. Jede Mafregelvollzugseinrichtung muss mindestens einmal im Jahr
anlassunabhangig gepriift werden. Das Nahere zur Ausgestaltung der Prifungen legt die
Fachaufsichtsbehérde fest.

Folgende Mitteilungen sind der Fachaufsichtsbehérde unaufgefordert zu machen
(Berichtspflichten der Trager der MaBregelvollzugseinrichtungen):

— Meldung einer medizinischen Behandlung einer psychischen Erkrankung ohne Einwilligung
einschlieBlich der Nachreichung der gerichtlichen Entscheidung;

— Meldung einer medizinischen Behandlung in den Fallen des Art. 6 Abs. 7 BayMRVG,
— Meldung einer medizinischen Behandlung einer anderen Erkrankung ohne Einwilligung,
— Meldung einer Entweichung oder eines Lockerungsmissbrauchs (vgl. Nr. 15.1),

— Meldung einer Rlckkehr von einer Entweichung oder von einem Lockerungsmissbrauch
(vgl. Nr. 15.3),

— Meldung von dem Richtervorbehalt unterliegenden besonderen SicherungsmaBnahmen mit
freiheitsentziehendem Charakter und Fixierungen ohne Einwilligung der untergebrachten
Person einschlieBlich der Beifligung oder Nachreichung etwaiger gerichtlicher
Entscheidungen (vgl. Nrn. 18.1 und 18.2),

— Antrag auf Erteilung der Zustimmung fir Verlegungen aus oder nach Bayern sowie
Ubermittlung von Informationen bei landertbergreifenden Verlegungen (vgl. Nrn. 33.3.2 und
33.3.4),

— Bericht Giber die Durchfiihrung einer Ubung zur Geiselnahme (vgl. Nr. 35.3.1),
— Abdruck des aktuellen Sicherheitskonzepts (vgl. Nr. 35.4.2),

— Berichte der Sicherheitsbeauftragten Person (vgl. Nr. 35.4.3),

— Meldung besonderer Vorkommnisse (vgl. Nr. 35.5),

— beabsichtigte Neubesetzungen der Leitung der MafBregelvollzugseinrichtung oder deren
Stellvertretung (Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayMRVG),

— Ausfertigung der Niederschriften der Sitzung der MaBregelvollzugsbeirate (vgl. Nr. 39.6.2),

— Bericht der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung Gber Mitteilungen der Mitglieder der
MaBregelvollzugsbeirate, die Anlass zu MaBnahmen der Fachaufsichtsbehérde geben oder
fur diese sonst von Interesse sein kdnnen (vgl. Nr. 39.9),

—  Abdruck der gerichtlichen Entscheidung, gegebenenfalls einschlieBlich der AuBerung, ob
Rechtsbeschwerde eingelegt werden soll (vgl. Nr. 53),
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38.5

39.
39.1
39.2

39.3

39.4

— beabsichtigte und durchgefiihrte wesentliche organisatorische Anderungen in einer
MaBregelvollzugseinrichtung (zum Beispiel Eréffnung und SchlieBung von Stationen und
Arbeitstherapien),

— Veranderungen in Bezug auf die Anzahl und Ausstattung der in Art. 25 Abs. 2 Nr. 8
BayMRVG genannten Raume.

Der Trager kann die Berichtspflicht auf die MafBregelvollzugseinrichtung beziehungsweise auf die
Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung delegieren.

Die Fachaufsichtsbehérde berichtet dem Bayerischen Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und
Soziales in anonymisierter Form wie folgt:

— Statistische Datenerhebungen zum MaBregelvollzug in Bayern (im zweiten Quartal jeden
Jahres),

— Stand der Belegung in den einzelnen MaBregelvollzugseinrichtungen unter Angabe der
Berechnungstage und Planbetten (vierteljéhrlich),

— Anzahl der Patientinnen und Patienten in den forensisch-psychiatrischen Ambulanzen
aufgeteilt nach den einzelnen MaBregelvollzugseinrichtungen (vierteljahrlich),

— Bericht Uber durchgefihrte Prifungen der Fachaufsichtsbehérde nach Nr. 38.3 (im Marz
jeden Jahres),

— Anzahl der Lockerungsmissbrauche (jeweils im Januar fir das Vorjahr),
— Bericht Uber Zwangsbehandlungen und Fixierungen (jeweils im Marz fir das Vorjahr),

— jahrlicher Bericht Uber besondere Vorkommnisse nach Nr. 35.5.3 (jeweils im Marz fUr das
Vorjahr).

MaBregelvollzugsbeirate (zu Art. 52)

Bei jeder MaBregelvollzugseinrichtung wird ein MaBregelvollzugsbeirat gebildet.

Der Beirat (Art. 52 BayMRVG) besteht aus dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden, dem
Vertreter oder der Vertreterin und in der Regel bis zu drei weiteren Mitgliedern. Der oder die
Vorsitzende und dessen beziehungsweise deren Vertreter werden vom Bayerischen Landtag aus
seiner Mitte gewabhlt.

39.2.1 Weiteres Mitglied kann werden, wer die Wahlbarkeit zum Bayerischen Landtag besitzt (vgl.

Art. 14 Abs. 2 und Abs. 5 der Verfassung in Verbindung mit Art. 22 des
Landeswahlgesetzes) und fur die Aufgaben (Art. 52 BayMRVG in Verbindung mit Art. 186
BayStVollzG) geeignet ist.

39.22 Von den weiteren Mitgliedern soll ein Mitglied ein Vertreter beziehungsweise eine

Vertreterin eines Interessenverbandes sein, welcher beziehungsweise welche im Bereich
der Psychiatrie besondere Sachkunde hat. Ein Angehériger oder eine Angehdrige (vgl. §
11 Abs. 1 Nr. 1 StGB) einer in der betreffenden MaBregelvollzugseinrichtung
untergebrachten Person oder eine ehemals in der betreffenden
MaBregelvollzugseinrichtung untergebrachte Person darf nicht Mitglied des Beirats dieser
Einrichtung sein.

39.2.3 Bedienstete der MafBregelvollzugseinrichtung dirfen nicht Mitglied des Beirats sein.

Die weiteren Mitglieder werden von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Beirats und
dem Vertreter oder der Vertreterin im Benehmen mit dem zustandigen Bezirkstagsprasidenten
oder der zustandigen Bezirkstagsprasidentin und der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung
vorgeschlagen und von der Fachaufsichtsbehdrde ernannt. Diese ist an die Vorschlage des
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Beirats und des Vertreters oder der Vertreterin nicht
gebunden. Lehnt die Fachaufsichtsbehérde die Ernennung eines weiteren Mitglieds ab, ist die
Ablehnung gegeniiber dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden und dem Vertreter oder der
Vertreterin zu begriinden. Die Fachaufsichtsbehdrde unterrichtet die in Satz 1 genannten
Personen Uber die Ernennung.

Die Amtsdauer der Mitglieder des Beirats endet mit dem Ablauf der Legislaturperiode des
Bayerischen Landtags, dem Verlust oder dem Ruhen der Mitgliedschaft beim Landtag oder dem
Verlust der Wahlbarkeit zum Landtag.
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39.5

39.6

39.7

39.8

39.9

39.10

Ein Mitglied des Beirats, das seine Aufgaben nicht erfillt oder seine Pflichten erheblich verletzt,
kann seines Amtes enthoben werden. Vor der Entscheidung sind das betroffene Mitglied, der
Vorsitzende oder die Vorsitzende des Beirats und die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung
zu hoéren. Bis zur Entscheidung Uber die Amtsenthebung kann das Ruhen der in Art. 52
BayMRVG in Verbindung mit Art. 187 BayStVollzG geregelten Befugnisse des Mitglieds des
MaBregelvollzugsbeirats angeordnet werden. Die Entscheidungen trifft bei Abgeordneten der
Bayerische Landtag, bei den weiteren Mitgliedern die Fachaufsichtsbehérde.

Die Mitglieder des Beirats verpflichten sich durch Unterschrift zur gewissenhaften Erfillung ihrer
Aufgaben und zur Beachtung der Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen
MaBregelvollzugsgesetz. Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, auBerhalb ihres Amts ber
alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders tber Namen und
Personlichkeit der untergebrachten Personen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch
nach Beendigung ihres Amtes.

Der Beirat ist von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Beirats spatestens zwei Monate
nach der Ernennung der weiteren Mitglieder des Beirats einzuberufen. Der Vorsitzende oder die
Vorsitzende kann den Beirat jederzeit einberufen, mindestens aber zweimal im Jahr.

39.6.1 Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung nimmt an den Sitzungen des Beirats teil und
kann mit Zustimmung des Beirats die Teilnahme von weiteren Beschéftigten der
MaBregelvollzugseinrichtung im Einzelfall anordnen.

39.6.2 Uber jede Sitzung des Beirats ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Fachaufsichtsbehérde,
der Trager der MaBregelvollzugseinrichtung und die Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung erhalten eine Ausfertigung der Niederschrift.

Die Mitglieder der Beirate arbeiten ehrenamtlich. Sie erhalten eine Aufwandsentschadigung. Den
Mitgliedern der Beirate werden ferner die Kosten fur Fahrten zu einer
MaBregelvollzugseinrichtung, fir die der Beirat zusténdig ist, entsprechend den Bestimmungen
des Bayerischen Reisekostengesetzes erstattet, soweit die Fahrten durch die Beiratstatigkeit
bedingt sind.

In der Regel sind die Namen und Anschriften s&dmtlicher Mitglieder des Beirats der
untergebrachten Person bekannt zu geben.

39.8.1 Es genligt die Angabe einer Biroanschrift oder eines Postfachs.

39.8.2 Im begriindeten Einzelfall kann die Adressangabe eines weiteren Mitglieds entfallen. In
diesem Fall muss sichergestellt sein, dass dem Beirat Gbersendete Schreiben, die explizit
an das weitere Mitglied adressiert sind, diesem ungedffnet Gbermittelt werden.

Die Mitglieder des Beirats teilen besondere Wahrnehmungen, Anregungen,
Verbesserungsvorschlage und Beanstandungen schriftlich der Leitung der
MafBregelvollzugseinrichtung und nachrichtlich auch der Fachaufsichtsbehdrde mit. Die Leitung
der MaBregelvollzugseinrichtung berichtet der Fachaufsichtsbehdrde unverziglich Uber
Mitteilungen der Mitglieder des Beirats, die Anlass zu MaBnahmen des Amts fiir MaBregelvollzug
geben oder flr dieses sonst von Interesse sein kdnnen. Soweit veranlasst, ist eine eigene
AuBerung der Leitung der MafBregelvollzugseinrichtung beizuflgen.

Die Mitglieder des Beirats kénnen ihre Befugnisse jederzeit angemeldet oder unangemeldet,

allein oder gemeinsam austiben.

39.10.1 Die Mitglieder des Beirats kdnnen die untergebrachte Person in ihren Rdumen aufsuchen.

Aussprache und Schriftwechsel werden nicht Gberwacht.

39.10.2 Die Mitglieder des Beirats tiben ihre Befugnisse regelmafig aus, mindestens aber zweimal

im Jahr.

39.10.3 Die Mitglieder des Beirats werden bei der Besichtigung der MaBregelvollzugseinrichtung

von der Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung oder einem oder einer damit
beauftragten Bediensteten begleitet. Die Méglichkeit, weitere Bedienstete beizuziehen,
bleibt unberthrt.

Zur ErfOllung der durch Art. 52 Satz 2 BayMRVG in Verbindung mit Art. 187 BayStVollzG
Ubertragenen Befugnisse steht den Mitgliedern der Beirate ein Anspruch auf Erteilung der
erforderlichen Ausklnfte zu. Der Auskunftsanspruch erfasst alle Informationen tber die
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39.11

40.
401

40.2

41.

42.
421

allgemeine Gestaltung und Organisation des MafBregelvollzugs, soweit die Unterbringung,
Beschéftigung, berufliche Bildung, Verpflegung, arztliche Versorgung und Behandlung betroffen
sind. Akteneinsicht in die Patientenakte darf nur mit Einwilligung der betroffenen untergebrachten
Person oder — soweit vorhanden — des Vertreters oder der Vertreterin gewahrt werden.
Personenbezogene Daten, die Mitglieder des Beirats in dieser Funktion erhalten haben, sind zu
I6schen, wenn sie fur die Aufgabenerfillung nicht mehr erforderlich sind. AuBer im Falle des
vorzeitigen Ausscheidens aus dem Beirat ist dies jedenfalls dann der Fall, wenn Kenntnis von der
Konstituierung eines neuen MafBregelvollzugsbeirats besteht, spatestens jedoch nach Ablauf von
sechs Monaten nach Ende der Legislaturperiode.

Die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung unterstitzt die Mitglieder des Beirats bei der
Ausibung ihrer Befugnisse und erteilt ihnen unter Berlcksichtigung der arztlichen
Schweigepflicht auf Verlangen die erforderlichen Auskiinfte. Die Leitung der
MaBregelvollzugseinrichtung unterrichtet den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Beirats und
den Vertreter oder die Vertreterin unverzlglich Gber besondere Vorkommnisse im Sinn der Nr.
35.5.1, die besonderes Aufsehen in der Offentlichkeit erregt haben oder erregen kénnen oder die
sonst flr die Beiratsvorsitzenden und ihre Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen von
besonderem Interesse sind. Meldungen Uber besondere Vorkommnisse im Sinn der Nr. 35.5.1
Buchst. f und i haben in Bezug auf von diesen betroffene Beschaftigte anonymisiert zu erfolgen.

Kosten (zu Art. 53)

Die notwendigen Kosten der Uberfiihrung in die MaBregelvollzugseinrichtung und der
Unterbringungen nach dem BayMRVG tragt der Freistaat Bayern, soweit nicht ein Trager von
Sozialleistungen oder ein Dritter zur Gewahrung von gleichartigen Leistungen verpflichtet ist. Die
notwendigen Kosten fiir die erstmalige Uberfiihrung einer Person in die
MaBregelvollzugseinrichtung gehdren nicht zu den Kosten der Unterbringung im MaBregelvollzug
(vgl. Art. 53 Abs. 1 BayMRVG). Diese Uberfiihrungskosten sind — soweit sie anfallen — von den
Justizbehdrden zu tragen.

Die Kostentragerschaft des Freistaats Bayern lasst die Erhebung der Kosten der Unterbringung
von der untergebrachten Person unberihrt. Kosten kénnen der untergebrachten Person nur nach
MaRgabe des § 138 Abs. 2 StVollzG in Verbindung mit § 50 StVollzG, Art. 208 BayStVollzG und
der Nr. 9011 des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskostengesetz in Rechnung gestellt werden.
Fir den Kostenansatz und die Kosteneinziehung (auch soweit diese im Wege der Uberleitung
von laufenden Geldleistungen im Sinn des Sozialgesetzbuches, zum Beispiel von Renten,
gemal § 50 Erstes Buch Sozialgesetzbuch erfolgt) sind — wie bisher — die Justizbehérden
zustandig (§ 138 Abs. 2 Satz 3 StVollzG, § 19 Abs. 2 Gerichtskostengesetz). Die
entsprechenden Betrage sind im Justizhaushalt bei Kap. 04 04 Tit. 112 01 (einstweilige
Unterbringung) oder bei Kap. 04 04 Tit. 261 01 (Unterbringung geman den §§ 63 und 64 StGB)
zu vereinnahmen.

Abschnitt 5 BaumaBnahmen

BaumaBnahmen

Die Fachaufsichtsbehdrde gibt eine mit den Regierungen abgestimmte ,Richtlinie zur Planung
von Baumafinahmen im Malregelvollzug in Bayern® heraus, die auch die Verwendung von
Budgetiiberschiissen regelt. Sie ist fiir alle Beteiligten verbindlich.

Abschnitt 6 Beteiligung anderer Behérden

Justizbehorden

Die Justizbehérden sind kraft Bundesrecht (§§ 451 und 463 StPO, § 82 JGG) zustandig fur die
Vollstreckung, das heif3t sie haben den Vollzug herbeizufiihren und dahingehend zu
Uberwachen, dass die Freiheitsentziehung nach ihrer Dauer und ihrer Art dem ergangenen
Gerichtsurteil entspricht. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben sowie zur Geltendmachung
sonstiger straf- oder sicherheitsrechtlicher Belange sind sie kraft Landesrecht auch an
bestimmten VollzugsmaBnahmen, zum Beispiel bei der Gewéahrung bestimmter
Vollzugslockerungen (Art. 19 BayMRVG) zu beteiligen oder tiber die Mdglichkeit zu informieren,
die Vollstreckung der Unterbringung zur Bewahrung auszusetzen oder die Unterbringung flr
erledigt zu erklaren (Art. 35 Abs. 1 BayMRVG).
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Die MaBregelvollzugseinrichtung Ubermittelt auf Anforderung der Vollstreckungsbehdérde eine
gutachterliche Stellungnahme zur Vorbereitung der gerichtlichen Fortdauerentscheidungen (Art.
35 Abs. 3 BayMRVG). Soweit die Einhaltung der von der Vollstreckungsbehérde gesetzten Frist
im Einzelfall nicht mdglich ist, erfolgt eine Zwischenmeldung bei der Vollstreckungsbehérde. Der
Inhalt der gutachterlichen Stellungnahme orientiert sich bei Unterbringungen gem. § 63 StGB an
der ,Handreichung fir Gutachterliche Stellungnahmen der MaBregelvollzugseinrichtungen fiir
Uberpriifungsentscheidungen gem. § 67e StGB bei Unterbringungen gem. § 63 StGB* (Anlage
6).

Polizei

Eine rechtzeitige und umfassende Information der Polizei iiber Neuaufnahmen oder Anderungen
bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung ist eine unverzichtbare Grundlage fiir die
polizeiliche Lagebeurteilung sowie fir die vorbereitende Entscheidung Uber die zu treffenden
polizeilichen MaBnahmen im Falle einer Entweichung oder erneuten Straffalligkeit.

Die MafBregelvollzugseinrichtung leitet die Mitteilung Gber Beginn, Fortsetzung, Unterbrechung
und Beendigung einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung einheitlich und unverziglich
mittels des Formblattes ,Mitteilung tiber Beginn und Anderungen bei einer gerichtlich
angeordneten Freiheitsentziehung” (Anlage 7) an die Polizeidienststelle am Sitz der
MaBregelvollzugseinrichtung weiter. In Féllen der bevorstehenden Entlassung von Personen mit
besonderem Sicherungsbediirfnis ist die Polizeidienststelle am Sitz der
MaBregelvollzugseinrichtung unverziglich zu informieren. In beiden Féllen bindet diese die
Ortlich und sachlich zusténdigen (Kriminal-) Polizeidienststellen ein, die zur polizeilichen
Stellungnahme aufgrund ihrer 6értlichen Kenntnisse (in der Regel die Dienststelle am Sitz der
vorgesehenen MaBnahme der MaBregelvollzugseinrichtung) oder ihrer fall- und
personenbezogenen Kenntnisse (in der Regel die mit den Ermittlungen befasste Dienststelle)
einen Beitrag zu leisten haben.

Unter Beachtung der &rztlichen und therapeutischen Schweigepflicht werden dabei folgende
Erkenntnisse mitgeteilt:

— Aufnahmedatum,

— Lichtbilder,

— Anlaufadressen/Kontaktpersonen,

— Anlassdelikt/Rechtsgrundlage der Unterbringung,

— Angaben aus Strafprozessakten (auch Gutachten, die Gegenstand einer 6ffentlichen
Gerichtsverhandlung waren, sowie Beschllisse und Urteile),

— Einschatzungen der Arzte bzw. Arztinnen/Therapeuten bzw. Therapeutinnen zur
Notwendigkeit der weiteren Unterbringung/Gefahrlichkeit (von Einzelheiten des
Krankheitsbildes losgel6st, objektivierbar).

Um Erfassungsliicken bei untergebrachten Personen mit besonderem Sicherungsbediirfnis zu
vermeiden, ist eine bevorstehende Entlassung einer solchen Person vier Wochen vor dem
voraussichtlichen Entlasstermin dem Bayerischen Landeskriminalamt unter Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen (zum Beispiel per Telefax oder — wenn die Mdglichkeit
einer Ende-zu-Ende-Verschlisselung besteht — durch vertrauliche elektronische Kommunikation
mit Ende-zu-Ende-Verschlisselung) mitzuteilen, damit von dort weitere polizeiinterne
Veranlassungen initiiert werden kdnnen. Ist die Einhaltung dieser Frist nicht mdglich, soll die
Mitteilung unverziglich erfolgen.

Die Polizeidienststelle am Sitz der MaBregelvollzugseinrichtung leitet die Informationen tber die
Entlassung an die fir den neuen Wohnsitz 6rtlich zustandige Polizeidienststelle weiter. Das
Gleiche gilt bei der Verlegung einer Person mit besonderem Sicherungsbedirfnis in eine andere
MaBregelvollzugseinrichtung oder Justizvollzugsanstalt.

Abschnitt 7 Vollstreckungsrechtliche Regelungen im MaBregelvollzug

Vorwegvollzug

§ 67 StGB bestimmt die Reihenfolge der Vollstreckung, wenn neben der Unterbringung im
MaBregelvollzug geman § 63 oder § 64 StGB eine Freiheitsstrafe angeordnet wird. Grundsatzlich
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wird gemaB § 67 Abs. 1 StGB die MaBregel vor der Strafe vollstreckt. Unter den
Voraussetzungen des § 67 Abs. 2 StGB kann vom Gericht der Vorwegvollzug der Strafe
angeordnet werden. Der Vorwegvollzug kann auch nachtréglich, also nach Antritt der MaBregel,
angeordnet werden (§ 67 Abs. 3 StGB), wenn Umstande in der Person des Verurteilten dies
angezeigt erscheinen lassen. Fir die gerichtliche Entscheidung Uber den Vorwegvollzug ist
entscheidend, ob im Einzelfall mehr Aussicht auf Erfolg hinsichtlich des Zwecks der MaBBregel zu
erwarten ist, wenn

— entweder ein (langjahriger) MaBregelvollzug gegebenenfalls mit anschlieBendem Vollzug der
Reststrafe erfolgt oder

— ein Vorwegvollzug zumindest eines Teils der Haftstrafe mit anschlieBendem
MaBregelvollzug und (bei Erfolg) Entlassung hieraus in die Freiheit erfolgt.

Wourde der Vorwegvollzug vom Gericht nicht angeordnet, so hat die zusténdige
MaBregelvollzugseinrichtung die nachtrégliche Umkehr der Vollstreckung unter Angabe von auf
den Einzelfall bezogenen Griinden bei der zusténdigen Vollstreckungsbehérde
(Staatsanwaltschaft oder Jugendrichter beziehungsweise Jugendrichterin als Vollstreckungsleiter
beziehungsweise Vollstreckungsleiterin) mdglichst frihzeitig anzuregen, wenn

— entweder neben der MaBregel der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt eine
Freiheitsstrafe von Uber drei Jahren verhangt wurde und Umsténde in der Person des oder
der Verurteilten die nachtragliche Umkehr der Vollstreckungsreihenfolge angezeigt
erscheinen lassen oder

— der Zweck der MaBregel durch den Vorwegvollzug in oben genanntem Sinn leichter erreicht
werden kann und Umstande in der Person des oder der Verurteilten die nachtragliche
Umkehr der Vollstreckungsreihenfolge angezeigt erscheinen lassen. Dies ist insbesondere
denkbar, wenn der nachfolgende Strafvollzug die positiven Auswirkungen des
MaBregelvollzugs wieder gefédhrden wiirde oder wenn der Vorwegvollzug der Strafe als
Vorstufe zur Behandlung erforderlich erscheint.

Wird die MaBregel vor der Strafe oder vor einem Rest der Strafe vollzogen und wird nach dem
Halbstrafenzeitpunkt der Strafrest nicht zur Bewahrung ausgesetzt, so hat die
MaBregelvollzugseinrichtung zu prifen, ob es aufgrund von Umsténden in der Person des oder
der Verurteilten angezeigt erscheint, den Vollzug der MaBregel zu beenden. Gegebenenfalls regt
die MaBregelvollzugseinrichtung dies Uber die Vollstreckungsbehdrde bei Gericht an, das dann
den Vollzug der Strafe anordnen kann (§ 67 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 StGB). Dies kann der Fall
sein, wenn eine Besserung durch Weiterbehandlung im MaBregelvollzug nicht zu erwarten ist,
aber noch eine lange Freiheitsstrafe zu vollstrecken ist oder bei Unterbringungen nach § 64
StGB, wenn die Sucht des oder der Verurteilten nicht alleinige Ursache der Tat gewesen ist und
nach ihrer Behandlung die Gefahrlichkeit fortbesteht.

Unterbrechung des MaBregelvollzugs

Die Vollstreckungsbehorde tritt in die Priifung geman § 44b der Strafvollstreckungsordnung ein,
sobald feststeht, dass neben der Unterbringung eine Freiheitsstrafe zu vollstrecken ist, auf die in
einem anderen Verfahren erkannt wurde.

Bevor die Vollstreckungsbehérde der MaBregelvollzugseinrichtung die Unterbrechung des
MaBregelvollzugs einer untergebrachten Person zur Vollstreckung einer Strafe in einem anderen
Verfahren ankiindigt (vgl. § 44b Strafvollstreckungsordnung), findet seitens der
Vollstreckungsbehérde eine Vorprifung statt, ob nach derzeitigem Stand eine Aussetzung der in
dem anderen Verfahren verhangten Freiheitsstrafe mdglich erscheint. Das Ergebnis dieser
Prifung teilt die Vollstreckungsbehérde der MaBregelvollzugseinrichtung mit. Sodann ist von der
MaBregelvollzugseinrichtung zu prifen, ob durch eine Unterbrechung des MaBregelvollzugs der
Behandlungserfolg gefahrdet werden wirde. Bei dieser Prifung berlcksichtigt die
MaBregelvollzugseinrichtung, dass eine Bewahrungsaussetzung im Gnadenwege (Nr. 45.3) nicht
in jedem Fall erfolgen kann und die in dem anderen Verfahren verhéngte Freiheitsstrafe dann im
Anschluss an die MaBregelvollstreckung vollstreckt werden muss. Das Ergebnis ihrer Prifung
teilt die MaBregelvollzugseinrichtung der Vollstreckungsbehdrde im Rahmen ihrer Stellungnahme
mit. Die Vollstreckungsbehdrde trifft dann die Entscheidung, in welcher Reihenfolge die
Freiheitsstrafe und die MaBregel zu vollstrecken sind.
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Sieht die Vollstreckungsbehérde von einer Unterbrechung des MaBregelvollzugs zur
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe aus einem anderen Verfahren ab, so leitet die
Vollstreckungsbehérde von Amts wegen ein Gnadenverfahren hinsichtlich dieser Freiheitsstrafe
ein und berichtet dem Bayerischen Staatsministerium der Justiz. RegelmaBig wird dann bis zur
Beendigung des MafBregelvollzugs die Vollstreckung der in dem anderen Verfahren festgesetzten
Freiheitsstrafe aufgeschoben. Nach einer erfolgreichen Beendigung des MaBregelvollzugs kann
die in dem weiteren Verfahren festgesetzte Freiheitsstrafe im Gnadenwege zur Bewéhrung
ausgesetzt werden.

Verfahren bei Therapieabbruch

Sobald aus Sicht der MaBregelvollzugseinrichtung bei einer nach § 64 StGB untergebrachten
Person die Erledigung der MaBregelangezeigt ist, hat sie dies bei der zustédndigen
Vollstreckungsbehdérde schriftlich unter Angabe der zugrundeliegenden Tatsachen anzuregen.
Ein Abbruch der Therapie ist dann angezeigt, wenn keine hinreichend konkrete Aussicht mehr
besteht, die Person durch die Behandlung in einer Entziehungsanstalt zu heilen oder Uber eine
erhebliche Zeit vor dem Ruckfall in den Hang zu bewahren. Soweit die
MaBregelvollzugseinrichtung eine Verlegung in den Justizvollzug bereits vor Rechtskraft einer
gerichtlichen Entscheidung anstrebt, muss das in diesem Fall als eilbedlrftig zu kennzeichnende
und zu Ubermittelnde (zum Beispiel per Telefax oder — wenn die Mdglichkeit einer Ende-zu-Ende-
Verschlisselung besteht — durch vertrauliche elektronische Kommunikation mit Ende-zu-Ende-
Verschlisselung) Schreiben der MaBregelvollzugseinrichtung an die Vollstreckungsbehérde
insbesondere Aussagen darliber enthalten

— ob aus medizinisch-therapeutischer Sicht von einer sofortigen Verlegung in die
Justizvollzugsanstalt keine Nachteile flr die betroffene Person zu erwarten sind und

— warum gegebenenfalls ein weiterer Aufenthalt der untergebrachten Person in der
MafBregelvollzugseinrichtung nicht tragbar ist (zum Beispiel wegen erheblichen
Gefahrdungs- und Stdérpotentials).

Hat das Gericht die Erledigung der Unterbringung geman § 67d Abs. 5 StGB angeordnet und legt
die untergebrachte Person Rechtsmittel ein, veranlasst die Vollstreckungsbehdérde schon vor
einer Entscheidung Uber die sofortige Beschwerde auf entsprechende Anregung der
MaBregelvollzugseinrichtung hin die sofortige Verlegung des oder der Verurteilten in die
Justizvollzugsanstalt,

— wenn sich die Verlegung in therapeutischer Hinsicht fir die betroffene Person nicht
nachteilig auswirkt,

— die sofortige Beschwerde nicht erfolgversprechend erscheint (Prifung durch die
Vollstreckungsbehérde) und

— keine Aussetzung der Vollziehung gemaf § 307 Abs. 2 StPO angeordnet ist.

Es ist davon auszugehen, dass von Therapieabbrechern typischerweise ein erhebliches
Gefahrdungs- und Stérungsrisiko im MaBregelvollzug ausgeht, so dass grundséatzlich eine
unverzlgliche Verlegung in eine Justizvollzugsanstalt anzustreben ist. Entsprechende
Anregungen der MaBregelvollzugseinrichtung sollen von den Vollstreckungsbehdrden
beschleunigt bearbeitet werden.

Sicherungsverwahrung geman § 66 StGB neben einer MaBregel gemaB den §§ 63 und 64
StGB

Ist neben einer Sicherungsverwahrung geman § 66 StGB auch eine Unterbringung geman den
§§ 63 und 64 StGB angeordnet, gilt Folgendes:

Die Vollstreckungsbehérden werden

— prifen, ob ein Antrag auf Feststellung der Erledigung der Unterbringung geman § 67d Abs. 5
StGB zu stellen ist, weil eine sinnvolle Behandlung des Verurteilten nicht méglich ist;

— ansonsten bei der Bestimmung der Vollstreckungsreihenfolge grundséatzlich davon
ausgehen, dass tUberwiegende Griinde fir den Vorwegvollzug der Sicherungsverwahrung
vor der Unterbringung nach den §§ 63 und 64 StGB sprechen und der Vorwegvollzug der
Unterbringung nach den §§ 63 und 64 StGB nur dann angeordnet werden kann, wenn dies
aufgrund einer Stellungnahme der zustédndigen Mafregelvollzugseinrichtung oder eines
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eingeholten Sachverstandigengutachtens ausnahmsweise verantwortbar erscheint und der
Leiter beziehungsweise der Leiterin der Vollstreckungsbehérde zustimmt;

— in den verbleibenden Fallen, in denen bei einer untergebrachten Person die Vollstreckung
einer Sicherungsverwahrung vorgemerkt ist, Einverstédndniserklarungen zu beabsichtigten
Vollzugslockerungen gemas Art. 19 Abs. 1 BayMRVG nur dann abgeben, wenn eine
Geféhrdung der 6ffentlichen Sicherheit durch die Begehung weiterer schwerwiegender
rechtswidriger Taten mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann; im Falle
des erstmaligen Einverstédndnisses zu Vollzugslockerungen ist erforderlich, dass seitens der
MaBregelvollzugseinrichtung ein externes Sachverstandigengutachten vorgelegt wird, aus
dem sich die Unbedenklichkeit der beabsichtigten Vollzugslockerungen ergibt und der Leiter
beziehungsweise die Leiterin der Vollstreckungsbehérde zustimmt.

Die MaBregelvollzugseinrichtung wird

— vor der erstmaligen Entscheidung Uber Vollzugslockerungen, zu der die
Vollstreckungsbehdrde geméan Art. 19 BayMRVG zu héren ist, ein externes Gutachten
einholen;

— bereits vor der Bestellung des Gutachters beziehungsweise der Gutachterin die zusténdige
Vollstreckungsbehodrde Uber die Auswahl des Gutachters beziehungsweise der Gutachterin
informieren; hierzu gentigt eine formlose Mitteilung. Erfolgt keine RiickauBerung innerhalb
einer gesetzten Frist, ist vom Einversténdnis der Vollstreckungsbehdrde mit der Auswahl des
Gutachters beziehungsweise der Gutachterin auszugehen;

— zur Anhérung der Vollstreckungsbehérde Uber die geplante Vollzugslockerung das externe
Gutachten beifligen;

— eine Vollzugslockerung nur anordnen, wenn die Vollstreckungsbehérde der
Vollzugslockerung zugestimmt hat oder wenn den von der Vollstreckungsbehdérde
geduBerten Bedenken Rechnung getragen wurde.

Umgang mit einer auslandischen untergebrachten Person

GemanB § 456a StPO kann die Vollstreckungsbehdérde von der Vollstreckung einer
Freiheitsstrafe, einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer MaBregel der Besserung und Sicherung
absehen, wenn der oder die Verurteilte wegen einer anderen Tat einer auslandischen Regierung
ausgeliefert oder wenn er oder sie aus der Bundesrepublik ausgewiesen wird.

Bestehen bei einer untergebrachten Person Anhaltspunkte daflir, dass die Voraussetzungen des
§ 456a StPO vorliegen, nimmt die MaBregelvollzugseinrichtung mit der zusténdigen
Vollstreckungsbehoérde Kontakt auf und regt an, die notwendigen Schritte einzuleiten.

Kommt ein Absehen von der Vollstreckung nicht in Betracht, soll bei einer nach § 64 StGB
untergebrachten Person im Einzelfall gepriift werden, ob Uber die zustandige
Vollstreckungsbehdérde die Erledigterklarung der Unterbringung durch das Gericht gemaf § 67d
Abs. 5 StGB angeregt werden soll. Ein solches Vorgehen kommt zum Beispiel in Betracht, wenn
eine erfolgreiche Behandlung wegen fehlender Motivation der untergebrachten Person auf Grund
der zu erwartenden Abschiebung nicht méglich ist.

GemanR § 67 Abs. 3 Satz 2 StGB in Verbindung mit § 67 Abs. 2 Satz 4 StGB kann eine
Umstellung der Vollstreckungsreihenfolge in der Weise erreicht werden, dass die Strafe vor der
MaBregel vollstreckt wird, wenn zu erwarten ist, dass der Aufenthalt der verurteilen Person in
Deutschland wahrend oder unmittelbar nach der VerbiiBung der Strafe beendet wird. Eine solche
Umstellung kann auch noch nachtraglich wéhrend des Vollzugs der MaBregel gerichtlich
angeordnet werden.

Nach den §§ 85 ff. Gesetz Uiber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in Verbindung mit
dem Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 (Rahmenbeschluss
Freiheitsstrafen) und nach dem Ubereinkommen (iber die Uberstellung verurteilter Personen vom
21. Marz 1983 kann eine verurteilte Person den Wunsch &uBBern, zum Vollzug der gegen sie
verhangten Sanktion in ihren Heimatstaat tberstellt zu werden.

48.5.1 Ziel des Rahmenbeschlusses Freiheitsstrafen wie auch des Ubereinkommens ist es, die

soziale Wiedereingliederung verurteilter Auslander und Auslanderinnen durch eine
VerblBung der gegen sie verhangten Sanktionen in ihrer Heimat zu férdern. Die Frage der
Resozialisierung der Verurteilten ist fr die Uberstellung grundsatzlich nicht allein
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ausschlaggebend. Zu berlcksichtigen sind regelméasiig auch die Interessen der
Rechtspflege.

485.2 Bei Aufnahme einer auslandischen untergebrachten Person, die die Staatsangehdrigkeit

eines EU-Mitglieds- beziehungsweise Vertragsstaates besitzt, ist diese von dem
wesentlichen Inhalt des Rahmenbeschlusses beziehungsweise des Ubereinkommens zu
unterrichten. Zu diesem Zweck ist ihr bei Beginn des MaBregelvollzugs die
L&nderzuordnung zum Merkblatt fur in Deutschland verurteilte auslandische
Staatsangehérige zum Ubereinkommen (iber die Uberstellung verurteilter Personen vom
21. Marz 1983 (Anlage 5) in der jeweils gultigen Fassung auszuhandigen und
entsprechend zu dokumentieren. Befand sich die untergebrachte Person vor Aufnahme in
die MaBregelvollzugseinrichtung langer als sechs Monate in einer Justizvollzugsanstalt,
kann auf die Aushandigung des Merkblatts verzichtet werden.

48.5.3 Stellt eine untergebrachte Person in der MafBregelvollzugseinrichtung ein Gesuch auf

Uberstellung, leitet die MaBregelvollzugseinrichtung das Ersuchen mit einer eigenen
Stellungnahme der zustandigen Vollstreckungsbehérde zu. Die Stellungnahme der
MaBregelvollzugseinrichtung soll Hinweise tUber die Anschrift der untergebrachten Person,
zu ihren sozialen Bindungen und zu ihrer Behandlung enthalten. Das weitere Verfahren
obliegt den Vollstreckungsbehdrden. Im Bereich des MafBregelvollzugs ist ein
Vollstreckungshilfeverkehr derzeit nur mit wenigen Landern maéglich.

Mit den jeweils zustandigen Auslanderbehdrden ist insbesondere bei vollziehbar
ausreisepflichtigen auslandischen Personen im Rahmen der datenschutzrechtlichen
Méglichkeiten ein regelmaBiger Austausch zu suchen, um mdglichst sicherzustellen, dass kein
Widerspruch zu Regelungen im Aufenthaltsrecht entsteht. Darliber hinaus wird auf die
Regelungen in den Nummern 13.6.4.3 (unbegleiteter Ausgang) und 13.6.5.2 (unbegleitete
AuBenbeschéftigung) sowie 13.6.6.1 (Beurlaubung) und 13.6.6.7 (Beurlaubung zum Zwecke des
Probewohnens) zur Information der jeweils zustédndigen Auslanderbehdérde verwiesen.

Abschnitt 8 Antrag auf gerichtliche Entscheidung, Rechtsbeschwerde

Antrag auf gerichtliche Entscheidung

Gegen eine MaBnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des
MaBregelvollzugs kann gerichtliche Entscheidung beantragt werden. Mit dem Antrag kann auch
die Verpflichtung zum Erlass einer abgelehnten oder unterlassenen MaBBnahme begehrt werden
(§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 109 StVollzG).

Der Antrag ist fristgebunden, § 138 Abs. 3 in Verbindung mit den §§ 112 und 113 StVollzG. Er
muss zwei Wochen nach Zustellung oder schriftlicher Bekanntgabe der MaBnahme oder ihrer
Ablehnung schriftlich oder zur Niederschrift der Geschéaftsstelle des Gerichts gestellt werden (§
138 Abs. 3 in Verbindung mit § 112 Abs. 1 StVollzG). Die Antragstellung zur Niederschrift der
Geschaftsstelle erfolgt durch Ausfliihrung der untergebrachten Person zum Gericht oder durch
Erscheinen des Urkundsbeamten bei der untergebrachten Person in der
MaBregelvollzugseinrichtung. Bei Unterlassen einer MaBnahme kann der Antrag auf gerichtliche
Entscheidung — vorbehaltlich besonderer Umstande — nicht vor Ablauf von drei Monaten und nur
bis zum Ablauf eines Jahres seit der Stellung des Antrags auf Vornahme der MaBnahme gestellt
werden (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 113 Abs. 1 und Abs. 3 StVollzG).

Uber den Antrag entscheidet die Strafvollstreckungskammer oder die Jugendkammer (§ 92 Abs.
2 Satz 1 JGG), in deren Bezirk die beteiligte MaBregelvollzugseinrichtung als Vollzugsbehdrde
ihren Sitz hat. Das Verfahren richtet sich nach § 138 Abs. 3 in Verbindung mit den §§ 109 bis 121
StVollzG beziehungsweise § 92 Abs. 1 Satz 2 JGG in Verbindung mit den §§ 109 und 111 bis
120 Abs. 1 StVollzG.

Schriftliche Bekanntgabe der VollzugsmaBnahme oder ihrer Ablehnung

AuBert eine untergebrachte Person die Absicht, gegen eine VollzugsmaBnahme oder deren
Ablehnung gerichtliche Entscheidung zu beantragen (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 109 Abs.
1 StVollzG), so ist ihr die MaBnahme oder ihre Ablehnung gegen Nachweis schriftlich bekannt zu
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geben, soweit dies noch nicht geschehen ist. Erst mit der schriftlichen Bekanntgabe beginnt der
Fristenlauf (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 112 Abs. 1 StVollzG).

Behandlung eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung durch die
MaBregelvollzugseinrichtung

Geht ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei der MaBregelvollzugseinrichtung ein, so ist er
unverzlglich dem zusténdigen Gericht (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 110 StVollzG)
zuzuleiten.

Eine Stellungnahme des Leiters oder der Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung, ein Abdruck
der angefochtenen Entscheidung und die sonst einschlagigen Unterlagen oder Ablichtungen
davon sind dem Antrag beizufligen oder sobald wie mdglich nachzureichen.

Die Stellungnahme der MaBregelvollzugseinrichtung ist so abzufassen, dass sie der
untergebrachten Person auch bekannt gegeben werden kann. Die Stellungnahme soll in der
Regel Angaben zur Person der untergebrachten Person und eine Darstellung des Sachverhalts
enthalten. Hierdurch darf jedoch die Weiterleitung des Antrags nicht erheblich verzdgert und
insbesondere die Einhaltung der Frist fir den Antrag (vgl. Nr. 49.2) nicht gefédhrdet werden.

Ersucht das Gericht zu einem bei ihm vorgebrachten Antrag der untergebrachten Person um
Stellungnahme, so gilt vorstehender Absatz entsprechend.

Gerichtliche Entscheidung, Rechtsbeschwerde

Der Leiter oder die Leiterin der MaBregelvollzugseinrichtung legt der Fachaufsicht einen Abdruck
der gerichtlichen Entscheidung vor. Soweit die Entscheidung zugunsten der antragstellenden
untergebrachten Person ergangen ist, legt der Leiter oder die Leiterin der
MaBregelvollzugseinrichtung der Bezirkshauptverwaltung beziehungsweise der
Geschéftsfihrung des Unternehmens des Bezirks sowie der Fachaufsichtsbehérde unverziiglich
einen Abdruck der gerichtlichen Entscheidung vor und &uBert sich gleichzeitig dazu, ob
Rechtsbeschwerde (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 116 StVollzG) eingelegt werden soll.
Ferner teilt er beziehungsweise sie mit, wann die Entscheidung der MaBregelvollzugseinrichtung
zugestellt wurde.

Rechtsbeschwerdeverfahren

Wird Rechtsbeschwerde eingelegt, so ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales als
Fachaufsichtsbehdrde Beteiligte des Verfahrens (§ 138 Abs. 3 und § 111 Abs. 2 StVollzG). Die
Vertretung im Verfahren erfolgt durch die értlich zustdndige Generalstaatsanwaltschaft (§ 4d der
Vertretungsverordnung des Freistaats Bayern).

Die Generalstaatsanwaltschaft legt der Fachaufsichtsbeh&rde drei Abdriicke der zur
Rechtsbeschwerde ergangenen gerichtlichen Entscheidung vor. Die Fachaufsichtsbehérde setzt
hiervon die Bezirkshauptverwaltung oder die Leitung des Unternehmens des Bezirks (vgl. Art. 46
BayMRVG) und die Leitung der MaBregelvollzugseinrichtung in Kenntnis und fugt jeweils einen
Abdruck dieser Entscheidung bei.

Abschnitt 9 Schlussvorschriften

Inkrafttreten; AuBerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschriften treten am 6. Juli 2021 in Kraft. Die Verwaltungsvorschriften zum
Bayerischen MaBregelvollzugsgesetz vom 17. Januar 2017 (Az. IV5/2182-1/49) treten zum
Ablauf des 5. Juli 2021 auBer Kraft.

gez. Rudolf Forster
Ministerialrat
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	Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen Maßregelvollzugsgesetz (VVBayMRVG)
	Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales
	1. Anwendungsbereich (zu Art. 1)
	2. Ziele und Grundsätze (zu Art. 2)
	2.1 Ziel der Unterbringung ist es, die Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten durch die untergebrachte Person zu schützen. Weiteres Ziel ist es, psychisch kranke Menschen, die gemäß § 63 StGB untergebracht sind, zu heilen oder ihren Zustan...
	2.2 Alle am Vollzug Beteiligten richten ihre Arbeit darauf aus, dass der Maßregelvollzug in Bayern sicher, qualitativ hochwertig, menschlich, transparent und wirtschaftlich ist. Alle an Vollzug und Vollstreckung Beteiligten arbeiten eng und vertrauens...
	2.3 Behandlungs- und Sicherungsmaßnahmen, die ohne Einwilligung der untergebrachten Person durchgeführt werden, sind auf das unverzichtbare Maß zu beschränken.
	2.4 Soweit in diesen Verwaltungsvorschriften Vertreter oder Vertreterinnen genannt sind, sind hiervon sowohl gesetzliche Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen (Eltern Minderjähriger, Betreuer beziehungsweise Betreuerinnen) als auch bevollmächtigte ...

	3. Aufnahme (zu Art. 4)
	4. Behandlungs- und Vollzugsplan (zu Art. 5)
	4.1 Der Behandlungs- und Vollzugsplan soll die untergebrachte Person als verantwortlichen Teilnehmer oder verantwortliche Teilnehmerin in den therapeutischen Prozess einbinden. Er soll zum einen alle behandelnden Beschäftigten der Maßregelvollzugseinr...
	4.2 Der Behandlungs- und Vollzugsplan ist für jede untergebrachte Person individuell zu erstellen und bedarf der Schriftform. Er soll insbesondere Angaben enthalten über:
	4.3 Die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung bestimmt, wer den Behandlungs- und Vollzugsplan aufstellt und ändert sowie wer die Durchführung des Behandlungs- und Vollzugsplans überwacht.
	4.4 Nach Maßgabe des Art. 5 Abs. 3 BayMRVG sollen der Behandlungs- und Vollzugsplan sowie wesentliche Änderungen mit der untergebrachten Person und mit dem Vertreter beziehungsweise der Vertreterin erörtert werden. Dies dient der Information, aber auc...
	4.5 Ein Abdruck des Behandlungs- und Vollzugsplans und jeder Fortschreibung ist der untergebrachten Person und – sofern vorhanden – auch dem Vertreter oder der Vertreterin auf Wunsch gegen Nachweis auszuhändigen.

	5. Behandlung von Erkrankungen (zu Art. 6)
	5.1 Die untergebrachte Person hat einen umfassenden Anspruch auf eine angemessene gesundheitliche Fürsorge und Betreuung. Die Behandlung erfolgt nach anerkanntem Stand des aktuellen medizinischen, psychotherapeutischen, pflegerischen und pädagogischen...
	5.2 Die Behandlung anderer Erkrankungen, die keine psychischen Krankheiten sind, erfolgt nach Maßgabe der Art. 59 (Gesundheitsuntersuchungen, medizinische Vorsorgeleistungen), Art. 60 (Krankenbehandlung), Art. 61 (Versorgung mit Hilfsmittel), Art. 63 ...
	5.3 Medizinische Behandlungen bedürfen grundsätzlich der schriftlichen Einwilligung der untergebrachten Person, Art. 6 Abs. 2 BayMRVG. Eine wirksame Einwilligung setzt insbesondere voraus, dass die untergebrachte Person einwilligungsfähig ist, umfasse...
	5.4 Widerspricht die in Rede stehende Behandlungsmaßnahme dem natürlichen Willen der untergebrachten Person, so liegt eine Zwangsbehandlung im Sinn des BayMRVG vor, die grundsätzlich dem Richtervorbehalt unterliegt. Einen entgegenstehenden natürlichen...
	5.5 Der von der Maßregelvollzugseinrichtung dem zuständigen Gericht vorzulegende Vorgang hat umfassend und einzelfallbezogen zu den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 und Abs. 4 BayMRVG Stellung zu nehmen. Davon umfasst ist insbesondere die Dokumentati...
	5.6 Ausnahmsweise können bei Gefahr im Verzug Behandlungsmaßnahmen bereits durchgeführt werden, die bei einer konkreten Gefahr für das Leben oder einer konkreten schwerwiegenden Gefahr für die Gesundheit der untergebrachten Person oder bei einer konkr...
	5.7 Gemäß Art. 6 Abs. 4 Nr. 7 Buchst. a und b BayMRVG darf eine Zwangsbehandlung zur Herstellung der Entlassungsfähigkeit oder bei konkreter Eigengefährdung nur angeordnet werden, wenn die untergebrachte Person krankheitsbedingt nicht einsichtsfähig i...
	5.8 Bei minderjährigen untergebrachten Personen gelten diese Regelungen mit folgender Maßgabe:

	6. Persönlicher Besitz und Ausstattung des Unterbringungsraums (zu Art. 9)
	6.1 Die untergebrachte Person darf eigene Kleidung und Wäsche tragen, soweit sie für die Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel sorgt.
	6.2 Jede untergebrachte Person hat das Recht, sich mit einem gewissen Bestand an persönlichen Gegenständen zu umgeben. Was als angemessener Umfang zur Gestaltung des Unterbringungsraums anzusehen ist, ist in der Hausordnung zu konkretisieren (Art. 15 ...
	6.3 Der untergebrachten Person soll die Möglichkeit gegeben werden, Wertsachen vor dem Zugriff von anderen untergebrachten Personen zu sichern (zum Beispiel in einem Safe auf der Station, einem Effektenraum oder einem abschließbaren Schrank im Zimmer,...
	6.4 Eine Beschränkung des Besitzes kann nach Maßgabe des Art. 9 Abs. 1 Halbsatz 2, Abs. 3 und 4 BayMRVG erfolgen. Dies ist zum Beispiel möglich, wenn durch den Gegenstand eine Gefährdung des Vollzugsziels oder der Sicherheit zu befürchten ist. Beschrä...
	6.5 Ausgeschlossene Gegenstände können zeitlich befristet aufbewahrt werden, sofern dies nach Art (zum Beispiel nicht bei verderblichen Lebensmitteln, Tieren) oder Umfang (Größe) der Sache möglich ist und der Maßregelvollzugseinrichtung keine Kosten e...

	7. Technische Geräte und Medien
	7.1 Technische Geräte und Medien sind geeignet, die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der Maßregelvollzugseinrichtung zu gefährden. Sie können die Begehung von Straftaten fördern, eine effektive Therapie mit A...
	7.2 Genehmigungsvoraussetzungen für private technische Geräte und Medien
	7.2.1 Das Einbringen jeglicher privater technischer Geräte und Medien bedarf der Genehmigung der Maßregelvollzugseinrichtung. Private technische Geräte und Medien, die mindestens eines der Ausstattungsmerkmale
	7.2.2 Die Genehmigung von Mobiltelefonen und Smartphones darf grundsätzlich nur mit der Maßgabe erteilt werden, dass die Benutzung ausschließlich außerhalb des gesicherten Bereichs zulässig ist. Bei Betreten der Maßregelvollzugseinrichtung sind Mobilt...
	7.2.3 Auf unmittelbar entlassvorbereitenden Stationen und in entlassvorbereitenden Wohngemeinschaften soll die Maßregelvollzugseinrichtung dem Antrag der untergebrachten Person auf Einbringen eines privaten technischen Geräts oder Mediums unabhängig v...

	7.3 Genehmigungsverfahren für private technische Geräte und Medien
	7.3.1 Zur Genehmigung ist ein Antrag der untergebrachten Person an die Maßregelvollzugseinrichtung erforderlich, in dem die Hard- und/oder Softwarekomponenten im Einzelnen aufgelistet sind. Die Überprüfung des Antrags erfolgt in Absprache mit dem Stat...
	7.3.2 Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn eine schriftliche Vereinbarung über die Nutzung zwischen der untergebrachten Person und der Maßregelvollzugseinrichtung vorliegt. Darin muss enthalten sein:
	7.3.3 Die Genehmigung ist schriftlich und befristet zu erteilen. Sie kann bei Vorliegen der Voraussetzungen und beanstandungsloser Nutzung verlängert werden. Die Genehmigung kann jederzeit unter Angabe von Gründen widerrufen werden. Sie ist zu widerru...

	7.4 Vorkehrungen für das Einbringen und die Verwendung von privaten technischen Geräten und Medien
	7.4.1 Vor der Übergabe an die untergebrachte Person ist das private Gerät oder Medium sowie die darauf befindliche Software durch sachkundige Stellen auf Kosten der untergebrachten Person zu überprüfen.
	7.4.2 Vorinstallierte ausgeschlossene Ausstattungsmerkmale sind in geeigneter Weise zum Beispiel durch Verschluss unbrauchbar zu machen. Ausnahmeregelungen sind nur dann möglich, wenn wegen einer erforderlichen besonderen Softwarenutzung im Einzelfall...
	7.4.3 Bei der verwendeten Software darf es sich ausschließlich um lizensierte Produkte handeln. Zulässig sind allein die Programme, die in der mit der Maßregelvollzugseinrichtung getroffenen Vereinbarung niedergelegt sind. Nur in Ausnahmefällen und un...
	7.4.4 Private technische Geräte oder Medien dürfen nur von der untergebrachten Person benutzt werden, der dies erlaubt wurde.
	7.4.5 Eine Zugangssicherung durch Vergabe eines Passworts ist zulässig, wenn sie der Maßregelvollzugseinrichtung bekannt gemacht wurde und die jederzeitige Kontrolle der technischen Geräte oder Medien weiterhin möglich ist.
	7.4.6 Bei Nichteinhaltung der Vorgaben nach Nr. 7.4 ist die Genehmigung zu entziehen.
	7.4.7 Die Nutzung der technischen Geräte oder Medien ist stichprobenartig daraufhin zu kontrollieren, ob sie den Vereinbarungen entspricht. Bei Verdacht auf Missbrauch sind weitere Kontrollen auf Kosten der untergebrachten Person durchzuführen.

	7.5 Klinikeigene technische Geräte
	7.5.1 Zur Angleichung an die allgemeinen Lebensverhältnisse können die Maßregelvollzugseinrichtungen klinikeigene technische Geräte und Medien, wie insbesondere Computer, zur Nutzung durch die untergebrachte Person vorsehen.
	7.5.2 Eine Internetnutzung an klinikeigenen Geräten und Medien kann in einem angemessenen zeitlichen Umfang ermöglicht werden, sofern im Einzelfall therapeutische oder sicherheitsrechtliche Gründe nicht entgegenstehen und eine ständige Aufsicht gewähr...
	7.5.3 Eine allgemeine Beschränkung des Internetzugangs auf einzelne Internetseiten ist nicht zulässig. Beschränkungen des Internetzugangs müssen jeweils bezogen auf die einzelne untergebrachte Person begründet werden. Eine ausreichende Begründung stel...
	7.5.4 Die Ausgestaltung der Nutzung klinikeigener technischer Geräte und Medien obliegt der jeweiligen Maßregelvollzugseinrichtung.


	8. Arbeit, Beschäftigung und Bildung (zu Art. 10)
	8.1 Vereinbarungen mit externen Auftraggebern im Rahmen der Arbeits- und Beschäftigungstherapie sind schriftlich abzuschließen.
	8.2 Die Träger des Maßregelvollzugs entscheiden, ob im Hinblick auf bestehende Sprach- oder Integrationsdefizite bei den untergebrachten Personen, diesen mit vertretbarem Aufwand ein Deutsch- und Integrationsunterricht angeboten werden kann.

	9. Besuch (zu Art. 12)
	9.1 Das Besuchsrecht ist von erheblicher Bedeutung für die Resozialisierung einer untergebrachten Person. Es dient der Aufrechterhaltung familiärer und sozialer Bindungen sowie der Kontaktaufnahme zu Bezugspersonen, die auch bei Vollzugslockerungen un...
	9.2 Besucher müssen sich durch einen amtlichen Lichtbildausweis oder auf andere geeignete Weise ausweisen.
	9.3 Nach Art. 12 Abs. 2 Satz 1 BayMRVG kann das Besuchsrecht eingeschränkt werden. Jede Beschränkung unterliegt einer Verhältnismäßigkeitskontrolle. Eine Beschränkung darf nur in seltenen Ausnahmefällen und nach Prüfung des Einzelfalls erfolgen. Eine ...
	9.4 Die allgemeinen Besuchsregeln werden von der jeweiligen Maßregelvollzugseinrichtung in der Hausordnung festgelegt. Die Hausordnung hat mindestens die Besuchszeit sowie Häufigkeit und Dauer von Besuchen zu regeln (Art. 15 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG).

	10. Außenkontakte (zu Art. 13)
	10.1 Art. 13 BayMRVG verweist für den Schriftverkehr, den Empfang und die Absendung von Paketen, Telefongespräche, andere Formen der Telekommunikation sowie Außenkontakte und Besuche mit bestimmten Personen auf die Vorschriften des Bayerischen Sicheru...
	10.2 Für den Schriftverkehr gelten Art. 26 bis 29 BaySvVollzG entsprechend. Die untergebrachte Person hat grundsätzlich ein Recht auf unbeschränkten und nicht überwachten Schriftverkehr. Alle Einschränkungen des Schriftverkehrs müssen verhältnismäßig ...
	10.3 Für den Empfang und das Absenden von Paketen gilt Art. 31 BaySvVollzG entsprechend.
	10.4 Für das Führen von Telefongesprächen gilt Art. 25 BaySvVollzG entsprechend. Die untergebrachte Person hat das Recht, aus der Maßregelvollzugseinrichtung zu telefonieren sowie in der Maßregelvollzugseinrichtung Telefongespräche zu empfangen. Art. ...
	10.5 Die Nutzung anderer Formen der Telekommunikation (zum Beispiel E-Mail-Verkehr, Bildtelefonie) ist mit Genehmigung nach Nr. 7.3 oder unter den Voraussetzungen der Nr. 7.5 zulässig. Die Beschränkungen oder Überwachungen richten sich danach, mit wel...

	11. Recht auf Religionsausübung (zu Art. 14)
	11.1 Das Recht zur ungestörten Religionsausübung ist zu gewährleisten. Zur Religionsausübung gehört neben der Teilnahme an religiösen Veranstaltungen auch die seelsorgerische Betreuung einschließlich des Anspruchs auf Vermittlung eines seelsorgerische...
	11.2 Die Teilnahme an religiösen Veranstaltungen kann ausnahmsweise unter den Voraussetzungen des Art. 14 Abs. 4 BayMRVG versagt werden. Ein Anspruch auf Teilnahme an religiösen Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung sowie auf Durchführung religiös...
	11.3 Die untergebrachte Person ist zum Besitz religiöser Schriften und Gegenstände berechtigt. Der Besitz kann nur untersagt oder entzogen werden, wenn dies zum Schutz der Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit sowie des Personals und anderer unterge...
	11.4 Bei der Verpflegung der untergebrachten Person ist darauf zu achten, dass sie nicht etwaigen religiösen Geboten zuwiderläuft, sofern die untergebrachte Person diese nach eigener Angabe befolgen möchte.

	12. Hausordnung (zu Art. 15)
	12.1 Die allgemeinen Regelungen des Gesetzes müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Gegebenheiten in der jeweiligen Maßregelvollzugseinrichtung durch eine Hausordnung konkretisiert werden. Dieser kommt lediglich eine konkretisierende Ausgesta...
	12.2 Die Aufzählung in Art. 15 Abs. 2 BayMRVG ist nicht abschließend, sondern nennt nur die Regelungsbereiche, die eine Hausordnung in jedem Fall enthalten muss. Die Regelung eines Einschlusses aus organisatorischen Gründen nach Art. 15 Abs. 2 Nr. 11 ...

	13. Lockerungen des Vollzugs (zu den Art. 16-21)
	13.1 Voraussetzungen der Lockerungen des Vollzugs
	13.1.1 Die untergebrachte Person kann bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf Gewährung von Vollzugslockerungen geltend machen.
	13.1.2 Bei der Entscheidung über die Lockerungen des Vollzugs wird insbesondere auch berücksichtigt, ob eine Entlassung der untergebrachten Person absehbar ist. Dies betrifft vor allem die Fälle, in denen eine Entlassung aufgrund gerichtlicher Erledig...
	13.1.3 Die Entscheidung über Lockerungen des Vollzugs erfordert eine genaue Kenntnis des Zustandes der untergebrachten Person. Grundlage der Entscheidung über die Lockerung des Vollzugs ist der gegenwärtige Gesundheitszustand der untergebrachten Perso...
	13.1.4 Die Aufnahme der untergebrachten Person in eine bestimmte Lockerungsstufe kann die fortdauernde individuelle Beobachtung nicht ersetzen. In jedem Fall ist darauf zu achten, dass bestimmte Freiheiten nicht schon aufgrund der Aufnahme in die betr...
	13.1.5 Für die prognostische Beurteilung nach Nr. 13.1.2 sind insbesondere die folgenden Dimensionen zu berücksichtigen und zu werten:
	13.1.6 Die Erforderlichkeit einer Differenzierung nach dem Flucht- und Deliktrisiko tritt besonders deutlich hervor, wenn zu einer bestimmten Maßnahme die Aufsicht über die untergebrachte Person gelockert werden soll: Je schwerer die bisherigen oder z...
	13.1.7 Bei der Entscheidung des konkreten Einzelfalls sind alle Aufklärungsmöglichkeiten auszuschöpfen, um die Gefahr zu minimieren, dass sich die untergebrachte Person anders verhält, als dies die aktuelle therapeutische Beurteilung erwarten ließ. Na...
	13.1.8 Fehlprognosen der Art, dass ein an sich bestehendes Flucht- und Deliktrisiko nicht als solches erkannt wird, sind durch größtmögliche therapeutische Sorgfalt und ständige verantwortungsbewusste Überprüfung der Entscheidungsgrundlagen für die je...
	13.1.9 Lockerungsentscheidungen dürfen nicht als Disziplinarmaßnahme eingesetzt werden. Einzelne disziplinarische Maßnahmen sollen nicht automatisch zur Aussetzung von Lockerungen des Vollzugs führen.

	13.2 Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis
	13.2.1 In jeder Maßregelvollzugseinrichtung ist ein Personenkreis „Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis“ (vgl. Art. 19 Abs. 1 BayMRVG) festzulegen. Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis sind untergebrachte Personen, die eine rechtswidrige...
	13.2.2 Soweit der Kernbereich der oben genannten Definition berührt ist (Aufzählung der Straftatbestände), wird den Maßregelvollzugseinrichtungen bei der Festlegung der Zugehörigkeit einer untergebrachten Person zum Kreis der Personen mit besonderem S...
	13.2.3 Bei der Beurteilung, ob eine untergebrachte Person aufgrund einer angeordneten Sicherungsverwahrung oder aufgrund von besonderen Schwierigkeiten in den Personenkreis „Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis“ zu zählen ist, soll neben der An...
	13.2.4 „Unbegleiteter Geländegang“ im Sinn des Art. 19 Abs. 1 BayMRVG bedeutet Ausgang außerhalb des gesicherten Bereichs (vgl. Nr. 13.5.3).

	13.3 Verfahren bei Gewährung von Lockerungen des Vollzugs
	13.3.1 Lockerungsentscheidungen sind gemäß Art. 49 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG vom Leiter oder der Leiterin der Maßregelvollzugseinrichtung zu treffen. Ist die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung nicht rechtzeitig erreichbar, dürfen Lockerungsentscheidun...
	13.3.2 Jede Erstentscheidung über die Gewährung der Lockerungsstufe A, sowie über eine höhergradige Lockerung zwischen den Stufen A – D wird in einer Konferenz vorbereitet, an der die an der Behandlung der untergebrachten Person maßgeblich Beteiligten...
	13.3.3 Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis (siehe Nr. 13.2) gelten zusätzlich die folgenden Bestimmungen:

	13.4 Besonderheiten für nach den §§ 126a und 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO untergebrachte Personen, bei angeordneter Sicherungsverwahrung und in Fällen der Krisenintervention gemäß § 67h StGB
	13.4.1 Für Personen, die nach den §§ 126a und 463 Abs. 1 in Verbindung mit § 453c StPO vorläufig untergebracht sind, gelten die in den Nrn. 13.1, 13.3 und 13.5 dargestellten Regelungen zu Vollzugslockerungen nicht. In diesen Fällen kommen Vollzugslock...
	13.4.2 Ist eine Sicherungsverwahrung gemäß § 66 StGB angeordnet, sind auch die Ausführungen in Nr. 47 zu beachten.
	13.4.3 Soweit dies erforderlich ist, kann beim Vollzug einer Krisenintervention gemäß § 67h StGB von den Regelungen zu Vollzugslockerungen abgewichen werden.

	13.5 Lockerungsstufen
	13.5.1 Die untergebrachte Person durchläuft bei erfolgreicher Behandlung die in den Art. 16 und 18 BayMRVG aufgeführten Lockerungen des Vollzugs in der Regel in der folgenden Reihenfolge (Lockerungsstufen):
	13.5.2 Die jeweils nächste Lockerungsstufe darf in der Regel erst gewährt werden, nachdem die vorherige Stufe erfolgreich gewährt wurde. Bei bevorstehenden Entlassungen aus Gründen der Verhältnismäßigkeit oder bei zu begründenden individuellen Fällen ...
	13.5.3 „Außerhalb des gesicherten Bereichs“ bedeutet außerhalb desjenigen Bereichs der Maßregelvollzugseinrichtung, der geschlossen geführt wird. „Außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung“ bedeutet außerhalb des Klinikgeländes.
	13.5.4 Die Beteiligung der Vollstreckungsbehörde ist in Art. 19 BayMRVG geregelt. Die Beteiligung der Staatsanwaltschaft oder des Jugendrichters als Vollstreckungsleiter bei Lockerungsentscheidungen nach Art. 19 BayMRVG trägt deren Funktion als Vollst...

	13.6 Voraussetzungen der einzelnen Lockerungsstufen
	13.6.1 Ohne Lockerungsstufe
	13.6.1.1 Wurde noch keine Lockerung des Vollzugs gewährt, ist die untergebrachte Person ohne Lockerungsstufe.
	13.6.1.2 Da die untergebrachte Person bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf Gewährung von Lockerungen des Vollzugs geltend machen kann, dürfen Lockerungen des Vollzugs dauerhaft nur in besonders begründeten Einzelfäll...

	13.6.2 Begleiteter Ausgang außerhalb des gesicherten Bereichs oder außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a BayMRVG)
	13.6.2.1 Die geringsten Vollzugslockerungsstufen sind der begleitete Ausgang außerhalb des gesicherten Bereichs oder außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung für einen vorab bestimmten Zeitraum innerhalb eines Tages. Hierbei ist die untergebrachte Pe...
	13.6.2.2 Eine Anhörung der Vollstreckungsbehörde gemäß Art. 19 Abs. 1 BayMRVG und der Polizei ist nicht vorgesehen. Jedoch ist die Vollstreckungsbehörde über die Gewährung der Vollzugslockerung gemäß Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spätestens im Rahme...

	13.6.3 Begleitete Außenbeschäftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a BayMRVG)
	13.6.3.1 Die begleitete Außenbeschäftigung hat so zu erfolgen, dass die untergebrachte Person die Maßregelvollzugseinrichtung innerhalb eines Tages nur für eine vorab bestimmte Zeit verlässt. Hierbei ist die untergebrachte Person durch Beschäftigte de...
	13.6.3.2 Die Vollstreckungsbehörde ist über die Gewährung der Vollzugslockerung gemäß Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spätestens im Rahmen der regelmäßig zu erstellenden Stellungnahmen gemäß den § 463 StPO und § 67e StGB zu informieren.

	13.6.4 Unbegleiteter Ausgang außerhalb des gesicherten Bereichs oder außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b BayMRVG)
	13.6.4.1 Der unbegleitete Ausgang kann außerhalb des gesicherten Bereichs oder außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung gewährt werden und erfolgt ohne Beaufsichtigung durch Beschäftigte der Maßregelvollzugseinrichtung. Auch die Begleitung durch eine...
	13.6.4.2 Auch folgende Fälle stellen eine entsprechende Vollzugslockerung dar:
	13.6.4.3 Vor der Entscheidung über die Gewährung von unbegleitetem Ausgang außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung ist die Vollstreckungsbehörde zu hören, Art. 19 Abs. 1 BayMRVG. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen ausländischen Personen ist rechtze...
	13.6.4.4 Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis ist vor der Entscheidung über die Gewährung von unbegleitetem Ausgang außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung zusätzlich die Polizeidienststelle am Sitz der Maßregelvollzugseinrichtung zu höre...
	13.6.4.5 Die Vollstreckungsbehörde ist über die Gewährung der Vollzugslockerung gemäß Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zeitnah, spätestens im Rahmen der regelmäßig zu erstellenden Stellungnahmen gemäß den § 463 StPO und § 67e StGB zu informieren.

	13.6.5 Unbegleitete Außenbeschäftigung (Art. 16 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b BayMRVG)
	13.6.5.1 Die unbegleitete Außenbeschäftigung erfolgt ohne Beaufsichtigung durch Beschäftigte der Maßregelvollzugseinrichtung.
	13.6.5.2 Die Vollstreckungsbehörde ist vor der Entscheidung gemäß Art. 19 Abs. 1 BayMRVG zu hören und über die Gewährung der Vollzugslockerung gemäß Art. 19 Abs. 2 BayMRVG zu informieren. Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis wird zusätzlich...
	13.6.5.3 Im Übrigen wird auf die oben gemachten Ausführungen zur begleiteten Außenbeschäftigung verwiesen.

	13.6.6 Beurlaubung und Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens (Art. 16 Abs. 3 und Art. 18 BayMRVG)
	13.6.6.1 Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 1 BayMRVG kann eine untergebrachte Person nach Art. 16 Abs. 3 BayMRVG bis zu zwei Wochen beurlaubt werden.
	13.6.6.2 Zieht der Leiter oder die Leiterin der Maßregelvollzugseinrichtung eine Beurlaubung in Erwägung, so muss zunächst die Vollstreckungsbehörde gehört werden, Art. 19 Abs. 1 BayMRVG. Bei Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis wird zusätzlich...
	13.6.6.3 Um dem aktuellen Gesundheitszustand gerecht werden zu können, sollte die Anhörung der Vollstreckungsbehörde beziehungsweise der Polizei nicht zu früh, nach Möglichkeit aber spätestens zwei Wochen vor dem Beurlaubungstermin erfolgen. Die Maßre...
	13.6.6.4 Sowohl die Mitteilung durch die Maßregelvollzugseinrichtung als auch die Stellungnahme der Vollstreckungsbehörde beziehungsweise der Polizei werden schriftlich abgegeben (zum Beispiel per Telefax oder – wenn die Möglichkeit einer Ende-zu-Ende...
	13.6.6.5 Sowohl die Gewährung der Beurlaubung als auch die Ablehnung des Antrags auf Beurlaubung und deren Widerruf durch den Leiter oder die Leiterin der Maßregelvollzugseinrichtung müssen der Vollstreckungsbehörde mitgeteilt werden (Art. 19 Abs. 2 B...
	13.6.6.6 Die Rückkehr der untergebrachten Person von der Beurlaubung wird der Vollstreckungsbehörde in der Regel nicht mitgeteilt. Eine Unterrichtung der Vollstreckungsbehörde ist jedoch bei besonderen Vorkommnissen geboten.
	13.6.6.7 Bei sich regelmäßig wiederholender Gewährung von Beurlaubung kann die Anhörung der Vollstreckungsbehörde einvernehmlich jeweils für einen genau festgelegten Zeitraum vorgenommen werden. Der Leiter oder die Leiterin der Maßregelvollzugseinrich...
	13.6.6.8 Im Rahmen der Optimierung der Entlassungsvorbereitungen kann eine Beurlaubung in eine geeignete Wohnform für einen längeren Zeitraum gewährt werden (Beurlaubung zum Zwecke des Probewohnens, Art. 18 BayMRVG). Dies dient der Überprüfung, ob sic...
	13.6.6.9 Findet das Probewohnen in einer Wohnform ohne therapeutische Leistungen Dritter statt (beispielsweise in der eigenen Wohnung), trägt die untergebrachte Person die Kosten grundsätzlich selbst. Die regelmäßige Wahrnehmung von Terminen durch die...

	13.6.7 Aussetzung und Widerruf von Lockerungen
	13.6.7.1 Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 6 BayMRVG können Lockerungen ausgesetzt oder widerrufen werden. Anders als bei einem Widerruf findet im Falle einer Aussetzung keine Rückstufung in eine niedrigere Stufe statt. Es wird ledigl...
	13.6.7.2 Sowohl Aussetzung als auch Widerruf stellen rechtfertigungsbedürftige Eingriffe in das Freiheitsrecht der untergebrachten Person dar. Die Aussetzungs- bzw. Widerrufsgründe sind in Art. 16 Abs. 6 BayMRVG abschließend normiert. Eine generalisie...
	13.6.7.3 Die Anordnung einer Aussetzung sowie eines Widerrufes erfolgt nach Maßgabe des Art. 49 Abs. 2 Nr. 6 BayMRVG durch die Maßregelvollzugsleitung. Die wesentlichen Entscheidungsgrundlagen sind zu dokumentieren. Wird die Gewährung einer Lockerung ...

	13.6.8 Einbindung der Polizei bei Lockerungsentscheidungen
	13.6.8.1 Die Einbindung der Polizei bei Lockerungsentscheidungen beschränkt sich auf Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis und bezieht nur die äußeren Umstände der geplanten Lockerung wie Zeitpunkt, Ort oder mögliche Reaktionen der Bevölkerung ein.
	13.6.8.2 Die Polizei prüft diese „indirekten“ Gefahren für die öffentliche Sicherheit in der Gefahrenprognose ab und teilt diese gegebenenfalls der Maßregelvollzugseinrichtung mit. Hierbei kann es sich insbesondere um folgende Fallkonstellationen hand...
	13.6.8.3 Teilt die Polizei der Maßregelvollzugseinrichtung äußere Umstände mit, die einer Lockerung entgegenstehen, wird die Vollstreckungsbehörde von der Polizei nachrichtlich beteiligt. Die Straftaten, die zur Unterbringung führten, sind somit nicht...
	13.6.8.4 Die Maßregelvollzugseinrichtung wird die für sie zuständige Polizeidienststelle am Sitz der Maßregelvollzugseinrichtung im Regelfall mindestens zwei Wochen vor dem Termin der Lockerungsentscheidung mittels Formblatt „Lockerungsentscheidung be...
	13.6.8.5 Die Übermittlung des Formblattes erfolgt unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen (zum Beispiel per Telefax oder – wenn die Möglichkeit einer Ende-zu-Ende-Verschlüsselung besteht – durch vertrauliche elektronische Kommunikatio...



	14. Ausführung und Vorführung (zu Art. 21)
	14.1 Eine Ausführung ist die Verbringung einer untergebrachten Person zu einem bestimmten Zweck und zu einem bestimmten Ziel unter Beachtung der erforderlichen Sicherungsmaßnahmen. Ausführungen sind auch dann möglich, wenn diese keine therapeutische F...
	14.2 Wichtige Gründe für eine Ausführung im Sinn des Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayMRVG liegen insbesondere bei Erledigung medizinischer, rechtlicher oder persönlicher Angelegenheiten der untergebrachten Person vor. Notwendige ärztliche Konsultationen sind...
	14.3 Die Maßregelvollzugsleitung überträgt die Begleitung der untergebrachten Person während der Ausführung geeignetem und geschultem Personal. Sie erteilt dem Begleitpersonal die erforderlichen Weisungen. Das Begleitpersonal ist für jeden Einzelfall ...
	14.4 Vor jeder Ausführung ist – ausgehend vom individuellen Sicherungsbedarf und unter Berücksichtigung der jeweiligen Lockerungsstufe – über die Notwendigkeit einer Begleitung und gegebenenfalls Fesselung zu entscheiden. Unter den Voraussetzungen des...
	14.5 Sofern einer untergebrachten Person keine Hand- oder Fußfesseln angelegt werden, weil beispielsweise frühere begleitete Ausgänge unproblematisch verlaufen sind, so ist sicherzustellen, dass die untergebrachte Person während der gesamten Zeit der ...
	14.6 Sofern keine unmittelbare Aufsicht durch die Begleitperson gegeben ist und nicht ausgeschlossen werden kann, dass die untergebrachte Person den unbeobachteten Moment zur Flucht nutzen könnte, ist die Sicherheit durch Anlegen einer Hand- oder Fußf...
	14.7 Eine Vorführung liegt bei einem Verbringen der untergebrachten Person auf Ersuchen eines Gerichts zu einem gerichtlichen Termin vor. Bei Vorführungen mit Vorführungsbefehl nach § 457 StPO findet die Gefangenentransportvorschrift (GTV) Anwendung. ...

	15. Verfahren bei Entweichungen und Lockerungsmissbräuchen
	15.1 Die Maßregelvollzugseinrichtung hat bei Feststellung einer Entweichung (vgl. Nr. 35.5.1 Buchst. c oder eines Lockerungsmissbrauchs, der eine Fahndung zur Folge hat, unverzüglich die Polizeidienststelle am Sitz der Maßregelvollzugseinrichtung (tel...
	15.2 In den Fällen, in denen eine untergebrachte Person von einer Vollzugslockerung nicht zum vereinbarten Zeitpunkt an den vereinbarten Ort zurückgekehrt ist oder sich zum vereinbarten Zeitpunkt in der Maßregelvollzugseinrichtung nicht gemeldet hat, ...
	15.3 Die Rückkehr der entwichenen untergebrachten Person ist der Polizei unverzüglich telefonisch mitzuteilen. Anschließend ist die Rückkehr unverzüglich mittels des Formblatts „Meldung einer Rückkehr“ (Anlage 4) unter Einhaltung der datenschutzrechtl...

	16. Disziplinarmaßnahmen (zu Art. 22)
	16.1 Die zulässigen Disziplinarmaßnahmen sind abschließend in Art. 22 Abs. 2 BayMRVG geregelt. Disziplinarmaßnahmen sind von Behandlungs- und Therapiemaßnahmen nach Art. 6 BayMRVG zu unterscheiden. Die Einordnung einer konkreten Maßnahme in Reaktion a...
	16.2 Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist bei Disziplinarmaßnahmen von besonderer Bedeutung. Pflichtverstöße mit Bagatellcharakter rechtfertigen keine Disziplinarmaßnahmen.
	16.3 Disziplinarmaßnahmen kommen nur bei einem schuldhaften Verstoß einer untergebrachten Person gegen eine Pflicht, die ihr durch das BayMRVG auferlegt ist oder die ihr infolge einer Anordnung auf Grund des BayMRVG auferlegt wurde, in Betracht. Die A...
	16.4 Ein Disziplinarverfahren ist gemäß Art. 22 Abs. 3 BayMRVG entsprechend Art. 113 BayStVollzG durchzuführen.

	17. Durchsuchung, Untersuchung und Auslesen von Datenspeichern (zu Art. 24)
	17.1 Die mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung einer untergebrachten Person darf nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung erfolgen. Soll eine bestimmte Person durchsucht werden, kann d...
	17.2 Bei Bestehen eines begründeten Verdachts, dass eine untergebrachte Person Gegenstände im Körper versteckt hat, welche die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der Maßregelvollzugseinrichtung gefährden, kann ...
	17.3 Das Auslesen von Datenspeichern, welche die untergebrachte Person unzulässig in der Maßregelvollzugseinrichtung in Gewahrsam hat, ist unter den Voraussetzungen des Art. 91 Abs. 4 bis 6 BayStVollzG zulässig. Bei Aufnahme ist die untergebrachte Per...

	18. Besondere Sicherungsmaßnahmen (zu Art. 25)
	18.1 Besondere Sicherungsmaßnahmen mit freiheitsentziehendem Charakter (außer Fixierungen)
	18.1.1 Besondere Sicherungsmaßnahmen können angeordnet werden, wenn nach dem Verhalten einer untergebrachten Person oder aufgrund ihres Gesundheitszustandes in erhöhtem Maße Fluchtgefahr, die Gefahr von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen ode...
	18.1.2 Soll der untergebrachten Person durch besondere Sicherungsmaßnahmen nach Art. 25 Abs. 2 Nrn. 3, 8 oder 9 BayMRVG über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden, ist grundsätzlich vorher die gerichtliche Genehmigung he...
	18.1.2.1 Ob eine Maßnahme freiheitsentziehend und damit genehmigungsbedürftig ist, hängt von ihrer Schwere und ihrem Charakter ab. Ändert sich durch die besondere Sicherungsmaßnahme lediglich verschärfend die Art und Weise des Vollzugs der einmal verh...
	18.1.2.2 Ab welcher voraussichtlichen Dauer der besonderen Sicherungsmaßnahme eine Genehmigung erforderlich ist, muss grundsätzlich abhängig von der Intensität der Maßnahme entschieden werden. Bei der Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ...
	18.1.2.3 Regelmäßige, das heißt zweckgerichtet stets zur selben Zeit oder aus wiederkehrendem Anlass freiheitsentziehende Maßnahmen müssen nur einmal vom Gericht genehmigt werden und können dann bei Bedarf innerhalb der Grenzen der Genehmigung, also e...
	18.1.2.4 Für die Entscheidung nach Art. 25 Abs. 8 Satz 1 BayMRVG ist gemäß § 138 Abs. 4,  § 121a Abs. 1 StVollzG das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Maßnahme durchgeführt werden soll. Das gerichtliche Verfahren richtet sich gemäß § 138 Abs...
	18.1.2.5 Eine gerichtliche Prüfung ist nur dann entbehrlich, wenn die betroffene untergebrachte Person schriftlich in die Maßnahme einwilligt. Eine wirksame Einwilligung setzt insbesondere voraus, dass die untergebrachte Person einwilligungsfähig ist ...

	18.1.3 Ausnahmsweise kann bei Gefahr im Verzug die besondere Sicherungsmaßnahme bereits durchgeführt werden, bevor die Entscheidung des zuständigen Gerichts erlangt wurde, Art. 25 Abs. 8 Satz 2 BayMRVG. Die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen, es...
	18.1.4 Soweit auf Grund der Art der besonderen Sicherungsmaßnahme erforderlich, ist die betroffene untergebrachte Person während der Dauer der Maßnahme in besonderem Maße ständig und in geeigneter Weise zu betreuen und zu überwachen. Es ist zu gewährl...

	18.2 Fixierung (Art. 25 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 3 und 9 BayMRVG)
	18.2.1 Eine Fixierung ist die Aufhebung der Bewegungsfreiheit an allen Gliedmaßen (Art. 25 Abs. 2 Nr. 2 BayMRVG). Eine Fixierung ist ein schwerwiegender Eingriff und aus Gründen der Verhältnismäßigkeit nur zulässig, wenn bei einer untergebrachten Pers...
	18.2.2 Eine Fixierung unterliegt grundsätzlich einem Richtervorbehalt, es sei denn, es handelt sich um eine bloß kurzfristige Maßnahme (Art. 25 Abs. 9 Satz 1 BayMRVG).
	Von einer kurzfristigen Maßnahme ist in der Regel auszugehen, wenn sie absehbar die Dauer von ungefähr einer halben Stunde unterschreiten wird (vgl. BVerfG, Urteil vom 24. Juli 2018, 2 BvR 309/15, 2 BvR 502/16, Rn. 68).
	18.2.3 Fixierungen unterliegen, wie andere freiheitsentziehende besondere Sicherungsmaßnahmen, unabhängig von ihrer absehbaren Dauer dem Richtervorbehalt, wenn sie regelmäßig angewendet werden sollen. Regelmäßig ist eine Fixierung dann, wenn sie entwe...
	18.2.4 Die Fixierung darf gemäß Art. 25 Abs. 3 Satz 5 BayMRVG nur befristet angeordnet werden, längstens für 24 Stunden. Die Dauer ist auf das geringste erforderliche Maß zu beschränken; das Fortbestehen der Notwendigkeit der Fixierung ist regelmäßig ...
	18.2.5 Die Fixierung ist so auszuführen, dass die Bewegungsfreiheit der zu fixierenden Person so gering wie möglich eingeschränkt wird. Fixierungen dürfen nur mit hierfür zertifiziertem und den anerkannten Regeln der Technik entsprechendem Material er...
	18.2.6 Es hat eine ständige 1:1 Betreuung durch Beschäftigte, die ärztlich in solche Aufgaben eingewiesen wurden, unmittelbar am Patienten zu erfolgen. Sofern es der körperliche und psychische Zustand der fixierten Person zulässt, es dem Wunsch der un...

	18.3 In der Patientenakte ist Folgendes schriftlich zu dokumentieren:
	18.4 Die nächtliche Nachschau (Art. 25 Abs. 2 Nr. 5 BayMRVG) als besondere Sicherungsmaßnahme ist unter den Voraussetzungen des Art. 25 Abs. 1 oder Abs. 4 BayMRVG während der Ruhezeiten zulässig. Die Häufigkeit der nächtlichen Kontrollen ist am jeweil...

	19. Festnahmerecht (zu Art. 27 Abs. 5)
	20. Erkennungsdienstliche Maßnahmen (zu Art. 28)
	21. Entnahme von Körperzellen
	21.1 Eine Entnahme von Körperzellen ist unter den Voraussetzungen des § 81g StPO zulässig. Ohne schriftliche Einwilligung der untergebrachten Person darf die Entnahme von Körperzellen nur durch das Gericht, bei Gefahr im Verzug auch durch die Staatsan...
	21.2 Polizeibeamte oder Polizeibeamtinnen werden die betreffende Person in der Maßregelvollzugseinrichtung aufsuchen und bei Erklärung des Einverständnisses die Körperzellenprobe sofort entnehmen. Im Falle einer Verweigerung des Einverständnisses werd...

	22. Motivationsgeld und Zuwendungen (zu Art. 29)
	22.1 Erbringt die untergebrachte Person Leistungen im Rahmen der Arbeitstherapie, hat sie einen Anspruch auf die Gewährung eines Motivationsgeldes. Die Höhe des Motivationsgeldes ist nach den Umständen des Einzelfalls durch den Träger der Maßregelvoll...
	22.2 Geht die untergebrachte Person im Rahmen des Art. 10 Abs. 3 BayMRVG einer Arbeit außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung nach, so richtet sich diese Vergütung eines im Rahmen eines freien Beschäftigungsverhältnisses erworbenen Arbeitslohns nach...

	23. Barbetrag zur persönlichen Verfügung (zu Art. 29 Abs. 3)
	23.1 Eine mittellose untergebrachte Person hat Anspruch auf einen Barbetrag zur persönlichen Verfügung. Mittellos ist eine untergebrachte Person, soweit ihr im laufenden Monat aus anderen Quellen ein Betrag bis zur Höhe des Barbetrages nicht zur Verfü...
	23.2 Bei der Festsetzung der Höhe des Barbetrags zur persönlichen Verfügung orientiert sich die Fachaufsichtsbehörde an den Regelbedarfsstufen/Regelsätzen der Sozialhilfe für volljährige Leistungsberechtigte (§ 27b Abs. 2 SGB XII). Untergebrachte Pers...
	23.3 Der Anspruch der untergebrachten Person auf den Barbetrag zur persönlichen Verfügung ist als zweckgebundener Anspruch unpfändbar gemäß § 851 Zivilprozessordnung in Verbindung mit  § 399 BGB.

	24. Verfügung über Gelder (zu Art. 31)
	24.1 Die untergebrachten Personen können grundsätzlich über einen Betrag in Höhe des allgemeinen Barbetrags der jeweiligen Lockerungsstufe frei verfügen. Unerheblich ist dabei, ob die Person einen Barbetrag tatsächlich erhält oder es sich um eigene Ge...
	24.2 Anders als Vermögen dient Einkommen in der Regel der Bestreitung des allgemeinen Lebensunterhaltes. Da dessen Sicherung einen wichtigen Aspekt im Rahmen der Resozialisierung darstellt, eröffnet Art. 31 Abs. 1 Satz 2 den MRV-Einrichtungen die Mögl...

	25. Überbrückungsgeld (zu Art. 30)
	25.1 Zweck der Bildung von Überbrückungsgeld ist die finanzielle Vorsorge für die Zeit unmittelbar nach der Entlassung durch das Ansparen eines Geldbetrags. Die Bildung von Überbrückungsgeld ist nicht zwingend. In bestimmten Fällen kann die zwangsweis...
	25.2 Die angemessene Höhe des Überbrückungsgeldes bestimmt sich nach dem Betrag, den die untergebrachte Person sowie deren Unterhaltsberechtigte im ersten Monat nach der Entlassung aus der Unterbringung als notwendigen Lebensunterhalt entsprechend den...
	25.3 Das Überbrückungsgeld ist in geeigneter Weise anzulegen. Die Bestimmung der Anlageform liegt im Ermessen der Maßregelvollzugseinrichtung.
	25.4 Für das Überbrückungsgeld gelten die besonderen Pfändungsschutzbestimmungen des § 138 Abs. 1 in Verbindung mit § 51 Abs. 4 und 5 StVollzG.

	26. Aktenführung (zu Art. 32)
	26.1 Dokumentationspflichten
	26.2 Unterscheidung zwischen Tatsachen und persönlichen Einschätzungen (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 197 Abs. 10 Satz 1 BayStVollzG
	26.3 Unterscheidung nach Personenkategorien (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 197 Abs. 10 Satz 2 BayStVollzG)
	26.4 Besondere Kennzeichnung
	26.4.1 Daten, die Dritte betreffen, sind besonders zu kennzeichnen (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 197 Abs. 10 Satz 2 BayStVollzG). Ebenso sind gem. Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 201 Abs. 4 Satz 2 BayStVollzG besondere Kategorie...
	26.4.2 Die Zugriffsrechte auf besondere Kategorien personenbezogener Daten sind auf das für die Behandlung unbedingt erforderliche Maß zu beschränken (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 205 Abs. 3 BayStVollzG in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1...
	26.4.3 Als Verschlusssache eingestufte Dokumente, insbesondere die von Polizei oder Verfassungsschutz erfassten Erkenntnisse zu Personen, bei denen eine besondere Beobachtungsrelevanz festgestellt wurde, sind gesondert zu hinterlegen.

	26.5 Qualitätssicherung (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 2 BayStVollzG)
	26.6 Aufbewahrung und Löschung
	26.7 Berichtigung und Einschränkung (siehe Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 1, und 5 BayStVollzG)
	26.7.1 Gem. Art. 32 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 1 BayStVollzG sind personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Die Berichtigung kann auch eine Ergänzung der Daten erforderlich machen, wenn eine mangelnde Vollständigkeit...
	26.7.2 Gem. Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 202 Abs. 5 BayStVollzG hat die Löschung der Daten zu unterbleiben, soweit und solange
	26.7.2.1 Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden,
	26.7.2.2 die Daten für Beweiszwecke einer weiteren Aufbewahrung bedürfen,
	26.7.2.3 dies zur Verfolgung oder Verhütung von Straftaten erforderlich ist,
	26.7.2.4 dies im Einzelfall nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist,
	26.7.2.5 dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben nach Art. 197 Abs. 4a BayStVollzG erforderlich ist oder
	26.7.2.6 ein Fall des Art. 197 Abs. 9 BayStVollzG vorliegt.



	27. Akteneinsicht und Auskunftsrecht
	27.1 Die untergebrachte Person hat Anspruch auf Einsicht in ihre Akten gemäß Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 3 BayStVollzG.
	27.2 Die Einrichtung teilt einer Person auf Antrag mit, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, erhält die Person ihrem Antrag entsprechend Auskunft über
	27.2.1 sie betreffende personenbezogene Daten und über
	27.2.2 die Rechtsgrundlage und die Zwecke der Verarbeitung,
	27.2.3 verfügbare Informationen zur Herkunft der Daten oder, falls dies im Einzelfall nicht möglich ist, zu den Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden,
	27.2.4 die Empfänger, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt wurden,
	27.2.5 die für deren Speicherung vorgesehene Dauer oder, falls dies im Einzelfall nicht möglich ist, die Kriterien für deren Festlegung,
	27.2.6 die bestehenden Rechte auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung und
	27.2.7 die Kontaktdaten des Landesbeauftragten und die Möglichkeit, bei ihm Beschwerde einzulegen.

	27.3 Art. 203 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 5 BayStVollzG sowie Art. 10 Abs. 2 BayDSG gelten entsprechend.
	27.4 Neben den Informationen nach Nr. 27.2 sind immer auch die die auskunftsersuchende Person betreffenden personenbezogenen Daten zu beauskunften.
	27.5 Ablichtungen sind der untergebrachten Person auf deren Verlangen und auf deren Kosten zu erstellen; Lfd. Nr. 1.III.0/1.2 des Kostenverzeichnisses gilt entsprechend.
	27.6 Auskunft aus der Maßregelvollzugsdatei gem. Art. 34a BayMRVG (Art. 34 BayMRVG in Verbindung mit Art. 204 Abs. 1 BayStVollzG)
	27.7 Eine Einschränkung des Rechts auf Akteneinsicht und Auskunft ist nur in den gesetzlich normierten Fällen möglich. In jedem Einzelfall muss konkret und substantiiert abgewogen werden, ob und inwieweit ein Anspruch besteht. Pauschale Wertungen oder...
	27.8 Während Auskünfte oder die Einsicht an sich unentgeltlich erfolgen müssen, sind Ablichtungen der untergebrachten Person auf deren Verlangen und auf deren Kosten nach Maßgabe der Lfd. Nr. 1.III.0/1.2 des Kostenverzeichnisses zu erstellen.

	28. Datenschutzrechtliche Hinweispflichten (zu Art. 34 BayMRVG)
	29. Maßregelvollzugsdatei (zu Art. 34a BayMRVG)
	29.1 Die Datei ist ein unverzichtbares Mittel der Transparenz und dient dem Schutz der untergebrachten Personen. Das Internationale Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen ist ein Übereinkommen, dem die Bundesrepublik Deutsc...
	29.2 Die Fachaufsichtsbehörde führt die Maßregelvollzugsdatei. Die Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen sind ab dem 1. Januar 2021 dazu verpflichtet, die aufgezählten Daten für jede untergebrachte Person zu erheben und tagesaktuell zum vorgegebene...
	29.3 Für die Verarbeitung der Daten wird eine enge Zweckbindung vorgeschrieben. Die Fachaufsichtsbehörde darf die übermittelten Daten nur zu den in Art. 34a Abs. 2 Satz 1 BayMRVG aufgeführten Zwecken verarbeiten. Bei der Fachaufsichtsbehörde haben nur...
	29.4 Hinsichtlich der Betroffenenrechte (zum Beispiel Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung, Informationspflichten der Maßregelvollzugseinrichtungen, Auskunftsrecht) gelten gem. Art. 34 BayMRVG Art. 198 bis 205 BayStVollzG entsprec...

	30. Vollzug der einstweiligen Unterbringung (zu den Art. 37-41)
	30.1 Für den Vollzug der einstweiligen Unterbringung ist zu beachten, dass die Vorschriften des BayMRVG ausschließlich nach Maßgabe des Art. 41 BayMRVG Anwendung finden. Die einstweilige Unterbringung ist in § 126a StPO und in den Art. 37 ff. BayMRVG ...
	Aufgrund dieser parallelen Zuständigkeit kann es beim Vollzug der einstweiligen Unterbringung geschehen, dass zu ähnlichen Regelungsbereichen (zum Beispiel bei der Besuchsüberwachung) vom Gericht verfahrenssichernde Anordnungen erlassen werden, währen...
	30.2 Bei einer Unterbringung aufgrund strafgerichtlicher Entscheidung gemäß § 126a StPO ist die Unschuldsvermutung grundlegendes Prinzip. Sie prägt den gesamten Vollzug der einstweiligen Unterbringung und ist bei sämtlichen die einstweilig untergebrac...
	30.3 Die zu beachtende Unschuldsvermutung hindert nicht daran, besondere Umstände und eigene Angaben der einstweilig untergebrachten Person im Rahmen des Vollzugs der einstweiligen Unterbringung und der insoweit zu treffenden Maßnahmen zu berücksichti...
	30.4 Finanzielle Regelungen für einstweilig untergebrachte Personen

	31. Vollzugszuständigkeit durch die Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen (zu Art. 45)
	32. Örtliche Zuständigkeit für die Unterbringung (zu Art. 45)
	32.1 Die örtliche Zuständigkeit des für die Aufnahme zuständigen Bezirks ist in Art. 45 Abs. 2 BayMRVG geregelt. Die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Maßregelvollzugseinrichtungen des Bezirks ergibt sich aus dem Vollstreckungsplan für den Frei...
	32.2 Die zuständige Vollstreckungsbehörde nimmt – soweit möglich – rechtzeitig vor der Einweisung Kontakt mit der nach dem Vollstreckungsplan zuständigen Maßregelvollzugseinrichtung auf. Im Falle der wohnortnahen Einweisung prüft die Maßregelvollzugse...
	32.3 Abweichend vom Vollstreckungsplan kann eine Einweisung oder Verlegung in eine andere Einrichtung erfolgen, wenn
	32.3.1 Die untergebrachte Person kann einen Antrag auf Einweisung oder Verlegung in eine vom Vollstreckungsplan abweichende Einrichtung stellen. Bei der Entscheidung über den Antrag hat die untergebrachte Person einen Anspruch auf fehlerfreie Ermessen...
	32.3.2 Bei der Einweisung kann die Vollstreckungsbehörde aus den oben genannten Gründen vom Vollstreckungsplan abweichen. In diesen Fällen nimmt die Vollstreckungsbehörde rechtzeitig Kontakt mit der vorgesehenen Maßregelvollzugseinrichtung auf.
	32.3.3 Über Verlegungen innerhalb Bayerns während des Vollzugs entscheidet der abgebende im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Bezirk. Die Entscheidung ist gemäß Art. 49 Abs. 2 Nr. 5 BayMRVG grundsätzlich von der Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung...


	33. Länderübergreifende Einweisung/Verlegung
	33.1 Wird eine Unterbringung nicht in dem Land vollzogen (auswärtige Unterbringung), in dem das anordnende Gericht seinen Sitz hat (Gerichtsland), so gilt die „Ländervereinbarung über die Tragung von Kosten für eine Unterbringung von Personen in einem...
	33.2 Für länderübergreifende Unterbringungsfälle, die vor dem 1. Januar 2012 nach den Bestimmungen der alten Ländervereinbarung vom 15. Februar 2005 auswärtig untergebracht wurden (Altfälle), verbleibt es bei der bisherigen Kostentragungsregelung, sof...
	33.3 Die „Ländervereinbarung über die Tragung von Kosten für eine Unterbringung von Personen in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt aufgrund strafgerichtlicher Entscheidung nach §§ 63 und 64 StGB sowie § 7 JGG“ vom 17. N...
	33.3.1 Einweisung einer unterzubringenden Person aufgrund einer Entscheidung der Vollstreckungsbehörden oder aufgrund eines rechtskräftig gerichtlich festgestellten Rechtsanspruchs oder aufgrund eines anerkannten Rechtsanspruchs
	33.3.1.1 Es besteht kein Zustimmungserfordernis der Fachaufsichtsbehörde. Die Fachaufsichtsbehörde ist jedoch durch die zuständige bayerische Strafvollstreckungsbehörde bei unterschiedlichen Auffassungen des Gerichts- und Vollzugslandes unter Beifügun...
	33.3.1.2 Das Vollzugsland trägt die Kosten der Unterbringung; im Falle eines anerkannten Rechtsanspruchs jedoch nur, wenn der Rechtsanspruch von den zuständigen Behörden der beiden betroffenen Länder, in Bayern der zuständigen Strafvollstreckungsbehör...

	33.3.2 Verlegung einer untergebrachten Person aufgrund einer Entscheidung der Vollstreckungsbehörden oder aufgrund eines rechtskräftig gerichtlich festgestellten Rechtsanspruchs oder aufgrund eines anerkannten Rechtsanspruchs
	33.3.2.1 Die Verlegung aus oder nach Bayern bedarf gemäß Art. 45 Abs. 4 Satz 3 BayMRVG der Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde.
	33.3.2.2 Der Fachaufsichtsbehörde sind von der betroffenen Maßregelvollzugseinrichtung gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Verlegung sowie unter Beifügung entsprechender Nachweise umfassende Informationen über die zu ...
	33.3.2.3 Ein Rechtsanspruch auf Verlegung ist insbesondere dann gegeben, wenn hierdurch die Behandlung oder Wiedereingliederung nach der Entlassung gefördert wird. Familiären Beziehungen kommt hierbei ein hohes Gewicht zu. Ein alleiniges Abstellen auf...
	33.3.2.4 Das Vollzugsland trägt die Kosten der Unterbringung; im Falle eines anerkannten Rechtsanspruchs jedoch nur, wenn der Rechtsanspruch von den zuständigen Behörden der beiden betroffenen Länder, in Bayern der Fachaufsichtsbehörde, im Vorhinein a...

	33.3.3 Verlegung einer untergebrachten Person im Rahmen eines Patientenaustauschs
	33.3.3.1 Die Verlegung aus oder nach Bayern bedarf gemäß Art. 45 Abs. 4 Satz 3 BayMRVG der Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde.
	33.3.3.2 Der Fachaufsichtsbehörde sind von der betroffenen Maßregelvollzugseinrichtung gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Verlegung sowie unter Beifügung entsprechender Nachweise umfassende Informationen über die aus...
	33.3.3.3 Das Vollzugsland trägt die Unterbringungskosten, sofern die erforderliche vorherige Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde eingeholt wurde, der – nach dem erfolgten Austausch – dort untergebrachten Person. Bezüglich des Kostenerstattungsverfahre...

	33.3.4 Einweisung oder Verlegung einer untergebrachten Person aufgrund gesonderter Kostenvereinbarung der betroffenen Länder
	33.3.4.1 Gesonderte Vereinbarungen zu einer abweichenden Kostentragung kommen im Einzelnen nur in Betracht, wenn die Einweisung oder Verlegung aus anderen als den in den Nrn. 33.3.1 bis 33.3.3 dargelegten Gründen erfolgen soll. Für den Abschluss einer...
	33.3.4.2 Der Fachaufsichtsbehörde sind von der betroffenen Maßregelvollzugseinrichtung gegebenenfalls der Antrag auf Erteilung der vorherigen Zustimmung zur Einweisung oder Verlegung sowie unter Beifügung entsprechender Nachweise umfassende Informatio...
	33.3.4.3 Bezüglich des Kostenerstattungsverfahrens siehe Nr. 33.4.


	33.4 Kostenerstattungsverfahren
	33.4.1 Für auswärtige Unterbringungen, welche in Bayern gemäß den Nrn. 33.3.1 bis 33.3.3 ab dem 1. Januar 2012 vollzogen werden, sind die Unterbringungskosten aus dem Budget des jeweiligen Trägers zu tragen. Die entsprechenden Berechnungstage können d...
	33.4.2 Für auswärtige Unterbringungen nach Nr. 33.3.4, welche ab dem 1. Januar 2012 vollzogen werden, gilt bezüglich der Tragung der Unterbringungskosten Folgendes:

	33.5 Außerbayerische Unterbringungen mit Kostenübernahmezusagen
	33.5.1 Bei einer Unterbringung in einer außerbayerischen Maßregelvollzugseinrichtung, bei der eine Kostenübernahmezusage der Fachaufsichtsbehörde vorliegt (zum Beispiel Fälle der Nr. 33.2), haben die Gerichte und Vollstreckungsbehörden (Staatsanwaltsc...
	33.5.2 Der Mitteilung nach Nr. 33.5.1 sind, soweit dies nicht bereits im Rahmen der Entscheidung über die Kostenübernahmezusage erfolgt ist, beizufügen:
	33.5.3 Nr. 33.5.1 gilt für Unterbrechungen des Maßregelvollzugs entsprechend.

	33.6 Zuständigkeit bei länderübergreifenden Transporten

	34. Anti-Korruptions- und Compliance-Regelungen
	34.1 Regelungen zur Vorbeugung von Korruption sollen in der öffentlichen Verwaltung die missbräuchliche Ausnutzung öffentlicher Funktionen zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen Dritten mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils für die Allg...
	34.2 Compliance-Regelungen sollen das Handeln in Übereinstimmung mit sämtlichen Regeln, zu denen ein Unternehmen verpflichtet ist – entweder aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder aufgrund selbst auferlegter vertraglicher Verpflichtungen oder unterne...

	35. Sicherheit des Maßregelvollzugs (zu Art. 47 Abs. 2)
	35.1 Die Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen gewährleisten die Sicherheit des Maßregelvollzugs mit geeigneten und erforderlichen organisatorischen, baulichen, sicherheitstechnischen, therapeutischen und personellen Maßnahmen. Hierzu gehören insbe...
	35.2 Die Fachaufsichtsbehörde wirkt auf einheitliche Sicherheitsstandards hin. Abweichungen aufgrund örtlicher Besonderheiten bedürfen der Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde.
	35.3 Die Maßregelvollzugseinrichtung stellt sicher, dass erforderliche Maßnahmen zur Verhütung von Geiselnahmen getroffen sind.
	35.3.1 Dabei sind insbesondere folgende Maßnahmen zu beachten:
	35.3.2 Es ist sicherzustellen, dass die auf besonders gesicherten Stationen untergebrachte Person nicht an Waffen, waffenähnliche Gegenstände und sonstige gefährliche Gegenstände wie zum Beispiel scharfe Messer gelangen kann. Auf nicht besonders gesic...
	35.3.3 Es gelten die „Richtlinien für das Verhalten der Vollzugsbediensteten bei Geiselnahme durch Gefangene in einer Justizvollzugsanstalt“ des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz in der jeweils gültigen Fassung entsprechend.

	35.4 Jede Maßregelvollzugseinrichtung ernennt eine Sicherheitsbeauftragte Person sowie einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin.
	35.4.1 Die Sicherheitsbeauftragte Person trägt im Rahmen der ihr vom Träger und der Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung übertragenen Aufgaben Sorge für alle Sicherheitsbelange innerhalb und außerhalb der jeweiligen Maßregelvollzugseinrichtung. Sie...
	35.4.2 Die Sicherheitsbeauftragte Person erarbeitet für die betreffende Maßregelvollzugseinrichtung ein mit der Polizei abgestimmtes Sicherheitskonzept und hält dieses stets aktuell. Der Fachaufsichtsbehörde ist jeweils ein Abdruck des aktuellen Siche...
	35.4.3 Bei besonderen Vorkommnissen und sonstigen Sicherheitsmängeln verfasst die Sicherheitsbeauftragte Person unverzüglich einen ausführlichen Bericht, der auch Ausführungen zu bereits ergriffenen und/oder geplanten Maßnahmen zur Abhilfe enthält. Di...
	35.4.4 Die Sicherheitsbeauftragte Person holt zur Erfüllung ihrer Aufgaben Informationen von Sicherheitsbeauftragen Personen anderer Maßregelvollzugseinrichtungen ein und tauscht sich mit diesen aus. Alle Sicherheitsbeauftragten Personen der bayerisch...

	35.5 Die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung unterrichtet die Fachaufsichtsbehörde unverzüglich über die in Nr. 35.5.1 genannten besonderen Vorkommnisse in der Maßregelvollzugseinrichtung sowie über sonstige besonderen Vorkommnisse, die besonderes...
	35.5.1 Besondere Vorkommnisse sind insbesondere:
	35.5.2 Im Übrigen bleiben sonstige Meldepflichten (zum Beispiel bei Entweichungen und Lockerungsmissbräuchen) – auch an andere Behörden – unberührt.
	35.5.3 Die Fachaufsichtsbehörde berichtet dem Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales über besondere Vorkommnisse nach Nr. 35.5.1 Buchst. c, d, h, i sowie über sonstige besondere Vorkommnisse im Falle einer Öffentlichkeitsfahndu...

	35.6 Die Maßregelvollzugseinrichtung hat in ausreichendem Umfang funktionstüchtige Personennotrufgeräte (PNA) vorzuhalten und die Personennotrufanlage funktionsfähig zu halten. Die Beschäftigten in der Maßregelvollzugseinrichtung sind gegen schriftlic...

	36. Qualitätssicherung des Maßregelvollzugs durch die Träger (zu Art. 47 Abs. 3)
	36.1 Zur Gewährleistung einer hohen Qualität des Maßregelvollzugs bedarf es einer ständigen Anpassung des Maßregelvollzugs an die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Entwicklungen in diesem Bereich.
	36.2 Die Träger sind verpflichtet, eine fortlaufende Qualitätskontrolle (Qualitätsmanagement/-sicherung in den Maßregelvollzugseinrichtungen) und eine Evaluation der Unterbringung nach für alle Maßregelvollzugseinrichtungen einheitlichen Kriterien dur...
	36.3 Die Fachaufsichtsbehörde wirkt auf einheitliche Qualitätsstandards hin und berät die Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen und die Maßregelvollzugseinrichtungen in Fragen der Qualitätssicherung und deren Evaluation.

	37. Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung (zu den Art. 48 und 49)
	37.1 Der Maßregelvollzug bestimmt sich nach den Vorschriften des BayMRVG und ist hoheitliche Verwaltungstätigkeit. Es bedarf seitens des Bezirks oder dessen Unternehmens klarer Festlegungen, welche Person die Leitungsbefugnisse im Rahmen des Maßregelv...
	37.2 Die Person, die für alle Vollzugsmaßnahmen im Rahmen der Besserung und Sicherung der untergebrachten Personen verantwortlich ist, muss in der Regel ein Facharzt oder eine Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie möglichst mit Schwerpunkt For...
	37.3 Unter Beachtung der Voraussetzungen des Art. 49 BayMRVG sowie etwaiger Vorgaben des Trägers kann die für den Maßregelvollzug verantwortliche Person Aufgaben und Entscheidungen auf entsprechend qualifizierte Beschäftigte der Maßregelvollzugseinric...

	38. Fachaufsicht (zu Art. 50)
	38.1 Fachaufsichtsbehörde über den Maßregelvollzug ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales – Amt für Maßregelvollzug (Art. 50 Abs. 1 BayMRVG). Die Kontaktdaten lauten: Zentrum Bayern Familie und Soziales – Amt für Maßregelvollzug, Reimlinger Straß...
	38.2 Die Fachaufsichtsbehörde ist Ansprechpartnerin der untergebrachten Personen und ihrer Angehörigen sowie der Träger der Einrichtungen und der in den Einrichtungen beschäftigten Personen. Sie soll die Bezirke bei der Erfüllung der Aufgabe des Maßre...
	38.3 Die Fachaufsichtsbehörde prüft die Maßregelvollzugseinrichtungen anlassbezogen und anlassunabhängig. Die Prüfungen können angemeldet und unangemeldet zu jeder Tages- und Nachtzeit erfolgen. Jede Maßregelvollzugseinrichtung muss mindestens einmal ...
	38.4 Folgende Mitteilungen sind der Fachaufsichtsbehörde unaufgefordert zu machen (Berichtspflichten der Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen):
	38.5 Die Fachaufsichtsbehörde berichtet dem Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales in anonymisierter Form wie folgt:

	39. Maßregelvollzugsbeiräte (zu Art. 52)
	39.1 Bei jeder Maßregelvollzugseinrichtung wird ein Maßregelvollzugsbeirat gebildet.
	39.2 Der Beirat (Art. 52 BayMRVG) besteht aus dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden, dem Vertreter oder der Vertreterin und in der Regel bis zu drei weiteren Mitgliedern. Der oder die Vorsitzende und dessen beziehungsweise deren Vertreter werden vom ...
	39.2.1 Weiteres Mitglied kann werden, wer die Wählbarkeit zum Bayerischen Landtag besitzt (vgl. Art. 14 Abs. 2 und Abs. 5 der Verfassung in Verbindung mit Art. 22 des Landeswahlgesetzes) und für die Aufgaben (Art. 52 BayMRVG in Verbindung mit Art. 186...
	39.2.2 Von den weiteren Mitgliedern soll ein Mitglied ein Vertreter beziehungsweise eine Vertreterin eines Interessenverbandes sein, welcher beziehungsweise welche im Bereich der Psychiatrie besondere Sachkunde hat. Ein Angehöriger oder eine Angehörig...
	39.2.3 Bedienstete der Maßregelvollzugseinrichtung dürfen nicht Mitglied des Beirats sein.

	39.3 Die weiteren Mitglieder werden von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Beirats und dem Vertreter oder der Vertreterin im Benehmen mit dem zuständigen Bezirkstagspräsidenten oder der zuständigen Bezirkstagspräsidentin und der Leitung der Ma...
	39.4 Die Amtsdauer der Mitglieder des Beirats endet mit dem Ablauf der Legislaturperiode des Bayerischen Landtags, dem Verlust oder dem Ruhen der Mitgliedschaft beim Landtag oder dem Verlust der Wählbarkeit zum Landtag.
	39.5 Die Mitglieder des Beirats verpflichten sich durch Unterschrift zur gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Beachtung der Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen Maßregelvollzugsgesetz. Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerh...
	39.6 Der Beirat ist von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Beirats spätestens zwei Monate nach der Ernennung der weiteren Mitglieder des Beirats einzuberufen. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende kann den Beirat jederzeit einberufen, mindesten...
	39.6.1 Die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung nimmt an den Sitzungen des Beirats teil und kann mit Zustimmung des Beirats die Teilnahme von weiteren Beschäftigten der Maßregelvollzugseinrichtung im Einzelfall anordnen.
	39.6.2 Über jede Sitzung des Beirats ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Fachaufsichtsbehörde, der Träger der Maßregelvollzugseinrichtung und die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung erhalten eine Ausfertigung der Niederschrift.

	39.7 Die Mitglieder der Beiräte arbeiten ehrenamtlich. Sie erhalten eine Aufwandsentschädigung. Den Mitgliedern der Beiräte werden ferner die Kosten für Fahrten zu einer Maßregelvollzugseinrichtung, für die der Beirat zuständig ist, entsprechend den B...
	39.8 In der Regel sind die Namen und Anschriften sämtlicher Mitglieder des Beirats der untergebrachten Person bekannt zu geben.
	39.8.1 Es genügt die Angabe einer Büroanschrift oder eines Postfachs.
	39.8.2 Im begründeten Einzelfall kann die Adressangabe eines weiteren Mitglieds entfallen. In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass dem Beirat übersendete Schreiben, die explizit an das weitere Mitglied adressiert sind, diesem ungeöffnet übermitt...

	39.9 Die Mitglieder des Beirats teilen besondere Wahrnehmungen, Anregungen, Verbesserungsvorschläge und Beanstandungen schriftlich der Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung und nachrichtlich auch der Fachaufsichtsbehörde mit. Die Leitung der Maßrege...
	39.10 Die Mitglieder des Beirats können ihre Befugnisse jederzeit angemeldet oder unangemeldet, allein oder gemeinsam ausüben.
	39.10.1 Die Mitglieder des Beirats können die untergebrachte Person in ihren Räumen aufsuchen. Aussprache und Schriftwechsel werden nicht überwacht.
	39.10.2 Die Mitglieder des Beirats üben ihre Befugnisse regelmäßig aus, mindestens aber zweimal im Jahr.
	39.10.3 Die Mitglieder des Beirats werden bei der Besichtigung der Maßregelvollzugseinrichtung von der Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung oder einem oder einer damit beauftragten Bediensteten begleitet. Die Möglichkeit, weitere Bedienstete beizuz...

	39.11 Die Leitung der Maßregelvollzugseinrichtung unterstützt die Mitglieder des Beirats bei der Ausübung ihrer Befugnisse und erteilt ihnen unter Berücksichtigung der ärztlichen Schweigepflicht auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte. Die Leitung ...

	40. Kosten (zu Art. 53)
	40.1 Die notwendigen Kosten der Überführung in die Maßregelvollzugseinrichtung und der Unterbringungen nach dem BayMRVG trägt der Freistaat Bayern, soweit nicht ein Träger von Sozialleistungen oder ein Dritter zur Gewährung von gleichartigen Leistunge...
	40.2 Die Kostenträgerschaft des Freistaats Bayern lässt die Erhebung der Kosten der Unterbringung von der untergebrachten Person unberührt. Kosten können der untergebrachten Person nur nach Maßgabe des § 138 Abs. 2 StVollzG in Verbindung mit § 50 StVo...

	41. Baumaßnahmen
	42. Justizbehörden
	42.1 Die Justizbehörden sind kraft Bundesrecht (§§ 451 und 463 StPO, § 82 JGG) zuständig für die Vollstreckung, das heißt sie haben den Vollzug herbeizuführen und dahingehend zu überwachen, dass die Freiheitsentziehung nach ihrer Dauer und ihrer Art d...
	42.2 Die Maßregelvollzugseinrichtung übermittelt auf Anforderung der Vollstreckungsbehörde eine gutachterliche Stellungnahme zur Vorbereitung der gerichtlichen Fortdauerentscheidungen (Art. 35 Abs. 3 BayMRVG). Soweit die Einhaltung der von der Vollstr...

	43. Polizei
	43.1 Eine rechtzeitige und umfassende Information der Polizei über Neuaufnahmen oder Änderungen bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung ist eine unverzichtbare Grundlage für die polizeiliche Lagebeurteilung sowie für die vorbereitende E...
	43.2 Die Maßregelvollzugseinrichtung leitet die Mitteilung über Beginn, Fortsetzung, Unterbrechung und Beendigung einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung einheitlich und unverzüglich mittels des Formblattes „Mitteilung über Beginn und Änder...
	43.3 Unter Beachtung der ärztlichen und therapeutischen Schweigepflicht werden dabei folgende Erkenntnisse mitgeteilt:
	43.4 Um Erfassungslücken bei untergebrachten Personen mit besonderem Sicherungsbedürfnis zu vermeiden, ist eine bevorstehende Entlassung einer solchen Person vier Wochen vor dem voraussichtlichen Entlasstermin dem Bayerischen Landeskriminalamt unter E...
	43.5 Die Polizeidienststelle am Sitz der Maßregelvollzugseinrichtung leitet die Informationen über die Entlassung an die für den neuen Wohnsitz örtlich zuständige Polizeidienststelle weiter. Das Gleiche gilt bei der Verlegung einer Person mit besonder...

	44. Vorwegvollzug
	44.1 § 67 StGB bestimmt die Reihenfolge der Vollstreckung, wenn neben der Unterbringung im Maßregelvollzug gemäß § 63 oder § 64 StGB eine Freiheitsstrafe angeordnet wird. Grundsätzlich wird gemäß § 67 Abs. 1 StGB die Maßregel vor der Strafe vollstreck...
	44.2 Wurde der Vorwegvollzug vom Gericht nicht angeordnet, so hat die zuständige Maßregelvollzugseinrichtung die nachträgliche Umkehr der Vollstreckung unter Angabe von auf den Einzelfall bezogenen Gründen bei der zuständigen Vollstreckungsbehörde (St...
	44.3 Wird die Maßregel vor der Strafe oder vor einem Rest der Strafe vollzogen und wird nach dem Halbstrafenzeitpunkt der Strafrest nicht zur Bewährung ausgesetzt, so hat die Maßregelvollzugseinrichtung zu prüfen, ob es aufgrund von Umständen in der P...

	45. Unterbrechung des Maßregelvollzugs
	45.1 Die Vollstreckungsbehörde tritt in die Prüfung gemäß § 44b der Strafvollstreckungsordnung ein, sobald feststeht, dass neben der Unterbringung eine Freiheitsstrafe zu vollstrecken ist, auf die in einem anderen Verfahren erkannt wurde.
	45.2 Bevor die Vollstreckungsbehörde der Maßregelvollzugseinrichtung die Unterbrechung des Maßregelvollzugs einer untergebrachten Person zur Vollstreckung einer Strafe in einem anderen Verfahren ankündigt (vgl. § 44b Strafvollstreckungsordnung), finde...
	45.3 Sieht die Vollstreckungsbehörde von einer Unterbrechung des Maßregelvollzugs zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe aus einem anderen Verfahren ab, so leitet die Vollstreckungsbehörde von Amts wegen ein Gnadenverfahren hinsichtlich dieser Freihe...

	46. Verfahren bei Therapieabbruch
	46.1 Sobald aus Sicht der Maßregelvollzugseinrichtung bei einer nach § 64 StGB untergebrachten Person die Erledigung der Maßregelangezeigt ist, hat sie dies bei der zuständigen Vollstreckungsbehörde schriftlich unter Angabe der zugrundeliegenden Tatsa...
	46.2 Hat das Gericht die Erledigung der Unterbringung gemäß § 67d Abs. 5 StGB angeordnet und legt die untergebrachte Person Rechtsmittel ein, veranlasst die Vollstreckungsbehörde schon vor einer Entscheidung über die sofortige Beschwerde auf entsprech...
	46.3 Es ist davon auszugehen, dass von Therapieabbrechern typischerweise ein erhebliches Gefährdungs- und Störungsrisiko im Maßregelvollzug ausgeht, so dass grundsätzlich eine unverzügliche Verlegung in eine Justizvollzugsanstalt anzustreben ist. Ents...

	47. Sicherungsverwahrung gemäß § 66 StGB neben einer Maßregel gemäß den §§ 63 und 64 StGB
	47.1 Die Vollstreckungsbehörden werden
	47.2 Die Maßregelvollzugseinrichtung wird

	48. Umgang mit einer ausländischen untergebrachten Person
	48.1 Gemäß § 456a StPO kann die Vollstreckungsbehörde von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maßregel der Besserung und Sicherung absehen, wenn der oder die Verurteilte wegen einer anderen Tat einer ausländ...
	48.2 Bestehen bei einer untergebrachten Person Anhaltspunkte dafür, dass die Voraussetzungen des § 456a StPO vorliegen, nimmt die Maßregelvollzugseinrichtung mit der zuständigen Vollstreckungsbehörde Kontakt auf und regt an, die notwendigen Schritte e...
	48.3 Kommt ein Absehen von der Vollstreckung nicht in Betracht, soll bei einer nach § 64 StGB untergebrachten Person im Einzelfall geprüft werden, ob über die zuständige Vollstreckungsbehörde die Erledigterklärung der Unterbringung durch das Gericht g...
	48.4 Gemäß § 67 Abs. 3 Satz 2 StGB in Verbindung mit § 67 Abs. 2 Satz 4 StGB kann eine Umstellung der Vollstreckungsreihenfolge in der Weise erreicht werden, dass die Strafe vor der Maßregel vollstreckt wird, wenn zu erwarten ist, dass der Aufenthalt ...
	48.5 Nach den §§ 85 ff. Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in Verbindung mit dem Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 (Rahmenbeschluss Freiheitsstrafen) und nach dem Übereinkommen über die Überstellung ver...
	48.5.1 Ziel des Rahmenbeschlusses Freiheitsstrafen wie auch des Übereinkommens ist es, die soziale Wiedereingliederung verurteilter Ausländer und Ausländerinnen durch eine Verbüßung der gegen sie verhängten Sanktionen in ihrer Heimat zu fördern. Die F...
	48.5.2 Bei Aufnahme einer ausländischen untergebrachten Person, die die Staatsangehörigkeit eines EU-Mitglieds- beziehungsweise Vertragsstaates besitzt, ist diese von dem wesentlichen Inhalt des Rahmenbeschlusses beziehungsweise des Übereinkommens zu ...
	48.5.3 Stellt eine untergebrachte Person in der Maßregelvollzugseinrichtung ein Gesuch auf Überstellung, leitet die Maßregelvollzugseinrichtung das Ersuchen mit einer eigenen Stellungnahme der zuständigen Vollstreckungsbehörde zu. Die Stellungnahme de...

	48.6 Mit den jeweils zuständigen Ausländerbehörden ist insbesondere bei vollziehbar ausreisepflichtigen ausländischen Personen im Rahmen der datenschutzrechtlichen Möglichkeiten ein regelmäßiger Austausch zu suchen, um möglichst sicherzustellen, dass ...

	49. Antrag auf gerichtliche Entscheidung
	49.1 Gegen eine Maßnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Maßregelvollzugs kann gerichtliche Entscheidung beantragt werden. Mit dem Antrag kann auch die Verpflichtung zum Erlass einer abgelehnten oder unterlassenen Maßnahme be...
	49.2 Der Antrag ist fristgebunden, § 138 Abs. 3 in Verbindung mit den §§ 112 und 113 StVollzG. Er muss zwei Wochen nach Zustellung oder schriftlicher Bekanntgabe der Maßnahme oder ihrer Ablehnung schriftlich oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle ...
	49.3 Über den Antrag entscheidet die Strafvollstreckungskammer oder die Jugendkammer (§ 92 Abs. 2 Satz 1 JGG), in deren Bezirk die beteiligte Maßregelvollzugseinrichtung als Vollzugsbehörde ihren Sitz hat. Das Verfahren richtet sich nach § 138 Abs. 3 ...

	50. Schriftliche Bekanntgabe der Vollzugsmaßnahme oder ihrer Ablehnung
	51. Behandlung eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung durch die Maßregelvollzugseinrichtung
	51.1 Geht ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei der Maßregelvollzugseinrichtung ein, so ist er unverzüglich dem zuständigen Gericht (§ 138 Abs. 3 in Verbindung mit § 110 StVollzG) zuzuleiten.
	51.2 Eine Stellungnahme des Leiters oder der Leiterin der Maßregelvollzugseinrichtung, ein Abdruck der angefochtenen Entscheidung und die sonst einschlägigen Unterlagen oder Ablichtungen davon sind dem Antrag beizufügen oder sobald wie möglich nachzur...
	51.3 Die Stellungnahme der Maßregelvollzugseinrichtung ist so abzufassen, dass sie der untergebrachten Person auch bekannt gegeben werden kann. Die Stellungnahme soll in der Regel Angaben zur Person der untergebrachten Person und eine Darstellung des ...
	51.4 Ersucht das Gericht zu einem bei ihm vorgebrachten Antrag der untergebrachten Person um Stellungnahme, so gilt vorstehender Absatz entsprechend.

	52. Gerichtliche Entscheidung, Rechtsbeschwerde
	53. Rechtsbeschwerdeverfahren
	53.1 Wird Rechtsbeschwerde eingelegt, so ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales als Fachaufsichtsbehörde Beteiligte des Verfahrens (§ 138 Abs. 3 und § 111 Abs. 2 StVollzG). Die Vertretung im Verfahren erfolgt durch die örtlich zuständige Generals...
	53.2 Die Generalstaatsanwaltschaft legt der Fachaufsichtsbehörde drei Abdrücke der zur Rechtsbeschwerde ergangenen gerichtlichen Entscheidung vor. Die Fachaufsichtsbehörde setzt hiervon die Bezirkshauptverwaltung oder die Leitung des Unternehmens des ...

	54. Inkrafttreten; Außerkrafttreten

